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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich eröffne die 47. Sitzung des Wiener Gemeinderates.

Entschuldigt für die heutige Sitzung während des gesamten Tages ist GR Wagner. 

Es gibt eine Vielzahl von GemeinderätInnen - mit großem I -, die während des Tages entschuldigt sind, auch einzelne Stadträtinnen und Stadträte. Ich möchte es mir ersparen, die Namen zu verlesen, weil es immer eine stundenweise Entschuldigung ist.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 02090-2009/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Gerald Ebinger gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Das Kontrollamt hat in seinem Prüfbericht betreffend Planungen und Umbauarbeiten des Ronacher festgestellt, dass durch die zu optimistische Kostenschätzung und die falsche Markteinschätzung bedeutsame Abstriche vom Finanzierungskonzept und daher der Funktionssanierung vorzunehmen waren. Daraus ergeben sich weitere notwendige Sanierungsmaßnahmen. Welche weiteren finanziellen Mittel werden dafür in den nächsten Jahren zur Verfügung gestellt werden müssen?)
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In dieser Frage geht es darum, dass es weitere notwendige Sanierungsmaßnahmen für das Ronacher gebe, und ich werde gefragt, welche Mittel dafür in den nächsten Jahren zur Verfügung gestellt werden müssen.

Lassen Sie mich zunächst einmal, bevor ich die Frage beantworte - wenn ich das vielleicht ganz kurz tun darf -, den Anlass dazu benützen, auch von dieser Stelle aus - und ich glaube, Sie werden mir vielleicht alle zumindest in diesem Punkt zustimmen - Michael Haneke und seinem Team, das gestern die „Goldene Palme" in Cannes gewonnen hat, alles Gute zu wünschen und zu gratulieren. Es ist wirklich eine sensationelle Leistung! Ich glaube, wir können da einstimmig - so hoffe ich jedenfalls - auch von dieser Stelle aus gratulieren (Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN), weil wir jedenfalls in vielen Bereichen der Kultur, so auch in diesem, eigentlich in der Champions League permanent mitspielen und auch gewinnen. Das kann man ja nicht von allzu vielen Bereichen sagen, und es ist wirklich ein großer Tag!

Ich möchte es jetzt auch gar nicht so sehr chauvinistisch-nationalistisch vereinnahmen, dass das ein österreichischer Film ist. Es ist auch ein österreichischer, aber es ist eine internationale Koproduktion. Es hat auch ein in Wien gebürtiger und hier seine Ausbildung genossen habender Schauspieler gewonnen, und auch noch zwei junge österreichische Filmemacher. Das ist also wirklich eine ganz tolle Geschichte!

Zur Frage: Ich möchte da gerne einen grundlegenden Irrtum, wenn schon nicht ausräumen, aber zumindest versuchen klarzulegen. Wir haben diese Sanierung des Ronacher immer bewusst als Funktionssanierung gesehen und bezeichnet und auch als solche finanziert. Manchmal wurde ich sogar gefragt, wieso wir das so gespreizt ausdrücken. Mir ist aber immer viel daran gelegen, bei diesem Wort Funktionssanierung zu bleiben, weil es nie darum gegangen ist, eine grundlegende denkmalschützerische Gesamtsanierung des Hauses zu machen. Diese hätte in der Tat von Haus aus um einiges mehr gekostet und ist aus meiner Sicht auch gar nicht notwendig, um das Ziel zu erreichen, nämlich eine funktionstüchtige Bühne, ein funktionstüchtiges Theater, ein funktionstüchtiges Musiktheater zu etablieren. Dieses war das Ziel, und dieses ist auch erreicht worden, und zwar ohne zusätzliche Kosten oder mit ganz geringfügigen, wie das Kontrollamt durchaus auch anerkennend anmerkt. 

Ich sage, das kann sich absolut sehen lassen! Wenn man nämlich vergleicht, wie andere historische Bauten im In- wie im Ausland umgebaut wurden, wie stark da die Kosten explodiert sind, dann wird man wohl nicht umhin können anzuerkennen, dass die beiden grundlegenden Ziele, die man sich bei der Funktionssanierung des Ronacher gesetzt hat, nämlich erstens, ein funktionsfähiges Theater zu bauen, zu erreichen und zu etablieren, und andererseits bei den präliminierten Gesamtkosten zu bleiben, erreicht sind.

Dass es darüber hinaus - zu gegebenem Zeitpunkt! - wünschenswert ist, dass vielleicht auch die Fenster an der Fassadenseite des Bürotraktes hergerichtet werden, ist, mit Verlaub gesagt, keine kulturpolitische Grundsatzentscheidung, sondern das sollen die Verantwortlichen der Vereinigten Bühnen und des Ronacher zu gegebenem Zeitpunkt mit dem Denkmalamt und mit den vorhandenen Mitteln, die sie aus den Betriebssubventionen oder auch aus den Rücklagen haben, klären. 

Bis dahin bitte ich um Verständnis, dass ich Ihnen über die weiteren Kosten und Pläne keine Auskunft geben kann, weil ich auch bei vielen anderen Häusern in Wien erst dann darüber Auskunft geben kann, wenn detaillierte Pläne vorliegen und wenn das auch finanziert ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Ebinger gestellt. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Stadtrat.

Ich bin einigermaßen erstaunt. Offensichtlich haben Sie den Kontrollamtsbericht nicht gelesen, weil Sie sonst wissen müssten, dass die Fenstersanierung eigentlich drinnen gewesen wäre und nur auf Grund der überhöhten Mindestanbote schlussendlich nicht durchgeführt wurde, wie viele andere Dinge auch. 

Aber wenn Sie Funktionssanierung sagen, dann steht auf Seite 13 des einen Kontrollamtsberichtes, dass man eine Funktionssanierung für 41,3 Millionen EUR geplant hat - Basis 1. Dezember 2003 -, wovon 34,1 Millionen EUR auf jene Maßnahmen entfielen, die für die Umgestaltung des Ronacher zu einer Musical-Bühne für unerlässlich erachtet wurden. Die restlichen Kosten - 7,2 Millionen EUR, was immer man jetzt von diesen Schätzungen von damals hält - betrafen die Baustufe 2, Kellertheater, zweite Probebühne, Küche, Kantine, Sanierung der Stuckdecke, ZuschauerInnenraum, Einbau Sprinkleranlage für Lager, Garderoben, operative Räume; dies allerdings erst dann, wenn die Baustufe 1 erfolgt ist. 

Okay, jetzt ist in unserer ersten Frage gestanden, wann das durchgeführt wird. Die Vereinigten Bühnen sagen auf Seite 53: Nach Maßgabe der Mittel, die Gebäudesanierung ist in einem weiteren Schritt vorgesehen. - Wenn die wissen, dass es vorgesehen ist, und Sie nicht, dann frage ich mich: Wer sagt mir hier die Wahrheit und wer nicht?

Faktum ist: Funktionssanierung betrifft mehr als das, was gemacht wurde. Und über die Funktionssanierung hinaus ist die Sanierung des Gebäudes dringend notwendig. Meine Frage deswegen nochmals: Wann soll die Sanierung erfolgen?

Es sind immerhin durchnässte Wände, morsche Fenster, ein nicht renovierter Zuschauerraum, also wichtige Dinge, wenn man auch Publikum anziehen und die Substanz erhalten möchte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da bitte ich schon ein bisschen um Verständnis, dass es einen Unterschied gibt zwischen dem, was vielleicht wünschenswert wäre, und dem, was tatsächlich machbar ist. Das Ronacher ist eines von vielen kulturell genützten Häusern in Wien, in denen es Wünsche gibt, in denen es vielleicht auch die eine oder andere Notwendigkeit gibt. Das werden wir - so wie an allen anderen Häusern, beispielsweise am Volkstheater, um nur eines der zahlreichen zu nennen - auch genauso lösen. Wenn es entsprechende Vorschläge gibt, wenn es entsprechende Finanzierungsvorschläge gibt, wird man sich zusammensetzen und das lösen.

Mir liegt nur - noch einmal - grundlegend daran, und ich weiß nicht, ob Sie schon im neuen Ronacher waren und ob Sie den Eindruck haben, dass es dort hineinregnet oder dass der Zuschauersaal grundlegend renovierungsbedürftig ist. Wenn Sie dort waren, werden Sie mir bestätigen, dass das alles nicht der Fall ist und dass es in Wien wahrscheinlich Häuser gibt, wo eine Sanierung und eine Renovierung vielleicht noch dringlicher wäre. 

Aber wir werden uns selbstverständlich, so wie bei allen anderen Fällen, mit der Geschäftsführung zusammensetzen, so sie dann auch außerhalb des vorhandenen Budgets noch Mittel brauchen - aber das weiß ich noch nicht einmal -, und dann wird man sich vernünftig darauf einigen. Davor kann ich, will ich und werde ich nicht eine Auskunft darüber geben, wie viele Mittel notwendig sind.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die nächste Zusatzfrage wird gestellt von GRin Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben es gerade selbst gesagt: Es gibt wahrscheinlich Häuser in dieser Stadt, in denen eine Sanierung dringender notwendig wäre. Das war auch vor der Funktionssanierung des Ronacher so. Tatsächlich wurde sehr viel Geld in ein Haus gesteckt, das sich jetzt nach der Eröffnung offensichtlich als Ort für selbst produzierte Musicals erst wieder nicht wirklich etablieren kann. Jetzt wird wieder ein eingemietetes Musical gespielt.

Ich möchte aber zu einem anderen Punkt kommen. In diesem Kontrollamtsbericht gibt es einen sehr, sehr interessanten Satz, nämlich den, dass offensichtlich die Vereinigten Bühnen ihre Finanzierungsentscheidung, also die Entscheidung darüber, wie diese Funktionssanierung finanziert wird, auf Basis einer einzeiligen E-Mail der finanzierenden Bank getroffen hat. Das ist meines Erachtens hoch fahrlässig. Wir wissen nicht erst seit letztem Jahr, dass es ziemlich wichtig ist, wie Banken agieren, in welchem Verhältnis man zu diesen Banken steht, welche Konditionen man über die Frage eines Zinssatzes hinaus hat.

Ich frage Sie: Waren Sie davon informiert, dass diese Finanzierungsentscheidung in dieser Form getroffen wurde? Und wenn ja: Waren Sie damit einverstanden, sie auf Basis dieser Informationen zu treffen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich war über diesen Vorgang genauso wenig informiert wie über andere Bankverbindungen und E-Mails, die verantwortliche Organe in Kulturvereinen, in Kulturgesellschaften, in Kulturinstitutionen mit ihren Hausbanken haben. Das hielte ich für nicht nur weit über den Bereich des Vollzuges der Stadt Wien hinausgehend, sondern auch rein logisch für ein bisschen abstrus, wenn ich über jeden einzelnen E-Mail-Verkehr, der über Geschäftsvorgänge zwischen Vereinen und den Hausbanken geht, informiert wäre. 

Die Antwort ist also: Nein, ich war nicht informiert.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Ing Mag Dworak gestellt. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Wir bleiben beim Ronacher, und ich möchte auf die Eröffnung mit den „Producern" hinweisen, wo Sie selbst eröffnet haben, und in dem Halbrund hinter Ihnen ist das Mauerwerk feucht gewesen. Also was Sie zuerst zum Kollegen Ebinger gesagt haben, ist meiner Meinung nach nicht richtig. Es war schon damals falsch. Es ist damals nicht in Ordnung gewesen. Das Mauerwerk war feucht, das bedeutet für mich, dass dort Schäden am Bauwerk sichtbar waren. 

Aber ich glaube, das ist heute nicht das primäre Thema. Sie wussten, dass rund 25 Millionen für den Bau direkt hätten investiert werden sollen. Wussten Sie auch, dass diese 25 Millionen schon nach der Ausschreibung bei den ersten Angeboten nicht ausreichten und so eine ganze Reihe von Projekten, die ursprünglich geplant waren, gestrichen werden mussten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat, auch ich wünsche Ihnen einen guten Morgen!

Nein, ich bitte Sie, sich da ein wenig zu vergegenwärtigen, was Aufgabe der Politik ist und was Aufgabe der zuständigen Organe und auch von Geschäftsführungen ist. Ich bin weder in einzelne Phasen und Etappen der Ausschreibung eingebunden gewesen noch in Briefverkehre, E-Mails oder sonst etwas. Ich glaube auch nicht, dass das die Aufgabe der Politik ist. 

Mir war sehr wohl wichtig, dass man den Kostenrahmen, die vorgegebenen Kosten, einhält, dass man die Funktionssanierung des Ronacher so ermöglicht, dass darin Theater gespielt werden kann, dass alle notwendigen Maßnahmen, die die künstlerische Intendanz als notwendig erachtet hat und notwendig erachtet, auch umgesetzt werden. Das ist geschehen. Das heißt, die zwei wesentlichen politischen Voraussetzungen, nämlich dass das Theater einerseits als Theater modernisiert wird, gut bespielbar ist und auch die künstlerisch notwendigen Funktionen erfüllt, und dass andererseits nicht mehr Steuergeld als ursprünglich veranschlagt verwendet wird, diese wesentlichen Eckpunkte und Kriterien sind erfüllt. 

Details der Ausschreibung, Details der Finanzen, Details der Abhandlungen zwischen Banken und einzelnen Subunternehmen sind nicht Aufgabe der Politik. Ich bin auch weder darüber informiert worden noch musste ich darüber informiert werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Schrödl gestellt. 

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Wie bettet sich die Neugestaltung des Ronacher jetzt in die gesamte Wiener Musiktheaterlandschaft ein?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Das Grundziel war und ist, dass es einen großen Musiktheaterkonzern der Stadt Wien gibt, weil wir zutiefst davon überzeugt sind, dass Musiktheater in all seinen Ausprägungen eine der grundlegenden kulturellen Stärken Wiens ist. Daher war es uns wichtig, einen Theaterkonzern zu schaffen und ihm auch die Arbeit zu ermöglichen, der von der Barockmusik bis hin zur zeitgenössischen Musik, vom Musical, vom Mainstreammusical, Familymusical bis hin zu auch gehobeneren und anspruchsvolleren Unterhaltungsformen alles anbietet. 

Wir sind heute in der Lage, mit einer Subvention, die vergleichbar ist mit der Subvention vom Anfang der 90er Jahre, drei Bühnen zu bespielen, und allein das halte ich eigentlich für eine großartige Leistung. 35 Millionen EUR wurden auch damals schon an Subventionen gezahlt, und zwar für zwei Bühnen; mittlerweile sind es drei, wovon eine vom Finanzvolumen her eine sehr viel größere ist, nämlich eine Oper. Dass das gelungen ist, halte ich für eine große Leistung, und dass das Angebot entsprechend vielfältig ist, halte ich für eine große Leistung.

Es ist im Grunde mit dem Ronacher eine zusätzliche Bereicherung des Angebots für die gesamte Wiener Musiklandschaft gegeben. Dass es vom Publikumsandrang her einmal größere und einmal weniger große Erfolge gibt, haben wir in den 25, 30 oder noch mehr Jahren der Vereinigten Bühnen über die Jahre hinweg immer wieder gesehen. Aber insgesamt ist, glaube ich, unser Grundziel, das Angebot zu erweitern, mehr als erfüllt worden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die letzte Zusatzfrage wird von GR Mag Ebinger gestellt. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben vorhin der Kollegin Ringler und dem Kollegen Dworak gesagt: Das weiß ich nicht, wie das mit dem Kredit ist, ich bin da nicht eingebunden, bin in die Detailplanungen nicht eingebunden. - Ja, okay. Sie werden mir aber recht geben, dass, wenn jemand in all diese Planungen eingebunden ist, dies der Aufsichtsrat der Vereinigten Bühnen ist. Wenn ich hier in dem einen Kontrollamtsbericht lese, dass bis Ende 2007 ein Vertreter der MA 7 Mitglied im Aufsichtsrat war, gehe ich einmal davon aus, dass dieser Ihnen gegenüber weisungsgebunden ist und dass Sie damit sehr wohl informiert waren. Sonst hätte ja die Entsendung um 20 000 EUR Aufwandsentschädigung keinen Sinn gehabt.

Meine Frage: Stimmt es, dass bis Ende 2007 ein Vertreter der MA 7 im Aufsichtsrat der Vereinigten Bühnen war?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, das stimmt. Aber wenn ich Ihnen ein bisschen auf die Sprünge helfen darf, was das GesmbH- und Aktiengesetz anbelangt: Nach GesmbH-Gesetz ist der Aufsichtsrat eines Unternehmens dem Eigentümer nicht weisungsgebunden. Das wäre auch schlecht, weil er dann seiner Aufsichtsfunktion schlecht nachkommen würde. Und es gibt auch so etwas wie ... (GR Mag Gerald Ebinger spricht mit GR Franz Ekkamp.) Wenn Sie mir zuhören würden, Herr GR Ebinger, dann könnte ich Ihnen das auseinandersetzen. Aber ich warte gerne, bis Sie Ihren morgendlichen Tratsch beendet haben. (GR Mag Gerald Ebinger: Geht schon! Ich habe gesagt: Staatskommissär wie im Finanzministerium! - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich weiß nicht, ob Sie gehört haben, was ich vorher zu Ihnen gesagt habe. Aber ich lade Sie ein, einen Blick in das GesmbH-Gesetz zu werfen. Es gibt also keine Weisungsgebundenheit. Es gibt auch so etwas wie eine Organverantwortung, und ich halte sehr viel davon. 

Aber noch etwas gibt es völlig unabhängig von allen formaljuristischen, formalrechtlichen Angelegenheiten. Es gibt eine grundsätzliche politische Verantwortung, die hier auch durchaus festgelegt ist, was den Vollzug anbelangt, aber auch, was die politische Verantwortung anbelangt. Ich glaube, wenn man einen solchen Umbau im Vergleich zu vielen, vielen anderen Umbauten historischer Gebäude - sei es hier in Österreich, sei es international - betrachtet und wenn man sieht, dass meines Wissens dieser Umbau in einem historischen Gebäude der einzige ist, der innerhalb des Kostenrahmens geblieben ist, dann ist das für mich politisch wichtiger als die Frage, ob es vielleicht einen E-Mail-Verkehr zwischen der Bank und dem Unternehmen gegeben hat. 

Im Übrigen weiß ich da auch nichts davon - das steht ja auch nicht im Kontrollamtsbericht -, dass dieser falsch oder illegitim gewesen wäre, sondern es geht um die grundlegenden politischen Linien und die grundlegenden politischen Ziele. Diese sind in der Tat eingehalten worden, und das ist das, was für mich zählt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 1. Anfrage.

Die 2. Anfrage (FSP - 02086-2009/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Claudia Smolik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Betroffene berichten von langen Wartezeiten nach Beantragung eines Mobilpasses bis zu dessen Ausstellung. Wie viele Mobilpässe wurden bisher ausgestellt und wie lange dauert die durchschnittliche Wartezeit auf einen Mobilpass?)
Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Für Förderung von Mobilität und sozialer Teilhabe von Menschen mit geringem Einkommen gibt es seit dem 1. April 2008 den Mobilpass, der den bis dahin gültigen Sozialpass ersetzt hat, der neben den ermäßigten Monatskarten und den Halbpreisfahrscheinen auch noch einige andere Begünstigungen beinhaltet. 

Die überwiegende Mehrzahl der MobilpassbesitzerInnen, genauer gesagt, 94 Prozent erhalten als Bezieher und Bezieherinnen der Sozialhilfe den Mobilpass automatisch und ohne Antragstellung zugeschickt, was auch ein sehr, sehr großer Fortschritt für diese 94 Prozent, also für den absolut größten Anteil, ist. Damit kommt es weder bei der Erstzustellung noch bei der Verlängerung - wie funktioniert die Verlängerung?, das geschieht durch das Wiederzusenden einer neuen Wertmarke - zu Wartezeiten. 

Bei der Zielgruppe der Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher erfolgt alle sechs Monate eine Anspruchsprüfung, da gibt es monatliche Stichtage. Bei aufrechtem Sozialhilfeanspruch wird für eine durchgehende Gültigkeit des Mobilpasses gesorgt, indem fristgerecht die neue Wertmarke zugestellt wird. Bei der Erstausstellung des Mobilpasses, nachdem zumindest einen Monat lang Sozialhilfebezug bestanden hat, kostet es die Zeit, die es braucht, dass das gedruckt und dann auch versandt wird.

Die restlichen 6 Prozent der Mobilpassbezieherinnen und -bezieher sind Mindestpensionistinnen und Mindestpensionisten sowie Personen im Regelpensionsalter, die Unterhaltszahlungen bekommen und sozusagen unter der Grenze liegen. Diese 6 Prozent sind diejenigen, die einen Antrag stellen müssen, und nach der Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen durch das Referat Mietbeihilfe und Mobilpass wird der Druckauftrag zugestellt. 

Jetzt ist bei der Frage der Wartezeit zu definieren, was als Wartezeit berechnet wird. Denn es kann schon sein, dass es ab dem Erstkontakt einige Wochen dauert, und zwar in der Regel dann, wenn der Antrag nicht vollständig ist. Dann hat aber selbstverständlich der Kunde der MA 40 den Eindruck, er hat jetzt schon einmal einen Kontakt gehabt, hat aber noch immer nicht den Mobilpass, obwohl natürlich die Bearbeitung erst dann abgeschlossen und der Druckauftrag erst dann erteilt werden kann, wenn der Antrag vollständig vorliegt. 

Im Sinne der Kundenorientierung und um auch unnötige Verlängerungsanträge zu vermeiden, haben wir uns dazu entschieden, die Zuerkennungsfristen von ursprünglich sechs Monaten bei befristeten Pensionen und fünf Monaten bei unbefristeten Pensionen so zu adaptieren, dass die Befristung an die Pension angepasst wird. Das heißt, das wird zukünftig - wir haben das mit Anfang des heurigen Jahres eingeführt - zu weniger Verlängerungsanträgen führen. 

Vielleicht nur, dass wir uns auch dessen Dimension anschauen: Seit der Einführung des Mobilpasses im April 2008 wurden - bis inklusive April 2009 - 128 160 Mobilpässe ausgestellt. Und hier auch noch eine kurze Statistik, die darstellt, was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dort leisten: Durchschnittlich bearbeiten die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Mobilpassreferats monatlich 1 039 Anträge, 342 persönliche Vorsprachen sowie 1 280 Telefonate. 

Um es noch einmal in einem Satz zusammenzufassen: Bei 94 Prozent kommt es zu gar keinen Wartezeiten, bei 6 Prozent kann der Prozess einige Wochen dauern, wobei da immer die Definition ist: Wann ist hier die Vollständigkeit gegeben?

Was auch gesagt werden muss, ist, dass wir bei der Versendung denselben Schwund haben, den es gibt, wenn etwas mit der Post versandt wird. Das deckt sich auch mit den Erfahrungen der Wiener Linien, wo rund 10 Prozent verloren gehen, wofür dann Duplikate erstellt werden müssen. Uns ist das zu Beginn sehr hoch vorgekommen, weil wir die Erfahrung nicht hatten, es ist aber genau das, was die Wiener Linien auch bei den Abonnements der Jahreskarten bestätigen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. - Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank, Frau Stadträtin.

Jetzt dreht sich meine Frage schon um diese 6 Prozent. Auch wenn es nur 6 Prozent sind, sind es doch eine erkleckliche Anzahl von Menschen, also von älteren Menschen mit einer sehr, sehr niedrigen Pension, für die es relevant ist, dass sie den Mobilpass bekommen, weil sie in der Zwischenzeit, bis der Mobilpass ausgestellt wird, erhebliche Kosten haben, vor allem dann, wenn sie mit den öffentlichen Verkehrsmitteln unterwegs sind zu den Ärzten, auch von Seniorenzentren, oder Freizeiteinrichtungen benützen möchten. 

Ob das jetzt dadurch verlängert wird, dass die Anträge nicht vollständig sind, dass man einfach länger auf den Druck warten muss oder dass es verloren geht: Es haben diese Menschen zum Teil Wartezeiten von bis zu zwei Monaten, und in diesen zwei Monaten fällt einiges an Kosten an. Können Sie sich vorstellen, dass die Kosten, die da anfallen, ersetzt werden, weil die Kosten für jene Menschen doch relevante Kosten sind?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das kann ich mir in der Generalität nicht vorstellen. Was ich mir sehr wohl vorstellen kann, ist, dass wir probieren, die Dinge noch zu optimieren, was wir ja mit Anfang des Jahres schon getan haben, als eben im Sinne der Kundenorientierung und im Sinne des Vermeidens unnötiger Verlängerungsanträge die Zuerkennungsfristen so adaptiert worden sind, dass sie an die Pensionen angepasst wurden. Das war vorher nicht so. Daher gehe ich davon aus, dass sich das auch für die wenigen Fälle - aber jeder einzelne Fall ist hier relevant -, für die wenigen Fälle reduzieren wird.

Sie wissen, das ist eine neue Leistung, eine neue Leistung, die - deswegen haben wir sie auch eingeführt - sehr eingeschlagen hat, mit über 128 000 Mobilpässen! Da gibt es dann natürlich immer noch eine Optimierungsmöglichkeit, und in diese Richtung bemühen wir uns sehr. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Meine Frage bezieht sich auch auf eine Optimierung - von der Sie gesprochen haben - des Mobilpasses. Der Mobilpass bietet in der derzeitigen Form keinerlei Ermäßigung für Fort- und Weiterbildung. Ist diese Ermäßigung und ist eine Ausweitung in diese Richtung angedacht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Grundsätzlich ist es keine abschließende Liste dessen, was jetzt mit dem Mobilpass möglich ist. Der Mobilpass hat sich ja mittlerweile auch zu einem Dokument - unter Anführungszeichen - entwickelt, das sozusagen weitere Vorteile für die Bezieherinnen und Bezieher, nämlich wenn es um Einkommensgrenzen geht, betrifft. Selbstverständlich ist er, ich sage jetzt einmal, nach oben offen, und es besteht die Möglichkeit, dass auch zusätzliche Einrichtungen dazukommen. Es gibt ja auch regelmäßige Gespräche.

Was man nur auch in aller Aufrichtigkeit sagen muss, ist, dass das ja nicht zum Nulltarif geht, sondern dass es zu einem Einnahmenentfall bei der Einrichtung kommt, die hier beteiligt ist, etwa bei den Wiener Bädern, bei der Hundesteuer, bei den Büchereien. Selbstverständlich ist es durchaus möglich, in diese Richtung nachzudenken, und wir denken auch darüber nach, aber man muss sich eben immer der ganzen Konsequenz bewusst sein. Es ist nicht ganz so einfach.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Nevrivy gestellt.

GR Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Guten Morgen, Frau Stadträtin! Wir haben jetzt schon viel Gutes über den Mobilpass gehört. Welche Verbesserungen bringt der Mobilpass gegenüber dem vorher gültigen Sozialpass?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Erstens einmal ist der Mobilpass eben für 94 Prozent der Bezieherinnen und Bezieher ein Dokument, eine Ermäßigung, die sie automatisch und ohne Antragstellung bekommen. Die größte Verbesserung ist einfach die Verbreiterung: Den Sozialpass haben ausschließlich Mindestpensionistinnen und Mindestpensionisten bekommen, das waren und sind rund 33 000; durch die Erweiterung der Anspruchsberechtigten liegen wir nun bei rund 100 000 Personen, die den Mobilpass bekommen. Was auch nicht verschwiegen werden soll: mit einer zusätzlichen Investition von 8 bis 10 Millionen EUR jedes Jahr. Das heißt, es kommen mehr Menschen in den Genuss, in der Stadt kostengünstig mobil zu sein.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von GR Mag Ebinger gestellt.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie sagen: Einfach unbürokratisch - das steht drin - wollen Sie den Wohlfahrtsstaat durchfluten; so ungefähr ist Ihre Wortwahl. Jetzt frage ich mich aber Folgendes: Zum Beispiel Sozialhilfeempfängern wird, wenn sie nach sechs Monaten weiterhin Sozialhilfe empfangen, die Verlängerungsmarke automatisch zugestellt. Hingegen werden Bezieher von Pensionen mit Ausgleichszulage ersucht, rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit einen neuen Antrag - und so weiter - zu stellen, Thomas-Klestil-Platz, und Einkommens-/Pensionsbelege, Meldenachweis, Lichtbildausweis sind mitzunehmen. 

Würden Sie das für diese Personengruppe als einfach und unbürokratisch bezeichnen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Dazu will ich grundsätzlich Ja sagen. Wie gesagt - ich wiederhole mich -, 94 Prozent dieser 128 000 Bezieherinnen und Bezieher bekommen den Mobilpass automatisch zugesandt, und wir sind auch permanent um Optimierungen bemüht. Deshalb - ich habe es schon Frau Kollegin Smolik gesagt - haben wir auch umgestellt bei den Verlängerungsanträgen von Pensionistinnen und Pensionisten, wo der Zeitraum der Zuerkennung an die Befristung der Pension angeglichen wurde. Das heißt, dass diese sechs Monate nicht mehr für alle gelten, was, glaube ich, ein weiterer guter Fortschritt ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 5. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich habe eine Frage zu einer bestimmten Gruppe von Personen, die in dieser Stadt leben, nämlich den Obdachlosen. Es gibt ja langjährige Forderungen auch der SPÖ - an Parteitagen gibt es immer wieder einen Antrag -, dass es die Gratisbenützung der Verkehrsmittel gibt; auch wir fordern das seit Längerem. 

Können Sie sich vorstellen, dass man für die Obdachlosen selbst die 15,20 EUR, die der Mobilpass ja trotzdem kosten würde, gratis macht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin Smolik!

Wenn Sie an Debatten auf SPÖ-Parteitagen interessiert sind, rate ich Ihnen, die Partei zu wechseln und zu schauen, dass Sie irgendwann einmal delegiert werden. Dann können Sie dort mitdiskutieren. 

Der Mobilpass ist ein Ergebnis einer solchen Debatte und ist das Ergebnis, dass eben alle Menschen in dieser Stadt ausgesprochen günstig, nämlich um 15,20 EUR beziehungsweise um die Hälfte eines Einzelfahrscheines, fahren können. Das ist auch eine sehr gute Lösung, bei der wir bleiben werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 2. Anfrage.

Die 3. Anfrage (FSP - 02085-2009/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Dr Franz Ferdinand Wolf gestellt und ist an den Herrn amstführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Die aktuellen Kontrollamtsberichte zu den Vereinigten Bühnen Wien haben sowohl, was den Umbau des Ronacher als auch den Betrieb der Musical-Sparte angeht, zahlreiche Mängel und Missstände aufgedeckt. Welche Konsequenzen werden Sie als Subventionsgeber für die Vereinigten Bühnen Wien, die mit jährlich ca 40 000 000 EUR aus dem Wiener Kulturbudget gefördert werden, ziehen?)
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Gemeinderat!

Gestatten Sie mir zunächst, dass ich Ihre Fragestellung ein bisschen korrigiere. Gerade wenn jemand so erpicht ist wie Sie auf die Genauigkeit von Zahlen und auf das Datenwerk, möchte ich doch darauf hinweisen, dass es nicht 40 Millionen EUR sind, die an die Vereinigten Bühnen fließen, sondern etwas über 37 Millionen EUR. Das ist ein nicht unerheblicher Unterschied. Also würde ich doch meinen, wenn man schon Korrektheit und Genauigkeit bei den Zahlen einmahnt, sollte man das auch bei der Fragestellung walten lassen. 

Sie fragen mich, welche Konsequenzen ich als Subventionsgeber aus den Kontrollamtsberichten und aus den Missständen, die Sie darin orten, ziehe. Ich kann Ihnen nur sagen, die Vereinigten Bühnen sind permanent unter einem Reformdruck, und wir reformieren sie auch permanent. 

Es gab eine große, grundlegende strukturelle Änderung, deren größter Teil ja typischerweise in Ihrer Anfrage nicht einmal Erwähnung findet, nämlich die Oper. Ein Großteil des zusätzlichen Geldes, das an die Vereinigten Bühnen fließt, fließt in die Oper, die ja, wie ich sehe, höre und annehme, auch von Ihnen unbestrittenerweise als sehr erfolgreich angesehen wird. Ich sehe auch gar nicht, wie man sie nicht als erfolgreich ansehen könnte. 

Es gibt eine neue Geschäftsführung. Diese neue Geschäftsführung hat einiges bereits in Angriff genommen, zugegebenermaßen auch über einige Jahre auf Grund von vorhandenen Verträgen, die aber weder ich noch die Frau Vizebürgermeisterin abgeschlossen hat, die aber auch Sie in Ihrer Regierungszeit und meinen sonst sehr geschätzten Amtsvorgänger Marboe offensichtlich nicht weiter gestört haben, sonst hätten Sie sie ja kritisiert. (GRin Mag Marie Ringler: ... geändert worden! - Weitere Zwischenrufe.) 

Diese neue Geschäftsführung hat bereits einiges in die Wege geleitet, was auch in dem Kontrollamtsbericht steht. Wenn Sie also Konsequenzen einfordern, so kann ich darauf nur sagen: Diese Konsequenzen sind bereits die längste Zeit im Laufen, sei das nun die Einführung eines zentralen Einkaufs, sei es die Zusammenlegung der Gebäudeverwaltungen im Department Facility Management, sei es die Etablierung eines Departments für Development und Sponsoring, sei es die Neuordnung von Controlling und EDV, sei es die Zusammenlegung und Zentralisierung der gesamten Technik und auch die Einführung neuer, flexiblerer und leistungsorientierter Verträge. Also eine ganze Menge passiert bereits, und das geschieht durch eine Geschäftsführung, die die Frau Vizebürgermeisterin und ich eingesetzt haben. 

Lassen Sie mich vielleicht noch ein Wort zum vorgeblichen Misserfolg der Sparte Musical sagen. Natürlich lässt sich über künstlerischen Erfolg immer streiten, aber ich weiß nicht, wer von Ihnen bei der Premiere von „Producers" anwesend war, wer von Ihnen auch die verschiedenen Kritiken gesehen hat, die eigentlich lückenlos sehr erfolgreich waren, die gut oder hervorragend waren. Im Grunde halte ich auch eine Auslastung von 70 Prozent nicht für einen rasenden Misserfolg. 

Jetzt werden Sie mir entgegenhalten: Ja, aber das waren nicht alle, und ein paar gibt es, die es nicht sind, und so weiter. - Darauf sage ich Ihnen, auch das gilt bei allen anderen Theatern. Also wenn man schon Auslastungszahlen mit anderen Theatern vergleichen will, dann muss man Gleiches mit Gleichem vergleichen. 

Aber mittlerweile wurde ja diese Produktion auch nach Deutschland verkauft beziehungsweise dort koproduziert, und siehe da: Sie hat einen ähnlich großen Erfolg, wenn nicht einen noch größeren, in Deutschland gefeiert! Immerhin hat sie es auf die Titelseite deutscher Zeitungen - ich habe nur die „Süddeutsche" hier - geschafft: Die „Producers", ein grandioser Erfolg, vom Publikum viel bejubelt. So schlecht kann also das alles nicht sein, wie Sie tun und wie Sie es offensichtlich gerne hätten! Ich glaube, Sie wollen da einen Misserfolg partout herbeireden, den es weder in Wien gegeben hat noch in Berlin gibt. 

Im Übrigen hat es auch noch andere sehr erfolgreiche Produktionen im Musicalbereich gegeben, wenn ich etwa an die „Weberischen", die dann von der Volksoper übernommen worden sind, und anderes mehr denke. 

Ich gebe durchaus zu, dass die Kunst ein risikobehaftetes Geschäft ist, in dem es Erfolge und Misserfolge gibt. Gott sei Dank kann man diese nicht vorplanen, das ist nicht möglich und ist auch einer Kulturpolitik nicht möglich, und das ist gut so. Also wird man von einer halbwegs kontinuierlichen Kulturpolitik auch erwarten können, dass sie sehr kritisch ist und sehr genau hinschaut. 

Auch ich habe mir den Kontrollamtsbericht sehr genau angeschaut. Sie können sicher sein, dass wir dort, wo noch zusätzliche Konsequenzen zu ziehen sein werden, diese mit der Geschäftsführung auch ziehen. Aber den Vorwurf, dass nichts geschehen ist, gerade bei den Vereinigten Bühnen Wien, wo wir eine der größten Strukturreformen eingeleitet haben, aber auch Reformen in der Geschäftsführung und in den einzelnen Strukturen, was die Organisation anbelangt, kann ich beim besten Willen nicht nachvollziehen. 

Was hier im Kontrollamtsbericht an Kritikpunkten aufscheint, negiere ich nicht, nur muss man sie sehr genau zuordnen, zu den jeweiligen Zeitpunkten, zu den jeweiligen Verträgen und auch zu den jeweiligen Sacheinheiten. Diese sind größtenteils in Umwandlung begriffen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Zwei kurze Vorbemerkungen; die erste: In meiner Frage spreche ich von zirka 40 Millionen an Subvention, die Sie den Vereinigten Bühnen Wien gegeben haben, und beziehe mich auf den Untersuchungszeitraum des Kontrollamtes. Zu diesem Zeitpunkt waren es tatsächlich zirka 40 Millionen EUR. 

Zweite Vorbemerkung: Sie haben in der ersten Frage sozusagen die finanzielle Gestionierung ganz beim Management gelassen und sich als nicht informiert dargestellt. Aber am 11. Mai 2004 waren Sie bei der entsprechenden Aufsichtsratssitzung dabei, als es um die Leasing-Finanzierung ging. Ganz so ahnungslos können Sie also nicht gewesen sein. 

Nun zu meiner Frage: Eine der Konsequenzen des Kontrollamtsberichtes, der gerade in der Sparte Musical Missstände in organisatorischer, finanzieller und künstlerischer Hinsicht feststellt, war offenbar die vorzeitige Verlängerung des Vertrages der Intendantin um drei Jahre ohne Ausschreibung. Halten Sie diese Konsequenz für richtig?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Gemeinderat!

In beiden Ihrer Vorbemerkungen muss ich Ihnen widersprechen: Sie sind falsch, und zwar nachweislich falsch! 

Zum einen schreiben Sie hier in Ihrer Anfrage: „die Vereinigten Bühnen Wien, die mit jährlich zirka 40 Millionen EUR aus dem Wiener Kulturbudget gefördert werden." Im Jahr 2009 werden sie nicht mit 40 Millionen EUR gefördert!

Zweiter Punkt: Ich war nicht, weder am 11. Mai 2004 noch zu einem sonstigen Zeitpunkt, bei einer Aufsichtsratssitzung der Vereinigten Bühnen Wien. Das, worauf sich der Kontrollamtsbericht hier bezieht, war tatsächlich eine politische Sitzung im Büro des damaligen Vizebürgermeisters. Das war aber weder eine Aufsichtsratssitzung noch sonst irgendeine Sitzung eines Gremiums der Vereinigten Bühnen Wien, sondern es war eine Sitzung, zu der wir auch Experten beigezogen haben. Es war aber jedenfalls definitiv keine Aufsichtsratssitzung, und ich war auch noch nie bei einer Aufsichtsratssitzung der Vereinigten Bühnen Wien. Seien Sie also präzise in Ihren Behauptungen!

Zu Ihrer Anfrage: Die Verlängerung der Verträge der Intendantin halte ich für richtig, nicht nur zum jetzigen Zeitpunkt, sondern auch zu dem Zeitpunkt, als die Entscheidung getroffen wurde. Zu dem Zeitpunkt, als die Entscheidung getroffen wurde, hat im Grunde ganz Wien über das Musical-Wunder gesprochen. Das war nämlich in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres, und es gab überhaupt keine Anzeichen und auch keine Begründung dafür, diese Verträge nicht zu verlängern. 

Darüber hinaus habe ich mit der Geschäftsführung und auch mit der Frau Vizebürgermeisterin darin übereingestimmt, dass es sinnvoll ist, die im Grunde sehr erfolgreichen Tätigkeiten der beiden Intendanten zeitgleich so zu verlängern, dass die gesamte Geschäftsführung bis zum Jahr 2013 verlängert wird und dann erneut ausgeschrieben werden muss oder zur Verlängerung ansteht. Aus Sicht der damaligen Entscheidungslage war das eine durchaus richtige Entscheidung. 

Und noch einmal: Ich sage Ihnen, wenn ich jeweils nach kurzfristigen vermeintlichen Misserfolgen die Leiterinnen und Leiter von Wiener Kultureinrichtungen abzuberufen hätte oder dies wollte, selbst wenn ich es könnte, dann würde das in einem ziemlichen Chaos enden. Ich kann Ihnen genügend Beispiele nennen, wo Sie mir geraten haben, bestimmte Leitungen nicht einzusetzen oder nicht zu verlängern oder jemand anderen hinzutun, die sehr erfolgreich tätig waren, ob das der Rabenhof war, ob es das Wien Museum war und, und, und. Würde ich mich also nach Ihren guten Ratschlägen richten, dann sähe die kulturelle Landschaft in Wien wahrscheinlich sehr viel trauriger aus. 

Daher: Ja, ich halte es für richtig, dass die Geschäftsführung die Verträge verlängert hat.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von GR Bacher-Lagler gestellt. Ich bitte darum.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Woanders, in anderen Städten, werden oder wurden Theaterhäuser geschlossen. In Wien ist dem nicht so. In Wien wurde vor Kurzem das Ronacher saniert und auch das Theater an der Wien als zweite Opernbühne neu eröffnet. 

Wie hat sich das Theater an der Wien seither entwickelt, im nationalen und internationalen Vergleich, und auch platziert?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich danke sehr für diese Frage, weil sie im Grunde auf etwas hinweist, was ja in dieser Debatte einmal wohlweislich verschwiegen wird. 

Das Theater an der Wien ist auch einer der grundlegenden Gründe für die Strukturreform der Vereinigten Bühnen und hat sich über Gebühr positiv entwickelt. Auch da - wenn ich mich erinnere - kann man bei Gelegenheit aus den Protokollen einmal heraussuchen, was von der Opposition nicht alles gewettert wurde: Das soll man nicht tun, das ist zu teuer, das wird schlecht gehen, das brauchen wir nicht.

Aber es hat sich erwiesen, dass es eine sehr erfolgreiche Geschichte ist, dass im Grunde - bis auf, glaube ich, eine oder maximal zwei Ausnahmen - jede Produktion ein Riesenerfolg war, sowohl vom Publikum als auch von der Kritik her, dass sich das Theater an der Wien in ganz wenigen Jahren international als Opernhaus platziert hat, dass sich die Abonnentenzahlen verdoppelt haben, dass die Zahlen noch weiter hinaufgehen, dass die Auslastung hervorragend ist!

Es ist im Grunde eine ganz große Erfolgsgeschichte, die wir auf Grund einer bewussten politischen Entscheidung getroffen haben, nämlich zu sagen: Wir wollen in Wien in die Stärke dieser Stadt - und das ist nun einmal auch das Musiktheater, auch das - unter Anführungszeichen - ernste Musiktheater investieren. Ich glaube, dass damit der Standort gestärkt wurde, ich glaube, dass sich damit das Theater an der Wien auch richtig und gut zwischen den anderen beiden Opernhäusern positionieren konnte, der Staatsoper als großem Repertoiretheater, der Volksoper auch als einem Repertoiretheater, das sich aber eher der sozusagen leichteren ernsten Musik und auch der deutschen Oper verschreibt. Im Theater an der Wien bekommen wir Opernaufführungen exemplarischer Natur zu sehen und zu hören, die es sonst in Wien nicht gibt. 

Es ist also, glaube ich, eine sehr sensible, aber richtige Einfügung und Erweiterung eines musikalischen Schemas, und insofern hat das Theater an der Wien in nur ganz kurzer Zeit einen wichtigen Platz in der internationalen Wahrnehmung erobert. Ich selbst habe das auch in mehreren internationalen Diskussionen erleben können. Es wird die Wiener Opernlandschaft und die Wiener Musiktheaterlandschaft jeweils geradezu als Vorbild gesehen, ob das in Berlin, Paris oder London ist, wo ich verschiedentlich dazu befragt wurde. Ich glaube, dass wir uns das mit durchaus großer Befriedigung zu Buche schlagen lassen können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 3. Zusatzfrage wird von GR Mag Kowarik gestellt.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich möchte auch auf den Kontrollamtsbericht zurückkommen und darauf Bezug nehmen. Da werden auch einige Ausführungen nicht nur zur schon besprochenen Bausanierung, die unterblieben ist, getätigt, sondern auch zur Funktionssanierung, die von Ihnen so hoch gelobt wurde. Es wurden da konkret Defizite festgestellt.

Ich darf es Ihnen vorlesen: Doppelverrechnung bei der Generalplanung, der begleitenden Kontrolle, die Nachrechnung der Baumeisterleistungen ergab einen nicht unbeträchtlichen Reihungssturz, die Fertigstellungsanzeige passt nicht mit den Befunden beziehungsweise mit den Plänen überein. Es ist im Kontrollamtsbericht auch ausgewiesen, dass die Vereinigten Bühnen Wien bekannt geben werden, dass eine Schlussrechnung über die Baumeisterleistungen von einer unabhängigen Stelle geprüft werden soll. 

Meine konkrete Frage an Sie: Ist das schon geschehen, beziehungsweise wissen Sie irgendetwas über diese Ergebnisse einer unabhängigen Prüfung?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nein, Ergebnisse gibt es meines Wissens noch keine. Soviel ich weiß, ist das im Laufen und wird auch von den Vereinigten Bühnen, von den zuständigen Organen abgehandelt werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Ringler gestellt. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Die Tatsache, dass Sie nicht bei Aufsichtsratssitzungen waren oder dass es auch - zumindest ist das dem Kontrollamtsbericht zu entnehmen - recht wenige Sitzungen gemeinsam mit den Intendanten und der Intendanz der Vereinigten Bühnen zum Thema gegeben hat, ist eigentlich auch mit einer der Gründe, warum wir heute diesen Misstrauensantrag stellen. Es geht um die Tatsache, dass wir sagen, wir kritisieren ganz explizit, dass Sie sich in diesem Fall, bei der größten Subvention, die Sie im Kulturbudget vergeben, und bei der größten Bausubvention, die die Stadt Wien im Kulturbereich in den letzten Jahren vergeben hat, nicht ausreichend eingebracht haben. 

Ich finde, es ist nicht gerechtfertigt, dass ein Stadtrat sagt: Ich habe mir nicht angeschaut, wie das finanziert wird. - Ich sage nicht, dass Sie sich künstlerisch einmischen sollen, aber ich sage sehr wohl, dass Sie genauso Verantwortung für unser Steuergeld tragen, wie wir sie hier als Kontrollierende auch haben. 

Meine Frage an Sie: Werden Sie daraus Konsequenzen ziehen, und können Sie sich vorstellen, in den nächsten Jahren die Vereinigten Bühnen stärker zu kontrollieren und diese Ihre Kontrolle auch uns gegenüber im Kulturausschuss klarer und transparenter zu machen, indem es Vierteljahresberichte der Vereinigten Bühnen im Kulturausschuss geben wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ich habe nie gesagt, dass ich mich nicht für die finanziellen Auswirkungen oder die finanziellen Implikationen der Bauinvestition interessiert habe. Ich habe versucht, Ihnen darzulegen, dass ich mich sehr wohl dafür interessiert habe. Ich bin auch sozusagen nur teilweise zuständig, aber ich habe mich sehr wohl dafür interessiert, weil ich mit dafür Sorge getragen habe, dass die präliminierten Baukosten eingehalten wurden. Dieses ist das primäre Ziel gewesen!

Ich hielte es für falsch, ja sogar für rechtswidrig, würde sich der amtsführende Kulturstadtrat in Aufsichtsratssitzungen setzen. Ich hielte das für rechtswidrig, für absurd und für falsch. Sie können das gerne fordern; Sie werden niemanden finden, der auch nur halbwegs ein Rechtsbewusstsein hat, der irgendwie darauf eingeht. Ich dürfte das gar nicht! Es dürfte sich niemand in den Aufsichtsrat hineinsetzen, der dort nicht drinnen ist.

Wir wurden über die grundlegenden Linien selbstverständlich informiert, und wir haben die grundlegenden Linien selbstverständlich auch vorgegeben. Auch die Gespräche mit den Intendantinnen und Intendanten führe ich, genauso wie mit denen von anderen Häusern, auf einer sehr freundschaftlichen, auf einer partnerschaftlichen Basis und Ebene. Sie werden in Wien niemanden sehen oder hören, der sagt, er hat mit dem Kulturstadtrat nicht genug über grundlegende Fragen gesprochen, sowohl, was die Finanzierung als auch, was die Geschäftsführung anbelangt. Aber Sie werden auch niemanden finden, der sagt, ich hätte unbotmäßige Eingriffe in irgendetwas vorgenommen. Ich glaube, dass das ein guter Weg ist und dass wir das insgesamt auch so fortsetzen sollten. 

Ich erinnere mich aber dunkel an Folgendes: Ich schicke voraus, es gibt von mir und auch von Seiten der Vereinigten Bühnen selbstverständlich die Bereitschaft, in den Ausschüssen Rede und Antwort stehen. Wir pflegen das ja auch, und wenn Sie meinen, dass das öfter als einmal im Jahr sein sollte, dann wird man auch darüber reden können. Ich halte das nur nicht für wahnsinnig sinnvoll, weil ich, offen gestanden, einen Kulturausschuss, der öfter als ein Aufsichtsrat zusammentritt, für eine etwas übertriebene Wahrnehmung der Sorgfaltspflicht halte. Aber ich kann das gerne an die Geschäftsführung weiterleiten. 

Ich erinnere mich jedoch an so manche Kontrollausschusssitzungen, in denen Folgendes passiert ist: Was zum Beispiel Ihre Fraktion in den Ausschusssitzungen moniert hat, konnte dann wegen mangelnder Anwesenheit der Opposition nicht einmal in den zuständigen Ausschüssen des Finanzausschusses debattiert werden. Wir haben oft und oft gesagt: Das sind Dinge, finanzielle Details, die im Finanzausschuss abgehandelt werden können. Ich habe dann immer die Rückmeldung bekommen, dass diese Fragen mangels Anwesenheit oder jedenfalls mangels Fragestellungen der Opposition gar nicht behandelt werden konnten. So dringlich kann Ihnen das also in der Vergangenheit gar nicht gewesen sein, weil Sie es sonst dort auch gefragt hätten. 

Unabhängig davon bin ich gerne bereit, in einem vernünftigen Ausmaß - aber das habe ich ja auch schon in der Vergangenheit getan - mit den Institutionen, die auch gewünscht werden, zu Informationsgesprächen im Rahmen des Kulturausschusses oder im Rahmen der Kultursprecher zusammenzukommen, und Mag Drozda hat seine Bereitschaft dazu durchaus geäußert. Ich glaube also, wir werden dementsprechend in Zukunft sicher keine Schwierigkeiten haben. Ich bitte nur um Verständnis dafür, dass wir das nicht wöchentlich machen werden. - Danke sehr.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die letzte Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Danke für die Klarstellung, dass das am 11. Mai 2004 keine formelle Aufsichtsratssitzung war, sondern eine politische Sitzung, offenbar im Beisein von Aufsichtratsmitgliedern, wo die Leasing-Varianten beredet wurden. 

Zweiter Punkt: Ich habe nie behauptet, dass im Jahr 2009 die Subvention für die Vereinigten Bühnen Wien 40 Millionen EUR betragen habe, sondern in den Vorjahren zirka 40 Millionen EUR. Das ist wohl unbestritten. 

Nun zu meiner Frage: Werden Sie die Vergabe weiterer Subventionen davon abhängig machen, dass die Kontrollamtsempfehlungen umgesetzt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Gemeinderat!

Ich zitiere nur aus Ihrer Anfrage: „Welche Konsequenzen werden Sie als Subventionsgeber für die Vereinigten Bühnen Wien, die mit jährlich zirka 40 Millionen EUR aus dem Wiener Kulturbudget gefördert werden, ziehen?" Ich kann das nur so verstehen, dass es sich offensichtlich auch auf dieses Jahr bezieht, und dieses stelle ich in Abrede. 

Zweitens: Ja, selbstverständlich werde ich die Auszahlung und Zumessung der Subventionen, so wie auch überall anders, daran messen, so wie das auch der Gemeinderat tun wird, weil ich es ja nicht beschließen werde, sondern das beschließen Sie! Also nehme ich an, dass der Hohe Gemeinderat selbstverständlich eine Zumessung von Subventionen daran messen wird, wie, ob und in welcher Weise Konsequenzen aus dem Kontrollamt gezogen werden - dort, wo sie zu ziehen sind und wo sie auch Sinn machen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 3. Anfrage. 

Die 4. Anfrage (FSP - 02081-2009/0001 - KSP/GM) wurde von Frau GRin Hedwig Petrides gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet. [Die Sprachoffensive SOWIESO (Sommer in Wien-Sprachoffensive) für Kinder von 7 - 14 Jahren wird in den Sommermonaten durchgeführt. Was ist das Ziel dieses Projektes und was sind die Besonderheiten im Vergleich zu bisherigen „Sommerdeutschkursen"?]
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Die Sprachoffensive SOWIESO ist eine Offensive, wo es in allererster Linie darum geht, die Sprachkenntnisse von Jugendlichen zu verbessern. Aber es geht nicht nur um das Verbessern der Sprachkenntnisse, sondern es geht auch um eine Erweiterung des Lebensraums in Richtung Freizeit, in Richtung Sport, in Richtung Kultur. 

Was uns heuer gelungen ist - und das ist, denke ich, auch ein Erfolgsgarant für die Maßnahme an sich -, ist, dass wir die Schulen als Partnerinnen gewinnen konnten und so eine gute Mischung, eine gute Vernetzung herstellen können zwischen Lernaktivitäten auf der schulischen Ebene, auch mit entsprechenden Leistungsmöglichkeiten, und auf der anderen Seite eben dem Angebot der Koppelung der Deutschmaßnahmen mit Sport-, Kultur- und Freizeitangeboten. 

Es geht uns darum, die Sprachkenntnisse zu verbessern, aber gleichzeitig auch Interesse für Freizeitpädagogik, Interesse für Kultur, Interesse für Sport bei den zugewanderten Kindern im Alter von 7 bis 14 zu erreichen, weil wir wissen, dass es gerade auch durch dieses Teilhaben, durch dieses Teilnehmen an solchen Aktivitäten wesentlich schneller in den Integrationsschritten vorangeht.

Unsere Partnerinnen, unsere Kooperationspartnerinnen sind auf der einen Seite das zertifizierte Sprachinstitut Interface, die Wiener Sportvereine und der Verein Zeit!Raum, der im soziokulturellen Jugendarbeitsbereich ein sehr, sehr anerkannter Träger ist. Die Koordination hat diesmal stattgefunden zwischen der MA 17, diesen Kooperationspartnerinnen und eben dem Stadtschulrat, damit wir schauen können, wie Jugendliche oder Kinder, die im Alter von 7 bis 14 während des Schuljahres nach Wien kommen, den Sommer bestmöglich nutzen können, um im September einen sprachlich massiv verbesserten Einstieg ins nächste Schuljahr zu bekommen. Aber was wir genauso gemacht haben, heuer das erste Mal, ist, dass wir SOWIESO - so heißt eben diese Sprachmaßnahme - auch geöffnet haben für Kinder, die in der Schule im Zeugnis ein Genügend beziehungsweise ein Nicht genügend haben.

Es ist auch das Besondere an der Weiterentwicklung unserer integrationspolitischen Maßnahmen, dass wir uns immer die Zielgruppen ganz genau anschauen und auch ganz genau anschauen, was es letztendlich braucht, um dann das Angebot danach auszurichten. Daher: Jugendliche/Kinder, die während des Schuljahrs kommen, eine Verbesserung in Deutsch brauchen und die Zeit des Sommers nutzen, aber eben auch Kinder mit einem mäßigen Erfolg in Deutsch, sage ich jetzt einmal, von denen es ja auch genug gibt. 

Ich glaube, dass es so eine recht effektive Maßnahme sein wird, die es uns ermöglicht, im September sehr schnell auf einem wirklich höheren Level anzusetzen. Deswegen war es mir auch so wichtig, mit den Schulen zu kooperieren, weil da wirklich eine bessere Möglichkeit entsteht, zu schauen: Okay, wenn jemand jetzt unter dem Schuljahr kommt und vielleicht schon ein paar Monate da ist, dann kann die oder der Schüler vielleicht schon ein bisschen besser Deutsch als jemand, der gerade erst gekommen ist. Diese Differenzierung gilt es wahrzunehmen und im Angebot auch entsprechend auszurichten.

Insgesamt ist es natürlich so, dass diese Maßnahme ein Ziel hat, nämlich den gleichen Zugang zu Bildungsmaßnahmen und die Chancengleichheit für alle. Denn wenn wir in der Entwicklung der Sprachkenntnisse der Kinder nicht schnell sind, dann haben sie es natürlich im sozialen Aufstieg und gerade eben in der weiterführenden Bildung schwer. Ich setze sehr, sehr große Hoffnungen in diese Maßnahmen und glaube, dass diese Entwicklung ganz in die richtige Richtung geht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. - Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. - Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich möchte zu den Spracherwerbsmaßnahmen der Stadt Wien im Allgemeinen beziehungsweise auch zu den Kosten sprechen oder eine Frage stellen. Wie wir wissen, kommt eine Einheit für die Nutzer dieser Kurse als Erstes auf jetzt einmal ungefähr 1 EUR. 

Bedenkt man jedoch die relativ hohen Kosten, die insgesamt entstehen, vor allem auch dadurch, dass zum Teil bildungsferne Zuwanderer erst in der eigenen Sprache alphabetisiert werden müssen, um überhaupt Deutsch lernen zu können, beziehungsweise durch die Kinderbetreuung, die sehr stark angeboten wird - auch hier ist den Akten zu entnehmen, dass auf Grund der sehr unterschiedlichen, zum Teil schwierigen Kinder sogar zwei Betreuer pro Einheit abgestellt werden müssen -, dann ist natürlich die Frage zu stellen, die ich hiermit an Sie richte.

Ist es Ihrer Ansicht nach weiterhin vertretbar beziehungsweise verantwortbar, vor allem gegenüber den Steuerzahlern - die Kosten werden ja, egal, ob es jetzt vom Bund oder von der Stadt kommt, von den Steuerzahlern geleistet -, weiterhin diese geringe Beteiligung der Begünstigten aufrechtzuerhalten? - Das wäre meine Frage.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ja, davon bin ich überzeugt, dass das aufrechtzuerhalten ist - aus dem einfachen Grund, dass wir ja wissen, dass Bildung niemals vom Geldbeutel der Eltern abhängig sein darf. Letztendlich ist uns der Zugang zur Bildung und entsprechend auch der Zugang zur Sprache für neu Zugewanderte in dieser Sprachmaßnahme SOWIESO, im Besonderen für Kinder, ganz, ganz wichtig. 

Dies ist auch der Schlüssel zur Integration. Wir wissen, die Sprache ist der Schlüssel zur Integration. Wenn wir heute darüber sprechen, dass wir Spielregeln haben, wenn wir darüber sprechen, dass die Hausordnung einzuhalten ist, dann müssen wir auch dafür sorgen, dass sie eingehalten werden kann. Dafür ist die Sprache der Schlüssel.

Wenn wir uns Städtevergleiche anschauen, dann sehen wir, dass andere große, prosperierende europäische Städte zum Beispiel überhaupt einen barrierefreien Zugang haben, indem alle Sprachmaßnahmen kostenlos sind. Das ist bei uns nicht so. Wir fordern auf der einen Seite in der Integrationsvereinbarung, dass die Voraussetzung erfüllt werden muss und die Zugewanderten Deutsch können müssen, aber auf der anderen Seite haben wir einen ziemlich hohen Wert, was diese Maßnahmen kosten, sodass sie dann von den Familien sehr oft gar nicht erbracht werden können.

Also geht es in erster Linie darum, einen gleichen Zugang, eine gleiche Chance zu ermöglichen. Es ist ja nicht so, dass diese Sprachmaßnahmen zum Beispiel gratis sind, sondern wir verlangen dafür auch einen Elternbeitrag. Dieser Elternbeitrag setzt sich daraus zusammen, dass auf der einen Seite eben die Sprachmaßnahme zu bezahlen ist, dass aber auch gleichzeitig die Betreuung zu bezahlen ist.

Diese Kombination der Sprachvermittlung und der Nachmittagsbetreuung ist ja deshalb wichtig, weil die Kinder am Nachmittag dann ja nicht nur in der Freizeiteinrichtung sitzen und es dort lustig haben, sondern der Nachmittag ist, wenn es darum geht, die Sprache zu erlernen, pädagogisch mindestens genauso wichtig wie der Vormittag, denn dort wird dann nämlich in der Praxis die Sprache noch einmal erprobt, sei das jetzt beim Theaterspielen oder sei das beim miteinander Sport Ausüben. Und das ist, denke ich mir, der wesentliche Faktor. 

Also ich sage, ja, es ist zu verantworten und es soll auch so sein, dass aus Steuermitteln solche Maßnahmen bezahlt werden. Außerdem richten sie sich ja gleichermaßen an Kinder mit und auch an Kinder ohne Migrationshintergrund. Also dieses Auseinanderdividieren halte ich in dieser Frage eigentlich nicht für richtig und möchte es auch zurückweisen, weil es eben Kinder von Eltern sowohl mit Migrationshintergrund als auch ohne Migrationshintergrund sind, die da gemeinsam im Sommer an ihrem sozialen Aufstieg arbeiten. 

Und das muss uns etwas wert sein als Stadt, das muss uns auch etwas wert sein als Bund, dass man hergeht und sagt, man investiert in die Zukunft der Jugend, gibt ihnen eine Perspektive und eine tatsächliche Chance für einen sozialen Aufstieg. Deswegen ist das sehr wohl zu verantworten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Jerusalem gestellt. Bitte schön.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Als Erstes möchte ich Ihnen eigentlich sagen, dass ich dieses Projekt für ein sehr gutes Projekt halte, für eine gute Idee, eine sehr gute Sache. Gratuliere! Ich denke, von derartigen Projekten würden wir sicher auch mehr brauchen können.

Ich habe zwei Kritikpunkte anzubringen, über die ich gerne mit Ihnen reden würde. 

Das Erste ist diese Limitierung auf tausend, denn was ist mit der tausendersten, der tausendzweiten, der tausenddritten Anmeldung? Sagen wir dann tatsächlich, nein, es geht nicht?

Der zweite Kritikpunkt bezieht sich auf diesen Kostenbeitrag, der doch für Eltern, die so wenig Geld haben, wie die betroffenen Familien wahrscheinlich eben haben werden, sehr hoch ist. Halbtags 30 EUR, glaube ich, und ganztags 50 EUR für die zwei Wochen, das ist für viele Familien schon eine sehr, sehr schwierige Angelegenheit. Da würde mich wieder interessieren: Hat man auch überlegt, das vielleicht kostenlos anzubieten, was ich persönlich für wesentlich gescheiter finden würde? 

Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie kurz auf das eingehen könnten, was ich bis jetzt gesagt habe, und meine eigentliche Frage lautet: Wie viele haben sich denn bis jetzt einmal angemeldet?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Zu der ersten Frage, nämlich wie wir das mit den Plätzen ausgerichtet haben. Wir haben 2008 390 Kursplätze angeboten und haben mit diesen an und für sich das Auslangen gefunden, weil wir es auch nicht sehr beworben haben. Jetzt ist es so, dass wir mit den Schulen zusammenarbeiten und seit den Osterferien auch von den LehrerInnen immer das Feedback bekommen, dass sie, wenn sie Kinder unter dem Schuljahr kriegen, aktiv auf die Eltern und auch auf die Kinder zugehen und ihnen sagen, dass es diese Maßnahmen gibt. 

Wir versuchen es jetzt einmal mit tausend Plätzen, haben auch eine sehr breite Evaluierung, sowohl quantitativ als auch qualitativ, angeschlossen an diese neu eingesetzte Maßnahme. Sie wissen, wir haben uns dazu bekannt, dass alle Integrationsmaßnahmen gemessen werden in Zukunft. Das heißt, die Evaluierung an SOWIESO wird eine quantitative wie qualitative sein, um auch zu schauen, was sind Störfaktoren, was hat uns eigentlich tatsächlich weitergebracht in der Bildung der Sprache der Kinder in dieser Zeit. 

Ich sage einmal so: Wenn wir jetzt sehen, dass wir mit den Plätzen nicht auskommen, dann werden wir die Plätze aufstocken beziehungsweise für nächstes Jahr mehr Plätze vorsehen. Und wenn dann noch dazu in der quantitativen und qualitativen Evaluierung herauskommt, dass das eine gute Sprachmaßnahme ist, die den Kindern eine tatsächliche Unterstützung gibt für den Wiedereinstieg im Herbst, dann, denke ich mir, spricht nichts dagegen, denn da meine ich das eben so ernst, wie ich es gesagt habe: Man muss in die Bildung der Kinder investieren.

Zu Ihrer Frage, wie es bis jetzt läuft mit den Anmeldungen, kann ich sagen, es läuft derzeit ganz gut, wiewohl wir noch lange nicht an der Tausendergrenze schrammen. Wir sind momentan so bei 300, 400 Anmeldungen maximal. Also derzeit sehe ich noch keine Bestätigung dafür, dass es sich mit dem Angebot nicht ausgeht, aber wir kontrollieren das und schauen uns das auch regelmäßig mit der MA 17 an, um da entsprechend die Zahlen zu bringen und auch das Angebot entsprechend zu checken.

Was den Kostenbeitrag betrifft, so ist das eine Diskussion, die wir auch bei diesem Projekt lange geführt haben, und das ist eine Diskussion, die wir grundsätzlich bei den Integrationssprachmaßnahmen immer wiederum führen. Wir wissen aber aus der Evaluierung von „Mama lernt deutsch", dass sozusagen dieser 1 EUR pro Stunde, der natürlich keine Kostendeckung darstellt, dennoch eine höhere Identifikation schafft. Und dann muss man halt auch sagen, das sind 14 Tage Deutsch, inklusive Essen, inklusive Freizeitangebot, was bedeutet, 14 Tage Kinderbetreuung während der Ferien auch für die Eltern, um 50 EUR. Natürlich wird das immer noch ein Betrag sein, der für manche zu hoch ist, aber insgesamt ist das natürlich eines der günstigen Sommerkinderbetreuungsangebote, Ganztagskinderbetreuungsangebote, die wir haben. Wobei unser Ziel eben nicht das war, dass wir gesagt haben, wir schaffen eine gute Vereinbarkeit von Beruf und Familie mit der Maßnahme – schon wohl auch –, aber das Ziel war in erster Linie, den Kindern sowohl am Vormittag als auch am Nachmittag in dieser freizeitpädagogischen Variante die Sprache zu vermitteln.

Wir werden uns aber auch das anschauen in unserer Evaluierung und sehen, ob es da eine tatsächliche Barriere gibt auch bei diesem Betrag, den wir an und für sich abgeklärt haben in dieser Gruppe, auch mit den Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartnern. Und ich sage einmal so: In besonderen Härtefällen kann man sich das auch noch anschauen, wie wir da vorgehen. Bisher bin ich mit dem noch nicht konfrontiert worden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die nächste Zusatzfrage wird von der Frau GRin Mag Ekici gestellt. Bitte schön.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Am Anfang gleich zwei Bemerkungen. 

Die eine Bemerkung: Sie haben in Ihren Ausführungen gesagt, dass Sie große Hoffnung in dieses Projekt setzen. Ich setze nicht so eine große Hoffnung in dieses Projekt, denn in zwei Wochen wird man jetzt nicht sozusagen eine große Sprache so weit lernen, dass man dann sehr fit ist. Aber ich finde es trotzdem wichtig, dass man diesen Ansatz gewählt hat. 

Die andere Bemerkung: Ich nehme zufrieden zur Kenntnis, dass unsere Forderung vom letzten Jahr, dass auch Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache eingebunden werden sollen, berücksichtigt wurde. Wir haben ja auch mit dem Verein Zeit!Raum ein sehr langes ausführliches Gespräche geführt diesbezüglich und das auch dort deponiert. 

Eine meiner Fragen hat die Kollegin von den GRÜNEN schon gefragt, wie viele Kinder sich schon angemeldet haben. Die andere Frage ist: Wie viele von diesen Kindern, die sich angemeldet haben, haben Deutsch als Muttersprache?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Zu der Frage generell, was das Zulassen zu Maßnahmen und die Grundvoraussetzung betrifft: Wir haben in unserem Wiener Integrationskonzept in diesen vier Säulen – Bildung, Sprache, Arbeitsmarkt, Zusammenleben – einen neuen Blick auch auf die Maßnahmen, die in diese einzelnen Schienen, in die einzelnen Säulen passen, aus dem einfachen Grund, weil wir mit „Start Wien" jetzt sehr erfolgreich fahren und immer zwischen 80 und 90 Prozent Beteiligung von den neu Zugewanderten haben. 

Im Vorfeld gab es da auch eine Studie, und bei dieser Studie haben wir uns genau das Bild der Zuwanderinnen und Zuwanderer angeschaut und wissen ja auch, dass sich das Bild massiv geändert hat. Zum Teil kommen hochqualifizierte Menschen hierher, aber auf jeden Fall ist es so, dass viele gut Deutsch können und viele sozial gut eingebunden sind. Das heißt, wir haben es mit einem komplett veränderten Bild zu tun, jetzt im Vergleich zum GastarbeiterInnenmodell vor 30 oder 40 Jahren. 

Genauso ist es eben auch wichtig, dass man in diesen vier Säulen – Sprache, Arbeitsmarkt, Bildung und gerade auch Zusammenleben – die Zielgruppen immer genau anschaut und überlegt, an wen man sich denn da richten möchte. Und wenn das Ziel in Wirklichkeit auch die Dialogisierung ist, dann halte ich das für ganz, ganz wichtig, dass gerade auch bei Jugendsport- und Sprach- und Freizeitmaßnahmen eben eine Durchmischung stattfindet. Die Kinder profitieren enorm voneinander. Wenn man jetzt noch bedenkt, dass sie schon während des Schuljahres eingetreten sind und dort ein bisschen Deutsch gelernt haben und wir jetzt bei der neuen Sommersprachmaßnahme darauf Rücksicht nehmen können, auf welchem Level sie in Deutsch stehen, heißt das, dass eine Differenzierung im Deutschunterricht stattfinden kann. Wenn das einmal gegeben ist, dann tut man sich natürlich auch noch viel leichter, die Zielgruppe zu erweitern und eben jene mit einem Genügend oder einem Nicht genügend dazuzunehmen, die aber allenfalls in der Lage sind, in diesem kulturellen, sportlichen, freizeitpädagogischen Bereich in die Kommunikation einzutreten. Denn da lernt man, wie wir wissen, am besten. 

Deswegen glaube ich auch, dass man das nicht unterschätzen soll, wie weit Kinder in 14 Tagen intensiver Sprachmaßnahme auch kommen können. Da geben uns alle ExpertInnen recht, dass das eine gute Variante ist. Wir probieren das jetzt einmal, und es wird, wie gesagt, eine ausreichende Evaluierung dazu geben.

Ihre Frage, wie viele von den angemeldeten Kindern jetzt tatsächlich wegen Genügend oder Nicht genügend oder deswegen, weil sie eben gerade in diesem Schuljahr eingestiegen sind, gekommen sind, kann ich Ihnen jetzt im Detail nicht beantworten, aber wir können beim nächsten Mal im Ausschuss vielleicht schon erste Zahlen vorlegen. Ich werde das urgieren, dass wir diese Differenzierung noch bekommen, denn es interessiert mich natürlich auch, wie wir da ankommen, aber in der Evaluierung wird es sie auf jeden Fall geben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Petrides gestellt.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Meine Frage ist zwar zum Teil schon beantwortet, aber ist eine Evaluierung des Projektes angedacht, um die Erreichung der vorgenommenen Ziele zu überprüfen?

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ja, ich habe es ja schon ganz kurz beschrieben, es ist daran gedacht, eine Evaluierung durchzuführen. Mir ist es dabei besonders wichtig, immer darauf zu achten, dass diese Evaluierungen der einzelnen Maßnahmen eingebettet sind in ein Gesamtkonzept, nämlich in dieses Konzept Messbarkeit, die vierte Säule im Wiener Integrationskonzept, wo es eben darum geht, zu messen, eine Beurteilung zu haben, darauf praktisch zu reflektieren und dann eben neu zu entwickeln. 

Gerade Sowieso ist de facto schon auf Grund von Erfahrungen umgestellt worden. Der Vorgänger war ja „sprich:sport", und jetzt haben wir mit Sowieso, mit dieser neuen Form der Evaluierung, die schon hineinpasst in diese Säule Messbarkeit, einen Versuch laufen, wo wir uns wirklich anschauen möchten: Was hat es soziokulturell bewirkt? Was hat es insgesamt in der Qualität der Sprache, des Spracherlernens bewirkt? Wie viele konnten wir auch ansprechen? 

Was mir in dem Zusammenhang auch wichtig ist, ist, wie stark wir die Eltern mit diesen Maßnahmen erreichen konnten. Das ist mir spätestens seit „Start Wien" sehr, sehr wichtig, denn die Eltern, die Bildungsmodule besuchen, sind natürlich sehr, sehr gut informiert und können auf Grund der Kenntnis und der Information ihren Kindern auch ein großes Angebot, im Sommer zum Beispiel, zur Verfügung stellen. 

Ich glaube, es wird auch wichtig sein, zu schauen, welche Eltern konnten wir erreichen und wie konnten wir sie letztendlich bestens erreichen, damit sie ihre Kinder in diese Sprachmaßnahmen geben und auch einen Beitrag leisten, denn wir wissen, dass das Erreichen des Bildungsstandes ganz massiv auch von den Eltern abhängig ist. Oder sagen wir es auch einmal negativ formuliert: Leider ist Bildungsferne nach wie vor vererbbar, und das gilt es zu durchbrechen, das gilt es eben auch mit solchen engagierten Projekten zu durchbrechen. Die Evaluierung wird sich daher genau anschauen, ob wir das mit diesem Projekt gut schaffen können. 

Ziel ist es jedenfalls immer, dass alle Kinder einen guten Zugang zur Bildung bekommen, weil es darum geht, in die Bildung der Kinder zu investieren und damit in die Zukunft dieser Stadt zu investieren. Und das zu messen, zahlt sich allemal aus.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin für die Beantwortung der 4. Anfrage.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP – 02091 –2009/0001 – KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Johann Gudenus MAIS gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. [Der Platz vor dem Wiener Rathaus ist ein beliebter Veranstaltungsplatz. Gerade in der warmen Jahreszeit folgt eine Veranstaltung der nächsten. Seit April 2009 ist eine große Bühne vor dem Rathaus aufgebaut, die in modifizierter Form verschiedenen Veranstaltern als Kulisse gedient hat. Zuerst der SPÖ für ihre 1. Mai-Veranstaltung, dann der Wiener Festwochen GmbH (zu 100 % im Eigentum der Stadt Wien) für die Wiener Festwocheneröffnung und zuletzt dem ‚Lifeball'. Wie viel hat die Wiener Festwochen GmbH für die Benützung der Bühne gezahlt?]

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Eine neue Annäherung an ein altes Thema. Es ist mir ohnehin über die Jahre hinweg schon abgegangen, aber ich darf auch Sie nunmehr darauf aufmerksam machen, dass die Wiener Festwochen GmbH, wie mir mitgeteilt wurde, als Veranstalterin in Auftrag gegeben hat, dass die für die Eröffnung erforderliche Bühne nach ihren Planungen aufzubauen ist, und dies daher auch entsprechend fakturiert wurde. Die Beantwortung Ihrer Frage ist daher klar: Nichts.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 1. Zusatzfrage wird vom Fragesteller gestellt. Ich bitte darum.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Es wurde die Bühne auch mitbenützt vom Lifeball in der Abführung der Veranstaltung und eben auch von der SPÖ am 1. Mai.

Meine Frage jetzt konkret, was den Lifeball betrifft. Da sind im Vorfeld des Lifeballs, vor allem beim Aufbau, Privat-PKWs in der Kurzparkzone rund ums Rathaus gestanden mit dem Schild, und zwar nur in schwarzen Lettern auf weißem Papier, „Lifeball-Organisation". Meine Frage ist: Konnten die PKWs dort kostenlos parken oder gab es da eine Vereinbarung mit der Gemeinde Wien?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich habe mich gleich gesammelt, ich bitte um Verständnis. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Ich nehme an, dass es Ihrer wirklich sehr scharfen Beobachtungsgabe nicht entgangen ist, dass dort Halteverbotsschilder gewesen sind und daher folgerichtig dann diese Fahrzeuge mit entsprechender Erlaubnis in diesem Halteverbot gestanden sind. Ich gehe davon aus, dass dies, wie es bei Veranstaltungen üblich ist, nicht verrechnet wurde.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung dieser Zusatzfrage. Die nächste Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Ringler gestellt. Bitte schön.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Nicht nur gebe ich Ihnen recht, dass man über die Frage des Herrn Gudenus den Kopf schütteln muss, allerdings muss ich jetzt Ihre lapidare Antwort noch einmal kurz zu meinem Verständnis hinterfragen. Die Frage lautet: Wie viel hat die Wiener Festwochen GmbH für die Benutzung dieser Bühne gezahlt? 

Ich erinnere mich, dass es vor einigen Jahren einen Kontrollamtsbericht gegeben hat, in dem festgehalten wurde und das Kontrollamt auch kritisiert hat – ich weiß nicht, ob Sie das im Vorfeld recherchiert haben, Herr Gudenus –, dass die Festwochen doch in Zukunft bitte den Aufbau der Bühne ausschreiben sollten, weil es doch zu Unklarheiten kommen könnte im Vorfeld dieser vielen verschiedenen größeren Veranstaltungen, die da nacheinander mehr oder weniger die gleiche Bühne nutzen. 

Jetzt bin ich völlig verwirrt. Offensichtlich haben die Festwochen früher für diese Benutzung bezahlt. Es wurde vom Kontrollamt kritisiert, dass sie es nicht ausgeschrieben haben, weil ja dort schon eine große Bühne gestanden ist vom 1. Mai, daher nicht ausgeschrieben werden konnte. Punkt, Punkt, Punkt, Punkt, Punkt. Ist es jetzt so, dass die SPÖ die Festwochenbühne zahlt? (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also ich glaube, es ist ziemlich klar, dass die Festwochen die Festwochenbühne bezahlen. Soweit habe ich mich, glaube ich, verständlich genug ausgedrückt. Sie sind der Veranstalter, sie geben den Auftrag und sie fakturieren. Fakturieren ist der Begriff dafür, dass man das, was man bestellt hat, „brennt“, um es volkstümlich auszudrücken, und ich lege größten Wert darauf, dass ich dabei auch verstanden werde.

Daher zahlt natürlich nicht die SPÖ. Aber ich darf Sie vielleicht darauf hinweisen, dass es von Jahr zu Jahr verschieden ist, je nachdem, wie weit der 1. Mai von der Eröffnung der Festwochen zeitlich auseinander ist. Ist es ein größerer zeitlicher Abstand, dann gibt die SPÖ die Bühne in Auftrag, so wie sie das jetzt tut, indem sie jene Teile, die zu dem Zeitpunkt aufgebaut waren, natürlich auch entsprechend verrechnet, aber alles das, was Zusatzaufbauten sind, auch selbst bezahlt. Ähnliches gilt natürlich dann auch für den Lifeball, der ebenfalls ein finanzielles Arrangement mit den Festwochen trifft, um für jene Teile, die zu dem Zeitpunkt dann auch für den Lifeball verwendet werden können, in Kostenteilung auch eine entsprechende Vergütung zu bezahlen. 

In dem Zusammenhang rufe ich einen Zeugen auf, der wahrscheinlich unverdächtig ist für Sie, jedenfalls unverdächtiger als ich, nämlich den früheren Kulturstadtrat Peter Marboe, der in einer ähnlichen Anfragebeantwortung bereits im Jahre 1997 auf diesen Umstand hingewiesen hat.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 3. Zusatzfrage wird von GR Mag Neuhuber gestellt.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Bürgermeister!

Der Rathausplatz hat uns, wie Sie ja gesagt haben, in vielfältiger Art und Weise schon immer wieder beschäftigt mit diversesten Themen, und ich bleibe beim, wie Sie es gerade volkstümlich ausgedrückt haben, Brennen. Wer zahlt eigentlich? 

Sie haben in einer Anfragebeantwortung letztes Jahr einmal richtigerweise festgestellt, dass der Rathausplatz nicht vermietet wird, sondern gemäß einem Gemeinderatsbeschluss unentgeltlich zur Verfügung gestellt wird. Jetzt gibt es dort sehr viele Veranstaltungen. Manche haben Charity-Charakter, sind karitativ, und da verstehe ich es durchaus, dass das unentgeltlich zur Verfügung gestellt wird, aber es gibt durchaus auch einige mit kommerziellem Hintergrund, und da frage ich mich, ob es nicht sinnvoll wäre – man muss ja letzten Endes auch für jeden Schanigarten etwas zahlen –, den großen Schanigarten Rathausplatz in Zukunft auch mit einem Preisschild zu versehen. Hielten Sie das für sinnvoll und werden Sie sich dafür einsetzen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Also in Einzelfällen kann ich mir das durchaus vorstellen, zum Beispiel bei diesen ganz seltenen, nur einen Tag dauernden Darstellungen von besonderen Kraftfahrzeugmodellen. Da könnte man durchaus etwas verlangen, das würde ich für vernünftig halten. 

Es gibt eine einzige große Veranstaltung am Rathausplatz, die man sozusagen nicht belasten sollte. Ich weiß nicht, ob zum Beispiel die große Ausstellung der Sparte Gewerbe und Handwerk unter Charity fällt – wahrscheinlich nicht –, aber es ist eine gute Sache, wir freuen uns darüber, wenn das stattfindet, wir besuchen es selbstverständlich auch gerne, und es ist gut und richtig, dass es hier kostenlos zur Verfügung gestellt wird. 

Der Einzige wäre der Zirkus, aber ob es jetzt besonders sinnvoll ist, dem Zirkus eine Miete zu verrechnen, wage ich zu bezweifeln.

Also einigen wir uns darauf: Wenn es wirklich ganz vordergründig kommerziell ist, dann kann man so was durchaus überlegen, aber ansonsten würde ich es im Sinne des Gemeinderatsbeschlusses so beibehalten, wie wir es beschlossen haben. Auch nicht zufällig.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung dieser Zusatzfrage. Mag Gudenus hat auf eine weitere Zusatzfrage verzichtet, und ich danke daher für die Beantwortung der Frage insgesamt. 

Die Fragestunde ist damit beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Moschee Dammstraße – Der SPÖ-Verrat an den Bürgern" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR DDr Schock, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es gibt ein neues Problem in Wien, und dieses Problem für die Anrainer sind die islamischen Zentren, denn eine Moschee – und das weiß man ja mittlerweile – ist mehr als ein Gotteshaus, eine Moschee ist alles: ein Zentrum, in dem Wirtschaft betrieben wird, Greißler gibt es dort, Supermärkte, Friseure, Fitness-Studien, Veranstaltungshallen, Hochzeitsfeiern und so weiter. Das alles ist eine Moschee. Dort haben sie eigentlich alles, Frau Kollegin Matzka, damit sie mit uns ja nicht in Berührung kommen müssen und nicht etwa auch in alteingesessene Wiener Geschäfte einkaufen gehen müssen. 

Das alles ist eine Moschee. Und was heißt das für die Anrainer? Für die Anrainer heißt das: verparkte Gehsteige, Lärm bis in die Nachtstunden, an jedem Wochenende Grillfeste, Geruchsbelästigung, Verschmutzung der Grünanlagen, Verrichtung der Notdurft, unlauterer Wettbewerb gegen Wiener Betriebe, Einkaufen am Sonntag etwa, Missachtung der Ladenöffnungszeiten, Betriebe ohne Gewerbeschein, rituelle Aufbahrung von Leichen mitten in Wien ohne sanitätspolizeiliche Genehmigungen, offene Missachtung gegenüber Frauen. 

Meine Damen und Herren! Das alles ist eine Moschee, und ich frage Sie: Wieso lassen Sie die Anrainer hier eigentlich im Stich, meine Damen und Herren von der SPÖ? Wieso wehren Sie sich hier so gegen eine Bürgerbefragung? Lassen Sie die Menschen doch selbst entscheiden über ihre Zukunft, über ihre Lebensqualität dort! Lassen Sie die Menschen in Wien selbst entscheiden, meine Damen und Herren! 

Es hat am 14. Mai eine Protestkundgebung stattgefunden, eine friedliche Protestkundgebung der Anrainer in der Brigittenau, die von vielen Wienerinnen und Wienern unterstützt worden ist, denn in ganz Wien sprießen ja diese islamischen Zentren aus dem Boden; nicht nur im 20. Bezirk, in allen anderen Bezirken ebenso. Es sind immer neue geplant, und, meine Damen und Herren, die Freiheitliche Fraktion ist hier bei diesem Problem die einzige Fraktion, die tatsächlich hinter den Anrainern steht. 

Es stellt sich die Frage: Wie geht eigentlich die SPÖ damit um? Wie geht die Wiener Stadtregierung mit diesem neuen Problem um? Da werden die Beschwerden der Anrainer einfach ignoriert, da gibt es nur ein einziges Interesse vor einer Wahl: die vielen neuen Wähler, die vielen neuen muslimischen Wähler. 

So etwa im 10. Bezirk, meine Damen und Herren! Im 10. Bezirk ist die Freiheitliche Fraktion so stark, dass wir dort eine Bürgerversammlung auf Grund der Stadtverfassung durchsetzen können, und wir haben zu den vielen, vielen islamischen Zentren im 10. Bezirk eine Bürgerbefragung beantragt, die die SPÖ daher durchführen muss. Aber wie geht die Bezirksvorsteherin damit um? Sie führt diese Bürgerversammlung einfach nicht durch. Wir haben das im Dezember beantragt, vor fünf Monaten, aber aus Angst vor den Menschen, vor den Anrainern will man dieses Problem nicht angreifen. Es wird diese Bürgerversammlung auf die lange Bank geschoben, entgegen der Wiener Stadtverfassung und am Rande eines Verfassungsbruchs. 

Oder im 20. Bezirk in der Dammstraße, wie sind Sie da mit den Anrainern umgegangen? Das so genannte Mediationsverfahren war eine Farce, meine Damen und Herren. Sie haben die Beschwerden der Menschen dort überhaupt nicht ernst genommen. (GR Erich Valentin: Waren Sie dabei?) Sie haben vor wenigen Wochen endgültig die Baugenehmigung erteilt. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wir sind ein Rechtsstaat!) Herr Kollege Al-Rawi oder Herr Kollege Valentin, Sie sind ja ganz besonders die Gemeinderäte hier, die die Interessen der Anrainerinnen und Anrainer im 20. Bezirk verraten haben, Sie stehen eigentlich an der Spitze dieses Verrates. 

Wir haben hier die Anträge eingebracht, die Menschen abstimmen zu lassen. Sie alle haben das abgelehnt. Sie haben das abgelehnt, Sie haben beschwichtigt, und Sie haben die Anrainer verraten. 

Meine Damen und Herren! Wie ernst Sie die Sorgen nehmen, das haben wir auch vor etwa zwei Jahren schon erlebt, als Sie hier in der Diskussion im Jahr 2007 soweit gegangen sind, dass Sie die Menschen dort in der Brigittenau, die Anrainerinnen und Anrainer, ins extremistische Eck gestellt haben, dass Sie die berechtigten Sorgen der Anrainer ignoriert haben, die Menschen ins extremistische Eck, ins Nazi-Eck gestellt haben. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sie sind doch mitmarschiert!) Wenn man dort mitmarschiert, ist man ja kein Nazi, Herr Kollege Al-Rawi. Was haben Sie für ein Weltbild? Das Demonstrationsrecht in Wien ist ein Grundrecht. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben das ja auch jetzt wieder erlebt, meine Damen und Herren von der SPÖ! Genau Sie, Herr Al-Rawi, oder auch die Frau Kollegin Yilmaz, Sie haben ja sogar zu dieser Gegendemonstration aufgerufen. Herr Kollege Al-Rawi, Sie sind soweit gegangen, Sie persönlich haben aufgerufen zu einer Gegendemonstration, wobei es im Zuge dieser Gegendemonstration dann auch gewaltsame Ausschreitungen gegeben hat. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das ist doch nicht wahr!) Aber soweit sind Sie schon, dass Sie gegen die Anrainer in Wien mobilisieren, meine Damen und Herren! Dass Sie gegen die Menschen, gegen Bürgerinteressen mobil machen – das ist die SPÖ von heute!

Meine Damen und Herren! Wenn das Ihr Zugang ist, wenn das wirklich Ihr Zugang zu den Menschen ist, dann gibt es wirklich nur mehr eine Fraktion, eine einzige Fraktion in diesem Haus, die hinter den Menschen, hinter den Anrainern steht, und das ist die Freiheitliche Fraktion, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)

Eine Moschee ist – das hat sich ja mittlerweile herumgesprochen – viel mehr als ein Gotteszentrum. Ein islamisches Zentrum ist ein Zentrum, in dem Wirtschaft betrieben wird, in dem auch Politik betrieben wird. Es ist damit auch ein Symbol eines Machtanspruches, und die Moschee im 20. Bezirk ist ja geradezu ein Symbol und typisch für diesen Machtanspruch. Denn wer steckt denn dahinter? Wissen Sie, wer dahintersteckt? Dahinter steckt ein Verein, der heißt ATIB. Und das ist nicht irgendein harmloser Moscheeverein von Türken, die halt im 20. Bezirk wohnen und mit ihren Spendengeldern das zusammensparen, wie Sie das darstellen, und dort aus eigenem ein Gotteshaus errichten. Die ATIB ist eine stramm organisierte zentralistische Organisation, deren Hintermänner in der Türkei sitzen, die ganz Europa mit einem islamitischen Netzwerk überzieht. Das ist der Verein ATIB, das sind die Hintermänner, meine Damen und Herren.

Und es stellt sich ja noch eine Frage. Woher nimmt die Türkei eigentlich das Geld? Da schicken wir, da schickt die EU Mittel in die Türkei hinunter zum Aufbau des Landes – gut gemeint –, und was machen die? Die neue islamistische Regierung nimmt unser Geld, unser Steuergeld aus der EU und schickt es zurück, um Moscheen zu errichten, um islamische Zentren zu errichten, missbraucht unsere Gelder, missbraucht das Geld der Steuerzahler. Das ist der Zweck einer Moschee! Jener islamistische Staat, der eine islamistische Regierung hat, dessen Ministerpräsident, der Herr Erdogan, sogar im Gefängnis gesessen ist deswegen, der die Türken hier in Österreich, in Deutschland, in ganz Europa als Pfeiler seiner Macht sieht – das sind ja Machtansprüche –, der Herr Erdogan, der die Gegengesellschaft fördert, der die Assimilation als ein Verbrechen bezeichnet – das ist eine Moschee, meine Damen und Herren! Dort haben sie eben alles, von den Bedürfnissen des täglichen Lebens angefangen, damit sie mit uns ja nicht in Berührung kommen müssen, damit sie ja ihre Gegengesellschaft, ihre Parallelgesellschaft in Europa gründen können. 

Meine Damen und Herren! Das wird ja auch von modernen türkischen Soziologen so gesehen. Das ist ja keine Erfindung der FPÖ, das weiß man ja heute in ganz Europa, das wissen die türkischen Soziologen in Deutschland. Etwa die Frau Kelek sagt – ich darf Ihnen das Zitat vorlesen: „Eine Moschee ist eine Keimzelle der Gegengesellschaft, ein Hindernis geradezu für die Integration." Das ist eine Moschee, und das sagen nicht wir, das sagen die eigenen türkischen Soziologen, meine Damen und Herren. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Wachen Sie doch auf! Es geht da nicht um Religionsfreiheit, es geht eben um die Keimzelle einer Gegengesellschaft. Meine Damen und Herren von der SPÖ! Herr Klubobmann! Wachen Sie doch endlich auf und hören Sie auf, das alles in Wien auch noch zu fördern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit fünf Minuten beträgt. Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Mag Vassilakou gemeldet. Bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren! 

Ja, Sie haben recht, es ist wirklich so, dass ihre Fraktion anders ist als die anderen Fraktionen, die hier im Haus vertreten sind. (GR DDr Eduard Schock: Auch Ihre Fraktion ist anders!) Es ist wirklich so, es gibt einen wirklich wesentlichen Unterschied. Es gibt nämlich hier im Haus eine einzige Fraktion, die völlig frei von jedem Skrupel hetzt: Gegen andere Völker, andere Länder, andere Religionen und auch gegen Menschen, die seit Jahrzehnten in Wien leben und kein anderes Zuhause haben als diese Stadt. Es gibt eine einzige Fraktion in diesem Haus, an deren Demos, zu denen Sie mit aufgerufen haben, Neonazis teilnehmen, und Sie sehen sie nicht. (GR DDr Eduard Schock, eine Zeitungsseite mit Fotos in die Höhe haltend: Meinen Sie diese linken Nazis?) Sie sind die Einzigen, die sie nicht sehen, Menschen mit Glatze, Menschen mit „HH"-T-Shirts, Menschen mit teilweise zu eindeutigen Grußformeln erhobenen Händen, die halt grad noch nicht strafbar sind. Alle sehen sie, nur Sie sehen sie nicht. 

Ich frage mich, warum Sie sie nicht sehen und wie es passieren kann, dass Sie sie nicht sehen. Denn dass Sie jetzt sagen würden, wir haben sie nicht eingeladen, sie sind gekommen, wir bedauern es, das wäre gerade noch die angemessene Antwort Ihrerseits. Dann hätte ich Sie fragen müssen: Warum haben Sie sie dann nicht aufgerufen, die Veranstaltung sofort zu verlassen? Wieso distanzieren Sie sich nicht? (StR Johann Herzog: Ihr wart doch dort! Sie waren dort!) Das tun Sie nicht. Sie sehen sie nicht, weil Sie sie nicht sehen wollen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sie sind die einzige Fraktion hier im Haus, die offen antisemitisch agiert, indem Sie Israel-feindliche Inserate in Zeitungen placieren. (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Ordnungsruf!) Das ist ein absoluter Tiefpunkt in diesem Wahlkampf, ein absoluter Tiefpunkt, den ich in den 23 Jahren, in denen ich in diesem Land lebe, noch nie – noch nie! – erlebt habe in dieser Qualität. Tiefer geht’s nicht mehr, meine Damen und Herren von der FPÖ. 

Nun, es gibt tatsächlich das Vorhaben, ein Veranstaltungszentrum im 20. Bezirk auszuweiten, und es gibt Anrainerinnen und Anrainer, die offensichtlich mit diesem Vorhaben nicht einverstanden sind – so weit so gut; das ist weder das erste Mal noch das letzte Mal, dass so etwas in dieser Stadt vorkommt –, und sie formierten sich zu einer Bürgerinitiative. Ebenfalls so weit so gut. Was nicht geht, was nicht angeht, ist, dass Sie sich draufsetzen im wahrsten Sinne des Wortes, dass Sie diesen Protest missbrauchen, dass Sie, wie gesagt, Veranstaltungen organisieren und zu Veranstaltungen aufrufen, an denen offensichtlich rechtsradikale Kräfte, teilweise sogar aus dem Ausland angereist, teilnehmen. Und was nicht angeht, ist, dass Sie den Boden aufbereiten für Bilder, die es in dieser Stadt noch nicht gegeben hat, die wir leider aus deutschen Städten kennen und die wir in Wien nicht erleben möchten. 

Wir wollen in Wien keine Neonazi-Aufmärsche haben (GR Dr Herbert Madejski: Wir wollen auch keine Schießereien im 15. Bezirk!), wir wollen in Wien nicht haben, dass rechtsradikale Kräfte ihr Unwesen treiben. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) Diese Stadt ist friedlich, diese Stadt ist demokratisch, diese Stadt ist eine Stadt der Verständigung und des Zusammenlebens. Diese Stadt ist eine Stadt, zu der wir stehen, die wir vom Herzen lieben, in der es vielleicht Meinungsverschiedenheiten gibt und auch Probleme gibt, die wir im Dialog miteinander lösen werden. 

Und ja, meine Damen und Herren von der FPÖ, wir sind sehr gut imstande, uns mit den unterschiedlichen Communitys, mit den unterschiedlichen Glaubensrichtungen, mit den unterschiedlichen Bürgerinnen- und Bürgerinitiativen, die das eine oder andere Mal friedlich dagegen protestieren möchten, an einen Tisch zu setzen und zu diskutieren. (GR Dr Herbert Madejski: Drei Jahre haben Sie dazu Zeit gehabt! Drei Jahre ist nichts passiert!) Aber was wir ganz sicherlich nicht tun werden und wo wir ganz sicher nicht weichen werden, keinen Zentimeter, ist, wenn solche Konflikte missbraucht werden – unter anderem auch von Ihnen, aber auch, wie gesagt, von rechtsradikalen Kräften –, um hier den Boden aufzubereiten für solche Auftritte. (GR DDr Eduard Schock: Zur Geschäftsordnung!)
Schämen Sie sich! Schämen Sie sich! Schämen Sie sich! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsordnung hat sich Herr DDr Schock gemeldet.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende!

Ich finde es unterhört, dass eine Fraktion hier heraußen hetzerische Reden hält. (Beifall bei der FPÖ. – Lebhafte ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich finde das unterhört, dass Sie hier anderen Fraktionen antisemitische Politik vorwerfen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Was war das sonst?) Dass Sie hier anderen Fraktionen antisemitische Politik vorwerfen, das finde ich unerhört. (Anhaltende Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich finde das unerhört, vor allem von einer Fraktion, wo Mandatare gemeinsam mit linken Nazis Gegendemonstrationen veranstalten, die dann zu Gewalttätigkeiten führen. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich finde das unerhört, und ich verlange einen Ordnungsruf für die Frau Klubvorsitzende für diese Behauptung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ausgerechnet die FPÖ! Wenn Sie mit den Nazis zusammenarbeiten, verlangen Sie für andere einen Ordnungsruf! – Tumultartige Zwischenrufe und Unruhe im gesamten Saal.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, untereinander reden wir nicht! 

Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Aigner. (Anhaltende Unruhe.)

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Position der ÖVP ist hier ganz klar: Wir brauchen keine rechtsextremen Demonstranten, wir brauchen aber auch keine linksextremen Demonstranten. (Beifall bei der ÖVP.) Eine Partei der Mitte hat dafür zu sorgen, dass gesellschaftliche Konflikte auf eine zivilisierte demokratische Weise ausgetragen werden. Aber das Demonstrationsrecht kann nicht monopolisiert bei den Linksextremen liegen, und wenn besorgte Bürger eine Demonstration machen, dann braucht man nur ein paar Glatzköpfe, von denen man ja gar nicht weiß, woher die wirklich kommen, hinzuschicken, und schon ist es eine rechtsextreme Demonstration. Die Grundrechte sind unteilbar. Sie gehören allen Bürgern. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Es hat auch relativ wenig Sinn, tatsächliche Probleme durch inneroppositionelle Debatten sozusagen auf einen Nebenschauplatz zu lenken und es der Mehrheit, die für die Versäumnisse in dieser Stadt verantwortlich ist, sehr leicht zu machen, sich zurückzulehnen und zu sagen, es sollen die Blauen, Grünen und die Schwarzen untereinander debattieren. Reden wir lieber von den Versäumnissen, die die SPÖ in der Integrationspolitik hier zu verantworten hat und die dann im Endeffekt bei diesen Konflikten ans Tageslicht treten! (Beifall bei der ÖVP.) 

In der Brigittenauer Bezirksvertretung haben wir vor etwas über zehn Jahren einen einheitlichen Konsens gehabt, dass wir dieses Zentrum, von dem wir ja damals noch nicht wussten, wie es dann wirklich ausschauen wird, nicht hier in einem Gasselwerk, in einem Wohngebiet haben wollen, weil genau diese Befürchtung bestanden hat. Es ist dann der Betrieb jetzt jahrelang gelaufen, und es haben sich alle Befürchtungen bestätigt. Es ist laut, es ist ein Verkehrsproblem, es gibt eine Fülle von rein nachbarschaftlichen Problemen, und es ist ein solches Zentrum – da muss ich dem Vorredner der FPÖ schon recht geben – kein Beitrag zu einer gelungenen Integration. 
Wer eine Parallelgesellschaft institutionalisiert, indem er Einrichtungen schafft, wo man den ganzen Tag verbringen kann, wo man es ermöglicht, dass man alle Bedürfnisse abdeckt, der schafft keinen Beitrag zur Integration. (Ironische Heiterkeit des GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Es gibt im 20. Bezirk genügend Supermärkte, es gibt genügend Kaffee- und Gasthäuser jeglicher Provenienz. Da braucht man nicht in einem Kulturzentrum einen Supermarkt, man braucht dort keinen eigenen Friseur, man braucht dort auch keine Möglichkeiten, sozusagen Gastronomie zu betreiben. Das ist nicht notwendig. Und auch die Deutschkurse, Herr Kollege Al-Rawi, lassen sich in der nahegelegenen Volkshochschule auf integrative Weise wahrnehmen. Auch die muss ich dort nicht anbieten. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wieso nicht?)
Das, was hier teilweise zum Verein ATIB gesagt wurde, das hat schon etwas für sich. Der Schwesterverein DITIB steht in Deutschland unter permanenter Beobachtung der Verfassungsschutzorgane sämtlicher Bundesländer. Es gibt hier ein Naheverhältnis zum türkischen Staat, und wer dort Veranstaltungen besucht – ich habe das getan, ich war dort schon mehrfach –, der hört ständig, das es hier eine erste Loyalität zur Türkei zu geben hat. 

Ich muss ganz ehrlich sagen: Traut sich das je ein anderes Land? Sagt man, wenn jemand nach Amerika geht: Werdet Staatsbürger, aber die Loyalität bleibt beim ehemaligen Heimatland? Das ist schon ein ganz ein massives Problem, und abseits der Nachbarschaftsproblematik muss sich unsere Gesellschaft da wirklich die Frage stellen, ob das unter Integration zu verstehen ist. 

Die Sprache ist ein wichtiger Schlüssel, aber nicht der einzige Schlüssel. Im Endeffekt geht es um eine Loyalität zum neuen Staat, und die haben wir einzufordern. Es ist schade, dass hier seitens der SPÖ in den letzten Jahren nichts gemacht wurde, den heraufdräuenden Nachbarschaftskonflikt zu lösen. Es gibt bessere Standorte. Man könnte widmungsmäßig Vorsorge treffen, dass es auch solche Zentren geben kann, aber nicht im Hinterhof in einem dicht verbauten Gebiet. Dort ist das völlig ungeeignet. 

Und wenn jetzt der Herr Bürgermeister von der Hausordnung der Stadt spricht, dann gehören für mich zur Hausordnung schon auch klare Ziele, klare Verpflichtungen auch für Neubürger und so weiter, denn die ausgestreckten Hände unsererseits werden ja auch dokumentiert in einer Fülle von Angeboten, die ganz wichtig und richtig sind. Also es geht nicht nur darum, dass man Hände ausstreckt, es geht auch darum, dass man ganz klare Verpflichtungen einführt. Dagegen haben Sie sich immer gewehrt. Aber Integrationspolitik kann nicht so ausschauen, dass man jemanden beim Ohrwaschl nimmt, wenn er grundlegende Werte unserer Gesellschaft missachtet. Da gehören andere Sanktionen her. Ohrwaschlziehen ist in der Pädagogik Steinzeit, und Ohrwaschlziehen ist auch in der Integrationspolitik fehl am Platz. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist Herr GR Valentin.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Im Vorfeld der heutigen Aktuellen Stunde sind Begrifflichkeiten hier im Text, aber auch auf den Plakaten aufgetaucht – EU-Verräter, Volksvertreter –, und in dem Zusammenhang habe ich in der Vergangenheit den Vorwurf gemacht, dass Sie, meine Damen und Herren der FPÖ, aus der Vergangenheit nichts gelernt hätten. Ich habe Ihnen den Vorwurf gemacht, dass Sie aus einer Zeit, die wir gemeinsam hoffentlich als eine betrachten, die nie wieder kommen soll, nichts gelernt haben. 

Ich ziehe das zurück, meine Damen und Herren. Sie haben etwas gelernt. Sie haben die Diktion „Der Stürmer", Sie haben die Diktion von vor 1945, Sie haben eine Propaganda wieder ausgegraben, und mit dieser Propaganda versuchen Sie, in der Brigittenau die Menschen zu verhetzen. Das ist schamlos, meine Damen und Herren, das ist eine Schande, was da geschieht, und es ist auch eine Zerreißprobe für die Demokratie. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)
Sie haben in den letzten Tagen gezeigt, dass Sie faschistoide Grenzgänger sind. Nach diesen Tagen, meine Damen und Herren, kann sich die interessierte Öffentlichkeit, die Demokratie in Österreich ein Bild machen, auf welcher Seite der Grenze Sie stehen. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, das kann sie!) 

Und wenn Sie heute das, was demokratisch, rechtsstaatlich in der Brigittenau abgelaufen ist und auch derzeit abläuft, als Farce bezeichnen, dann tun Sie das deshalb, weil Ihnen die Ergebnisse nicht passen. Sie tun es deshalb, weil Sie es nicht sehen wollen und weil es in Ihr Konzept nicht hineinpasst, dass die Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern geschehen ist. Eine Mediation hat stattgefunden, wo viele Sorgen der Bürgerinnen und Bürger entkräftet werden konnten. Es wurde ein Verkehrskonzept gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern erarbeitet, es wurden lärmdämmende Maßnahmen beim Neubau erarbeitet, es wurde erarbeitet, wie wir vorzugehen haben, wenn es zu Beschwerden kommt. (StR Johann Herzog: Wo? Was wurde erreicht? – GR Mag Wolfgang Jung: Die Mediation hat nichts gebracht!) 

Am Ende dieses Mediationsprozesses haben diejenigen, die berechtigte Sorgen gehabt haben, gesagt: Okay, wir schauen uns das jetzt an, wir schauen, wie das umgesetzt wird. Und die restliche Gruppe, die Sie fördern, wo Sie die Budgets hineinstecken, ist übriggeblieben. Diese Gruppe zeichnet sich dadurch aus, dass nach der Demonstration gesagt wurde, langsam finde ich „Nazi" als Ehrentitel, meine Damen und Herren. Das muss man einmal klar und deutlich sagen. 

Wir stellen die Bürgerinnen und Bürger, die berechtigte Sorgen haben, nicht ins rechte Eck. Sie instrumentalisieren Bürgerinnen und Bürger, die Angst haben. Und das ist schändlich, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – StR Johann Herzog: Was haben Sie denn gemacht?)
Und wenn Sie von Rechtsstaatlichkeit reden, dann muss man schon sagen, es hat dort eine Bauverhandlung stattgefunden. Und so wie jeder andere, der innerhalb eines Grundstückes ist und sich nach den Gesetzen hält, dürfen auch die dort bauen. Außerdem wird keine Moschee gebaut, es wird ein Wohnhaus gebaut. (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt ja gar nicht!) Einmal mehr zeigt sich deutlich, dass Sie durch eine Vermengung von Begrifflichkeiten versuchen, Menschen gegenseitig aufzuhetzen. Sie versuchen, Angst zu streuen. In einer Zeit, wo es durchaus friedlich zugehen könnte in der Dammstraße, versuchen Sie, Öl ins Feuer zu gießen. 

Meine Damen und Herren! Ein Unterschied zwischen Ihnen und mir besteht auch darin, dass ich zehn Jahre in der Dammstraße 24 gewohnt habe – nachweislich; weder DDr Schock noch sonst jemand war dort –, und zwar von 1994 bis 2004. Von 1994 bis 1996, als das islamische Zentrum dort etabliert worden ist, bis hin in die jüngsten Tage hat es keine Beschwerden gegeben. Es gab ein friedliches Miteinander, zumindest ein friedliches Nebeneinander. Keine Beschwerde bei der Polizei, keine Beschwerde beim Marktamt. Nirgendwo. 

Und dann sind Sie gekommen, Sie, die Sie die Menschen verhetzen, Sie, die Sie Geld hineinstecken in Homepages, Sie, die Sie Beratungstätigkeit ausüben, wie man Menschen radikalisiert und verunsichert. 

Ich sage Ihnen einmal mehr: Wir stehen zu dieser Stadt des Miteinanders. Wir haben in der Brigittenau dieses Miteinander jahrelang, jahrzehntelang gefördert. Mit gutem Erfolg. Die Menschen leben friedlich nebeneinander. 

Und ich sage Ihnen eines, und ich hoffe, dass das nie Realität werden wird: Wenn es irgendwann einmal – und ich hoffe, dass das nie geschieht – zu Aggressivität, zu Gewalt kommt in der Brigittenau in dieser Frage oder in anderen Fragen, dann wissen wir, wo die Schuldigen sitzen: Hier in Ihrer Fraktion! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Herzog.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Der Herr Valentin hat mit milder Stimme und ruhigen Worten auch Dinge gesagt, die ungeheuerlich sind. Er hat einmal eine Feststellung gemacht, dass Gewalt nicht ausbricht. Ich muss sagen, das ist ja nicht wahr. Ihre Leute, der VSStÖ und die Jungsozialisten, haben massiv gegen die Veranstaltung am 14. demonstriert und wurden nur durch die Polizei abgehalten, dass es nicht zu Gewaltexzessen gekommen ist. Ganz eindeutig möchte ich das feststellen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich persönlich habe den „Stürmer" nicht gelesen. Sie beschäftigen sich damit, das ist Ihre Sache. Ich habe auch keinen Bedarf danach, ich glaube nicht, dass man daraus etwas lernen kann. Aber aus der Vergangenheit nichts gelernt haben Sie, Herr Kollege, denn Sie haben Jahrzehnte der Zuwanderung verschlafen und sind bis heute nicht bereit, in irgendeiner Form irgendwelche Schlussfolgerungen daraus zu ziehen. Sie lassen die Dinge treiben, ignorieren die Wünsche der einheimischen Bevölkerung, und Sie bekommen auch die Quittung dafür. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Forderung nach Bürgerbeteiligung, Herr Kollege, ist keine Verhetzung. Das möchte ich in aller Deutlichkeit feststellen. Die Bürgerinitiative ist nicht rechtsorientiert, sie vertritt Bürgerwillen. Sie ist aus allen politischen Gruppen zusammengesetzt. Es sind auch Sozialisten dabei, aber sicherlich werden die nicht mehr lange Sozialdemokraten bleiben, wenn Sie Ihre Worte und die Handlungsweise Ihrer Partei in dieser Sache mitverfolgen müssen. 

Des Weiteren darf ich feststellen, die Frau Vassilakou hat sich ja überhaupt in unglaublichem Ausmaß ausgelassen. Ich glaube, sie muss sich auch innerparteilich profilieren, ganz klar. Wie man hört, haben sich jetzt die Kiwis bei den Grünen angemeldet, jetzt muss sie um ihren Posten zittern. Ich sehe schon, dass da sicherlich ein Handlungsbedarf entsteht, aber das ist kein Grund, deshalb von einer Neonazi-Beteiligung bei der Veranstaltung zu sprechen. Da waren keine! Es waren keine Stiefel, es war gar nichts! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Am rechten Auge blind!) Ihr wart dort. Der Ellensohn war dort, der hat an der Veranstaltung teil genommen, der Chorherr ist mitgegangen. Falls Sie die als Nazis bezeichnen wollen, ist das Ihre Sache. Ich weiß das nicht. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte auch feststellen, dass Kommunismus, Nationalsozialismus, Faschismus, also totalitäre Verhaltensformen, sich nicht zuletzt und vor allem durch Gewalt auszeichnen. Und Gewalt wird hier in diesem Land, in Österreich und in Wien, von Links ausgeübt, vor allem, wenn man es sich anschaut bei der letzten Demo. Wer hat hier die Gewalt ausgeübt? Es waren Personen, vielleicht nicht die Grünen selbst, aber aus dem Umfeld der Grünen, die gewaltbereit waren, die Gewalt versucht und sie auch ausgeübt haben. Sie haben eine friedliche Demonstration gestört, die in keiner Weise gewaltbereit war, in keiner Weise irgendetwas gemacht hat. Friedliche Demonstranten wurden von Ihnen angegriffen, und Sie haben in unglaublicher Art und Weise versucht, diese zu stören. 

Zur Sache selbst möchte ich nur sagen – ich habe nur fünf Minuten, wir haben ja keine Zeit –: Die Bürgerinitiative selbst will eine Abstimmung haben, will die Volksbeteiligung an diesem Projekt haben. 

Wir haben einen Antrag und wiederholen diesen, in veränderter Form natürlich, in dem wir zwei ganz wichtige Dinge verlangen. Das eine ist – wir werden es heute noch einbringen, aber nicht hier –: Wir verlangen, dass bei Großbauten eine Sonderwidmung im Rahmen der Bauordnung geschaffen wird für so genannte publikumswirksame Veranstaltungsstätten. Das sind Großbauten auf der einen Seite – Sportanstalten, Großeinkaufszentren, Bäder, was auch immer der Fall sein soll – und selbstverständlich Kultusbauten, nämlich also Moscheen, Gebetshäuser, Veranstaltungszentren, aber auch Kirchen, keine Frage. 

Der Begriff „publikumsintensive Veranstaltungsstätten" ist in Vorarlberg in der Zwischenzeit durch einen gemeinsamen Antrag von ÖVP und FPÖ Wirklichkeit geworden. Dieser Begriff ist auf Wien zu adaptieren in dem Sinn, dass die örtlichen Gegebenheiten zu berücksichtigen sind und die entsprechende Flächenwidmung auch einzubeziehen ist in diesen Begriff „publikumswirksame Veranstaltungsstätte". Die Zulässigkeit der Errichtung von Gebäuden, eben auch von Moscheen und moslemischen Veranstaltungszentren, ist darauf abzustellen, dass das örtliche Stadtbild nicht gestört wird und dass die Bauordnung in diesem Sinne eingehalten wird. 

Ganz wichtig und das Wichtigste überhaupt ist die Forderung, dass solche Sonderwidmungen von publikumsintensiven Veranstaltungen einer verpflichtenden Bürgermitbestimmung unterzogen wird, entweder einer Bezirksabstimmung oder einer Teilbezirksabstimmung, und dass in diesem Punkt eine klare Linie läuft, um den Bürgern die Gelegenheit zu geben, über ihr eigenes Schicksal zu befinden. 

Wenn Sie Ihre Projekte durchbringen, weil sich eh schon Parallelgesellschaften bilden und Sie diese heftig unterstützen, so haben Sie auch die Gelegenheit dazu, dann werden Sie auch die Zustimmung finden, aber grundsätzlich ist der Bewohnerwunsch, der Wunsch der Bevölkerung das Entscheidende. Wir haben es ja schon einmal gemacht. Beim Bacherpark wurde sehr wohl eine Abstimmung durchgeführt und das Ergebnis eingehalten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber die FPÖ war dagegen! Sie waren dagegen!)

Ändern wir daher die entsprechenden Verfassungsbestimmungen und schaffen wir die Mitbestimmung der Bevölkerung als ganz, ganz wesentlichen Faktor in dieser Politik dieser Stadt. (Beifall bei der FPÖ.)
Des Weiteren verlangen wir – da wiederholen wir auch den Antrag – ein Verbot der Errichtung von Minaretten in verbautem Gebiet, weil es ganz einfach in die örtlichen Gegebenheiten eines Stadtbildes nicht einzubeziehen ist, weil es nicht geht, dass so etwas errichtet wird. Das hat in einer mitteleuropäischen Stadt nichts verloren und ist auch kein verpflichtender Bestandteil einer Moschee. Es gibt Unmengen von Moscheen in aller Welt ohne Minarette, da werden wir in Wien auch ohne auskommen. Es kann nicht irgendeiner – ich habe es hier schon einmal gesagt –, der vom Norden kommt, sich einen Betoniglu errichten in diesem Land. Nur weil er ihn liebt und einen zu Hause hat, darf er nicht glauben, er kann es hier auch machen. Das geht mit Sicherheit nicht. (GR Godwin Schuster: Wir reden über den 20. Bezirk, Herr Kollege Herzog!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren von Grün, Rot und – ich hoffe nicht – Schwarz! Ich hoffe, dass Sie sich endlich besinnen und dass Sie auf Dauer nicht versuchen, dem artikulierten Wunsch der Bevölkerung entgegen zu handeln. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Eigentlich müssten wir eine kleine Unterrichtslektion machen: Wie schaut ein Neonazi aus? Das ist ein bisschen wie mit dem Wald, den man vor lauter Bäumen nicht sieht. Es ist kein Wunder, dass die FPÖ nicht weiß, wie man das unterscheidet, denn die sitzen mitten unter Ihnen. Sie kennen das alle in Ihren Teilorganisationen, im Ring Freiheitlicher Jugend et cetera. Sie sind wahrscheinlich nach Ihrer Gesinnung sogar zum Teil welche – nicht alle, nicht jeder, aber Einzelne von Ihnen –, und deswegen ist es natürlich schwer zu sehen, wenn man bei einer Demonstration mitgeht. (StR Johann Herzog! Sie waren ja dort! Sie sind ja mitgegangen bei der Demo!) Aber jeder andere Mensch kann es beurteilen und alle sehen es: Die gehen Hand in Hand, Arm in Arm mit Neonazis durch diese Stadt. Nicht zum ersten Mal.

Und wie hier schon erläutert wurde, die einzige Partei, die dieses Problem hat in diesem Land, sind Sie. Denn die Neonazis wollen nicht mitgehen bei den Grünen, sie wollen nicht mitgehen bei der SPÖ, und sie gehen auch nicht mit bei der ÖVP, sie gehen nur mit Ihnen Hand in Hand. Das ist eine Freundschaft, die Sie mit denen pflegen, für die Sie Politik machen. Das ist sehr bedauerlich und sehr schade für diese Stadt. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)
Da müssen Sie sich echt selber etwas überlegen, denn eigentlich tun Sie mir leid mit ihrem Konstrukt, nämlich diese Angst, die Sie offensichtlich selber alle haben, vor ich weiß nicht, was allem, die dann in Ausgrenzung ausartet und dann Hass gegen alles Mögliche bedeutet. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, Hass von Ihrer Seite!) Ich würde mir selber leid tun, wenn ich so ähnlich funktionieren würde. (StR Johann Herzog: Jeder, der nicht Ihrer Meinung ist, ist ein Faschist!) Ich sage es ganz ehrlich – das gilt auch nicht für jeden Einzelnen von Ihnen, das weiß ich schon –, aber es tut mir tatsächlich jeder Einzelne leid, der auf diesen FPÖ-Schmäh hineinfällt, und ich sehe auch, was passiert mit Leuten, wenn sie länger dabei sind. Es färbt leider ab. Es kommen ja sogar bei der FPÖ Leute in diesen Gemeinderat, die eine Weile lang relativ normal funktionieren und die dann abdriften in ein rechtsradikales Eck. Es tut mir wirklich für jeden Einzelnen von Ihnen leid.

Jetzt kann ich mich aber nicht nur mit Ihnen aufhalten, sondern ich muss mich um die Wiener und Wienerinnen kümmern, und doch muss man sagen, jeder Einzelne, der mitgeht bei einer Demonstration, wo man weiß und sieht, dass nebenan, links, rechts, vorn und hinten Neonazis mitmarschieren, muss sich gefallen lassen, dass man fragt: Warum gehst du bei so einer Demonstration mit? Wenn man das nicht will, kann man seinen Wünschen auch anders Ausdruck verleihen. (StR Johann Herzog: Sie waren doch auch dabei! Gewaltbereit waren nur die Linken! Sie wurden von der Polizei an der Gewaltausübung gehindert!)

Die Freiheitliche Partei nützt skrupellos alles aus. Alles, was in uns Menschen drinnen ist und was nicht so super funktioniert, nutzen Sie aus. Sie arbeiten nur mit den negativen Gefühlen, nur mit Angst und Hass wird gearbeitet, und leider funktioniert das bei Ihnen sehr gut.

Es ist an der Zeit – das ist ein Aufruf an SPÖ und ÖVP –, einen Cordon sanitaire rund um die FPÖ und um diese Ideologie zu legen. Es ist an der Zeit, das zu tun! (Beifall bei den Grünen.)
Wir werden das heute noch einmal besprechen, aber das funktioniert nicht. Wenn man ein Wien haben will und in einem Wien leben will, so wie ich mir das wünsche und wie ich es mir für meine Kinder wünsche, nämlich ein friedliches Wien, in dem wir gemeinsam leben, mit den Unterschieden, die wir haben, aber nicht mit Hass und Ausgrenzung, dann muss man daran arbeiten. (GR Mag Wolfgang Jung: Wer kommt dauernd mit Hass?) Mit der FPÖ kann man das nicht tun. Die Freiheitliche Partei hat kein Interesse an einem friedlichen Wien, weil das die eigenen Wahlen kaputt machen würde. Alles, was die Freiheitliche Partei interessiert, ist das eigene Wahlergebnis. (StR Johann Herzog: Gewaltbereit waren nur die GRÜNEN und die Linken!)

Ein Cordon sanitaire würde aber auch beinhalten, dass die Österreichische Volkspartei da herausgeht – also ich habe mich schon ein bisschen geärgert, wenn da Redner aufgeboten werden wie der Herr Aigner und der Herr Ulm, die in der eigenen Fraktion ja eher den rechten Flügel abdecken (StR Johann Herzog: Wollen Sie bestimmen, wer da reden darf?) –, um dann tatsächlich in einer Rede der FPÖ zu sagen, wo sie hingehört in diesem Land, nämlich sicher nicht in irgendwelche allzu wichtige Funktionen. (GR Mag Alexander Neuhuber: Da redet ein Blinder von der Farbe!)
Dann tut es mir leid, wenn ich der Erste bin, der da hergeht und von Parallelgesellschaften und (StR Johann Herzog: Frau Vorsitzende, wo bleibt der Ordnungsruf für die Frau Vassilakou? – Aufregung bei der FPÖ.) Linksextremismus redet und das nicht ausgeführt wird. In der Österreichischen Volkspartei gibt es viele Positionen. Eine davon ist, der Herr Hahn will Bürgermeister mit der FPÖ werden. Das ist das Gegenteil dessen, was ich mir vorstelle, wenn ich sage: Versuchen wir, ein gemeinsames Wien zu bauen. Da gibt es ganz, ganz viele Sachen, wo sich ÖVP, FPÖ und GRÜNE wahrscheinlich sogar einig sind, wie wir zusammenleben wollen. Mit der FPÖ werden wir nicht viel Einigkeit finden. Wenn Sie ein Interesse daran haben, dass Ihre Kinder in diesem Land friedlich aufwachsen, dann sperren Sie die FPÖ aus jedem politischen Spiel aus! Wer die FPÖ wählt, wählt umsonst. Das ist eine verlorene Stimme, die (Weitere große Aufregung bei der FPÖ.) kann man nicht brauchen. Und die anderen Parteien werden in ihrer Unterschiedlichkeit an einem Wien arbeiten, in dem wir gerne leben möchten. Rassismus ist im Übrigen keine Meinung - das an die FPÖ, weil Sie das öfters sagen -, Rassismus ist ein Verbrechen und das gilt für einen guten Teil Ihrer Politik auch. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wenn die FPÖ sagt „Moschee Dammstraße ist Verrat am Bürger“, wenn die FPÖ plakatiert „Abendland in Christenhand" und suggeriert, dass alle Politiker außer jene der FPÖ Verräter sind, dann hält die FPÖ nicht christliche Werte hoch, sondern dann gibt die FPÖ christliche Werte preis. (Beifall bei der ÖVP.) 

Für die Wortwahl der FPÖ gibt es für mich jetzt zwei Erklärungen:

1. Die FPÖ kennt die christlichen Werte nicht. Das ist nicht unplausibel, ist die FPÖ doch eine antiklerikale Partei, die ihre Wurzeln in der Revolution 1848 hat und ist liberal und national geprägt.

2. Die FPÖ weiß, dass ihr Verhalten unchristlich ist. Es ist ihr aber egal. Es geht ihr nämlich nicht um christliche Werte, sondern nur um Aufmerksamkeit für sich selbst und die rasche, unreflektierte Zustimmung einiger und um den Vorteil, der durch Polarisierung entsteht.

Natürlich schaffen Sie es von der FPÖ, Emotionen zu wecken, wenn Sie immer wieder mehr oder weniger verbrämt die Gretchenfrage stellen: Wie hältst du es mit der Religion? Diese Frage berührt bei jedem Menschen sein Innerstes und es ist keine Kunst, wenn es Ihnen immer wieder gelingt, für Aufregung zu sorgen. Nur, in der durch Sie erzeugten Aufregung lassen Sie die Menschen alleine. Am Ende des Tages haben Sie keine Lösungen, ja nicht einmal ein ideologisches Angebot und sicher nicht für die wirklichen Christen. Denen ist ein christlich geprägtes Österreich schon wichtig. Die schätzen es, dass Österreich ein katholisches Land ist mit seinen konfessionellen Spitälern, mit den Kindergärten, Schulen und Altenheimen, mit seinen christlichen Festen und Feiertagen, mit der Sonntagsruhe, mit den tausenden Kirchen im Land und mit den Wohltaten, die von jeder Pfarrgemeinde ausgehen.

Vor vier Tagen war das Hochfest Christi Himmelfahrt und diese Menschen denken an diesem Feiertag auch an das Jesuswort von der Verkündigung des Evangeliums und vom Auftrag, missionarisch zu wirken. Nur, diese Mission ist eine andere als Ihre, nämlich durch Nächstenliebe, durch Dialog, durch Versöhnung, durch gute Werke und durch das Vorbild christlicher Lebensweise. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber Sie haben auch kein Angebot für die Agnostiker, nicht für die aufgeklärten Bürger im säkularen Rechtsstaat, nicht für die Bürger, denen Grund- und Freiheitsrechte wichtig sind. Was sollen die davon halten, wenn Sie die Religionsfreiheit relativieren? Was sollen die davon halten, dass Sie die Religion zur Sache der Politik, zur Sache des Staates machen wollen? Diese Menschen wollen keine Vermengung von Politik und Religion. Die halten es nämlich mit dem Bibelwort „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist und gebt Gott, was Gottes ist". 

Unbestritten gibt es ein Spannungsverhältnis zwischen den Religionen und auch zwischen Menschen unterschiedlicher Religion. Das liegt daran, dass jede Religion den Wahrheitsanspruch erhebt und den Auftrag hat, missionarisch zu wirken. Aber Politik, die bestehende Differenzen verschärft und Feindbilder schafft, ist unverantwortlich. Verantwortungsvolle Politik widmet sich dem Schutz und den Selbstentfaltungsmöglichkeiten der Menschen. Sie arbeitet für Frieden und Gerechtigkeit. Zu einer solchen verantwortungsvollen Politik lade ich Sie alle ein. Wir versuchen, sie zu verwirklichen. (Beifall bei der ÖVP und von den GRen Godwin Schuster und Dr Harald Troch.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Yilmaz. 

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Zu Ihrer Information, Herr StR Herzog: In der Zeit Ihrer Regierungsverantwortung hat es die größte Zuwanderung nach Österreich gegeben, nachzulesen in der Statistik Austria.

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! (StR Johann Herzog: Die Gesetze haben Sie geschaffen!)
Ich möchte auch sehr herzlich die sozialdemokratischen Abgeordneten aus Hamburg begrüßen: Seien Sie willkommen. (Die Hamburger Abgeordneten haben auf der Besuchergalerie Platz genommen.) Einer spannenden Diskussion können Sie jetzt beiwohnen. Einiges haben Sie ja schon gehört. 

Aber wie geht es eigentlich einem selbst ernannten Helfer in der Not, von dem niemand gerettet werden will? Da deklamiert Herr Strache mit einem Kreuz in der Hand „Abendland in Christenhand" und Kardinal Schönborn verwehrt sich dagegen heftig. Er sagt in seiner Fronleichnamspredigt: „Das Kreuz ist Zeichen der Liebe und der Hoffnung.“ Dieses Zeichen darf daher politisch auch nicht missbraucht werden, quasi als Kampfsymbol gegen andere Religionen und andere Menschen. Da will einer endlich das Abendland retten, aber das Abendland will gar nicht von ihm gerettet werden. Würde jemand die FPÖ bewerten, sie würde nach der Fronleichnamspredigt vor Scham in den Boden versinken. (GR Dr Herbert Madejski: Das wäre Christlichkeit!) Sie nicht. Ja, ich weiß, die FPÖ nicht. (Heiterkeit bei der FPÖ.)
Der Untertitel der Aktion „Moschee ade" heißt „Gegen die Einrichtung von Moscheen in Wohngebieten“. Die FPÖ hat ja die Homepage dieser angeblich überparteilichen Initiative bezahlt. Ich frage Sie, meine Damen und Herren der FPÖ und Herrn Abg Aigner: Wo sollen die gläubigen Muslime Ihrer Meinung nach beten dürfen? Nicht in Wohngebieten, also in der Lobau, auf der Donauinsel oder am Flugfeld Aspern? Ginge es nämlich nach Ihrer Auffassung von Religion, dann wäre der Stephansdom am Bisamberg, aber (Aufregung bei StR Johann Herzog.) der Religionsverfassungsrechtler Strache unterscheidet sehr wohl zwischen guten und bösen Religionen. Das ist zwar verfassungswidrig, aber das hat ja bis jetzt die FPÖ noch nie gestört. Also böse ist laut Strache der Islam, gut ist das Christentum, wenngleich seine Führer jetzt auch Böse sind, denn die haben ihm ja zu Fronleichnam die Leviten gelesen. Das sind jetzt auch Böse. (GR Dr Herbert Madejski: Zu Christi Himmelfahrt! Christi Himmelfahrt! Zu Christi Himmelfahrt war das!)
Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist das schwarz-weiße Rechtsbewusstseinwissen eines Dreijährigen. Dagegen steht der Rechtsstaat und dagegen steht die SPÖ. (Aufregung bei StR Johann Herzog und GR Dr Herbert Madejski.) Der Rechtsstaat verbietet eine Ungleichbehandlung anerkannter Religionen und die SPÖ bekennt sich zu diesem Rechtsstaat. Dazu gehört auch, dass ein Projektbetreiber, der alle Auflagen wie zum Beispiel die Bauordnung einhält, ein Projekt errichten darf. 

Ja, es stimmt, es gibt in Wien eine Minderheit, die sich nicht anpassen und integrieren will. Sie tragen auffallende Gewänder, sie bekennen sich offen zu einer anderen Nation, sie pflegen Bräuche, die nicht zeitgemäß sind und sie sind bei ihren Versammlungen bewaffnet. Diese Parallelgesellschaft stellt ihr Anderssein ganz offen zur Schau. Ja, es sind die schlagenden Verbindungen. Es ist zum Beispiel „Vandalia", die Verbindung, in der HC Strache ein alter Herr ist, oder „Olympia", in der FPÖ-Nationalratspräsident Martin Graf anderen mit Stichwaffen das Gesicht zerschnitt. (Aufregung und Heiterkeit bei der FPÖ.) Es ist schrecklich. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es ist leider schrecklich, dass nach 64 Jahren Zweite Republik so etwas immer noch vorkommt. Ich gebe offen zu, hier haben wir in der Integrationspolitik versagt. Diese radikale Minderheit verweigert die Anpassung an unsere demokratischen Werte wie die Gleichheit von Mann und Frau und den Respekt für Wehrdienstverweigerer oder homosexuelle Menschen. (StR Johann Herzog: Das ist ja unglaublich! Das ist ja unglaublich!) Und immer wieder schüren Hassprediger aus ihren Reihen Zwietracht zwischen den Wienerinnen und Wienern! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)

„Wo der Halbmond aufgeht, geht das goldene Wienerherz unter“ heißt es auf der FPÖ-Homepage der Bürgerinitiative. Das stimmt. Solche Hassattacken gegen Muslime haben mit dem Wienerherz nichts zu tun, schon gar nichts mit dem goldenen. 2007 wurden bei der FPÖ-Demonstration in der Dammstraße „Hier marschiert der nationale Widerstand“ skandiert. Hier sieht man, in welches Fahrwasser die berechtigten Anliegen der AnrainerInnen gekommen sind. Ihre Anliegen wurden von der FPÖ und von deutschnationalen Kräften instrumentalisiert, um gegen eine Religion, in dem Fall den Islam, zu hetzen. So weh es Ihnen auch tut, meine Damen und Herren von der FPÖ, Demokratie heißt auch „Rechte für Minderheiten“ und diese Rechte sind nicht willkürlich von Ihnen zu gewähren, sondern sind in gesetzlichen Normen festgelegt! Das ist auch der Grund, warum die (Beifall bei der SPÖ.) schlagenden Verbindungen ihre kindischen Spiele weitermachen dürfen. Von uns Volksvertretern verlangt man, dass wir die Verfassung und die Gesetze einhalten. Das haben auch die Vertreter der FPÖ gelobt. (Aufregung bei GR Mag Dietbert Kowarik.) Wir von der SPÖ halten uns daran, sei es bei den Baubewilligungen oder den religiösen Rechten. Die FPÖ verlangt von uns, dass wir sie nicht so einhalten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Schlusswort bitte.

GRin Nurten Yilmaz (fortsetzend): Das ist sittenwidrig und auch fachlich abzulehnen, die Hetzerei gegen Andersdenkende und Andersglaubende sowieso. - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Die Rufe nach einem Ordnungsruf habe ich vernommen. Wir schauen uns das Protokoll an. Das kann man so nicht ad hoc sagen. Von allen Seiten sind Worte gefallen, wo wir aufhorchen müssen. (Aufregung bei der FPÖ.)

Auch von dieser Stelle seien die Kolleginnen und Kollegen aus Hamburg bei uns im Wiener Rathaus recht herzlich begrüßt. Bevor wir zur Erledigung ... (Beifall bei der SPÖ.)
Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine, des Grünen Klubs im Rathaus drei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zwölf eingelangt sind.

Von GRin Mag Maria Vassilakou wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend „Stadt Wien stellt alle Subventionen für FPÖ-Propaganda ein“ gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von GemeinderätInnen unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Voraussichtlich ist sie um 16 Uhr noch nicht beendet, daher wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen werden.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus zwei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien sechs Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 7 bis 15, 17, 18, 21, 23, 27, 28, 31 bis 36, 39 und 40, 42, 45, 47, 48, 53, 55 und 56 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß §26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des §25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 20 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Die Postnummer 1, 20, 24, 25, 16, 22, 19, 30, 26, 29, 37, 38, 41, 43, 44, 46, 54, 2, 3, 4, 5, 6, 49, 50, 51 und 52. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung kommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl von zwei Schriftführern.

Bevor wir über den Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt.

Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Die ÖVP stimmt nicht mit? (GRe Dkfm Dr Fritz Aichinger und Robert Parzer: Ja, ja!) Es geht um die Wahl der Schriftführer. Bitte noch einmal.

Wer dafür ist, dass wir die Abstimmung mit der Hand vornehmen, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich sehe die Einstimmigkeit.

Wir können daher so weiterfahren. Die GRe Ingrid Puller und Marcus Schreuder haben ihre Funktion als Schriftführer zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf Frau GRin Mag Eva Lachkovics und Herrn GR Mag Rüdiger Maresch.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben können, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest und gratuliere zu der neuen Aufgabe.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Übernahme des Essensbeitrags von Kindern in Kinderbetreuungseinrichtungen. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlungen einzuleiten. Alle wissen, dass die Erstredner 40 Minuten haben, die sie nicht ausnützen müssen. Bitte, Frau Kollegin!

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Gemeinderat!

Ich darf am Anfang ganz kurz auf die vorhergehende Debatte eingehen und die Frau Kollegin Yilmaz mit den Worten eines Vorsitzenden der SPÖ, Bruno Kreisky, mahnen: Lernen Sie Geschichte, Frau Kollegin Yilmaz! Es waren viele Ihrer Gründerväter, viele der Gründerväter der SPÖ bei schlagenden Verbindungen, bei Landsmannschaften, wie zum Beispiel der Herr Viktor Adler. Sie haben jetzt am 1. Mai 120 Jahre SPÖ gefeiert, solche Abzeichen getragen und verteilt. (Der Redner zeigt ein Abzeichen.) Der Viktor Adler war bei der Burschenschaft „Braune Arminier“ zum Beispiel oder ein gewisser Theodor Herzl, auch ein geistiger Gründungsvater von Israel, war bei einer schlagenden Verbindung in Wien. Also bitte, Frau Kollegin, lernen Sie Geschichte, so schlimm kann das wohl nicht sein! (GRin Nurten Yilmaz: Nein, nein!) Es waren noch viele, viele Gründerväter der SPÖ mehr auch bei schlagenden Verbindungen.

Und jetzt (Beifall bei der FPÖ.) zum eigentlichen Thema Kindergarten. Ich möchte ja gar nicht länger auf den grünen, auf den linksgrünen Kindergarten, der uns in den letzten Tagen vor allem bei Gegendemonstrationen geboten wurde, eingehen. Beim Thema Grün und Kindergarten kriege ich sowieso ein etwas mulmiges Gefühl. Sie haben den Herrn Cohn-Bendit vor einigen Wochen nach Wien eingeladen, jemanden, der sich offen zur Pädophilie bekannt hat und der in eigenen Schriftwerken offen zugegeben hat, dass er ein erotisches Verhältnis zu Kindern hatte. Also auf diesen Kindergarten bei den GRÜNEN will ich heute nicht eingehen und eigentlich sollte man um Sie, werte KollegInnen von den GRÜNEN, einen Cordon sanitaire ziehen. (Beifall bei der FPÖ.)

Jetzt zum eigentlichen Thema. Es soll am 1.9. des heurigen Jahres der Besuch eines städtischen Kindergartens beitragsfrei für das Alter von null bis sechs Jahren sein und das Ziel ist die Bildungsförderung aller Kinder in Wien und natürlich auch eine wirtschaftliche Förderung der Familien hier in dieser Stadt und es sollen Kinder von berufstätigen Eltern bevorzugt werden. Die Regelungen sollen auch für den Hort gelten. Wir können im Großen und Ganzen dem zustimmen, das ist im Großen und Ganzen zu befürworten. Aber weiter heißt es: „Eine Voraussetzung für den beitragsfreien Besuch ist der Hauptwohnsitz der Eltern und des Kindes in Wien.“ Da haben wir einige Vorbehalte und wir werden auch dann einen Beschlussantrag einbringen. 

Der kostenlose Kindergarten, der Grundgedanke, der ihm ja zu Grunde liegt, ist natürlich ein Meilenstein in der Kinderbetreuung und ist auch im Kern eine alte FPÖ-Forderung, die von der SPÖ nach langem, langem, langem Zaudern und Zögern kopiert wurde. Wir predigen ja schon seit Jahren den kostenlosen Kindergarten für die Kinder von drei bis sechs Jahren und haben noch im Februar, also Ende Februar bei der Gemeinderatssitzung hier im Haus einen Antrag dazu eingebracht, der von Ihnen aber abgeschmettert wurde, so wie viele Anträge in den Jahren davor. Und dann zwei Wochen später stellen sich der Herr Bürgermeister und die damalige Vizebürgermeisterin Laska heraus und sagen: „Jetzt kommt der Gratiskindergarten für Wien.“ Eine Idee, die wir schon mindestens über zehn Jahre fordern. Ich kann mich erinnern, der Herr Landesparteiobmann Rainer Pawkowicz ist schon für einen solche eingetreten, während der Bgm Häupl das als Reichenförderung abgetan und abgelehnt hat. Und jetzt plötzlich treten Sie zu einer Flucht nach vorne an, eben nicht nur eine kostenlose Kinderbetreuung für die Kinder von drei bis sechs Jahren, sondern Sie kündigen eine kostenlose Kinderbetreuung für Kinder von null bis sechs Jahren an. Sie haben da ja ganz stolz einen Brief an alle Haushalte ausgeschickt, dass Wien die Nase vorn hat. Ob es nun den Bildungsplan Kindergarten betrifft oder die Wiener Mittelschule ist gleich Gesamtschule, da sagen Sie ganz stolz: „Wien hat die Nase vorn.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie hätten die Nase auch schon vor zehn Jahren vorne haben können, aber Sie haben es ja immer abgelehnt und das immer als Reichenförderung tituliert, somit auch mit einem negativen Beigeschmack versehen. Jetzt plötzlich kommen Sie drauf, dass Sie hier die Flucht nach vorne antreten müssen. Ich finde ja auch diese vollmundige Ankündigung so hastig übereilt sehr mutig und waghalsig, weil ja das Ganze eben sehr voreilig verkündet wurde und auch gleichzeitig eben sehr unüberlegt und auch unausgegoren ist und hier sehr viele Fragen offen sind: Wie sieht es mit dem Personal aus? Wie schaut es mit den Räumlichkeiten, mit dem Platz aus? Wie schaut es mit den Kosten aus? Wie schaut es mit den Privatkindergärten aus? Das alles ist auch nicht zur Gänze geklärt, aber für einen Bgm Häupl ist laut vieler Aussagen dieser Gratiskindergarten fix. Wir werden auf jeden Fall die Entwicklungen vor allem im Herbst ganz, ganz genau beobachten. 

Wir befürchten aber trotzdem, dass Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, und Ihr Bgm Häupl den Mund etwas zu voll genommen haben. Es wird nämlich im Herbst wahrscheinlich einen regelrechten Ansturm auf die städtischen Kindergärten geben. Es fehlen für ein flächendeckendes Angebot rund 4 500 Plätze und die 1 000 Plätze hier, die Herr Bgm Häupl angekündigt hat, werden wahrscheinlich nicht reichen. Man braucht nur einen Blick nach Döbling zu werfen, was auch in den Medien berichtet wurde, wo der Herr BV Tiller gesagt hat: Es wird eng werden, 450 Betreuungsmöglichkeiten fehlen. Oder im 8. Bezirk, wo eben auch erklärt wurde, es fehlen die Räumlichkeiten und der Herr Bezirksvorsteher hat gesagt: Jetzt fehlen uns auch die Möglichkeiten. Kurz vor Ihrem Abgang hat auch die Frau VBgmin Laska erstmals einen Personalmangel eingestanden und hat von einer durchaus angespannten Situation gesprochen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, machen wir uns nichts vor: Diese Ankündigung des Gratiskindergartens sorgt für eine massive Ausweitung der Kindergartenplätze durch Bgm Häupl und VBgmin Laska und hat bei den Beschäftigten der Wiener Kindergärten eine ganz, ganz große Beunruhigung ausgelöst. Der Dachverband der Wiener Privatkindergärten und Horte hat einen Fragenkatalog verschickt. Die Befürchtung ist natürlich, dass die politischen Vorgaben ohne entsprechende Rahmenbedingungen auf Kosten des jetzt schon total überlasteten Personals umgesetzt werden sollen. Das Personal ist jetzt schon bis an die Grenze des Erträglichen belastet. Aktuell sind 140 Planstellen für KindergartenpädagogInnen nicht besetzt und immer mehr Gruppen können nicht von ausgebildeten KindergärtnerInnen betreut werden. Also man sieht, die Situation wird zunehmend kritischer und KindergartenpädagogInnen sind derzeit auf dem Arbeitsmarkt kaum zu finden. Das hat auch gute Gründe, nämlich eine mangelnde Attraktivität des Berufs, eine von den Anforderungen äußerst schlechte Bezahlung und natürlich die erschwerten Arbeitsbedingungen, die vorzufinden sind und dazu kommt eine starke Abwanderung von geschultem Personal in andere Bundesländer. Ich darf hier aus dem „Kurier“ vom 22. Mai zitieren: „Kaum Platz und zu wenig Pädagogen. Wien laufen die Kindergartenpädagogen davon. Der Grund: geringe Entlohnung und schlechte Rahmenbedingungen. In Deutschland versuchen sich die Bundesländer die Lehrer gegenseitig abzuwerben. In Österreich passiert Ähnliches bei den Kindergartenpädagogen. Wegen des kostenlosen Kindergartenjahres für Fünfjährige steigt die Nachfrage nach Plätzen und somit der Bedarf an Betreuung.“ Und es sagt ja auch die Staatssekretärin Marek, dass in allen Bundesländern KindergärtnerInnen fehlen, was natürlich an den Arbeitsbedingungen und an der Bezahlung liegt. 

Jetzt haben Wiener KindergärtnerInnen einen anonymen Beschwerdebrief verfasst. Das ist ja keine Rarität, das ist auch schon im Bereich der Pflichtschullehrer vorgekommen. Und sie schreiben da: „Wir sind am Ende. So können wir nicht mehr weiterarbeiten.“ Die Arbeitsbedingungen schauen so aus, dass eine ausgebildete Pädagogin für 25 Kinder zuständig ist, von denen immer mehr auch verhaltensauffällig sind. „In manchen Gruppen“, heißt es weiter in dem Brief, „spricht kein einziges Kind mehr Deutsch.“ Und eine Unterstützung seitens der Gemeinde für schwierige Gruppen gibt es nicht. Die Raumsituation ist auch beengt: „60 m² für 25 Kinder sind eindeutig zu wenig, zumal viele Kindergärten weder über einen Garten noch einen Turnsaal verfügen.“ Einen zusätzlichen Stressfaktor stellen auch die langen Öffnungszeiten in Wien dar, die nämlich dazu führen, dass manche PädagogInnen bis zu zehn Stunden täglich arbeiten müssen. Wien ist damit also laut dem Artikel im „Kurier“ Schlusslicht. Es gibt auch gewaltige Gehaltsunterschiede, wie schon angesprochen. Derzeit sind die Einstiegsgehälter in Niederösterreich deutlich höher. Damit ist auch die Flucht aus Wien zu erklären. Eine Diplomkindergärtnerin erhält in Wien rund 1 600 EUR, in Niederösterreich erhalten Betreuerinnen mit Matura mehr als 2 230 EUR. Das alles ist dem Artikel im „Kurier“ von letzter Woche zu entnehmen. 

Man sieht also, dass für die angekündigten Reformen derzeit sämtliche personelle und räumliche Voraussetzungen fehlen. Wir wissen, die Betreuungsquote der Drei- bis Fünfjährigen in Wien liegt bei rund 85 Prozent, bei den Ein- bis Dreijährigen bei rund 23 Prozent. Aber wenn man die Forderungen nach einem Gratiskindergarten ernst nimmt, dann müsste doch für jedes Kind ein Kindergarten- oder ein Krippenplatz vorhanden sein. Wir werden schauen, ob das im Herbst seitens des roten Wien auch wirklich zur Verfügung gestellt wird. Es geht nämlich um die Schaffung und den Ausbau hoher Qualitätsstandards in den Wiener Kindergärten. Es geht darum, dass alle, die es wollen, diesen Gratiskindergartenplatz zur Verfügung gestellt bekommen. Es geht wieder um die Zukunft unserer Kinder hier in Wien. Deswegen glauben wir von den Freiheitlichen, dass wenig durchdachte politische Ankündigungen hier alles andere als hilfreich sind. 

Wir bringen daher einen Beschlussantrag seitens der GRe Veronika Matiasek, Mag Wolfgang Jung und Johann Gudenus ein, wo wir auch die sofortige Abstimmung beantragen, nämlich für eine kräftige Aufstockung der finanziellen Mittel für die Adaptierung und Schaffung von Kindertagesheimen, also für die Aufnahme von Personal in den Wiener Kindergärten in Höhe von mindestens 20 Millionen EUR jährlich, Anstellung von weiteren mindestens 500 Kindergartenpädagogen, Aufstockung von Kindertagesheimen und -gruppen, sodass jedes in einem Kindertagesheim zu betreuende Kind einen Platz erhält und die Regelung, bei der auch die Betreuung durch Tagesmütter kostenlos angeboten werden kann. Wir verlangen die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie haben noch im März genau diesen Antrag abgelehnt. Wir werden einmal sehen, ob Sie das heute etwas ernster meinen. Wir sagen trotzdem, der kostenlose Kindergarten ist begrüßenswert, weil damit eben unsere langjährige Forderung erfüllt wird, dass die Drei- bis Sechsjährigen einen kostenlosen Kindergartenplatz erhalten. Wir sagen natürlich auch Ja zu einer kostenlosen Krippenbetreuung für alle Kinder unter drei Jahren, aber wir sagen dazu - und das konnte man gestern auch im „Kurier“ lesen -, dass die Kinder natürlich davon nur profitieren, wenn die Betreuung kindergerecht ist.

Da gibt es eine Studie des Österreichischen Instituts für Familie, dass der Betreuungsschlüssel natürlich sehr wichtig ist. Die Expertin Frau Leibovici-Mühlberger sagt, dass dieser Schlüssel eins zu fünf betragen müsste, also eine Betreuerin für fünf Kinder. Aber Österreich und vor allem Wien ist davon weit entfernt. Andere Studien haben ergeben, dass mehr als 30 Stunden Fremdbetreuung für Kleinkinder in diesem Alter nicht gerade förderlich sind, was den Spiegel des Stresshormons Cortisol betrifft. Dieser soll da nämlich sehr stark ansteigen. Daher stehen wir Freiheitliche nicht nur aus diesen Gründen, aber vor allem aus diesen Gründen diesem Ansinnen schon kritisch gegenüber. Wir sind nämlich der Meinung, dass hier auch eine Wahlfreiheit geboten werden sollte. Wir sagen, dass Kinder zu ihren Eltern gehören und deswegen sollten auch die Eltern unterstützt werden, die zu Hause bleiben und sich entscheiden, ihre Kinder in diesem Alter zu Hause groß zu ziehen. Deswegen ist es uns Freiheitliche ein großes Anliegen, dass wir es den Familien ermöglichen, die Kinder im familiären Umfeld zu erziehen und diese Familien sollen finanziell auch nicht benachteiligt werden. Uns scheint diese gratis Betreuung der unter-drei-jährigen Kinder auch etwas bedenklich und dass hier natürlich eine massive finanzielle Benachteiligung besteht, wenn Eltern sich entscheiden, zu Hause zu erziehen und dass die außerhäusliche Fremdbetreuung von Kleinstkindern unter drei Jahren natürlich in einer höchst sensiblen Entwicklungsphase passiert. In diesem Lebensabschnitt sind Kinder eben noch keine sozialen Wesen und befinden sich in der so genannten Bindungsphase. 

Für uns Freiheitliche steht hier das Kindeswohl natürlich im Vordergrund und wir sagen, dass diese Maßnahme nur dann sinnvoll ist und im Sinne der Familien, wenn gleichzeitig alle Eltern, die unter Verzicht auf ein zweites Einkommen ihre Kinder selbst betreuen, in gleicher Weise unterstützt werden. Da sollte man hier schon auch Ideen überlegen, wie man das bewerkstelligen kann, weil sich eben auch die überwältigende Mehrheit der österreichischen Mütter, mehr als 80 Prozent oder sogar mehr als 90 Prozent, keinen kostenlosen Krippenplatz wünschen, sondern sie wünschen sich eine bescheidene finanzielle Unterstützung, um in den ersten Lebensjahren ganz bei ihren Kindern sein zu können. (Aufregung bei StRin Dr Monika Vana.) Da gibt es Studien, Frau Kollegin Vana, das können Sie nachlesen, dann werden Sie es auch wissen. (StRin Dr Monika Vana: Ja, ja!) Deswegen fordern wir hier auch umzudenken und vielleicht darüber nachzudenken, wie wir diese Familien, die ihre Kinder zu Hause erziehen wollen, die ihre Kinder zu Hause großziehen wollen, finanziell unterstützen können. 

Wir fordern daher, dass die Gemeinde Wien ihre Mittel eben nicht nur für eine verstärkte Privilegierung dieser kleinen Gruppe der Nutzer von Kinderkrippen verwendet, sondern die Mittel auch dem Ziel gewidmet werden, den vielen Müttern, die dazu bereit sind, eine dreijährige Babypause zu ermöglichen und durchzuführen, damit diese unterstützt werden. (GRin Mag Waltraut Antonov: Gilt das für die Migrantinnen auch, dass sie ihre Kinder zu Hause erziehen sollen?) Ja, zu diesem Ansinnen komme ich gleich, liebe Frau Kollegin, wenn Sie mich ausreden lassen. Man sollte ja darüber nachdenken, dass wir diese 226 EUR Kleinkinderzuschuss auch den Familien zugute kommen lassen, die bereit sind, ihre Kinder zu Hause groß zu ziehen, Kinder, die unter drei Jahre alt sind und diese Entscheidung obliegt eben den Eltern. Da sollte eine Erleichterung der Wahlfreiheit auch gegeben sein. Eine Schätzung und Belohnung der Erziehungsarbeit sollten hier seitens der Gemeinde Wien stattfinden. Das ist auch ganz wichtig und das gehört eben gefördert. Das wäre echte Familienförderung. Wir werden schauen, dass wir hier ein Konzept entwickeln und in Zukunft auch vorlegen. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die frühkindliche Sprachstandsfeststellung. Die wurde in fünf Bundesländern vom Bundesinstitut für Bildungsforschung BIFI durchgeführt und hat aufgezeigt, dass ein Viertel der Kindergartenkinder 15 Monate vor Schuleintritt Deutsch nicht ausreichend beherrscht und daher vor Schulantritt zusätzliche Förderungen und Maßnahmen benötigt werden. In Wien beträgt diese Quote zwar ein Drittel und die Gratisbetreuung, die wir befürworten, erfüllt ja ihren Zweck auch nur, wenn dann sichergestellt ist, dass nur Kinder mit ausreichenden Sprachkenntnissen in den Schulunterricht überstellt werden können. Es sollte eben gewährleistet werden, dass der Besuch von Vorschulklassen dann verpflichtend ist und der Nichtbesuch an Sanktionen geknüpft wird wie zum Beispiel mit dem Entzug der Kinderbeihilfe, wenn hier die Deutschkenntnisse nicht ausreichend sind. Wir fordern eben, dass dieser Gratiskindergarten hier auch als Mittel der besseren Integration eingeführt wird. Aber so eine Umsetzung muss natürlich durchdacht sein und nach einer ausreichenden Vorbereitung erfolgen (GRin Mag Waltraut Antonov: Also wollen Sie jetzt den Gratiskindergarten oder wollen Sie die Kinder daheim?), um in Zukunft die nötige Qualität für unsere Kinder sicherstellen zu können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich werde abschließend einen Antrag einbringen, der uns besonders am Herzen liegt, weil es nicht sein kann, dass soziale Leistungen hier immer allen dargeboten werden, sondern weil wir der Meinung sind, dass Sozialleistungen in erster Linie an Staatsbürger vergeben werden. Und ich bringe hier den Beschlussantrag ein:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für einen rechtlichen Anspruch auf einen kostenlosen Kindergartenplatz nur für Staatsbürger aus. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist Rassismus! – Aufregung bei den GRÜNEN.) 

Nicht rassistisch, da geht es um Staatsbürger oder Nichtstaatsbürger! Was das mit Rasse zu tun hat, weiß ich nicht, aber Sie wissen ja, Sie sind von den Staatsbürgern gewählt. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ja!) Sie sind von den Staatsbürgern gewählt, ist das auch rassistisch? Ich meine, Sie werden bei der nächsten Wahl nicht mehr so stark gewählt werden (Heiterkeit bei der FPÖ.), aber es wählen Sie trotzdem die Staatsbürger. Ist das rassistisch? (Weitere Aufregung bei den GRÜNEN.) Sind Sie jetzt ein Rassist? Das ist Staatsbürgerrecht! Das Wahlrecht ist Staatsbürgerrecht und der österreichische Politiker, der von Staatsbürgern gewählt wird, tut auch gut daran, die Politik in erster Linie für Staatsbürger (Weitere große Aufregung bei den GRÜNEN.) zu betreiben und das verstehen Sie vielleicht nicht. (Beifall bei der FPÖ.) Sie können ja auch in anderen Ländern Politik machen, wenn Ihnen das lieber ist. (Große Aufregung bei GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Tun Sie das bitte. 

Deswegen sagen wir, meine sehr geehrten Damen und Herren, Nein zu sozialistischer Erziehung und Kinderbetreuung, ganz klar, und Ja zur Förderung von österreichischen Familien und Ja zu mehr Zukunftschancen für unsere Kinder. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Selten so eine eigenartige Rede gehört. Ich weiß jetzt nicht, ob Sie für den Gratiskindergarten in Wien sind oder nicht. Ich weiß, dass Sie wollen, dass die Kinder unter drei Jahren zu Hause bleiben sollen, dass die Mütter offensichtlich so was Ähnliches - Sie haben das nicht gesagt - wie Müttergeld oder wie auch immer Sie es nennen wollen, Sie haben es ja nicht genannt, bekommen. Ich finde, dieses Thema ist in der momentanen Situation zu wichtig und zu relevant (GR Mag Wolfgang Jung: Davon wird noch zu reden sein!), als dass man sich hier herausstellt und in dieser Form alles Mögliche einbringt vom linksgrünen Kindergarten, Daniel Cohn-Bendit bis zur sozialistischen Kinderbetreuung. Was auch immer Sie uns damit sagen wollten, es war nichts zu den im Moment vorliegenden Geschäftsstücken und ich würde Sie bitten, Ihr Wissen vielleicht nicht nur aus Zeitungen vom 22. Mai oder das Wochenende darauf zu beziehen, sondern einmal mit den PädagogInnen zu sprechen. Das, was Sie gesagt haben, war schon richtig, weil die Zeitungen ja in dieser Frage meistens sehr ausgewogen berichten und die Arbeitssituation der PädagogInnen seit Jahren und auch schon in den letzten Monaten sehr klar und deutlich vorstellen. Und dass Sie sich immer nur auf die Zeitungen berufen müssen, ist ein Armutszeugnis, denn wären Sie auch bei dieser einen Podiumsdiskussion gewesen, wo wir waren, wo die Kollegin Müller Sie offensichtlich vertreten hat, weil Sie sich dort nicht mehr hintrauen (Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung.), weil Sie wissen, dass Sie dort keinen großartigen Stand haben, dann müssten Sie Ihr Wissen, Ihr verquertes Wissen zum Teil nicht aus Zeitungen oder Studien beziehen. 

Wir beschließen heute hier, also der Tagesordnungspunkt ist die Übernahme des Essensbeitrags. Aber in der Präsidiale wurde ja vereinbart, dass wir alle drei Geschäftsstücke, die sich mit dem Thema Kindergarten beschäftigen, hier behandeln, also auch die Beitragsfreiheit im städtischen Kindergarten und die zusätzlichen Kinderbetreuungsplätze, die hier angeführt sind und in den letzten Monaten hier bei jeder Gemeinderatssitzung auf der Tagesordnung gestanden sind. 

Ich finde es schade, dass wir heute nur unter Anführungszeichen die Beitragsfreiheit im Gemeindekindergarten beschließen, dass es noch keine fertigen Verhandlungen und Gespräche mit den privaten Trägern gibt und wir das gemeinsam hätten beschließen können. Das liegt vielleicht auch daran, dass die Ankündigung im März doch etwas rasch war und man sich dann vor der Situation gesehen hat, dass die Details doch einer etwas längeren Diskussion bedürfen. Trotzdem werden wir den Tagesordnungspunkten heute zustimmen. 

Ich möchte aber schon darauf hinweisen, dass jetzt nicht alles gelöst ist. Und ein Punkt, den wir hier auch schon mehrmals beantragt haben, ist zum Beispiel der Hortbereich, wo wieder keine Möglichkeit geschaffen wird, für weniger als fünf Tage in den Hort zu gehen. Es ist nach wie vor so, dass man erst ab der fünften Schulstufe den Hort mit drei Tagen besuchen kann, aber nicht vorher. Das ist dieses Mal wieder nicht gelöst worden. Das finde ich schade, denn das Bedürfnis der Eltern in dieser Sache ist hier ganz klar und es wurde auch schon mehrmals beantragt, hier flexibler zu werden. Dass die Befreiung vom Besuchsbeitrag nur für Kinder gilt, die in Wien beziehungsweise deren Eltern in Wien ihren Wohnsitz haben, das habe ich schon im Ausschuss thematisiert. Das ist hier nicht einfach. Es gibt gerade auch MitarbeiterInnen des Magistrats, vor allem in großem Maße auch im Reinigungsbereich, die nicht in Wien wohnen, die aber hier arbeiten. Für die sind die Kosten, die da auf sie zukommen, doch sehr beträchtlich. Es gibt ja auch für diese Eltern, die nicht in Wien wohnen, keine Staffelung mehr. Es ist nicht einzusehen, warum hier so darauf geschaut wird, dass es quasi nur um den Hauptwohnsitz geht. Ich verstehe schon, dass man als Wiener sagt, wir fördern die Wiener Eltern. Trotzdem glaube ich, dass man für jene, die nicht in Wien wohnen, aber hier arbeiten, vor allem auch bei der Gemeinde arbeiten, aber auch woanders, eine Möglichkeit finden sollte, dass hier nicht der gesamte Elternbeitrag schlagend wird, der ja nicht so klein ist. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Dass jetzt dieser Gratiskindergarten, wie ich ihn kurz nennen möchte, kommt, ist seit Langem fällig. Das wissen Sie. Wir haben das hier schon öfter diskutiert. Trotzdem, und der Kollege Gudenus hat es ja ausgeführt, ist die Personalsituation nicht gelöst. Es ist aber auch nicht zu lösen, Kollege Gudenus, indem Sie hier einfach einen Antrag stellen. Ich meine, der ist ja gut und richtig. Es sind 500 Planstellen zu besetzen. Woher zaubern Sie die? Das möchte ich schon ganz gerne wissen, weil das, was klar ist, ist, dass wir im Moment keine KindergartenpädagogInnen haben, die frei zur Verfügung sind .... (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist kein Problem! Er wird das lösen!) Sagt er. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, sagt er.) Die Personalsituation ist eine angespannte. Das wissen wir. Das haben wir immer wieder thematisiert. Es ist so, dass die PädagogInnen mit dieser Betreuungssituation mit den 25 Kindern, die sie haben, sehr schwer zu kämpfen haben. Ob das am Gehalt liegt oder an der Situation, ist nicht einfach zu beantworten. Natürlich ist das Einstiegsgehalt nicht so hoch. Aber es ist nicht so, wie es der Kollege Gudenus vorgestellt hat, dass Wien quasi das schlechteste Einstiegsgehalt hat. Wären Sie auf der Podiumsdiskussion gewesen, hätten Sie gehört, dass die Kollegin das sehr ausführlich und auch im Bundesländervergleich berichtet hat. Das ist nicht so. Was das Problem in diesem Beruf ist, ist, dass sich sehr Junge, meistens Mädchen, mit 14 für diesen Beruf entscheiden, dann die Matura machen und mit der Matura auch draufkommen, dass sie eigentlich Pädagogik studieren können und das auch machen, weil sie dann viel mehr Berufsmöglichkeiten, Chancen und auch mehr Aufstiegsmöglichkeiten haben. Das ist das, was ihnen verwehrt wird, wenn sie die KindergartenpädagogInnenlaufbahn einschlagen. Hier muss man sich etwas überlegen. Es gibt Bestrebungen. Auch hier gibt es Anträge, dass diese Ausbildung als gemeinsame pädagogische Ausbildung an den Hochschulen erfolgt. Wie immer hat die Bundesregierung eine Arbeitsgruppe dazu eingerichtet. Da wird sich vielleicht in den nächsten Jahren etwas tun. Aber man hat es seit Jahren verabsäumt, hier gerade im Bereich des Personals Aufstiegs- und Weiterbildungsmöglichkeiten zu schaffen und nicht die Aussicht, von 19 Jahre an bis zur Pensionierung in dem Beruf zu bleiben. Die LeiterInnenposten sind nicht so viele, das heißt, eigentlich ist man ein Leben lang in diesem Bereich und kann sich nicht weiterentwickeln. Das ist das Problem. Die Bezahlung, und das sagen die PädagogInnen auch, ist schon auch mit ein Teil, aber es ist nicht der vorrangige Punkt, sondern es ist die Situation, dass sie eigentlich in einem Beruf sind, wo sie sich nicht weiterentwickeln können. 

Trotzdem, wir haben zu wenige und die Frau VBgmin Laska hat es verschlafen. Und das haben wir Ihnen hier mehrmals gesagt, dass man gegensteuern hätte müssen. Sie hat uns jahrelang erklärt, es ist kein Problem. Ich habe unzählige Presseaussendungen von ihr, wo sie reagiert hat, was wir uns einbilden, es gibt keine Personalknappheit, es ist alles Propaganda der Opposition. Das stimmt nicht, weil wir jetzt die Situation haben, dass wir zu wenige PädagogInnen haben. Aber wir haben auch die Situation, dass die Gruppen nicht verkleinert werden. Seit Jahren ist es so, dass die Gruppengröße ausgefüllt wird und es ist nicht so, dass die Gruppen kleiner werden und es mehr Bewegungsmöglichkeiten für die Kinder gibt. Im Moment haben wir durch den massiven Ausbau der Plätze sogar die Situation, dass Bewegungsräume, die wenigen vorhandenen, zu Gruppenräumen umgebaut werden, das heißt. wieder keine Bewegungsräume. Die Kinder bleiben nach wie vor zusammengepfercht auf ihren wenigen Quadratmetern. Parallel dazu gibt es Verhandlungen, Informationsgespräche, wie das jetzt im privaten Bereich ausschaut, die aber nicht mit allen privaten Betreibern getroffen worden sind. Erstens finden wir es nicht gerechtfertigt, dass nicht mit allen gesprochen, verhandelt wurde und der Herr Stadtrat hat es ja auch gesagt, er kann nicht mit allen reden und es wird mit den großen Trägern verhandelt und die anderen wurden zu Informationsgesprächen eingeladen. Ich halte das für nicht in Ordnung. Es ist eine Ungleichbehandlung jener Menschen, die sich in dieser Stadt dafür einsetzen, dass es für Kinder genug Betreuungsplätze gibt. Und die kleinen Träger, wie sie ja immer genannt werden, betreuen immerhin 13 Prozent der Kinder beziehungsweise stellen 13 Prozent der Betreuungsplätze zur Verfügung. Dass man sie zu Informationsgesprächen einlädt, ist ja wohl das Mindeste! Man sollte aber, meiner Meinung nach, mit ihnen auch verhandeln, so wie es mit den großen Trägern passiert ist. Und dass die großen Träger jetzt den beiden ehemals großen Parteien SPÖ und ÖVP nahestehen und dass da gute Ergebnisse rauskommen, das wundert mich nicht. Dass dann rauskommt, dass Träger, die mehr als 150 Gruppen haben, einen Verwaltungszuschuss von 1 500 EUR bekommen und das hochgerechnet, wenn die 200 Gruppen haben, plötzlich 300 000 EUR mehr im Monat sind, dann ist es eigentlich nicht verwunderlich, dass das bei diesen großen Trägern der Fall ist. Die so genannten Kleinen bekommen einen weiteren Verwaltungszuschuss von 50 EUR und sollen damit alles abdecken, was dort abgedeckt werden soll. Denn der Verwaltungsbeitrag oder Verwaltungszuschuss ist ja nicht nur für die Verwaltung, sondern es muss davon angeblich, so wurden die kleinen Träger informiert, die Weiterbildung ihrer MitarbeiterInnen, Umbauten, alles, was in den Gruppen anfällt, und, und bezahlt werden und das von 500 EUR im Monat. Das die jetzt nicht zufrieden sind und sagen: „Super, danke!“ ist wohl klar. Ich glaube, man hätte jenen Kleinen anders gegenübertreten müssen und sie anders in die Verhandlungen und Informationsgespräche einbinden müssen, vor allem, was diese Träger - das sind ja die Eltern verwalteten oder die privaten Kindergärten - seit Jahren an Qualität vorleben. Dort gibt es kleine Gruppen, dort gibt es PädagogInnen, die von Weiterbildungen profitieren, die Zeit haben, auch in Weiterbildungen zu investieren. Dort gibt es das, was wir uns als qualitätsvollen Kindergarten vorstellen und die werden jetzt ungleich behandelt. 

Jetzt kann man sagen, gut, ist so. Es muss halt welche geben, die überbleiben. Aber ich glaube nicht, dass das im Sinne des Briefes des Herrn Bürgermeisters sein kann, der hier ja schon mehrmals zitiert wurde, wenn er schreibt „Für alle Eltern ab Herbst 2009 wird es beitragsfrei.“ Ich glaube nicht, dass es im Sinne des Erfinders sein kann, dass hier doch wieder eine Ungleichbehandlung zu Stande kommt. Es ist, und das muss er sich natürlich auch gefallen lassen, auch wenn jetzt quasi offensichtlich der Zug abgefahren ist, eine Geringschätzung jener Träger, die hier seit Jahren versuchen, Qualität anzubieten und die nicht wissen, wie sie das Gratisangebot jetzt an die Eltern weitergeben sollen. 

Eine Sache ist mir völlig unklar, was offensichtlich in den Informationsgesprächen besprochen wurde: Krippenkinder. Krippenkinder kriegen einen unterschiedlichen Beitrag, also Förderungsbeitrag, weil sie auch kleiner sind. Ab dem dritten Geburtstag, so ist zumindest die Information, die an die privaten oder kleineren Träger gegangen ist, gibt es nur mehr die Förderung für Kindergartenkinder und nicht für Krippenkinder, auch wenn diese Kinder in der Krippe bleiben. Jetzt ist es vielleicht bei einigen Kindern so, dass die mit drei Jahren in einen Kindergarten gehen können, dass es einen Platz gibt, damit sie auch wechseln können. Die meisten Kinder, und das wissen alle, die in dem Bereich drinnen sind, bleiben noch bis zum Ende dieses Krippenjahres in der Krippe und es ist nicht nachzuvollziehen, warum hier dann während des Jahres, wo das Kind drei Jahre wird, der Förderbeitrag herabgesetzt wird, die Träger die Kosten aber weiter haben und das Kind in dieser Form den Förderbeitrag nicht bekommen kann. Völlig unklar ist und in einem Gespräch mit dem Herrn Stadtrat hat er mir gesagt, dass es die Förderung 14 Mal pro Jahr gibt, aber im Informationsblatt, das die privaten Träger, die kleinen Träger bekommen haben, ist nur mehr von einem 12 Mal jährlichen Betreuungsbeitrag die Rede. Ist es jetzt 14 Mal oder ist es 12 Mal? Ich glaube, hier gibt es noch einiges zu klären. Es sind noch einige Informationsgespräche, aber auch Verhandlungsgespräche mit den kleinen Trägern zu führen, wenn man möchte, dass hier in der Stadt auch qualitätsvolle Kinderbetreuung angeboten wird. 

Zu den FPÖ-Anträgen noch kurz, zum ersten, den der Kollege Gudenus eingebracht hat, die Aufstockung der finanziellen Mittel und Beschaffung von Kindertagesheimen um 20 Millionen EUR. Ich weiß nicht, ob Sie mitgekriegt haben, dass wir laufend, so auch heute, zig Kinderbetreuungsplätze schaffen. Offensichtlich ist Ihnen das entgangen, dass es hier laufend Beschlüsse gibt, dass man die 500 Kindergartenpädagogen - also da Sie es mit der Groß- und Kleinschreibung nicht so haben und das große I ja offensichtlich ablehnen, aber 500 Männer zu finden, die jetzt in den Kindergarten als Kindergartenpädagogen gehen, finde ich ein hehres Ziel, wird nicht gelingen, ist lächerlich.

Außerdem die Aufstockung der Anzahl von Kindertagesheimen und -gruppen - das passiert gerade, die Tagesmütter sind meiner Information nach mittlerweile auch in diesem Paket drinnen. Dieser Antrag ist ein Antrag, der ins Leere geht. Am besten finde ich ja den Antrag, der offensichtlich ja noch eingebracht wird, wer auch immer den einbringt, wahrscheinlich ist es der Kollege Jung, mit dem Schweinefleisch, das ist mein Lieblingsantrag. Also wirklich selten so gelacht. Entweder haben Sie in Ihrer Fraktion oder bei Ihren MitarbeiterInnen niemanden, der ein Kind in einem städtischen Kindergarten hat oder Sie machen genau hier mit diesem Antrag das, was Sie seit Monaten machen und was heute auch schon in der Aktuellen Stunde angesprochen wurde. Sie versuchen, das Kindergartenessen dazu zu verwenden, die Leute aufzuhetzen, indem Sie behaupten, es gibt kein Schweinefleisch mehr im Kindergarten. Das ist ein Blödsinn und das wissen Sie auch. (GR Mag Wolfgang Jung: Es gibt solche Kindergärten!) Es gibt mehrere Menüs zum Auswählen und auch ich habe das Menü ... (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, das ist nicht wahr!) Es gibt auch bei uns welche, auch wir haben das Menü ohne Schweinefleisch gewählt, weil wir wollen, dass unsere Kinder nicht nur Schweinefleisch essen, sondern auch was anderes. Und sich jetzt hier hinzustellen und einen Antrag einzubringen „Das Wiener Schnitzel verschwindet“ (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, so ist es nicht!) und wie arg und Leberkäs, Faschiertes, Schinken, alles gibt es nicht mehr, nur weil sich Moslems aufgeregt haben - das steht ja da drinnen -, ist ein Wahnsinn.

Und ich finde es eine Frechheit, dass Sie hier solche Anträge einbringen, die nicht der Tatsache entsprechen und die nur dazu dienen, die Leute aufzuhetzen, nämlich jetzt auch noch über die Schiene des Kindergartenessens, dass das gesunde Schweinefleisch verschwindet, was nicht stimmt und das wissen Sie. Ich finde es unerträglich, hier pausenlos zu versuchen, Religionsgruppen oder Essverhalten von Menschen gegeneinander auszuspielen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das Schweinefleisch mag vielleicht im österreichischen Kulturkreis und auf dem Speiseplan das Wichtigste sein, Schweinsbraten und, und, und. Wir kennen das alles, auch ich esse das gerne, aber dass es das nicht mehr im Kindergarten gibt, ist falsch und ... (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, Sie haben nicht recht! Es gibt mehr als einen, der das abgeschafft hat!)
Das stimmt nicht (GR Mag Wolfgang Jung: Das stimmt! Das stimmt!), es gibt mehrere Menüs zum Auswählen. Und gehen Sie doch einmal in einen Kindergarten und schauen Sie sich an, da hängen die Menüs: Menü 1, 2, 3, einmal nur vegetarisch, einmal mit Schweinefleisch, einmal mit was anderem oder Süßspeisen, Sie können auswählen. Offensichtlich schauen Sie sich nur das eine an, wo es vegetarisch ... (GR Mag Wolfgang Jung: Es gibt Kindergärten!) Das stimmt nicht, Herr Kollege Jung, und in Ihrem Alter wundert es mich nicht! Gehen Sie in einen Kindergarten, setzen Sie sich einmal damit auseinander und behaupten Sie nicht immer falsche Tatsachen! Es stimmt nicht und das Schweinefleisch verschwindet nicht aus dem Kindergarten! (GR Mag Wolfgang Jung: Lassen Sie sich von den Eltern den Speiseplan zeigen, Frau Kollegin! – Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Riha. Kann vielleicht jemand die Kollegin Riha ablösen? (GRin Monika Riha ist Schriftführerin und wird abgelöst.) Gut.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Und auch sehr geehrter Herr Bürgermeister, obwohl er wieder nicht bei der Debatte anwesend ist, aber es ist mir immer auch wichtig, mich an ihn zu richten, weil er den gebührenfreien Kindergarten verkündet hat und ich bin sicher, es wird ihm ausgerichtet!

Wir sind wieder einmal Zeuge geworden, dass wirklich alles von der FPÖ in eine Richtung, und ich traue mich sogar zu sagen, missbraucht wird. Ich bin eigentlich der Meinung, Sie waren schon sehr lange nicht in einem Kindergarten (GR Mag Wolfgang Jung: Doch!), Sie haben wirklich keine Ahnung, wie es dort zugeht. Und ich würde mal sagen, bevor Sie sich das nächste Mal irgendwie zu bestimmten Dingen, die inhaltlicher Natur sind, zum Wort melden, schauen Sie doch einmal hin und schauen Sie es sich auch vor Ort an, wie Kindergarten heute ausschaut, denn so wie Sie ihn darstellen, so schaut er heute nämlich nicht mehr aus. (Beifall bei der ÖVP und von GR Godwin Schuster.)
Ja, leider ist es nicht das erste Mal, dass wir so extrem diskutieren müssen. Das finde ich schade und ich muss auch sagen, ich hätte mir erwartet, dass es irgendwo eine Grenze gibt. Ich finde eigentlich, Rassismus sollte zumindest vor Kindern halt machen. (GR Rudolf Stark: Das ist Schwarz-Weiß-Malerei!) Da bin ich der Meinung, dass wenn man vor Kindern nicht halt macht, es eigentlich eine Spur zu weit geht. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Godwin Schuster.)
Aber abseits dieser Schwarz-Weiß-Malerei ist es doch angebracht, sich einmal den Fakten zuzuwenden und auch durchaus einmal einen kritisch-objektiven Blick auf den tatsächlichen Zustand zu werfen und da gibt es ja genug zu diskutieren. In den letzten zwei Monaten gab es vorrangig zwei Kernpunktthemen: Das eine war die Gebührenfreiheit und das andere war: „Soll der Kindergarten zumindest im letzten Jahr verpflichtend werden oder nicht.“ Aber man sieht schon, welch großes Anliegen uns die Kinder sind, wenn ich in die Reihen schaue. Mir sind unsere Kinder in dieser Stadt ein sehr großes Anliegen. Es gibt einfach weit mehr, das zu diskutieren ist.

Der Kindergarten, ich habe es an dieser Stelle schon einige Male gesagt, ist die erste und meiner Meinung nach wichtigste Bildungseinrichtung in der Bildungsgeographie eines Kindes. Wichtige Weichenstellungen werden hier gemacht. Es geht um Förderung von Anlagen und Begabungen. Es geht um das Thema Integration. Es geht um das Thema Spracherwerb. Es geht um das Erfahren ganzheitlicher Bildung und auch da möchte ich der FPÖ gerne eine kleine Nachhilfestunde geben: Wenn Sie die Frau Leibovici-Mühlberger zitieren, dann hätten Sie vielleicht die Studie auch lesen sollen, weil da nichts davon stand, dass es um Kinder unter drei geht, sondern es ging nur um die Kinder bis zum ersten Lebensjahr. Das steht in dieser Studie ganz genau drinnen. Und wenn Sie hier was zitieren, dann zitieren Sie es bitte richtig, weil sich das die Frau Dr Mühlberger nicht verdient hat, dass sie hier falsch zitiert wird.

Ich denke mir, unsere Kinder sollten uns wirklich zu schade für ein politisches Hickhack sein und daher möchte ich gerne auf die Qualitätsmerkmale eingehen. Qualität im Kindergarten ist etwas sehr Wichtiges. Was gehört nun zur Qualität im Kindergarten? Zunächst und da ist ja jetzt eine richtige Entscheidung getroffen worden, die wir auch begrüßen, wenn auch spät, 8 Jahre, nachdem wir es gefordert haben, nach 13 Anträgen meiner Fraktion, spät aber doch wird es jetzt endlich umgesetzt. Aber durch die Abschaffung der Gebühren ist der Idealzustand der frühkindlichen Pädagogik noch nicht erreicht. Am 27. Februar haben Sie es, nachdem Sie drei Tage vorher unseren letzten Antrag noch abgelehnt haben, verkündet. Es war aus medialer Sicht sicherlich ein großer Aufmacher, aber ich bin mir nicht sicher und darum meine Frage an den Herrn Bürgermeister: Waren Sie sich der Tragweite und der Auswirkungen wirklich bewusst, denn es gilt jetzt, dieses ganze komplexe System der vorschulischen Bildung auf neue Gegebenheiten einzustellen? Und das zeichnet sich in der Realität ja sehr viel schwieriger ab nach dem Motto „Es ist einfach gesagt, aber viel schwieriger umgesetzt.“ 

Die Schwierigkeiten liegen da oftmals im Detail, so wie es meine Vorrednerin, Frau Kollegin Smolik, schon angesprochen hat, zum Beispiel in dem Detail, dass eine Förderung für Unter-Drei-Jährige einen anderen Bereich hat als eine Förderung für Drei- bis Sechsjährige, aber Kinder nicht nur im September drei Jahre werden, sondern auch während des Jahres.

Die ersten Schwierigkeiten begannen schon mit der Definition. Es war längere Zeit überhaupt nicht klar, wer denn jetzt überhaupt in den Genuss vom gebührenfreien Kindergarten kommt. Dann war eine Zeit lang nicht klar, welche Privatkindergärten miteinbezogen werden. Ich bin jetzt sehr froh darüber, dass alle gemeinnützigen Kindergartenträger miteinbezogen werden, auch die Kindergruppen und die Tagesmütter. Aber jetzt wurde das im Februar verkündet und jetzt stehen wir vor der Situation, dass quasi etwas, was in Ruhe geplant gehört hätte, im Schnelltaktverfahren gelöst werden muss. Immerhin geht es dabei, laut Statistik Austria, um 800 Vereine. Sie reden immer von 200 Vereinen. Ich habe gerade in der Statistik Austria nachgelesen und da stehen 800 gemeinnützige Kinderbetreuungsvereine drinnen. Sie wollen jetzt in den nächsten drei bis vier Monaten alles unter Dach und Fach bringen und zigtausende Eltern - wir reden da von über 50 000 - sollen informiert, administriert, ein ganzes neues System aufgestellt werden und bis dato - jetzt haben wir ja schon Mai - ist zwar in der Vorbereitung viel passiert, aber noch immer nichts in der Umsetzung und das soll ja im September alles laufen. Also es sind noch drei bis vier Monate Zeit, damit es im September wirklich laufen kann. 

Das hätte man meiner Meinung nach viel besser, auch in Ruhe, vorbereiten können. Allerdings gebe ich zu, dann wäre Ihr politischer Knalleffekt nicht so groß gewesen. 

Dann gibt es auch noch viele Fragen zur Qualität in der frühkindlichen Bildung. Auch hier liegt noch viel Arbeit vor uns. Zum Beispiel habe ich vor mehr als zwei Jahren hier an dieser Stelle die Einführung des Wiener Bildungsplanes für alle Kindergärten gefordert. Darüber wurde viel gesprochen, es herrscht auch Einigkeit, aber bis dato gibt es noch immer keine Umsetzung in dieser Richtung. Sollte es tatsächlich im Herbst umgesetzt werden, gibt es auch noch keine Überlegungen dazu, wie dann diese Umsetzung in den Kindergärten garantiert wird. Also wir haben dann einen gebührenfreien Kindergarten, aber noch immer keinen garantierten Bildungsplan in unseren Kindergärten. Im Angesicht eines gebührenfreien Kindergartens wäre es noch viel wichtiger, einen einheitlichen Bildungsplan zu haben. Da rennt uns auch die Zeit davon.

Dann kommen wir zum wichtigsten Fakt, der vorbereitet hätte werden müssen. Das ist die Frage, man kann einen gebührenfreien Kindergarten und den Ausbau des Kindergartens nicht forcieren, wenn es nicht genügend gut ausgebildetes Personal dafür gibt. Jede Institution - da können Sie sich in ganz Wien umhören - muss sehr große Anstrengungen vollbringen, um überhaupt gut ausgebildetes pädagogisches Personal zu finden. Derzeit profitiert Wien noch vom Überschuss. Da ist es mir ein ganz großes Anliegen, dass auch der Herr Kollege Wutzlhofer zuhört, denn wir leben in Wien nach wie vor davon, dass es einen Überschuss gibt, vor allen Dingen an KindergartenpädagogInnen in der Steiermark und im Burgenland und auch noch immer in Niederösterreich und diese KindergartenpädagogInnen aus den Bundesländern tragen dazu bei, dass wir noch immer nicht nur leere Gruppen haben. Durch den Ausbau, der vor uns steht und der einfach passieren wird, heißt das aber, dass die in die Bundesländer abwandern werden, zumindest ein großer Teil davon, und dass es zu noch mehr Engpässen kommt. Noch dazu, wenn wir jetzt weitere Plätze schaffen, was gut und wichtig und richtig ist, dann kann das nur Hand in Hand mit einer intensiven Ausbildung von KindergartenpädagogInnen auf allen Ebenen gehen.

Natürlich trägt da auch das Gehalt einen nicht unwesentlichen Teil dazu bei. Da hat Wien, und das ist ein Stück Realität, einfach Konkurrenz durch die Nachbarländer, weniger durch das Burgenland, die zahlen weniger als Wien, aber sehr wohl durch Niederösterreich, das immerhin um 500 EUR mehr Einstiegsgehalt als Wien zahlt. Das ist eine Konkurrenz zu Wien. Das kann man nicht wegleugnen.

Das ist auch eine Nachhilfestunde an den Herrn Gudenus. Lieber Herr Gudenus, vielleicht hören Sie zu! Er hört nicht zu, das ist für ihn nicht wichtig! Der Kindergartenmindestlohntarif in Wien ist 1 751 EUR und nicht 1 600 EUR, allerdings gilt das nur für die gemeinnützigen und privaten Träger. Für die Stadt gilt der Mindestlohntarif nicht.

Das Problem der Personalknappheit haben wir schon vor mehreren Monaten und Jahren vorausgesehen. Ich kann mich erinnern, im Vorjahr hatte ich eine Diskussion mit Frau Laska dazu. Der Herr Kollege Wutzlhofer sagt immer, dass die Bildungsanstalt für KindergartenpädagogInnen 450, glaube ich, sagen Sie immer, KindergartenpädagogInnen ausbildet. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Es gibt 430 BewerberInnen!) – 430 BewerberInnen heuer. Das ist gut, nur bilden Sie die für Ihre eigenen Standorte aus, nur für die städtischen Kindergärten. Sehr geehrter Herr Oxonitsch, die Stadt Wien hat aber auch die Verantwortung für die anderen Kindergärten! Es reicht nicht, nur KindergartenpädagogInnen für die städtischen Kindergärten auszubilden. Es ist notwendig, auch andere Ausbildungsoffensiven zu unterstützen, zum Beispiel an den Kollegs. (Zwischenruf von GR Ernst Nevrivy.) - Ich höre Sie nicht, Sie reden so leise! - Wenn wir in den nächsten Jahren nicht intensivste Anstrengungen unternehmen, werden wir die Kindergartengruppen nicht besetzen können. Dann haben wir vielleicht die Kindergartenplätze, aber nicht die PädagogInnen, die dort arbeiten können. Dann helfen uns unsere ganze Gebührenfreiheit und die Qualitätsstandards, die wir dann setzen würden, nicht.

Es ist gut durch die Offensive des Bundes, das sind Bundesmittel, die zum Ausbau der Kindergartenplätze geführt haben. Über 2 000 Plätze werden geschaffen. Aber es sind - und das ist der einzige Punkt, wo ich mit dem Herrn Gudenus übereinstimme - immer noch zu wenige. Es fehlen noch einmal doppelt so viele, um nur den realen Bedarf abzudecken. Und der Bedarf wird steigen, einerseits wird er durch die Gebührenfreiheit, aber auch durch die Verpflichtung der Fünf- bis Sechsjährigen steigen. Er wird aber auch steigen, weil das Kindergeld anders geregelt und ein erhöhter Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen, vor allen Dingen dann für Unter-Drei-Jährige, da sein wird. Es macht auch keinen Sinn, wenn die Fünfjährigen die Unter-Drei-Jährigen verdrängen, weil viele Frauen und Männer, viele Mütter und Väter einfach den Bedarf an einem guten Kinderbetreuungsplatz für ihre Kinder haben.

Also jede Menge Herausforderungen, die besser planbar und auch überschaubar gewesen wären. Man hätte einfach Eltern und Kindergärten etliches an Engpässen ersparen können. Jetzt ist es sozusagen zu spät und man muss in drei Monaten alles auf die Beine stellen. Mir ist aber ganz wichtig, dass die Frage der Qualität nicht auf der Strecke bleibt, weil wir nur mehr über Gebühren sprechen. Es geht um die Wertschätzung des Berufsstandes der Kindergarten- und HortpädagogInnen. Darüber werden wir nicht hinwegkommen. Es ist übrigens sehr erstaunlich, lieber Herr Gudenus, dass Sie sich jetzt für die Kindergarten- und HortpädagogInnen einsetzen! Ich habe Sie bei keiner Veranstaltung der Berufsgruppe gesehen! Woher Sie Ihre Infos haben, weiß ich nicht, weil dort waren Sie jedenfalls nicht anwesend!

Ich denke mir, es wird nur etwas weitergehen, wenn wir es gemeinsam schaffen, hier etwas zu verändern und wenn uns die Kinder wirklich wichtig sind und auch am Herzen liegen.

Zu den Anträgen: Wir werden natürlich dem Ausbau der Kindergartenplätze und auch der Gebührenfreiheit zustimmen.

Was mir noch wichtig ist zum Antrag der Freiheitlichen zum Thema „rechtlicher Anspruch auf einen kostenlosen Kindergartenplatz nur für österreichische Staatsbürger": Das ist auch EU-rechtlich ein Unsinn, sehr geehrter Herr Kollege Gudenus, weil das würde bedeuten, dass kein einziger EU-Staatsbürger, der hier arbeitet, und zwar legal arbeitet, einen Kindergartenplatz kriegt! Das ist generell rechtlich unsinnig! Abgesehen davon ist es auch Rassismus gegen Kinder und das halte ich für unangebracht! (Beifall bei der ÖVP.)

Ansonsten möchte ich nur ganz kurz noch anmerken, da bei der Postnummer 25 auch die Organisation betroffen ist, in der ich arbeite, werde ich bei diesem Punkt nicht mitstimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Kein Mensch, nicht in diesem Saal und auch keine Wienerin und Wiener, hat die gleichen Chancen, sich in die Gesellschaft einzubringen, hat die gleichen Chancen und Möglichkeiten, ihre oder seine Träume zu verwirklichen, einen erfüllenden Beruf zu ergreifen und so weiter. Das liegt natürlich daran, dass jeder von uns, jede von uns unterschiedliche Interessen, Fähigkeiten, Begabungen, unterschiedliche Ängste hat, unterschiedliche Dinge nicht tun will. Das hat aber leider auch mit einer Gesellschaft zu tun, die unterschiedliche Chancen bietet. Je nachdem, ob man aus einem armen Elternhaus oder aus einem reichen kommt, ob man ein Mädchen oder ein Bub ist, ob man mit seiner Familie zugewandert ist oder hier geboren wurde, ob man von der Stadt oder vom Land ist, sind die Möglichkeiten erleichtert oder erschwert.

In der letzten Aktuellen Stunde habe ich das Beispiel von einem Mädchen aus einem ländlichen Dorf gebracht. Ich möchte es kurz in Erinnerung rufen, wiederholen möchte ich mich nicht. Aber einem Mädchen aus einem ländlichen Gebiet, dessen Eltern nur Pflichtschulabschluss haben, stehen nicht ganz so viele Möglichkeiten zur Verfügung wie einem Mädchen aus der Stadt. Konkret ist es so, dass bei Mädchen aus einem ländlichen Gebiet, die es sogar geschafft haben, Matura zu machen, nur 2 Prozent dieser Gruppe einen Uni-Abschluss in Österreich machen. Bei Mädchen aus städtischen Gebieten mit AkademikerInneneltern sind es 63 Prozent. Ich habe gesagt, das hat nichts damit zu tun, dass die Mädels vom Land dümmer sind. Das glaube ich nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Das wird die Rudas nicht hören wollen! Seien Sie vorsichtig mit der Äußerung „Mädels"!) Ich glaube, das hat damit zu tun, dass sie unterschiedliche Chancen bekommen. Das ist beschämend, denn wenn es unterschiedliche Bildungschancen gibt, und das so eklatant, und wir wissen, dass Bildungschancen Lebenschancen sind, dann dürfen sie nicht von der Herkunft abhängen. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir werden daher, besonders heute, genauso wie bei jedem anderen Thema der Bildung auch, leidenschaftlich für eine Gesellschaft eintreten, die offen und durchlässig ist. Unser Ziel wird immer sein, Bildung für alle zu ermöglichen, und zwar bestmögliche Bildung, die jedes Kind nach seinen Interessen, Fähigkeiten und Voraussetzungen ernst nimmt und niemanden auf der Strecke lässt. Das machen wir, wenn wir zum Beispiel gegen Studiengebühren eintreten, für eine kostenfreie Berufsmatura, wenn wir die Campusschule aufbauen, wenn wir fordern, dass es eine gemeinsame Schule, und zwar flächendeckend für alle, gibt, wo jedes Kind nach seinen Interessen und Fähigkeiten gefördert werden kann. Das machen wir aber vor allem, wenn wir mit aller Kraft daran arbeiten, dass Bildung von Anfang an in Kindergärten gelebt und erlebt werden kann, denn Kindergärten sind Bildungsinstitutionen. Die Frau Kollegin Riha hat das schon sehr anschaulich erwähnt, was Kinder in einem Kindergarten lernen, welche Möglichkeiten sie dort bekommen, was ihnen offensteht und ein Bildungssystem, das niemanden auf der Strecke lässt. Meine Forderung von zu Beginn kann daher nicht auf Kindergärten verzichten, ganz im Gegenteil, ein solches Bildungssystem braucht Kindergärten mehr als vieles andere. Dass sich der Besuch eines Kindergartens massiv auf die Bildungschancen auswirkt, hat die Frau Kollegin Riha schon gesagt. 

Ich habe mir noch einmal, weil ich die Zahlen immer wieder sehr anschaulich finde, die Leseförderungs-PISA-Ergebnisse angeschaut, weil es da auch ganz viel um Sprachdiskussionen und so weiter gegangen ist. Kinder, die einen Kindergarten besucht haben, hatten damals im Durchschnitt 75 PISA-Punkte mehr als Kinder, die diese Chance nicht hatten. Kindergarten wirkt also, und es ist daher unsere Pflicht, in eine elementare Bildung zu investieren.

Wenn wir in Wien seit Jahren, eigentlich seit Jahrzehnten, lieber Herr Kollege Gudenus, an einem massiven Ausbau von Kindergärten arbeiten und damit die Nase vorne haben, um dieses Bild zu strapazieren, und zwar Kindergärten, die nicht Betreuungsstätten, sondern hoch qualitative Bildungsinstitutionen sind, die noch dazu einer Vereinbarkeit mit dem Beruf gerecht werden, dann werden wir dieser Tatsache gerecht, dass Kindergärten Bildungsinstitutionen sind. Es macht mich stolz, dass wir - und zwar ganz im Gegenteil zu dem, was ich vorher gehört habe, Wien hätte sich erst jetzt entschieden, wo wir die Nase vorne haben - bereits seit Jahrzehnten die Nase vorne haben. Die Zahlen sind jedem bekannt. Kein anderes Bundesland investierte 2008 auch nur annähernd so viel in Kindergärten. Wir werden es dann beim Rechnungsabschluss diskutieren. Es waren 381 Millionen EUR. Kein anderes Bundesland hat auch nur annähernd so viele Plätze zur Verfügung. Es sind 60 000. Es stimmt, bei den Null- bis Zweijährigen gibt es natürlich einen massiven Handlungsbedarf, aber man muss schon sagen, die Hälfte aller Plätze, die es in ganz Österreich gibt, gibt es in Wien! (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist nicht so, dass uns gerade einfällt, wir stecken jetzt unsere Nase nach vorne. Die haben wir schon dort. Wir wären noch viel weiter, wenn sich nicht eine Bundesregierung, die von Blau und Schwarz gestellt wurde, dazu entschlossen hätte, die Kindergartenmilliarde einzustellen. Alles, was Sie da bringen, man bräuchte ein bisschen mehr Qualität, ist richtig, man bräuchte auch ein bisschen mehr Plätze, ist richtig. Das wäre aber schon viel leichter gefallen, wenn Sie nicht auf diese glorreiche Idee gekommen wären, die Kindergartenmilliarde einzustellen und daher eigentlich zu verunmöglichen, dass man ausbaut. 

Selbstverständlich ist es unser Ziel - ich glaube, da treffen wir uns alle, zumindest meine Vorrednerinnen und Vorredner mit mir -, dass alle Kinder die Möglichkeit haben, in einen Kindergarten zu gehen. Wenn Sie einwenden, dass dem in Wien noch nicht so ist, haben Sie recht. Aber es muss schon ganz deutlich gesagt werden, diesem ambitionierten Ziel ist kein anderes Bundesland auch nur annähernd so nah wie wir. Wir waren diesem ambitionierten Ziel, dass alle Kinder, die es wollen oder überhaupt alle Kinder die Chance haben, in einen Kindergarten zu gehen, noch nie so nah wie heute. Es ist daher völlig klar, dass wir uns nicht irgendwie selbst geißeln und sagen, die anderen sind zwar 500 km weiter und wir haben ein Riesenproblem, sondern dass wir das als Auftrag nehmen und Kindergärten massiv ausbauen, so wie wir es zum Beispiel im vorigen Jahr auch schon gemacht haben, in der Vergangenheit immer gemacht haben. Heuer werden es plus 2 500 Plätze, die geplant sind. Der von den gemeinnützigen Trägern angebotene Teil wird heute auch beschlossen. Das ist übrigens eine massive Zusatzinvestition. Nur der Ausbau sind 13 Millionen EUR. Insofern glaube ich, ist der originelle Antrag der FPÖ, der nicht gebraucht wird, schon längst hinfällig.

Was heute aber besonderen Grund zur Freude macht, um endlich zur causa prima zu kommen, ist natürlich, dass wir einen Schritt weitergehen, als der Ausbau von Kindergärten und die Versorgung von möglichst allen Kindern in unserer Stadt mit Kindergärten, nämlich einen Riesenschritt. Wir beschließen heute einen Grundbestandteil eines Jahrhundertprojektes, nämlich den beitragsfreien Kindergarten, der ab September in Wien Realität wird. Wien wird damit das erste Bundesland, in dem die Betreuung von Kindern zwischen null und sechs Jahren angeboten wird. Das hat hier im Übrigen noch niemand gefordert, nicht dreizehn Mal, nicht zwölf Mal, nicht elf Mal. Niemand hat den Kindergarten von null bis sechs hier gefordert. Wien ist das erste Bundesland, wo das ab dem kommenden Jahr mit einer Zusatzinvestition von 80 Millionen EUR kostenlos angeboten wird. Auch dafür brauchen wir keinen Antrag, dass wir besonders viel zusätzlich investieren sollen. Das ermöglicht, unabhängig vom finanziellen Aspekt, natürlich durch den Ausbau einen besseren und breiteren Zugang zu elementarer Bildung, was wir alle wollen. Übrigens gilt das auch - jetzt hole ich mir einmal den Antrag her, weil das sind ausschließlich skurrile Punkte, finde ihn aber nicht - für Tagesmütter und Tagesväter. Also da hätte es den Antrag auch nicht gebraucht, nur ein bisschen Recherche, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ!

Die Eltern von rund 60 000 Kindern werden es uns danken. Die Eltern von rund 60 000 Kindern müssen nämlich damit ab dem kommenden Jahr keinen Kindergartenbeitrag bezahlen. Das ist, wenn man zum Beispiel zwei Kinder hat, eine Entlastung von über 5 400 EUR im Jahr. Nur zum Vergleich, die Entlastung durch die durchaus ambitionierte Steuerreform beträgt im Durchschnitt zwischen 350 EUR und 750 EUR im Jahr. Maximal, wenn man über 200 000 EUR im Jahr verdient - ich meine, das ist nicht der Großteil der Bevölkerung -, dann beträgt die Entlastung 1 317 EUR. In Wien sprechen wir mit diesem Vorschlag, den wir hier machen wollen, bei zwei Kindern von einer Entlastung von über 5 400 EUR im Jahr, bei einem Kind von über 2 700 EUR im Jahr. Das ist eine gewaltige Mittelstandsförderung und Entlastung der Familien! (Beifall bei der SPÖ.)

Was wir auch beschließen - irgendwer muss es ja sagen, insofern mache ich es -, ist, dass für sozial noch schlechter gestellte Familien die Möglichkeit angeboten wird, dass die Stadt Wien den Essensbeitrag übernimmt. All das zusammen, nämlich der Ausbau, die massive Mittelstandsförderung über den Entfall des Kindergartenbetrages und die Essensförderung, ist eine der größten Familienförderungen in der jüngeren Geschichte der Republik. Während andere immer wieder von Familienförderung und davon, was man für Familien tun kann, reden, tun wir es!

Jetzt noch ein paar Anmerkungen zu meinen VorrednerInnen beziehungsweise zu den teilweise - ich habe das schon gesagt - originellen Anträgen.

Erster Punkt: Ja, der massive Ausbau an Kinderbetreuungsplätzen hat einen Personalmehrbedarf nach sich gezogen. Das ist völlig richtig und liegt auf der Hand, betrifft übrigens viele andere Bundesländer auch. Das ist kein Problem von Wien allein, sondern betrifft viele andere Bundesländer genauso. Es liegt völlig auf der Hand, dass hier politischer Handlungsbedarf besteht. Der wird selbstverständlich auch erkannt. Kein einziges Bundesland hat bis heute irgendeine Maßnahme ergriffen. Wir haben es bereits vor einem Jahr mit der Ausbildungsoffensive gemacht. Nachdem die Frau Kollegin Riha schon die Zahlen erwähnt hat, brauche ich sie nicht noch einmal zu erwähnen, somit sind wir alle ein bisschen früher fertig. 

Es ist derzeit zusätzlich zur Ausbildungsoffensive auf Initiative von StR Oxonitsch ein massives Werben der Abgängerinnen und Abgänger der BAKIP der letzten Jahre im Gang. Sie bekommen die Möglichkeit, dass sie im Sommer kostenlos einen Restart-Kurs besuchen können, um nämlich noch einmal in dem Beruf, für den sie ausgebildet sind, zu starten. Die Stadt Wien arbeitet mit sehr viel Energie am Aufstellen von neuem Personal und wir tun das nicht erst jetzt und nicht, weil es hundert Mal gefordert wird und wir gerade draufkommen, sondern wir tun das seit mehr als einem Jahr und wir tun das mit viel Energie. Das wird es brauchen. Es wird Arbeit brauchen. Es wird nicht funktionieren, wenn man einen Antrag stellt, in dem steht: „Wir beschließen die Anstellung von weiteren mindestens 500 Kindergartenpädagogen." Glauben Sie, dass sich die KindergartenpädagogInnen alle irgendwo versteckt halten (GR Mag Wolfgang Jung: Nein! Die flüchten nach Niederösterreich! Das ist es!) und wenn wir das jetzt beschließen, kommen sie hinaus auf die Straße und sagen, stellt mich an, und wir haben das bis jetzt nicht gemacht, weil wir lustig sind? Das wäre einer der allerdümmsten Gedanken, die man überhaupt haben kann! Echt originell! (Beifall bei der SPÖ.)

Was die Themen drumherum betrifft, finde ich es sehr wichtig, dass wir das heute auch hier zur Sprache gebracht haben. Das ist wirklich ein reales Problem, dem wir uns auch stellen wollen. Das Einstiegsgehalt ist in vielen anderen Bundesländern - Niederösterreich war das Beispiel - höher. Das Ausstiegsgehalt ist zum Beispiel in Wien höher. So zu tun, als wäre es in Wien ganz schlecht und überall super und deswegen wandern die KindergartenpädagogInnen ab, würde ich auch nicht als Hauptproblem des Themas sehen.

Auch nicht die fehlende Wertschätzung. Ich finde, eine fehlende Wertschätzung eines großartigen Berufs mit unglaublichem Einsatz ist, wenn man darüber diskutiert, dass man die Absetzbarkeit von Kinderbetreuung im privaten Bereich von BabysitterInnen macht, wenn man acht Stunden Ausbildung gemacht hat. Das ist der Vorschlag der ÖVP auf Bundesebene. Ich finde, das ist eine fehlende Wertschätzung gegenüber dem PädagogInnenberuf. (GRin Monika Riha: Nicht alles in einen Topf hauen!)

Was die Ausbildung betrifft, meine ich, wir sind hier auch Partnerinnen und Partner in Wien und ich lade noch einmal dazu ein, weil ich glaube, gerade, was die Berufssituation der PädagogInnen betrifft, müssen wir gemeinsam kämpfen, müssen wir uns im Bund dafür einsetzen, dass es endlich eine akademische Ausbildung für alle Pädagoginnen und Pädagogen gibt. Ich glaube, das ist eine der Grundfragen, die zur Lösung dieses Problems führen. 

Was ich nicht glaube, ist, dass man alles mit einem Schnitt lösen kann. Das sage ich auch nicht. Ich sage, wir haben einiges getan. Ich halte auch nichts davon, dass alles mit einem Schnitt blöd war. Gerade Sie, die Sie sich darauf berufen haben, Sie haben das dreizehn Mal gefordert, also den Kindergarten von drei bis sechs gratis dreizehn Mal gefordert und jetzt tun Sie so, als könnte man alles auf einmal lösen. Ich meine, es ist eine große Herausforderung, es ist ein großes Projekt. Es wurde schon erwähnt, StR Oxonitsch hat 200 Gesprächpartner gegenüber. Es ist großartig und ein wirklicher Erfolg, dass wir hier sozusagen in der Finalphase sind. Ich bin sehr zuversichtlich, dass es ein großer Teil der gemeinnützigen Träger schaffen kann oder es für sie machbar und denkbar ist, den Kindergarten kostenlos anzubieten. Es ist sicherlich ein stressiger Zeitplan für alle Beteiligten. Es ist sicherlich auch knapp bis September, nur die 60 000 Kinder und deren Eltern werden uns danken, dass wir so schnell waren. (Beifall bei der SPÖ.)

Zur Kollegin Smolik: Natürlich wurden auch Gespräche mit den zwei Dachverbänden der Kleinen, also der Privaten und der Kindergruppen geführt. Es gab auch diverse Vorschläge. Es gibt im Übrigen auch bei den Kindergruppen natürlich die gleiche Art von Forderung. Die Forderung wird auf vierzehn Mal gerechnet, das heißt, die alte Förderung und mehr, um zum Beispiel das ein bisschen abzufedern, dass es eben bei Dreijährigen einen Stichtag gibt. Die wird auf zwölf Mal ausbezahlt. Das ist sozusagen die Erklärung für einmal vierzehn, einmal zwölf. Ich glaube, damit wird sehr viel möglich sein. 

Natürlich muss man schon sagen, wenn es einzelne Pfleger, und das finde ich gut und das ist auch, wie du erwähnt hast, ein tolles Angebot für Eltern, es so machen, dass zum Beispiel nur 14 Kinder in einer Gruppe sind, dass das vermutlich nicht auf die gleiche Art und Weise finanzierbar sein wird wie die großen Träger, die natürlich für den Versorgungsauftrag der Stadt sehr wichtig sind, weil es einfach ein Mehrangebot ist. Das wird man vermutlich nicht wegdiskutieren können. 

Eine Aussage noch zum Bildungsplan, dann bin ich schon fast fertig mit den Rückblicken. Natürlich wird eine so einfache Möglichkeit, den Bildungsplan verpflichtend festzuschreiben, wie in Einzelverträgen, die wir jetzt schließen, nicht noch einmal kommen. Ich glaube nicht, dass wir uns diese Möglichkeit entgehen lassen. 

Bleibt nur noch der Antrag der FPÖ auf den Gratiskindergarten. Das Schnitzel lasse ich weg. Die Kollegin Smolik hat das super beantwortet. Es geht darum, den Gratiskindergarten auf StaatsbürgerInnen zu beschränken. Wenn es tatsächlich Ihr Ziel ist, dass Zuwanderinnen und Zuwanderer sich in unsere Gesellschaft integrieren, unsere Sprache lernen und die demokratischen Werte annehmen - das sind alles Zitate aus vielen Ihrer Reden -, dann ist es wirklich besonders dumm, ihnen den Zugang zu Bildungsinstitutionen zu verschließen. Ich meine, mehr Bildung ist eine Sache, die wir heute hier machen und das finde ich auch deshalb gut, weil dann weniger Leute offen für derartig dumme und aktionistische Forderungen sind. 

Ihre Leitkulturidee zum Beispiel, der Gedanke, alle sollen sich einer Leitkultur unterwerfen. Wissen Sie eigentlich, was das ist? Die Leitkulturdebatte wurde vor allem in Deutschland auf Basis eines Konzepts des Politikwissenschaftlers Bassam Tibi angezogen. Bezeichnet wird damit ein Wertekonsens auf Basis zentraler westlicher Wertevorstellungen, zum Beispiel Vorrang der Vernunft vor religiöser Offenbarung, Demokratie, die auf der Trennung von Religion und Politik basiert, Pluralismus und Toleranz. Das ist die Leitkulturdebatte. Ich finde, das passt nicht gut damit zusammen, mit Kreuzen in Kameras zu wacheln und zu hetzen. Das passt nicht zusammen mit dem Schüren von Ressentiments in Inseraten wie „FPÖ-Veto gegen den EU-Beitritt der Türkei und Israels". Das passt nicht damit zusammen, mit dem Versuch - Frau Kollegin Riha hat das schon erwähnt -, mit Anträgen wie diesem Rassismus in den Kindergarten zu tragen. Hass Predigen ist leider ein Zeichen von zu wenig Bildung. Übrigens ist es auch ein Zeichen von einem offensichtlich nicht ganz ausgeglichenen Spiegel des Stresshormons Cortisol. 

Umso mehr macht es mich stolz, dass Wien in Sachen Bildung Benchmark Österreichs ist. Umso wichtiger und ermutigender finde ich, dass wir ab September mit den Beschlüssen des heutigen Tages ein neues und mutiges Kapitel in Sachen Bildung öffnen! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Jung. Ich erteile ihm das Wort und möchte nur bemerken, dass ab jetzt die Redezeit 20 Minuten beträgt. - Bitte schön.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Das, was ich jetzt sage, beziehe ich gar nicht auf meinen Vorredner. Das ist die übliche Verzweiflungsrede der SPÖ, die davon ablenken will, dass sie zum Beispiel früher gar nicht für den Gratiskindergarten war. Es ist ein anderer Punkt. Das ist der, welche Worte heute schon in diesem Haus gefallen sind. Eine demokratische Einrichtung wie dieses Haus, wie der Gemeinderat, ist sicher kein Kindergarten, ist auch kein Mädchenpensionat. Es wird hier manchmal schärfer formuliert, es wird hier manchmal auch schärfer artikuliert. Sie haben auch Vorwürfe gebracht, die zugespitzt sind. Aber sie sollten, wenn sie als Vorwürfe gebracht werden, zumindest belegt werden können, mit Zitaten, mit Bildern, mit Hinweisen darauf, was wirklich geschehen ist und nicht haltlos!

Denn ich frage mich wirklich, wie komme ich dazu, mich von der Frau Kollegin Vassilakou einfach als Antisemiten beschimpfen zu lassen, weil es ihr gerade langweilig ist oder weil sie verzweifelt um ihr Leiberl rennt, weil es bei den GRÜNEN darum geht, wer noch wiedergewählt wird! Frau Kollegin, das habe ich nicht notwendig! Draußen könnte ich Sie anzeigen, würde ich Sie anzeigen für diese Unverschämtheit, das sage ich Ihnen! (GRin Mag Maria Vassilakou: Machen Sie das!) Sie sind es ja nicht einmal wert, Frau Kollegin! (GRin Mag Maria Vassilakou: Sie hetzen nur!) Vielleicht sind Sie das nächste Mal gar nicht mehr in diesem Haus! 

Was mich aber irritiert, ist, als Nächster kommt der Kollege Valentin und spricht von einer Veranstaltung, bei der wir gesagt haben und spricht uns als Freiheitliche an, dass wir Nazi als Ehrentitel empfinden! Das hat nie ein Freiheitlicher gesagt! Der Herr Kollege Valentin kann das sagen und der Vorsitz hört es nicht! Das, meine Damen und Herren, kann nicht wahr sein! Das kann nicht durchgehen! Wenn sich das Thema hier so verschärft, dann sind Sie mit schuld daran! Das muss einmal deutlich gesagt werden! (Beifall bei der FPÖ.)

Zunächst bringe ich, damit das gleich erledigt ist, den Beschlussantrag der GRe Matiasek, Lasar, Gudenus und Freunde betreffend den Speiseplan für Kindergärten ein, von dem bereits geredet wurde, wo es darum geht, dass der Speiseplan weiterhin den Essgewohnheiten der Wiener Kinder angepasst bleibt. Dabei sollen auch Gerichte aus Schweinefleisch nicht fehlen. Kinder, die kein Schweinefleisch essen, Frau Kollegin Vassilakou, sollen, wie bisher üblich, ersatzweise eine andere Speise erhalten. 

Dann sind da verschiedene Punkte. Einer der Punkte ist der, dass Eltern an uns herangetreten sind und diese Speisepläne vorgelegt haben - das war nicht aus den Fingern gesogen -, die deutlich gezeigt haben, das sich hier Massives geändert hat, dass hier sehr stark auf andere und nicht auf die Einheimischen und deren Essgewohnheiten Rücksicht genommen wird. Aber es geht nicht nur, Frau Kollegin, um die Essgewohnheiten, es geht darum, dass Sie hier versuchen, eine Kultur, die bei uns vorhanden ist, zu ändern. Sie haben es beim Nikolaus genauso gemacht. Ich erinnere mich noch gut an die Frau StRin Laska - mittlerweile nicht mehr Stadträtin, weil sie zu viele Skandale in ihrem Ressort gehabt hat und zurücktreten musste, weil Sie ihr das aufs Auge gedrückt haben, Laska, die gesagt hat, den Nikolaus braucht man nicht mehr. (GRin Mag Sonja Kato: Das stimmt ja gar nicht!) Jetzt haben wir den Kollegen Oxonitsch und der hat gleich von Anfang an gesagt, den Nikolaus haben wir wieder. Vielleicht kommen Sie beim Schweinefleisch auch darauf - ich bin gerade draußen am Buffett vorbeigegangen und dort wurden Schweinsschnitzel serviert -, dass das ganz bekömmlich ist und unseren Wiener Kindern durchaus zugemutet werden kann.

Aber weg zu einem anderen Bereich. Wenn Sie solche Sorgen haben, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, dann sage ich Ihnen etwas: Wie kommen Sie dazu, einen europabekannten Kinderschänder, den Herrn Cohn-Bendit, zu Ihrer ohnehin missglückten Eröffnungsveranstaltung der Europawahlen hier in Wien einzuladen. Sie wurde zwar eh nur von einer Handvoll Leute besucht, aber der ist geradezu eine Zumutung. Ich werde Ihnen vorlesen, was er gesagt hat. Wie bringen Sie es fertig, wenn Sie sich für Kinder interessieren, einen solchen Menschen einzuladen? Ich zitiere aus einem Buch von ihm: „Ich habe schon lange Lust gehabt, in Kindergärten zu arbeiten, die von den Stadtverwaltungen mehr oder weniger unterstützt werden." (StRin Dr Monika Vana: Das ist ja unglaublich!) Zwei Jahre lang hat er dort gearbeitet. - Laufen Sie nicht davon, hören Sie sich an, was Ihre Kollegen, die Sie einladen, Frau Kollegin Vassilakou, da bringen! (GRin Mag Maria Vassilakou: Wenn Sie die Wahrheit erzählen würden!) – „Dort waren Kinder zwischen zwei und fünf Jahren, eine phantastische Erfahrung. Mein ständiger Flirt mit den Kindern nahm bald erotische Züge an. Ich konnte richtig fühlen, wie die kleinen Mädchen von fünf Jahren schon gelernt hatten, mich anzumachen." - Den Herrn Cohn-Bendit, Ihren Abgeordneten, den Sie im Europaparlament groß herausstreichen! – „Es ist mir mehrmals passiert, dass einige Kinder meinen Hosenlatz geöffnet haben und angefangen haben, ...", Frau Kollegin Vassilakou, „... mich zu streicheln. Ich habe dann je nach den Umständen unterschiedlich reagiert." - Das glaube ich ihm fast. – „Aber ihr Wunsch stellte mich vor Probleme. Ich habe sie gefragt: ‚Warum spielt ihr nicht untereinander? Warum habt ihr mich ausgewählt und nicht andere Kinder?' Aber ...", jetzt hören Sie gut zu, Frau Kollegin Vassilakou, „... wenn sie darauf bestanden, dann habe ich sie doch gestreichelt." - Kinder unter fünf Jahren! Ihr großer Vertreter in Europa! Gehen Sie sich brausen und erzählen Sie mir doch nicht, dass Sie für Kinder Interesse haben! (Beifall bei der FPÖ. - GRin Claudia Smolik: Gehen Sie sich brausen!) 

Er hat ohnehin kein Interesse gefunden, es war nur eine Handvoll Leute am Yppenplatz. Es war eine Ihrer üblichen Pleiteveranstaltungen, die wie immer unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfinden! (GRin Nurten Yilmaz: Wie viele waren denn bei der FPÖ-Veranstaltung?) Bei welcher denn? Welche meinen Sie? (GRin Nurten Yilmaz: Bei der letzten!) In Linz waren wir 3 000 oder 3 500. Was meinen Sie damit? (GRin Nurten Yilmaz: Das stimmt doch nicht!) 3 500 in Linz! Ich lade Sie gerne ein, ich zahle Ihnen sogar die Bahnkarte, wenn Sie mitfahren. Schauen Sie sich das an, Frau Kollegin! 

Ich komme auf den Gratiskindergarten zurück. Plötzlich entdeckt die SPÖ ihre große Liebe für den Gratiskindergarten. Es ist aber noch nicht lange her, da haben wir in diesem Haus ganz andere Töne gehört. Jetzt kommt sogar der Herr Bürgermeister auf die Idee, an die lieben Wienerinnen und Wiener einen Brief zu schreiben, in dem er den Gratiskindergarten anpreist. Warum tut er denn das? Briefe schreiben die SPÖ-Spitzenleute immer dann, wenn irgendetwas in die Hose gegangen ist, wenn eine Niederlage droht. Ich erinnere mich an den Pensionistenbrief vom Kanzler Vranitzky. Kurz darauf war dieser Kanzler Vranitzky ein Ex-Kanzler. Wenn Sie so weitermachen, wird Ihr Häupl auch ein Ex sein, das kann ich Ihnen schon jetzt sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Große Versprechungen und nichts dahinter bei der ganzen Geschichte! Man kann dem Herrn Bgm Häupl gar nicht mehr glauben. Er hat zum Beispiel vor Kurzem noch gesagt, man kann über alles reden, Gratisstraßenbahnen, Gratiskindergarten, Gratisschwimmbäder, aber man muss wissen, dass man es auch zahlen muss. Das war noch im Juli 2008. Das hat er damals als Reichenförderung abgelehnt. Heute heißt es Mittelstandsförderung. So schnell kann das beim Bgm Häupl gehen! Aber er ist da vermutlich der gleichen Meinung wie Konrad Adenauer, der gesagt hat, was gehe ihn der Blödsinn von gestern an, den er geredet habe. Den Satz vom Adenauer könnte man auch auf eine andere Aussage in derselben Pressekonferenz beziehen. Dort sagte Häupl nämlich auch, er habe nicht die geringste Vorstellung davon, warum er vorschlagen sollte, die Kollegin Laska abzulösen. - Wenig später war sie weg. Er hat es sich nicht vorstellen können, es ist plötzlich passiert! Er hat sich den Kindergarten gratis nicht vorstellen können, es ist passiert!

Er kann sich vieles nicht vorstellen. Er sagt uns auch dauernd, er kann sich nicht vorstellen, dass er früher wählen geht. Wir werden sehen, wann er wählen geht. Dann wird er sagen, das hat sich halt geändert und was gehe ihn der Blödsinn von gestern an. Da schalten natürlich einige zurück, wenn ich in die hinteren Reihen der SPÖ schaue. Ich verstehe, warum sie das tun, weil Sie dann nämlich nicht mehr da sein werden, meine Damen und Herren in den hinteren Reihen, weil die SPÖ bei der nächsten Wahl gewaltig eine aufs Haupt bekommen wird! Sie werden schon bei der EU-Wahl einen Vorgeschmack erleben! Sie können ruhig kampflächeln, das wird nichts an der Situation ändern, das ist ein Faktum! (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Meinen Sie, Hans-Peter Martin wird Stimmen zulegen?) - Hans-Peter Martin interessiert mich nicht!

Dann geht es weiter. Ihre Parteipostille „NEWS" schreibt euphorisch: „Häupls Frohbotschaft für die Wiener Eltern." Der neue Evangelist! Die Frohbotschaft von Bgm Häupl, dem Erlöser, der den Gratiskindergarten bringt! Zwei Monate vorher war er dagegen. Was ist denn das bitte für eine Politik, die Sie hier betreiben, selbst wenn das alles wirklich Ihre Meinung sein sollte und nicht nur unter dem Druck der Wähler zu Stande kommt? Damals hat er vielleicht geglaubt, er kann heuer im Herbst noch wählen gehen. Davor wird er sich wahrscheinlich hüten. 

Es kommt die Frage: Woher nehmen und nicht stehlen? Woher soll denn das qualifizierte Personal kommen? Sie haben doch jetzt schon - das wissen Sie alle - zu wenig! Es wurde heute bereits darauf hingewiesen, wie die Schlüssel ausschauen. In der Steiermark sechs zu eins. In Wien kommt es vor, dass eine Pädagogin 25 Kinder mit zwölf Sprachen zu betreuen hat. Das sage nicht ich, das sagt die Schwester Liz im „Kurier" vom 19.4. Bei EduCare, das Ihnen nicht so fern steht, gibt es an die 350 Abmeldungen bei KindergärtnerInnen pro Jahr wegen schlechter Arbeitsbedingungen, wegen mieser Bezahlungen. 140 sind im letzten Jahr nach Niederösterreich übersiedelt, darunter die Tochter Ihrer damals noch verantwortlichen StRin Laska. Die wird einen Grund gehabt haben. Die Frau StRin Laska hat damals in der Presseaussendung gesagt, sie will sich mehr der Betreuung ihrer Enkel widmen. Hat sie so wenig Vertrauen in die Kinderbetreuungseinrichtungen der Stadt Wien? Diese Frage stellt sich da wirklich! (GRin Marianne Klicka: Die wohnt aber nicht in Wien!)

Dass Ihnen das alles gelingt, wird sehr schwer sein. Denn wenn ich Ihnen vorlese, was diese KindergärtnerInnen in einem anonymen Brief, weil sie sich die Wahrheit nach außen nicht zu sagen trauen, weil es in Wien zu gefährlich ist, hinausgebracht haben, wie die Zustände sind, warum sie aus der Stadt flüchten, dann wollen Sie das wieder nicht zur Kenntnis nehmen! Das wird sich erst bessern, wenn Sie die Arbeitsbedingungen der überwiegend Frauen verbessern. Aber das ist erstens zahlenmäßig nicht so leicht und zweitens werden Sie das auch im sprachlichen Bereich nicht auf die Schnelle hinbringen. 

Damit bin ich beim nächsten Bereich. Wo wollen Sie die geeigneten Räumlichkeiten herbringen? Sie pferchen doch heute schon die Kinder in Containerklassen. 

Das Letzte ist: Woher soll das Geld kommen? Oder wollen Sie in dem Jahr nur 17 Millionen EUR vom Bund abcashen und den abgewiesenen Eltern sagen: „Es tut uns leid, kommen Sie nächstes Jahr wieder." Sie haben eine ganze Serie von Versprechen gemacht und haben damals gehofft, in einer vorgezogenen Wahl davon profitieren zu können. Aber jetzt schaut es halt anders aus. Ich sage Ihnen, diese Versprechen werden Ihnen auf den Kopf fallen. Jetzt sitzt Ihnen halt die Angst im Nacken. 

Ein anderer Ausspruch von Bgm Häupl: „Man kann mit Sicherheit sagen, dass in eineinhalb Jahren kein Kind in die Volksschule kommt, das nicht Deutsch kann." - Das werden wir uns anschauen, meine Damen und Herren von der SPÖ! Das werden wir uns wirklich anschauen! Bgm Häupl im Stadtsenat vom 27.3. Ich sage Ihnen, Herr Bürgermeister, auch wenn er es, wie üblich, nicht der Mühe wert findet, seine hohe Person einer solchen Debatte auszusetzen, wir werden es ihm noch oft vorhalten, wenn er dann noch, wie gesagt, Bürgermeister ist. Denn ernst zu nehmen ist man nach solchen Aussagen nur noch sehr begrenzt. 

Selbst wenn alle fünfjährigen Kinder im Herbst in den Kindergarten gehen sollten, wird es so sicherlich nicht zu schaffen sein. Es wird auch nicht zu schaffen sein, wenn Sie nicht einheitliche und nachvollziehbare Standards und Sprachtests einführen. Erst dann würde es zu einer Lösung kommen. Man kann Ihnen und dem Bürgermeister nur sagen, dass diese Versprechungen sicherlich nicht zu halten sind, auch wenn Sie sie auf Hochglanzpapier bringen. 

Die Auslagerung von Problembereichen, die Sie dauernd machen, um sie dieser Kontrolle zu entziehen, wird keine Lösung sein. Auch das Vertuschen von Skandalen nicht. Und die Unfähigkeit der Lösung der Zentralprobleme dieser Stadt. Dazu gehören die Frage der Schulen, Kindererziehung, der Gewalt, die an den Schulen zunimmt und das grundlegende Problem für alle, die Migrationsproblematik. Sie machen unzureichende Versuche, übernehmen hie und da ein bisschen etwas aus freiheitlichen Vorschlägen. Das wird zu wenig sein, meine Damen und Herren! 

Es ist höchste Zeit für eine Änderung in Wien! Die wird kommen, das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Antrag ist keiner abgegeben worden. - Herr Mag Jung, ich gebe Ihnen noch die Chance, den Antrag abzugeben. (GR Mag Wolfgang Jung: Ich bringe ihn gleich hinaus. - GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Vor lauter Polemik hat er den Antrag vergessen!) 

Frau GRin Jerusalem hat sich gemeldet. Bitte zum Rednerpult.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Auf Ihren Schultern ruhen jetzt tatsächlich sehr große Probleme und ich beneide Sie nicht darum. Sie werden im Kindergartenbereich Dinge zu bewerkstelligen haben, die in den vergangenen 20 Jahren verabsäumt wurden. Ich kann mich noch sehr gut an unsere Diskussionen in den frühen 90er Jahren erinnern, wo ich in jeder Gemeinderatsrede, die ich hier gehalten habe, darauf verwiesen habe, dass wir zu wenig Plätze haben und dass die Qualität nicht stimmt, weil die Gruppen zu groß sind und zu wenig Personal da ist, weil der Schlüssel einfach nicht stimmt. Ich kann mich gut daran erinnern, zunächst mit StRin Smejkal und dann mit StRin Laska pausenlos darüber gestritten zu haben, wie viele Plätze überhaupt zur Verfügung stehen, für wie viel Prozent der Kinder überhaupt Plätze da sind. Alles, was ich dazu gesagt habe - und ich habe viel und oft etwas dazu gesagt -, wurde von Seiten Ihrer Fraktion abgewehrt. Ich bin immer gegen eine Betonmauer gerannt und es stand faktisch immer Aussage gegen Aussage. Jetzt stellt sich heraus, ich habe mit all meinen Bemerkungen und mit all meinen Forderungen von damals recht gehabt und es wäre sinnvoll gewesen, mir wenigstens einmal zuzuhören. 

Für all das können Sie überhaupt nichts, sind Sie nicht verantwortlich zu machen. Sie haben sozusagen ein Anrecht auf einen Neustart. Wenn aber heute der Herr Kollege Wutzlhofer zum Beispiel sagt, Sie schaffen Plätze, wie Sie es immer schon gemacht haben, kann ich Ihnen nur sagen, Sie haben das eben nicht immer schon gemacht und deswegen stehen wir heute da, wo wir stehen, nämlich dass wir einen Stadtrat haben, der damit konfrontiert ist, in drei Monaten das machen zu müssen, was andere in 30 Jahren nicht angegriffen haben. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Wie viele Kinderbetreuungsplätze gibt es in Oberösterreich?) Das ist bedauerlich und wird sich, fürchte ich - ich hoffe, der Herr Stadtrat wird mich eines Besseren belehren - in der Qualität der Kindergärten niederschlagen, die sehr zu wünschen übrig lässt, nicht weil die KindergartenpädagogInnen oder AssistentInnen zu kritisieren sind und nicht gut arbeiten, sondern deswegen, weil der Schlüssel Kinder und PädagogInnen einfach ein derart falscher und schlechter ist, dass die gar nicht wissen, wie sie arbeiten sollten, als sie das derzeit tun. 

Ich könnte hier im Gemeinderat kurz besprechen, was wir gerade in unserem eigenen Kindergarten erlebt haben und erleben, werde das aber bleiben lassen, weil ich da nicht Einzelne sozusagen vorführen möchte, die sich enorm bemühen, wo es aber halt nicht anders geht. Was ich schon möchte, ist, einige Hinweise machen, die mir wichtig sind. 

Da gibt es den Bildungsplan für Wiener Kindergärten. Diesen Bildungsplan können Eltern um 24 EUR auch kaufen. Die meisten Eltern wissen weder, dass es ihn gibt noch dass man ihn kaufen kann. Der liegt auch nicht auf. Oder vielleicht liegt er im Kindergarten irgendwo auf. Ich konkretisiere, in unserem Kindergarten liegt er nicht sichtbar auf. Es gibt auch gar keine Auseinandersetzungen mit den Eltern darüber, was in diesem Bildungsplan steht und welche Art von Pädagogik propagiert und versucht wird, umzusetzen. Ich halte das für falsch. Meiner Meinung nach sollten alle Eltern, die ihr Kind in einem städtischen Kindergarten haben, diesen Bildungsplan bei Eintritt ihrer Kinder geschenkt bekommen und sollte zumindest einmal jährlich im Rahmen eines Elternabends eine Diskussion darüber geführt werden, was in diesem Bildungsplan Maßgebliches an Pädagogik steht. Das wäre für die Eltern gut zu wissen, weil die auch privat mit ihren Kindern Dinge tun. Es stehen durchaus Sachen drinnen, die für jeden gut zu wissen sind. Das heißt, ich kritisiere, dass der Bildungsplan den Eltern weitgehend unbekannt ist, im Kindergarten nicht aufliegt, keine Diskussion darüber geführt wird und im Übrigen der Dialog mit den Eltern meiner Meinung nach darniederliegt. 

Zum Beispiel geht eine Kindergartenpädagogin weg, hört im Kindergarten auf. Dann hängt dort ein Zettel an der Wand, womit das einem mitgeteilt wird. Wann wieder eine Kindergartenpädagogin zu erwarten ist, ob überhaupt oder wie es weitergeht, kein Dialog dazu. Irgendwann hängt der nächste Zettel irgendwo an der Wand. Das ist keine moderne Form der Kommunikation mit Eltern. Wahrscheinlich wissen Sie selbst am besten, man erwartet sich auch diesbezüglich Qualität und man erwartet sich Information, Dialog, Miteinbezogenwerden und einen freundlichen Umgang. Man erwartet sich heutzutage, einer Behörde gegenüberzustehen, die irgendetwas verfügt. Das hat meiner Meinung nach in unserer heutigen Zeit keinen Platz mehr. 

Vielleicht einige Hinweise, was in diesem Bildungsplan zum Beispiel vorkommt. Darin steht zum Beispiel: „Kreativität und Experimentieren steht besonders im Vordergrund." - Aber wie soll eine Pädagogin mit 25 Kindern besonders experimentieren oder Kreativität ermöglichen? Schauen Sie sich einmal die Arbeiten der Kinder, die dort im so genannten kreativen Bereich gemacht werden, an. Es schaut eines wie das andere aus. Das kann es unmöglich sein. 

Es steht hier auch ein Lehrplan. So etwas kann es nicht geben. Es geht nicht darum, nach einem Plan zu arbeiten und alles über die Kinder drüberzustülpen. Es geht um individuelle Bildungsprozesse. Wie soll denn das in einem Kindergarten funktionieren, wo so viele Kinder und so wenige PädagogInnen und MitarbeiterInnen sind?

Herr Stadtrat, wir haben alle jetzt sehr große Erwartungen an Sie, eben auch, was die Qualität in den Kindergärten und was die Kommunikation mit den Eltern angeht. Ich wäre sehr froh darüber, wenn wir hier im Gemeinderat oder im Ausschuss einmal darüber reden könnten, wie solche Dinge funktionieren sollen. Die Eltern haben da Erwartungen. Oder lassen Sie Umfragen in den Kindergärten machen, was sich die Eltern an Auseinandersetzung, an Elternabenden, an Kommunikationsformen erwarten. Irgendwie müssen wir diese ganze Sache in die Jetztzeit bringen und nicht daran kleben, dass das behördliche Maßnahmen sind, die den Eltern einfach hingelegt werden. 

Ich möchte zum Abschluss meiner Rede nur auf einige wenige Dinge eingehen, die Herr GR Wutzlhofer gesagt hat. Ich stimme mit Ihnen zu hundert Prozent in der Bemerkung überein, dass unterschiedliche Bildungschancen nicht von der Herkunft der Kinder abhängen dürfen. Genauso ist es. Nur, wenn wir tatsächlich wollen, dass auch Kinder aus Familien, wo wenig Geld und wenig Bildung zu Hause ist, gefördert werden, dass auch die die notwendigen Bildungschancen bekommen, dann müssen Sie - jetzt kehre ich an den Ausgangspunkt meiner Rede zurück - dafür sorgen, dass dort genügend KindergartenpädagogInnen und AssistentInnen am Werk sind, um diese Individualisierung überhaupt zu ermöglichen. Anders geht es nicht. Im Raum mit 25 Kindern und einer erwachsenen Person finden nicht aus sich selbst heraus diese Angebote statt. Das hat immer noch den großen Vorteil, dass Kinder unter Kindern sind und dass sie miteinander spielen können. Das ist wunderbar, aber das ist nicht genug.

Eine zweite Bemerkung des Herrn GR Wutzlhofer zur PISA-Studie, in der festgehalten wird, wie gut der Kindergarten als Förderelement ist. Auch da bin ich mit Ihnen einer Meinung. Aber in derselben Studie steht auch, ein Jahr genügt nicht und sehr viel besser sind zwei Jahre. Das heißt, es wäre als Strategie für die Stadt Wien eine mögliche Strategie zu sagen, zwei Jahre verpflichtend für alle Kinder statt dieser unseligen Vorschule. Ich habe diese Kritik schon einmal angebracht, wo ich noch einmal sagen möchte, ich halte diese Vorschule für falsch. Es wird, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, 140 Vorschulklassen im nächsten Jahr geben. Damit werden meiner Meinung nach, und das ist meine Kritik, die Kinder stigmatisiert. Sie haben dann in einer Klasse ausschließlich Kinder aus sozioökonomisch sehr schwachen Familien, also keine Spur von Integration, und diese Vorschulklasse zählt bereits auf die Schulpflicht. Das heißt, genau bei diesen Kindern, die möglicherweise Anspruch auf eine längere Schulpflichtzeit brauchen, wird diese Vorschulklasse dann schon eingerechnet. Auch das ist wieder ein Nachteil. Meine große Bitte: Überlegen Sie sich das noch einmal! Schauen wir lieber darauf, dass alle wirklich zwei Jahre in einen Kindergarten gehen! Schauen wir darauf, dass wir diese Vorschulklasse wieder abschaffen!

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich hoffe sehr, dass Wien dieser Aufholprozess, der jetzt gestartet wurde, gut gelingt, dass es Ihnen gelingt, in hoher Qualität zu arbeiten und dass es möglicherweise auch gelingt, neben der Quantität und der Qualität vor Ort noch dafür zu sorgen, dass die Kommunikation mit den Eltern in die Jetztzeit transformiert wird und tatsächlich Informationsaustausch, Dialog und Freundlichkeit Einzug halten. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Vettermann, bitte zum Rednerpult, vorerst letzte Wortmeldung.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu den beiden VorrednerInnen darf ich vielleicht noch einmal im Schnelltempo sagen, was wir heute beschließen werden. Zum einen, zum Kollegen Jung, möchte ich zu zwei, drei Dingen etwas sagen. Sozusagen den Hauptteil seiner Rede betreffend waren eigentlich Dinge, die mit dem Kindergarten nichts zu tun haben. Dazu wollte ich nur zwei Sachen sagen. 

Das eine war ein Zitat der Frau Hannelore Schuster, heißt sie, glaube ich, die das dort gesagt hat, was transportiert worden ist, die neben dem Strache gestanden ist und nichts dagegen gesagt hat. Die hat das auch nie dementiert. Also so war es und darauf hat sich das bezogen. 

Das Zweite ist, dass es schon seltsam ist, dass Sie sich da immer beklagen, denn sowohl, was die Frau VBgmin Laska als auch die Klubobfrau Vassilakou betrifft, wo sie einfach nur persönlich wieder hinhauen, muss ich sagen, es ist doch gerade Ihr Ziel, nie den Ball, sondern immer nur den Mann oder die Frau zu spielen und den Gegner niederzuhacken. In der Beziehung finde ich, wenn jemand diesen Stil pflegt, dann ist es gerade der Kollege Jung.

Zu dem Personal, wie das kommen soll, und zu dem Raumausbau sage ich dann sowieso später noch etwas in der Rede, daher möchte ich mir jetzt eine direkte Antwort schenken.

Zum Schweinefleisch wurde schon einiges gesagt, ich will es nur noch einmal dezidiert sagen. Es gibt drei Menüs, eines ganz normal, sozusagen mit Schweinefleisch, eines ohne Schweinefleisch und eines anscheinend überhaupt schwer vorstellbar für den Kollegen Jung, aber doch vegetarisch. Man kann sich eines von den dreien aussuchen. Es ist überhaupt psychologisch so, dass in letzter Zeit allerlei gesundheitsbewusste Verirrungen vorkommen. Die Leute essen auch gern Huhn und Fisch. Man weiß nicht warum, wahrscheinlich liegt es am Cholesterin. Das Schweinefleisch lebt natürlich weiter, kommt bei uns auch vor, aber natürlich nicht nur. Man kann also auch einmal zwischen den Menüs wechseln. Daher ist es tatsächlich einfach nur eine Methode, etwas zu behaupten, was nicht stimmt und dadurch irgendwelche Ängste und Ressentiments zu bringen, die keinerlei Überprüfung standhalten können.

Natürlich ist interkulturelles Lernen schon ein wichtiges Ziel. Da ist es eben so, dass neben österreichischen Traditionen verschiedenste andere Dinge, eben auch andere Kulturen, nahegebracht werden. Wir essen zum Beispiel auch gern Pizza und Pasta, sogar chinesische Glückskekse gibt es da und dort, auch das kommt vor. Und es wird im Kindergarten Englisch gesprochen. Also insgesamt ist das interkulturelle Angebot durchaus günstig. Und für alle, die gerne Schweinefleisch essen, gibt es ein Menü, wo das vorkommt und entsprechend gegessen werden kann.

Zur Kollegin Jerusalem: Ob man recht hat oder nicht. Sie haben gesagt, Sie haben immer recht gehabt. Das wirkt ein bisschen rechthaberisch. Der Wortstamm ist schon ein wenig verräterisch. Es kommt natürlich auch immer auf die richtige Zeit an, wer wann was sagt und ob es stimmt oder nicht. Denn sozusagen stereotyp viele Jahre zu warnen, weil die Frau StRin Smejkal habe ich, und ich bin selbst schon längere Zeit da, nur ein Jahr lang persönlich noch miterlebt, so ist das sozusagen ein wirklich historischer Bogen. Wenn man da 20 Jahre lang immer vor Personalknappheit warnt, ist es nicht schlecht, dass das irgendwann auch einmal eintritt. Im Moment haben wir eine solche Situation, aber ich finde, man kann nicht sagen, das war durchgängig und ständig so. Das ist aus meiner Sicht so nicht richtig. Aber nichtsdestotrotz will ich da keine historische Debatte führen. Wir können uns zu zweit einmal die Zeit dafür nehmen. Im Moment ist es so, dass wir eine Personalknappheit haben und das wird von niemandem geleugnet. Also in dem Sinne, sozusagen im aktuellen, stimmt es natürlich.

Nebenbei gesagt stimmt es trotzdem, dass wir ausgebaut haben und weiter ausbauen. Das zeigt sich auch dadurch, dass wir so viele Plätze wie kein anderes Bundesland haben, zum Beispiel auch nicht annähernd das schwarz-grüne Oberösterreich, das weit hinterherhinkt. Diese Weisheit der Wiener Grünen hat sich dorthin noch nicht fortgepflanzt. Die haben dort merkwürdigerweise auch nichts gebaut. Aber das soll uns in Wien nicht hauptsächlich berühren. Wir wollen ja für unsere Kinder ausbauen und es ist klar, dass wir über drei Jahre im Moment de facto einen Vollausbau haben, vermutlich nur dadurch, dass das beitragsfrei ist und wir den letzten Rest, weil wir schon so viel im System haben, dann über eine Verpflichtung in den Kindergarten bekommen werden, also dass wir hier die Plätze zur Verfügung gestellt haben.

Bei den Unter-Drei-Jährigen kann ich mich erinnern, dass wir, seitdem es die Frau VBgmin Laska gegeben hat, immer gesagt haben, da gibt es noch keinen Vollausbau, hier muss noch etwas geschehen. Da wurde die Notwendigkeit des Ausbaus nie geleugnet, seitdem ich mich persönlich daran erinnern kann. So gesehen haben wir dann beide recht, dass da noch etwas geschehen soll, aber ich habe dann eh noch vor, ganz kurz auf die Zahlen einzugehen. 

Zum Bildungsplan muss ich sagen, er gilt und wird dann bei den anderen PartnerInnen in Zukunft gelten. 

Gerade weil wir beide auch im Stadtschulrat sitzen, muss man sagen, ich meine, das stimmt, ich bin der Meinung, das sollten sich alle Eltern anschauen, und es auch bekommen. Aber auch in der Schule werden nicht immer sonst alle den Lehrplan gleich ausgedruckt bekommen und wie eine Bibel mit sich herumtragen, und trotzdem wissen die Pädagoginnen und Pädagogen und Interessierte, was im Lehrplan steht und was faktisch auch im Bildungsplan steht. 

Aber es gibt auch eine gute Möglichkeit, dazu zu kommen, und ich will sie Ihnen auch nicht vorenthalten, nämlich, man kann es downloaden. Unter MA 10 - Broschüren steht es und jeder, den es interessiert, kann es entsprechend herunterladen. Das ist nicht nur kein Geheimnis, sondern für alle interessierten Eltern auch sehr leicht zugänglich. Und dass die Elternarbeit wichtig ist, und nach meinen Informationen auch gelebt wird - ich weiß es nicht, aber vielleicht gibt es da und dort einen Einzelfall, wo es nicht so ist, ich könnte aber viele Beispiele, die mir persönlich bekannt sind, auch aufführen, wo das wunderbar funktioniert -, wo es nicht nur Sprechstunden gibt, sondern wo es Eltern gibt, die zwischendurch kommen, wo also dieses Einbinden wirklich auch geschieht und besser als in manchen Schulen, denn auch da gibt es Unterschiede. Daher zweifle ich nicht daran, dass es auch bei den Kindergärten Unterschiede gibt, aber im Gesamten kann man sagen, die Elternarbeit ist in Wien wichtig, sie wird gelebt und passt auch, und es gibt auch Elternbefragungen. Manche Fragebögen waren wie die von Instituten, etwa wie IFES-Befragungen, also auch da sollte man Verbesserungen anbringen. Das ist eine gute Forderung, aber die aus meiner Sicht gelebt wird. 

Dass zwei Jahre besser sind als ein Jahr, stimmt. Was das letzte verpflichtende Kindergartenjahr betrifft, dass das eine Jahr trotzdem wirkt, stimmt auch. Und es ist ja gerade der Grund, dass wir mit den zwei Jahren das 1+1-Modell in Wien eingeführt haben, und dass wir dann diese von Ihnen nicht so gut geheißene Vorschule als zweites Jahr dazugeben. 

Aber wir wissen jetzt, wie viele Vorschulklassen es gibt, und es war so, dass 3 000 Kinder faktisch einen - früher hätte man gesagt, ao-Status - haben, also noch nicht schulreif waren, aber jetzt sind es 2 000, die in die Vorschulklassen gehen, also ein Drittel. Es hat also doch das eine Jahr zur Schulreife hin gewirkt und ich bin sehr optimistisch, dass von den 2 000 Kindern in den Vorschulklassen die allermeisten dann auch die Schulreife haben werden. Also insgesamt, dass in zwei Jahren tatsächlich eine entsprechende Schulreife erreicht ist, und es wird ja dabei nicht nur Deutsch, sondern - eben nicht rassistisch - auch das gesamte Spektrum von Motorik, kognitiven Fähigkeiten, sozialen Fähigkeiten und sprachlichen Fähigkeiten zusammen, gefördert. Also im dem Sinn ein richtiger Einwand, aber ich bin sehr optimistisch, dass das neue zweijährige Modell in Wien auch entsprechende Früchte tragen wird. 

Und dass es nicht leicht ist, stimmt ja auch. Wir haben auch diesen beitragsfreien Kindergarten allein deshalb versucht umzusetzen, nicht weil wir es gerne leicht haben, sondern weil wir es als richtige Maßnahme sehen. Und gerade weil wir den Kindergarten als Bildungseinrichtung sehen, muss man jetzt sagen, sind eben diese ganzen Forderungen, auf die sich jetzt die Opposition beruft, wir haben ein Jahr kostenfrei gefordert, Sie haben drei Jahre kostenfrei gefordert, eben so von uns nicht umzusetzen gewesen. Entweder es ist eine Bildungseinrichtung, dann ist von null bis sechs, also die ganze Zeit, als beitragsfrei zu sehen, und dazu haben wir uns jetzt durchgerungen. Das ist ein wuchtiger und wichtiger Schritt, den Wien hier macht, oder eben nicht. Und das war der Hauptgrund, warum wir es gemacht haben, weil wir gesagt haben, okay, wir haben das Bildungsideal, wir sehen das als Bildungseinrichtung und von der Logik ist es durchaus richtig, es dann auch beitragsfrei zu stellen. 

Da muss man aber dazu sagen, dann gilt eben alles oder nichts, wenn diese Logik gilt. Und dass es eine entsprechend massive Mittelstandsförderung ist mit 5 400 EUR im Segment, weil das ja bisher VollzahlerInnen waren, das ist ja auch ein guter Nebeneffekt, der wirtschaftlich durchaus passt und eine entsprechende zusätzliche Entlastung auch in dem bisher voll zahlenden Segment darstellt, und Geld in dieses Segment hineinbringt. 

Dass wir entsprechend massiv ausbauen, sieht man daran, dass wir schon voriges Jahr 2 500 Kinderbetreuungsplätze geschaffen haben und dass wir heuer 2 500 schaffen werden. 2 000 heute bei dem Markt und 300 direkt von der Gemeinde Wien aus, ist ja ohnehin schon gesagt worden. Dass wir da hohe Mittel einsetzen, 13 Millionen EUR - wenig, nur 3 Millionen EUR, kommen allerdings auch vom Bund -, und dass wir hier den regionalen Bedarf abzudecken versuchen, dass wir alle Kostenträger dabei haben, ist auch schon erwähnt worden. Dass wir aber auch heute neben den Kostenträgern schon mittlere Institutionen wie das Evangelische Hilfswerk und kleine Kindergärten wie die Rudolf-Steiner-Schule und bilinguale Kinder-Spielwiese dabei haben, sage ich sozusagen noch dazu, um das Bild zu komplettieren. 

Dementsprechend massiv wird auch heuer der Ausbau fortgesetzt werden. Wir werden den Essensbeitrag für einkommensschwache Familien weiterhin gratis halten und in einer neuen Form gestalten, wo 1 100 EUR sozusagen die Einkommensgrenze ist und wo bei Geschwisterkindern 350 EUR dazukommen, plus andere Regelungen, auf die ich jetzt nicht eingehen werde, wie die für Gastkinder, und so weiter. Dass wir bei der Ausbildung das schon vorher entsprechend gesehen haben, zeigen ja die Maßnahmen, dass wir uns nicht auf die Bakip verlassen haben, sondern dass wir entsprechend 450 BewerberInnen haben, dass wir 180 AbgängerInnen haben, dass wir ein viersemestriges College haben, und alles das schon natürlich deutlich mehr bringt als die Zahl derer, die sich für den Beruf entscheiden, ist bekannt. 

Und wir haben eben auch das Modell „Change“, das mit 85 TeilnehmerInnen ein zweistufiges Modell vorsieht, wo wir drei Semester ganztags haben mit einer Berufsreifeprüfung, mit einer Studienberechtigungsprüfung, und die restlichen drei Semester, wo man als pädagogische Assistentin schon qualifiziert ist, und das berufsbegleitend macht. Bei diesem Modell sind 42 Prozent derer, die es machen, Migrantinnen aus, glaube ich, 10 oder 12 Staaten, und dementsprechend wird auch ihre muttersprachliche Kompetenz gefördert. Bei denen, die bereits bei der Stadt Wien beschäftigt waren, zahlt das auch die Stadt, in 30 Klassen sind 90 Interessierte, davon sind 60 Assistentinnen, die schon bei der Stadt Wien in den Wiener Kindergärten arbeiten. Und wir haben jetzt Green Stars laufen, um so eine Antwort zu geben, wo wir noch zusätzlich versuchen, diesen Bedarf zu decken, wo wir Kindergartenpädagoginnen dazu bringen, wieder in den Beruf einzusteigen, weil es sicher eine Herausforderung, eine tolle Arbeit ist, und dieses kurze Segment, weil die können es ja an sich, die haben ja schon die Ausbildung gemacht, aber das soll eben gerade auf den Bildungsplan, auf diese zusätzlichen pädagogischen Dinge hinweisen, um im September dann, sozusagen auf den neuesten Stand gebracht, auch in diesem Beruf starten zu können. 

Dementsprechend wird es hoffentlich ja auch gelingen, diese 40 bis 50 Stunden beitragsfrei durchzusetzen, die Gespräche werden geführt. Was die Privaten betrifft, was die Gemeinde selbst betrifft, sozusagen die Hausaufgaben, das werden wir heute erledigen und mit der entsprechend breiteren Zustimmung, glaube ich, wie angekündigt, auch beschließen können, denn Wien baut aus, was die Räume betrifft, Wien bildet aus, was die KindergartenpädagogInnen betrifft, Wien nimmt die Bildung im Kindergarten ernst. Heute ist ein erster, aber wichtiger und richtiger Schritt in Richtung Gratiskindergarten gesetzt worden, und Wien wird heute diesen damit auch im eigenen Bereich ermöglichen. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Es folgt die zweite Wortmeldung von Frau GRin Jerusalem. Sie hat noch neun Minuten Redezeit. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Neun Minuten sind mehr als genug.

Ich habe mir das Vergnügen geleistet, in den letzten Wochen eine ganze Anzahl von Eltern, die Kinder in einem städtischen Kindergarten haben, zu fragen, ob sie den Bildungsplan kennen, beziehungsweise ob ihnen überhaupt bekannt ist, dass es einen solchen gibt. Von diesen Eltern hat niemand den Bildungsplan gekannt. Das heißt, Eltern, die den Bildungsplan nicht kennen, können ihn auch nicht downloaden. Das liegt in der Natur der Sache. Das heißt, sie haben einfach keine Ahnung, dass es das gibt. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Er liegt aber auf!) Ja, das kann durchaus sein, ich sage jetzt nicht, dass ich weiß, was in jedem einzelnen Kindergarten los ist, vielleicht liegt er auch wo im Vorraum, und so weiter, zur Ansicht auf. Ich sage ja nur, das sollte wirklich in jedem Kindergarten der Fall sein. 

Wenn – zweiter Punkt, den ich sagen will – dieser Bildungsplan gilt, dann ist er gleichwertig zu behandeln wie ein Vertrag zwischen dem Kindergarten und den Eltern, denn das ist ein Versprechen. Dann können sich meiner Meinung nach, ja müssen sich die Eltern darauf verlassen können, dass diese Form von Pädagogik auch tatsächlich umgesetzt wird. Das ist auch nicht an allen Standorten der Fall. Vielleicht gibt es wieder Plätze, wo das so ist, aber es ist auch nicht an allen Standorten der Fall. 

Und das Einzige, warum ich mich jetzt noch einmal zum Wort gemeldet habe ist, ich möchte eindringlich darauf hinweisen, dass das an jedem Standort der Fall sein sollte, dass die Eltern den Plan kennen, dass er als Vertrag behandelt wird, und dass man sich darauf verlassen können muss. Und davon, meine sehr verehrten Damen und Herren in der SPÖ, sind wir weit entfernt, und dort müssen wir hin. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist jetzt niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und wir können somit die Postnummer 20 abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 20 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieses Poststück ist einstimmig so beschlossen. 

Es kommen jetzt die drei von den Freiheitlichen beantragten Beschlussanträge zur Abstimmung. Ich habe Post 20 korrigiert: Den Antrag 1 und 2.

Antrag Nummer 1 betreffend kostenloser Kindergarten. Es ist die sofortige Abstimmung beantragt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Ist nur von den Freiheitlichen und der ÖVP unterstützt und hat somit nicht die notwendige Mehrheit. 

Der zweite Antrag, bei dem ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt ist, betrifft den kostenlosen Kindergarten. Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. – Zweiter Antrag von den Freiheitlichen und der ÖVP unterstützt, hat nicht die notwendige Mehrheit. 

Und der dritte Antrag, zu welchem ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt ist, betrifft den Speiseplan in Kindergärten, Schulen und Kindertagesheimen. Wer bitte ist dafür? – Gleiches Abstimmungsergebnis. ÖVP und Freiheitliche unterstützen den Antrag. Dieser hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Es gelangt die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Anpassung von tarifmäßigen Entgelten in Wiener Kindergärten. Hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können gleich abstimmen. Wer ist bitte für diese Post – Ist einstimmig so beschlossen. 

Postnummer 25 betrifft die Zuschüsse an gemeinnützige Organisationen für die Errichtung von Kinderbetreuungsplätzen. Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wer ist für die Postnummer 25? – Einstimmig so beschlossen. 

Postnummer 16 der Tagesordnung kommt zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Rosa Lila Tipp. Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können abstimmen. Wer ist für die Postnummer 16? – Mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen beschlossen. 

Postnummer 22 kommt zur Verhandlung. Sie betrifft die Festsetzung der Gebühren für den Unterricht sowie die Leihgebühren für Musikinstrumente der Musik‑ und Singschule Wien, und die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely, leitet ein.

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die geplanten Erhöhungen der Gebühren für die Wiener Sing‑ und Musikschulen sind eigentlich nicht nur ein kulturelles, sondern auch ein sozialpolitisch völlig falsches Zeichen. Während die Gebühren an den Universitäten bundesweit abgeschafft worden sind, erhöhen Sie die Gebühren in Wien für die wenigen Musikschulen, die es in dieser Stadt gibt. Sie schaffen hier eine weitere Hürde für die musikalische Ausbildung und Weiterbildung der Jugendlichen und Kinder dieser Stadt. Anstatt dass Sie einen zusätzlichen Zugang zur musikalischen Ausbildung schaffen, erteilen Sie den interessierten Kindern hier eigentlich eine Absage. Es ist eigentlich Ihr Job, dieses Angebot hier in Wien zu verbessern und nicht, dementsprechend die Gebühren zu erhöhen. Es ist wieder einmal eine Nachwuchsförderung, die keine Chance in Wien hat, das hatten wir schon ähnlich oder haben es hier auch im Bereich des Sports. Es ist wieder nur eine Abzocke der Wiener und Wienerinnen. Wir wissen, dass Sie sich gerne mit internationalen Stars und mit Sängern zeigen, doch die heimischen Talente, die fördern Sie nicht, und das ist, glaube ich, kein Renommee für diese Stadt, die gerne Kultur‑ und Musikweltstadt sein möchte. (Beifall bei der ÖVP.)

Sie behindern eigentlich unseren eigenen Nachwuchs, und Sie verhindern in einer roten Zukunft Mozarts, Karajans, Fendrichs, Ambros’ und Falcos. Und in diesem Sinne wollen meine Kollegen Dr Franz Ferdinand Wolf, Mag Bernhard Dworak und Monika Riha einen Beschlussantrag an den amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport einreichen, dass er dafür Sorge tragen möge, die Gebühren für die Musik‑ und Singschulen in Wien vollständig abzuschaffen und somit einen niederschwelligen Zugang zur musikalischen Frühbildung zu schaffen. Die sofortige Abstimmung wird beantragt. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann meiner Vorrednerin in vielem nur zustimmen. Die Stadt Wien hat viel zu wenige Musikschulplätze, das wissen wir seit Jahren, und das kritisieren wir auch seit vielen Jahren. Ich lege jetzt alle meine Hoffnungen in den neuen Stadtrat, der sich gerade umdreht und geht, aber vielleicht wird er die Hoffnungen, die ich in ihn lege, insofern erfüllen, als er die wirklich schwierige und problematische Situation für Kinder, die in dieser Stadt einen Musikschulplatz bekommen wollen, verbessern wird. In einer Stadt, die sich Weltmusikhauptstadt nennt, muss es einfach mehr Möglichkeiten für Kinder geben, Musik zu lernen, Spaß daran zu haben, neugierig ein Instrument auszuprobieren, ohne Drill und ohne Zwang, sondern einfach Spaß am Lernen zu haben. 

Davon gibt es viel zu wenig und insofern ist das Signal, jetzt auch noch in Zukunft die Gebühren zu erhöhen, ein völlig falsches und das werden wir ablehnen und wir werden auch den Antrag der ÖVP gerne unterstützen, so wie wir auch hoffen, dass der neue Herr Stadtrat in den nächsten Jahren ganz viele zusätzliche Musikschulplätze für neugierige Kinder in Wien schaffen wird. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ganz kurz für alle, die den Akt nicht gelesen haben, der Ausgewogenheit halber. Es ist schon so, dass die Einnahmen der Musik‑ und Singschulen Wien bei 8 Prozent der Gesamtausgaben halten. Also, wir sprechen hier davon, dass bundesweit gesehen der Gebührenvergleich mit privaten und öffentlichen Anbietern zeigt, dass die Musikschulen und die Singschulen in Wien auch weiterhin die günstigsten Anbieter sind. Das sei hier besonders betont, weil es uns besonders wichtig ist, möglichst vielen Kindern in Wien so eine musikalische Erziehung und Früherziehung zugute kommen zulassen. Ganz besonders, aber auch nur ganz kurz erwähnt, sei, dass es wichtig ist, gerade im niederschwelligen Bereich Kinder auch spielerisch und lustig an Musik heranzuführen und ihr Interesse zu wecken, das ja oftmals sowieso vorhanden ist. Freuen wir uns, dass gerade die Musikhörstunden auch im vergangenen Jahr wieder ganz breit besucht wurden, nämlich von zirka 20 000 Kindern. 

Das wird auch im heurigen Jahr so sein und wir denken, das ist ein niederschwelliger Ansatz, um Kindern Musik, Musikerfahrung und Musikerziehung zu ermöglichen. Es sind dies die zukünftigen KundInnen sozusagen auch der Musikschulen. Das nur als einen kleinen Ausschnitt, und ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: So, meine Damen und Herren! Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 22 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich beschlossen. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, dass durch ein kleines phonetisches Problem, sagen wir es einmal so, bei der Postnummer 24 es von der ÖVP falsch verstanden wurde.

Die Postnummer 24 wird von der ÖVP, der Antrag zur Postnummer 24, wird von der ÖVP abgelehnt. Ist es so richtig, Herr Klubobmann? (GR Dr Matthias Tschirf: Bitte sehr, der Antrag wird abgelehnt!)

Wir kommen zur Verhandlung der Postnummer 19 der Tagesordnung. Sie betrifft Subventionen ... (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Entschuldige, entschuldige, ich habe jetzt den Damen und Herren des Gemeinderates den von der ÖVP eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Abschaffung der Studiengebühr der Wiener Musikschulen unterschlagen, den wir noch abstimmen müssen. - Wer dafür ist, den bitte um ein Zeichen der Zustimmung, es ist ja die sofortige Abstimmung beantragt. - Hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, da von der SPÖ abgelehnt. 

Jetzt gelangt die Postnummer 19 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an die Sportunion St Stephan und den Wiener Fußballverband. Herr Mag Reindl wartet ja schon länger da und wird einleiten. 

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und Herr GR Kenesei hat sich gemeldet, bitte. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ein Antrag zur Subvention unter anderem für den Wiener Fußballverband, notwendig geworden auf Grund der Veränderungen im Bereich des Horr-Stadions und der Anlage in der Bischofgasse, weil ja der Wiener Fußballverband diese Anlage abgeben, Klammer, musste, nachdem die Austria ja diese Anlage komplett übernimmt, um sich dort zu erweitern. Der Wiener Fußballverband zieht mit einem Teil der Verbandsanlage nach Hirschstetten beziehungsweise wird dort ausgebaut. Es ist nichts dagegen einzuwenden, das ist durchaus ein sinnvoller Beitrag, um zu einer Modernisierung der Sportanlagen und der Ausbildungsstätten beizutragen. Aber warum meine Wortmeldung: 

Sehr geehrter Herr Stadtrat, lieber Herr Sportsprecher der SPÖ - das sind die zwei Hauptansprechpartner in diesem Fall -, es geht um die knapp 50 Vereine, Fußballvereine in Wien, die selbst Sportanlagen und Fußballplätze erhalten, teilweise auf ihren eigenen Grundstücken, großteils aber als mit super Pachtverträgen ausgestattete Vereine und von Seiten der MA 51, wo die MA 51 sich so gut wie fast aller Kosten entledigt hat, indem sie diesen Vereinen diese Plätze zur Verfügung gestellt hat. 

Die Vereine sind zuständig für die komplette Infrastruktur, für den kompletten Bereich der Ver- und Entsorgung von Wasser und Abwasser, für das Gas, für den Strom, für das Düngen der Plätze, für das Instandhalten der Plätze, für die Platzarbeiter, für den Winterdienst und für vieles andere mehr, um die Plätze in einem spieltauglichen Zustand zu halten. Mittlerweile sind fast alle Vereine an ihre Kapazitätsgrenzen gestoßen und ich kann es als Präsident eines Fußballvereins, der ebenso betroffen ist wie viele andere auch, anhand der Zahlen verdeutlichen, was es einem Verein, der sich ausschließlich von Sponsorgeldern finanzieren kann, mit einem Minimalanteil, was die Mitgliedsbeiträge ausmachen bei einem kleinen Vorstadtverein, und darlegen, welches Aufgabengebiet oder welche Summen hier diesen Vereinen angelastet werden: Kosten für das Wasser und für die Entsorgung im Jahr 18 000 Euro, Gaskosten 5 000, Stromkosten 4 500, Samen, Dünger, Winterdienst, Betriebsmittel, diverse Investitionen, die notwendig sind, Kleinigkeiten, rund 7 000 EUR. Kosten für einen Platzarbeiter, der natürlich voll angemeldet sein muss, mit allen Nebenkosten, die einem Dienstgeber zufallen, rund 35 000 EUR im Jahr. Das ergibt eine Gesamtsumme von Rund 69 5000 EUR im Jahr, die ein Verein zu leisten hat, um – es ist kein kleiner Platz, keine Frage -, rund 44 000 m² - Grünland in Wien für Wien instand zu halten. 4,4 ha mitten in Wien, die als Grünland instand gehalten werden und auf deren Anlage rund 350 Kinder in zwei Vereinen plus 4 Vereinen mit ihren beiden Mannschaften, plus fast jeden Tag am Vormittag auf unserer Anlage die Miniliga der Wiener Volksschulen -, wir haben 102 Volksschulklassen heuer auf unserer Anlage gehabt - plus am Nachmittag noch die Kinder aus der Umgebung, denn wenn der Platz offen ist, können die natürlich auch rein und auch dort Fußball spielen, zumindest auf den neuen Kunstrasenplätzen, weil ja der Rasenplatz dementsprechend auch für die Meisterschaftsspiele benutzt wird. 

Und diese Kosten, meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Stadtrat, sind in Zukunft von diesen Vereinen nicht mehr aufbringbar. Nur ein Beispiel: Die MA 51 hat ihren Gasliefervertrag bei der Übergabe selbstverständlich gekündigt, und dieser ist dann an uns übergegangen. Nur hat die Stadt Wien einen anderen Tarif gehabt als der Verein. Die Stadt Wien hat für die Jahressumme, die mich knapp 5 000 EUR kostet, nur 3 600 bezahlt. Das sind zusätzlich 1 400 EUR, nur weil jetzt der Abnehmer KSV Ankerbrot heißt und nicht mehr MA 51. Es hat bei ihrer Vorgängerin schon den Vorschlag gegeben, dieses Gaspaket für alle Plätze gemeinsam über die Stadt Wien anzukaufen, zu einem wesentlich anderen Tarif und laut dem Zählerstand den einzelnen Vereinen zu verrechnen. Derselbe Vorschlag wurde bei den Stromkosten vorgebracht, die einem immensen Anteil ausmachen. 

Was sich aber die Stadt Wien erspart hat und was die ganzen Vereine nicht zurückbekommen haben - obwohl es hier von Anfang an immer wieder geheißen hat, es werde Gespräche geben, nur haben die bis heute nicht stattgefunden - ist, dass sich die Stadt Wien 30 Platzarbeiter erspart, die von den Plätzen abgezogen wurden, jetzt anderweitig in Verwendung stehen, beziehungsweise deren Posten nicht nach besetzt wurden, wenn sie nicht mehr benötigt werden. Das ergibt eine Jahresgehaltssumme von rund 1,2 Millionen EUR, die die Stadt Wien auf Kosten dieser Platz erhaltenden Vereine eingespart hat. 

Es hat ein Treffen gegeben von sehr vielen Platz erhaltenden Vereinen, wir haben dort diskutiert, und es gäbe auch Vorschläge, nur das Problem ist, dass niemand mit uns redet, dass wir keine Plattform und keinen Runden Tisch finden, wo wir die Vorschläge unterbreiten könnten. Einer der Vorschläge war, zumindest die Hälfte der eingesparten Kosten auf alle Vereine aufgeteilt auf die Quadratmeter, die sie zu pflegen haben, aufzuteilen. Das würde rund 1 EUR pro Quadratmeter und Jahr ausmachen und würde einen Riesenbrocken von den Schultern dieser Vereine nehmen. Wenn ich mir anschaue, dass wir im Bezirk einen Park haben, den Arthaberpark, mit 10 000 m², einen Waldmüllerpark mit 40 000 m² oder in einem anderen Bezirk den Haydnpark mit 26 000 m², den Hyblerpark mit 27 000 m², und die eine Vielzahl von den Kosten, was wir auf diesen Plätzen an Arbeit leisten, an freiwilligen Stunden leisten, an Mitarbeitern leisten, die mithelfen an den Wochenenden und so weiter, dann ist es nur recht und billig, einen Anteil davon von der Stadt zu erhalten, weil wir eben zig-tausende Quadratmeter Grünland mitten in dieser Stadt für Wien in Wien erhalten und pflegen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und um einmal die Spitze des Eisberges wegzunehmen, haben wir gemeinsam, meine Kollegen Anger-Koch, Dr Wolfgang Aigner, Monika Riha und meine Wenigkeit, einen Antrag vorbereitet, wo es einmal in die Richtung der Energiekosten geht, wo einmal die Stadt Wien zumindest bei den Energiekosten entgegenkommen könnte, die auf Grund der diversen Erhöhungen mittlerweile in einem Bereich angelangt sind, der, ich wiederhole mich, wirklich nicht mehr zu leisten ist. Ich kann es mir aussuchen, ob ich jetzt die Wiesen nicht gieße, das Gas nicht aufdrehe, im Sommer sollen sie halt kalt duschen - im Winter wird es ein bisschen ein Problem -, oder die Heizung auf 17 Grad drossle. Nur, das macht alles den Burschen und auch den Mädels keinen Spaß, vor allem, wenn man durchfroren oder durchnässt vom Training hereinkommt und sich dann mit lauwarmem Wasser in einer nicht gut gewärmten Kabine duschen darf. Das kann nicht der Sinn der Sportförderung sein. 

Genauso ist der so genannte Gesundheitsgewinn ein für die Stadt durchaus erkennbarer. Wenn ich mir anschaue, dass bei den Jugendlichen, bei den Kindern die Turnstunden gestrichen werden, sich die aber bei uns auf den Plätzen austoben, dass dort eine Nachmittagsbetreuung stattfindet zu einem Preis, der jeglichen Vergleich antreten kann an Kostengünstigkeit - ich glaube, wir sind mittlerweile fast in der Nähe des Gratiskindergartens angelangt mit der Nachmittagsbetreuung bei den Kindern -, teilweise die Trainer unter Selbstausbeutung sich da am Nachmittag hinstellen und es schon schwierig genug ist, jemanden zu finden, der die Kinder und Jugendlichen auch dementsprechend betreut. Und daher, und um da etwas Abhilfe zu schaffen, appelliere ich wirklich an Sie, Herr Stadtrat, sich dringend dieses Problems anzunehmen, weil alle Vereine, die in dieser Stadt einen Platz haben, dasselbe Problem haben, und wo nicht der A und der B das besser macht als der C und der D, sondern hier wirklich alle in ein und demselben Boot sitzen. Und da ist nicht mehr viel Spielraum bis zur Kante, wo das Wasser ins Boot rinnt, oder dass wir noch mit trockenen Füßen aus dieser Sache herauskommen. 

Es gibt einen Beschlussantrag an den zuständigen amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport, der aufgefordert wird, die Möglichkeit einer Subvention für die Wiener Sportvereine zur Begleichung der Energiekosten beziehungsweise einer Übernahme oder Teilübernahme der Energiekosten durch die Stadt Wien für diese Vereine zu prüfen. 

In formeller Hinsicht, und ich will es wirklich nur als Diskussionsanstoß verstanden wissen, in formeller Hinsicht erfolgt die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss, um eine Diskussionsgrundlage, um eine Basis zu haben, um hier wirklich eine Lösung zu finden. 

Sosehr es lobenswert ist, dass die Vereine auf diesen Plätzen mehr oder weniger als Verwalter und in selbsttätiger Arbeit arbeiten können, das beginnt vom Veranstalten kleiner Turniere bis hin zu der Platzeinteilung bei den Trainingszeiten und so weiter, und es ist nicht notwendig, das sehe ich auch so, dass da zwei oder drei Platzarbeiter dort sitzen, die von der MA 51 gezahlt werden, um das zu organisieren, das können die Vereine selbst, nur die Erhaltung, die Infrastrukturkosten, die Energiekosten sind einfach mittlerweile in einer Höhe angelangt, und die Vereine wollen alle Ihre Plätze in einem ordnungsgemäßen Zustand erhalten, keiner ist daran interessiert, aus diesem Platz eine G’stättn werden zu lassen oder irgendwie herunterkommen zu lassen. Alle bemühen sich, aber alle sind an ihren Kapazitätsgrenzen angelangt. Und ich hoffe, mit diesem Antrag und mit diesem Debattenbeitrag endlich die Diskussion in Gang gebracht zu haben. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ja, sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich freue mich bei der Postnummer 19, dass wir in Hirschstetten die Fußballanlage des Wiener Fußballverbandes maßgeblich ausbauen, und auch, was den Mädchenfußball betrifft, hier wesentliche Akzente setzen können. Und Kollege Kenesei hat ja schon hingewiesen, dass durch die Übersiedelung des Wiener Fußballverbandes vom 10. Bezirk in den 2. beziehungsweise in den 22., dieses Investment notwendig ist. Ich möchte auch kurz mit ein paar Worten darauf eingehen, was über die Sportplatz erhaltenden Vereine gesagt wurde. 

Zunächst, um es auch positiv zu sagen, die Sportplätze werden zu sehr günstigen Konditionen, was die Pacht betrifft, den Vereinen überlassen. (GR Robert Parzer: Was heißt den Vereinen überlassen, wir müssen das ja bezahlen!) Es gibt durchaus auch andere Modelle, wo für die Nutzung ordentlich gezahlt werden muss. (GR Günter Kenesei: Wir brauchen einen eigenen Platz!) Das Zweite ist, dass ich natürlich die Kosten nachvollziehen kann, weil auch ich Präsident eines Vereines bin und auch andere Kollegen ähnliche Erfahrungen haben. Und dass man hier jetzt Synergien finden kann, dem stimme ich durchaus zu. Ich möchte auch erwähnen, dass wir im Landessportrat hier eine Initiative haben, wo wir ein Sportplatzkonzept für ganz Wien ausarbeiten, und wo auch das ein Thema ist, und ich bin zuversichtlich, dass wir auch über den Landessportrat hier eine entsprechende Antwort auf die gestellten Fragen finden können. 

Ich weiß aber auch, dass es mitunter im Vereinsleben und mit den Funktionären schwierig ist, weil es spricht ja auch jetzt nichts dagegen, dass sich Vereine zusammenschließen, um bestimmte Anschaffungen gemeinsam zu tätigen, (GR Günter Kenesei: Was ist mit den Energiekosten!) um bestimmte Anschaffungen gemeinsam zu tätigen, aber manchmal ist das auch mit diversen Nebenabsprachen verbunden, wo es schwierig ist. 

Aber ich bin zuversichtlich, dass wir eben über den Landessportrat hier eine gute Lösung finden können. 

Was aber schon im Fußballbereich offen ist - und das habe ich bereits in meiner letzten Rede zu diesem Thema gesagt -, und was wir schon auch klarstellen müssen, ist, wenn wir auf der einen Seite die Absicht haben, den Vereinen bei der Platzerhaltung zu helfen, wir auch sicherstellen müssen, dass das nicht sozusagen eins zu eins in die Kicker reingeht. Also das heißt, dass wir da nicht, statt dass wir Platzerhaltungsmaßnahmen haben, nun abgehalfterte Fußballer überzahlen, um auch das anzusprechen. (GR Günter Kenesei: Hat auch die Vienna nicht bekommen, da brauchen Sie keine Angst zu haben!) Das hat auch in einigen Vereinen durchaus zu Problemen geführt, dass das Geld manchmal halt in Sportler investiert wird. Also, für mich ist jeder Euro, der in den Nachwuchs geht, ein guter Euro. Für erste Mannschaften sollten wir hier schauen, dass ein reines Sponsoring erfolgt, denn hier kann es weder Geld der Stadt Wien geben noch können Umschichtungen von Platzerhaltungsgeldern vielleicht zu den Spielern der ersten Mannschaft erfolgen. 

Also, das ist auch etwas, und ich möchte das nur erwähnt haben, weil ich manchmal schon den Eindruck habe, dass man zwar auf der einen Seite die Stadt Wien hier an den Pranger stellt, aber auf der anderen Seite hier durchaus einen sehr lockeren Umgang mit dem Geld hat. (GR Günter Kenesei: Das ist gar kein Pranger!) In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zur Postnummer 19, und der Zuweisung werden wir natürlich auch zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: So, damit kommen wir zur Abstimmung über den Antrag des Berichterstatters. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung aller vier Fraktionen, der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der ÖVP, hier ist die Zuweisung beantragt. Wer ist für diese Zuweisung? - Hier stelle ich die Zustimmung ebenfalls aller vier Fraktionen fest, die Zuweisung ist einstimmig beschlossen. 

Postnummer 30, die weitere Betriebssubvention an die Ensemble-Theater Theater Betriebsgesellschaft mbH im Jahr 2009. Berichterstatterin ist Frau GRin Klicka. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Bitte schön. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir sprechen heute über zwei Kontrollamtsberichte hinsichtlich der Prüfung des Ronacher. Wir haben auch schon in der Früh zwei Fragen zum Thema Vereinigte Bühnen Wien und Ronacher gehabt. Lassen Sie mich nur kurz einmal die jüngere Geschichte des Ronacher rekapitulieren. 1991 bis 1993 ist eine Sanierung der Fassaden, des Daches und der Stahlbetondecken in der Höhe von 12,75 Millionen EUR zur Gewährleistung des störungsfreien Theaterbetriebes erfolgt. Im Jahre 1997 wurde das Ronacher den Vereinten Bühnen zugeführt und vermietet. 2002 gab es einen Beschluss, dass das Ronacher eine Musical-Bühne wird und das Theater an der Wien künftig eine Opernbühne werden soll. Sanierungsmaßnahmen wurden natürlich neuerlich notwendig, da etwa eine Probebühne fehlte, die Bühnenmaschinerie nicht ausreichend war, Funktionsmängel auftraten, und so weiter und so weiter. Auf jeden Fall ist ein Kostenerfordernis hier angeführt von 34,1 Millionen EUR. Baubeginn sollte 2005 sein und die Wiedereröffnung 2007. 

Das Kontrollamt stellt fest, dass bereits das Planungskonzept hinsichtlich denkmalpflegerischer und bautechnischer Erfordernisse zu Gunsten der bühnentechnischen Ausstattung ausgeklammert wurde. Im ausgelobten Architektenwettbewerb wird für die eigentliche Bautätigkeit eine Kostenobergrenze von 25 Millionen EUR festgelegt. Wir haben heute in der Früh schon gehört, es ging hier nur um eine Funktionssanierung. Ich darf aus dem einen Kontrollamtsbericht durchaus einige Dinge zitieren: Auf Seite 13 steht, die Studie weist für die Funktionssanierung ein Kostenerfordernis von 41,3 Millionen EUR, Preisbasis 1.12.2003 aus. 34,1 Millionen EUR gehen auf jene Maßnahmen, die für die Umgestaltung des Ronacher zu einer Musical-Bühne als unerlässlich erachtet wurden. Die Funktionssanierung alleine wurde nicht komplett durchgeführt, sondern nur die Maßnahme, die das Ronacher einmal zu einer Musical-Bühne machen kann. Andere Maßnahmen, die auch unter den Begriff Funktionssanierung zu subsumieren wären, wie die Errichtung eines Kellertheaters, eine zweite Probebühne, eine Kantine, die Sanierung der Stuckdecke im Zuschauersaal, Sprinkleranlage für Lagergarderoben, operative Räume und so weiter, Küche, Kantine wurden nicht ausgeführt, sondern sollten in einer zweiten Baustufe durchgeführt werden. Es hat da bereits bei der Ausschreibung dieses Architektenwettbewerbs Unstimmigkeiten gegeben. Von der beauftragten Gesellschaft wurden Mindestkriterien festgelegt, die als unzulässige Einschränkung des Wettbewerbes gedeutet wurden und eine neuerliche Ausschreibung notwendig machten. Auch bei der Vergabe der Generalmanagement-Leistungen wurden unzulässige Eignungskriterien vorgegeben und ein neuerliches Verfahren notwendig gemacht. 

Das war die erste Zeitverzögerung, meine Damen und Herren. Das Gleiche gilt auch für die geforderte Vergabe der begleitenden Kontrolle. Dann kommt es zu einem ersten interessanten Schmankerl bei der Vergabe der Baumeisterarbeiten für den Rohbau. Hier lag das Mindestgebot 2 Millionen EUR über den vom Planer errechneten Kosten. Man muss dazu sagen, es gibt diese Planung, die auf 34,1 Millionen EUR geht, Kostenobergrenze Baugewerbe 25 Millionen EUR, zusätzliche Behördenauflagen, Baupreiserhöhungen, Projektmanagementhonorare, Vorprojektkosten, Reserve, das ergibt dann insgesamt diese 34,1 Millionen EUR. 

Wie gesagt, bei diesen Rohbauarbeiten war der Bestbieter um 2 Millionen EUR über dem, was der Generalunternehmer dann als Preisindikator angegeben hat. Dann wollte man neu ausschreiben und die Leistungen reduzieren. Der Bestbieter hat sich an den Vergabekontrollsenat gewandt und es wurde ihm recht gegeben. So mussten die Baumeisterroharbeiten im Umfang von 7,38 Millionen EUR beauftragt werden. Eine Nachrechnung des Kontrollamtes ergab, dass die ursprünglich an zweiter, dritter, vierter Stelle gereihten Firmen, wären sie mit den gegenständlichen Leistungen beauftragt worden, um bis zu 672 000 EUR billiger gewesen wären. Dadurch, dass man jetzt so drüber war, musste man die Leistungen neu definieren. Bei den Arbeiten, die unter Funktionssanierung gelaufen sind, hat man die 660 Leistungsposten um 235 Posten reduziert. Das heißt, es wurde auch nur ein Teil dieser Leistungen erbracht. Dennoch wurden schlussendlich 7,37 Millionen EUR für die Rohbauarbeiten bezahlt. Eine Klärung in der Fragestellung, ob es hier bei den Zweit- und Drittgereihten eine Umreihung ergeben hätte, soll laut Vereinigte Bühnen herbeigeführt werden, ist allerdings bisher noch nicht erfolgt. 

Die nächste interessante Geschichte ergab sich bei der technischen Gebäudeausrüstung. Hier schrieb die GmbH, die das alles vorgeschrieben hat, aus. Es waren drei Bewerbungen, eigentlich nur zwei Firmen, die sich beworben haben, und da gab es ein ganz lustiges Kuriosum. Eine Firma hat eine Amtsvariante abgegeben mit 2,89 Millionen EUR Anbot, und ein Alternativangebot mit einem Pauschalpreis um 2,35 Millionen EUR, und die zweite Firma, ausschreibungskonform, auf 2,90 Millionen EUR. Dann wurde der Pauschalpreis genommen, weil es das billigste war. Man hat allerdings übersehen, dass ein rechtliches Alternativangebot gar nicht zugelassen ist, und so musste man es dann dem Zweitbieter geben mit 2,90 Millionen EUR, der allerdings eine längere Mängelvermutungsfrist angeboten hat. Da hat der andere wieder einen Einspruch erhoben, das ist dann vom Vergabekontrollsenat abgelehnt worden. Geplant waren für diesen Bauschritt 1,42 Millionen EUR und nicht 2,90 Millionen EUR, was wiederum eine Reduktion des Anbots und eine Neuplanung nach sich gezogen hat. Dann gab es Anrainerbeschwerden, und wie das Kontrollamt feststellte, mangelhaft eingereichte Genehmigungsunterlagen bei der Baubehörde. Damit wurde der Baubeginn um weitere sechs Monate verzögert. Die Anrainerbeschwerden verursachten eine Kostensteigerung von 1,2 Millionen EUR. 

Auch das Bundesdenkmalamt ging in seiner Expertise davon aus, dass die Auffindung von stadtarchäologisch zu untersuchenden Gebäudeteilen möglich sei - es geht drei Keller in die Tiefe, mitten im Zentrum von Wien –, und auch diesem Hinweis wurde von Seiten der Generalplaner und der Vereinigten Bühnen keine Bedeutung beigemessen, was weitere Verzögerungen durch Grabungs- und Sichtungsarbeiten nach sich zog und wiederum Mehrkosten dadurch entstanden, dass die graben mussten. 

Wenn das Kontrollamt von einer Kostenüberschreitung von 700 000 EUR spricht, dann ist das aber nur so zu sehen, dass durch diese ständigen höheren Mindestgebote viele Leistungen, die in der ursprünglichen Funktionssanierung drinnen gewesen wären, überhaupt nicht mehr drinnen sind. Das heißt, wir reden auch nicht mehr von den Fenstern, denn da hat ja der Herr Stadtrat gesagt: „Die Fenster sind etwas anderes.“ Das ist aber nicht wahr, denn die Fenster waren beim Rohbau dabei mit zirka 400 000 EUR, das ist aber gestrichen worden. Die Mauertrockenlegung ist überhaupt hier nicht angegangen worden, ebenso auch andere Maßnahmen, die für eine Sanierung des Gebäudes notwendig gewesen wären. Es geht dann weiter bei den Kälte- und Sanitärinstallationsarbeiten für die Lüftungsanlagen. Da hat man einerseits 1,26 Millionen EUR und eine andere Firma 800 000 EUR für verschiedene Dinge als Bestbieter gehabt, was 50 Prozent über den Schätzungskosten war, und dann ist auch das noch überschritten worden mit 1,4 Millionen EUR. Also, es sind schon die Schätzungskosten für den ganzen Bau mehr als dilettantisch gewesen. Die sind auch vom Jahr 2003 und nicht valorisiert worden, als das Bauunternehmen begonnen wurde. Dann gab es noch mit diesem Controller, mit der begleitenden Kontrolle der Dame, ein Problem. Eine Rate von 166 000 EUR wurde zuviel eingenommen. Die haben dann gesagt, das ist eben irgendwie so gerutscht, es ist irgendwie zu Stande gekommen, und die wurde dann schlussendlich ein paar Monate später zurückerstattet. Aber auch hier gibt es Unstimmigkeiten. Jetzt rede ich aber nicht - es sind ja immerhin 250 Seiten Bericht, ich habe jetzt den einen, den wir eingebracht haben, hier, den anderen, den die ÖVP veranlasst hat, habe ich nicht - so sehr über die unglaublichen Gehälter, die 80 Prozent über denen der Wiener Holding liegen. Oder, der neue Geschäftsführer bekommt 50 Prozent mehr im Vergleich zu den Gehältern der Wiener Holding, ohne Prämien und Zuschläge. Ich rede auch nicht davon, dass hier jahrelang einem ehemaligen Geschäftsführer eine Beratertätigkeit bezahlt wurde, in der Höhe von annähernd 10 000 EUR pro Monat. Ja außerdem noch, und völlig undurchsichtig, bekommt er je nach Stück für die Produktion, für die Regie, für irgendwelche Tantiemen, für jede Auslandsproduktion eine Bezahlung, wobei sich auch das Kontrollamt die Frage stellt, wie kann es möglich sein, dass man einen ehemaligen Geschäftsführer als Berater braucht, wenn es ohnedies neue Geschäftsführer gibt. Wofür sind die dann da, denn die bekommen ja auch keine schlechten Gehälter, wie wir gerade festgestellt haben. 

Dazu gab es Prämienzahlungen, die auch nicht nachvollziehbar sind. Beispielsweise hat in der Zeit der Renovierung des Ronacher die Musical-Intendantin eine Prämienzahlung dafür bekommen, dass sie Produktionen außerhalb der Spielstätten der Vereinten Bühnen gemacht hat und das Orchester außerhalb der Spielstätten der Vereinigten Bühnen zum Einsatz gebracht hat. Das ist nicht mit dem normalen Gehalt abgedeckt, aber dort, im Ronacher, hätten sie ja ohnedies nicht spielen können, so haben sie halt woanders gespielt, und dafür gibt es eine Extraprämie. 

Das ist auch dem Kontrollamt völlig unverständlich, auch im Hinblick auf die fertigen Budgetüberschreitungen. Dann gab es Dienstwege, klarerweise, Nebenbeschäftigungen sind sogar zum Beispiel ausdrücklich geregelt gewesen. Peter Weck, ein früherer Intendant, hat gesagt, die ganze Führung der Vereinigten Bühnen ist dilettantisch, einfallslos und geschmacklos. 

Aber wie klingt das jetzt, meine Damen und Herren von Seiten des Verantwortlichen der Stadt? Der Herr StR Pokorny hat das nicht so gewusst, das geht auch nicht, der Aufsichtsrat steht angeblich unter Datenschutz. Das ist aber auch nicht wahr, das muss ich gleich nochmals wiederholen, denn es gibt ja auch in jeder Bank in jedem großen Kreditinstitut einen Staatskommissär des Finanzministeriums, und der ist sehr wohl seinem Minister weisungsgebunden und auskunftspflichtig, und dafür sitzt er ja dort, dass er es feststellt, ob da irgendetwas schief geht. Auch dort funktioniert es nicht überall, das wissen wir, aber zu sagen, das geht mich nichts an, das würde ja dann bedeuten, dass einer von der MA 7 Aufwandsentschädigungen von 20 500 EUR für diese Sitzungen pro Jahr bekommen hat, und nicht einmal, wenn ihm auffällt, dass dort irgendwas nicht so funktioniert, wie es funktionieren sollte, muss er es seinem Chef nicht sagen. 

Das ist mir völlig unverständlich das Ganze. Und kommen Sie mir nicht mit dem Datenschutz, das gilt für die anderen Aufsichtsräte, aber nicht für die Staatskommissäre. Herr StR Pokorny sagt, er ist damit nicht befasst, und das sind alles ausgelagerte Unternehmen, und es geht leider nicht. Aber gleichzeitig, wenn es um die kurzfristige Verlängerung der Verträge der Intendanten Geyer und Zechner geht, wobei ich mich jetzt auf die Intendantin Zechner konzentrieren will, da kann man sofort das begrüßen, und da sagt Herr Drozda, die Verlängerung sei notwendig, weil seine Amtszeit bis 2013 läuft und da müssen die anderen auch bis 2013 bleiben, weil sonst kann man nicht zusammenarbeiten. 

Was ist das für eine Argumentation? Wenn der Herr Drozda verlängert werden soll, dann müssen die anderen auch verlängert werden, weil sonst kann er mit keinem anderen zusammenarbeiten? Das ist ja alles eine Chuzpe, meine Damen und Herren. 

Und was sagt der Herr Stadtrat zu diesen Vorgängen? In einem Pressedienst sagt er, während der Ronacher Funktionssanierung habe sie dem Wiener Publikum unter dem Titel „Ronacher Mobile“ neue Seiten des Genres Musical präsentiert. Da hat sie Prämienzahlungen gekriegt, und ihr Gehalt. Also, wenn man davon ausgeht, dass die Direktoren der Wiener Holding so 25 000 EUR im Monat kriegen, was weit über dem Doppelten des Bürgermeistergehaltes liegt, für diese Leistung! Und dann kommt: „... um schließlich im vergangenen Sommer das Haus mit der fulminanten und von Medien gefeierten Premiere von ‚The Producers’ wiederzueröffnen.“ 

Das Kontrollamt sagt im Bericht der ÖVP auf Seite 86, die Koproduktion „Frühlingserwachen“, 66 Vorstellung mit dem Düsseldorfer Kapitoltheater, wurde infolge der frühzeitigen Absetzung von „The Producers“ - also den fulminanten „Producers“, die frühzeitig abgesetzt wurden – vorverlegt, und durch die Reduzierung der Kartenpreise bis zu 40 Prozent sollen jüngere Publikumsschichten erreicht werden. Dies hat Einnahmenverkürzungen von 900 000 EUR gegenüber dem ursprünglichen Budget zur Folge. Ich glaube aber, sie sind noch höher, denn was ich gelesen habe, kann man mit diesem Familyticket von der Frau VBgmin Brauner ja die Tickets für das „Frühlingserwachen“ schon um 11 EUR kaufen. 

Und was sagt jetzt der neue Geschäftsführer, das ist ja auch eine wunderbare Aussage: „Die Wirtschaftskrise trifft uns mit ungeahnter Vehemenz.“ 

Meine Damen und Herren, das ist eine hausgemachte Krise. Die Wirtschaftskrise setzt vielleicht noch eines drauf, aber dass Sie sich jetzt auf die Wirtschaftskrise ausreden, das ist einfach lachhaft, und man braucht ja nur den eigenen Intendanten heranziehen, den Intendanten Geyer, der durchaus erfolgreich ein neues Opernhaus aufgebaut hat und bespielt. Der sagt in einem Pressedienst: „Außerdem scheint das Musical einen Lebenszyklus von seinerzeit der Operette zu haben. Die hat zwischen 1870 und 1930 einen ständigen Verfall vollzogen und war dann vorbei. Auch das Musical ist jetzt 60 Jahre alt und in vielem in einer ähnlichen Situation.“ Das Musical „Frühlingserwachen“, steht übrigens im gleichen Pressedienst drinnen, spielt pro Monat 200 000 bis 400 000 EUR Minus ein. Das heißt, der durchaus erfolgreiche Intendant Geyer sagt, das Musical ist eigentlich schon am Sterben, deswegen brauchen wir ja auch noch unbedingt endlose Investitionen. 

Ich habe es fast nicht gesehen, es ist nicht nur ein Dilettantismus bei den ganzen Ausschreibungsverfahren passiert, sondern die Entscheidung, eine weitere Musical-Bühne zu schaffen, ist überhaupt schon von gestern und entspricht nicht mehr den modernen Anforderungen. Und es ist auch nicht genug, meine Damen und Herren, Herr Stadtrat, hier eine Hochglanzbroschüre, die zu 90 Prozent aus Fotos besteht, über öde Erfolge der Vereinigten Bühnen Wien herauszugeben, und es ist nicht genug zu sagen, ich habe das nicht gewusst, oder ich bin da nicht so befasst, oder gar zu sagen, es ist, wie wir es gleich auch noch hören werden vom Herrn Woller, alles super und total in Ordnung. 

Es ist überhaupt nichts in Ordnung, meine Damen und Herren, es ist ein Musterbeispiel für Planungsdilettantismus und Privilegienstadl, und der Herr Stadtrat ist den Wienerinnen und Wienern als zuständiger Stadtrat für das verschleuderte Steuergeld verantwortlich und deswegen, meine Damen und Herren, werden wir uns diesem Misstrauensantrag anschließen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Das Wort hat Frau GRin Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Intendant Drozda, schön, dass Sie da sind! 

Wir diskutieren heute über die Vereinigten Bühnen Wien, und die ÖVP und wir von den Grünen haben zu einem ungewöhnlichen Mittel gegriffen. Zugegebenermaßen der erste Misstrauensantrag gegen den Kulturstadtrat. Aber es ist, wenn Sie so wollen, Notwehr. Festzustellen, dass es seit Mitte der 90er Jahre massive Kritik an dem Verein gibt, massive Kritik, die Sie nachlesen können, in Kontrollamtsberichten, in Rechnungshofberichten, in den verschiedensten Berichten, und festzustellen, dass auch dieses Jahr, vor ein paar Wochen wieder ein Kontrollamtsbericht auf den Tisch kommt, in dem viele der Vorwürfe wiederholt werden müssen, dann muss man agieren, dann müssen wir als Opposition agieren. Und wenn wir den Eindruck haben aus der Befragung der Vizebürgermeisterin im Kontrollausschuss, dass sie alles herunterspielt, dann muss man zu Mitteln greifen, die ungewöhnliche Mittel sind. Das haben sich die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler verdient, und das sind wir ihnen schuldig. Ich habe schon gesagt, es gibt seit 14 Jahren und wahrscheinlich schon länger massive Kritik vom Rechnungshof und Kontrollamt an den Vereinigten Bühnen, und die Vorwürfe wiederholen sich. Wenn Sie sich den Rechnungshofbericht, der im Jahr 2000/2001 veröffentlicht wurde, einmal anschauen, dann werden Sie so ein Dejà-vu-Gefühl haben. Da steht drinnen, es gibt keine ordentliche Kostenrechnung, es fehlt die Transparenz, es werden schlechte Auslastungszahlen kritisiert und in manchen Bereichen wird Geld verschwendet, statt es sinnvoll einzusetzen, und auch zu hohe Gehälter. Alle diese drei Kritikpunkte sind zentrale Kritikpunkte des aktuellen Kontrollamtsberichtes eins und darüber hinaus gibt es noch massive Kritik an den Vereinigten Bühnen im zweiten Kontrollamtsbericht zum Umbau des Ronacher. Wenn man als Opposition und in Wahrheit als jeder, der in dieser Stadt lebt, feststellt, dass es die Stadtregierung seit Jahrzehnten nicht für notwendig findet, in den Vereinigten Bühnen Wien jene Schritte zu setzen die dazu führen, dass der nächste Kontrollamtsbericht einer ist, in dem drinnen steht, wir freuen uns sehr, die Vereinigten Bühnen haben gelernt und alles wird besser, wenn das, und dieses Vertrauen nicht gegeben ist, dann muss man ungewöhnliche Schritte unternehmen. 

Derzeit gibt es bei den Vereinigten Bühnen nur einen, der im Publikum sitzt und klatscht, und das ist der Kulturstadtrat. Der sagt, es ist alles bestens, nein, es ist doch eh nicht so schlimm mit den „Producers“, die Kritiken waren ja wirklich hervorragend und das macht ja nichts, dass nur ein Teil des Ronacher überhaupt offen war, und trotzdem nur 70 Prozent da waren, nein, das macht nichts, dass ganz viele Freikarten waren und es ist auch nicht so schlimm, dass die Produktionen, die da jetzt immer wieder auch neu entwickelt werden, auch nicht funktionieren und auch „Frühlingserwachen“ offenbar leider nicht so gut funktioniert. Mich freut das nicht, hier draußen zu stehen und das sagen zu müssen. Das ist der größte Brocken des Wiener Kulturbudgets, 50 Prozent der darstellenden Kunst gehen in die Vereinigten Bühnen Wien. Und es freut mich nicht, dass es da im Musical-Bereich keine Erfolge gibt. Und ja, ich freue mich darüber, dass es sie in der Oper gibt, ich freue mich darüber. 

Sie wissen, wir haben diese Entscheidung damals für politisch falsch gehalten, und ich halte die Entscheidung, diese drei Häuser so zu führen, immer noch für falsch, aber es freut mich, dass die Oper gut funktioniert, und ich habe dort schon tolle Produktionen gesehen.

Im Musical-Bereich gibt es aber gröbere Probleme. Und wenn Sie so ein bisschen in die Vereinigten Bühnen Wien hineinhorchen und vielleicht mit dem einen oder anderen, der sich dort besser auskennt, reden, dann gibt es dort auch ganz viele Dinge, die einfach nicht sein dürfen. Darf das sein, dass der Generalintendant Häußler 23 Monatsgehälter bekommt und gleichzeitig Mitarbeiter, kleine Mitarbeiter ausgequetscht werden? Darf es sein, dass kleine Mitarbeiter von einem ohnedies schon schlecht bezahlten Vertrag auf einen noch schlechter bezahlten Vertrag reduziert werden, weil man sparen muss? Nichts gegen Sparen, aber dann bitte bei den Richtigen anfangen und dort, wo es was zu holen gibt. 

Es ist schon interessant, dass das Kontrollamt in dieser Deutlichkeit – wo wir doch alle, sagen wir einmal, die Höflichkeit des Kontrollamtes in der Formulierung von Berichten kennen – sagt, dass im Bereich der Gehälter vieles zu hoch angesetzt ist. 

Kann es sein und kann uns das als Mitgliedern dieses Gemeinderates und Landtages egal sein, dass es so ist, dass dort Personen 90 Prozent über dem Durchschnitt der Wien Holding verdienen? Ich habe nichts gegen leistungsbezogenes Entgelt, ich habe nicht grundsätzlich ein Problem damit, außer wenn es überzogen ist und wenn es vor allem zu einer Situation kommt, in der das Unternehmen ein Problem hat. Ich habe gehört und den Medien entnommen, dass den Vereinigten Bühnen Wien dieses Jahr 6 Millionen EUR – 6 Millionen EUR; überlegen Sie sich ganz kurz, was man damit alles machen könnte; mit 6 Millionen EUR könnte man die Fußballplatzprobleme vom Herrn Kenesei lösen, man könnte ganz viele Musikschulplätze machen und so weiter und sofort – in ihrem Budget fehlen werden. 6 Millionen EUR! Das ist verdammt viel Geld. Und dass bei diesem verdammt vielen Geld, das da offensichtlich fehlt, dann gleichzeitig die Manager, die diese Löcher zu verantworten haben, Prämien ausbezahlt bekommen, noch mehr Prämien ausbezahlt bekommen, noch bessere Betriebspensionen bekommen, das kann doch nicht sein.

Wir diskutieren seit Monaten anhand der Finanzkrise, was die Gier an der Wallstreet mit unserem System gemacht hat, und selbst dort wird jetzt verstanden, dass man etwas an dem leistungsbezogenen Entgelt der Wallstreet-Manager ändern muss. In den Vereinigten Bühnen ist dieses Verständnis offenbar noch nicht angekommen.

Wir glauben, dass die Vereinigten Bühnen und die Art und Weise, wie sie gemanagt wurden, ein echtes Problem für den Steuerzahler und die Steuerzahlerin darstellen und ein echtes Problem für die Kulturpolitik. Und der Kulturstadtrat ist dafür verantwortlich, auch wenn er heute in der Fragestunde mehrmals so getan hat, als wäre das nicht seine feine Art, sich da einzumischen, denn man will sich ja nicht einmischen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es gibt Situationen in der Kulturpolitik, wo man sich einmischen muss. Nicht künstlerisch, nicht bei der Frage, welches Musical jetzt im Detail gespielt wird, nein, natürlich nicht. Aber bei der Frage der wirtschaftlichen Gebarung hat der Kulturstadtrat die Pflicht, sich einzumischen. Die Pflicht! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es kann nicht sein, dass eine Finanzierungsentscheidung auf Basis einer einzeiligen E-Mail gefasst wird. Sehr geehrte Damen und Herren, das ist an Dilettantismus überhaupt nicht mehr zu übertreffen. Kein Häuselbauer trifft die Entscheidung, welchen Kredit er für sein Haus nimmt, auf der Basis einer E-Mail mit einer Zeile. Oder wenn er es tut, dann muss man ihn leider wegen Dummheit vor sich selbst schützen. Die Vereinigten Bühnen Wien können locker-flockig 47 Millionen EUR auf Basis einer E-Mail ausgeben. 

Das kann doch nicht sein, dass diese Vorgangsweise, dass diese Unprofessionalität, und das seit Jahrzehnten, einfach so ohne jede Konsequenz weitergeführt wird. Ich habe Vertrauen in den Herrn Drozda, das habe ich schon mehrmals öffentlich gesagt, ich glaube, er ist sehr fähig, aber er kann sich dieser Kritik auch nicht entziehen, und er kann sich vor allem nicht der Kritik entziehen, dass er vorzeitig die Verträge für Frau Zechner und Herrn Geyer ohne Ausschreibung verlängert hat. 

Dieses Problem ist unser Problem. Es ist unser gemeinsames Problem, und wir werden es lösen müssen. Jetzt zur Tagesordnung überzugehen und zu sagen, es ist eh nicht alles so schlimm, und zu hoffen, dass alles besser wird, und dann am Ende zu sagen, na ja, leider, die Krise, das ist nicht genug. 

Die Vorwürfe im Kontrollamtsbericht sind sehr ernst zu nehmen, und sie sind auch sehr massiv, auch was den Umbau betrifft. Kollege Ebinger hat schon eine ganze Menge konkrete Details daraus zitiert, die einen sehr nachdenklich stimmen; nicht nur nachdenklich über das System SPÖ. Ich erinnere nur an die im Kontrollamtsbericht als HL-GmbH oder Lechner-GmbH umschriebene Controlling-Firma, die nicht in der Lage ist, ihre eigenen Honorare ordnungsgemäß abzurechnen. Was ist das für eine Controlling-Firma, die im Übrigen in der Stadt Wien in sehr, sehr vielen Bauunternehmungen offensichtlich beschäftigt wird? Ich würde der Stadtregierung dringend raten zu überdenken, ob diese GmbH die richtige ist, um Controlling bei Bauprojekten der Stadt Wien zu machen.

Dass das Ronacher jetzt einen sehr schönen Schnürboden hat, davon habe ich mich persönlich überzeugen können – ich kann Ihnen versichern, tiptop, eins A, da kann man sicher tolle Musicals spielen –, dass die Holzfenster leider weiterhin nicht saniert sind, ist aber auch bedauerlich. Und mindesten so bedauerlich ist es deshalb, weil man, wie wir jetzt feststellen, unter Umständen diesen Schnürboden gar nicht braucht, denn das, was derzeit im Ronacher gespielt wird, sind wiederum Einmietungen. Das ist nicht die große kreative Meisterleistung, ist nicht der große kreative Wurf, der uns versprochen wurde. Man braucht doch so viel Steuergeld, weil wir uns das alles hier selbst überlegen, weil wir das alles selbst entwickeln. Ja, aber das tun wir nicht, und das ist ein Problem.

Es gibt eine ganze Menge von kleinen Details, die besonders weh tun und die ich besonders frech finde. Dazu gehört auch die Tatsache, dass es die Intendantin Zechner bei einem sicher nicht schlechten Monatsgehalt notwendig gefunden hat, sich eine Kinderzulage zu genehmigen, die in der Betriebsvereinbarung für die kleinen Mitarbeiter vorgesehen ist. Ich halte das für symptomatisch für die Art und Weise, wie in den Vereinigten Bühnen Wien offensichtlich das Geld, das Steuerzahlergeld, als das eigene Geld gesehen wird und es offensichtlich auch niemanden gibt – außer dem Kontrollamt –, der daraufschaut, dass die Dinge verhältnismäßig bleiben, dass die Gagen verhältnismäßig bleiben, nämlich auch die kleineren, sozusagen weniger gut bezahlten Jobs verhältnismäßig zu den besser bezahlten Jobs. 

Und das Argument, man müsse sich nun mal in der Liga der Salzburger Festspiele messen, kann ich nur damit beantworten, dass man dann die Liga der Salzburger Festspiele auch künstlerisch einmal erreichen müsste, dann können wir gerne darüber sprechen. Aber derzeit ist das im Musical-Bereich sicher nicht der Fall.

Für uns gibt es daher nur den Weg, der Stadtregierung ganz deutlich die Rute ins Fenster zu stellen, und das ist auch der Grund für diesen Misstrauensantrag, mit dem wir sagen: Lieber Herr Stadtrat, Sie nehmen Ihre Kontrollpflichten nicht ernst genug und haben diese auch in den letzten Monaten und Jahren offensichtlich nicht ernst genug genommen. Wir glauben, das muss sich ändern, und das soll ein ganz, ganz klares Signal sein. Wir laden auch die Fraktion der SPÖ herzlich ein, diesem Misstrauensantrag zuzustimmen, möglicherweise ändert sich ja dann doch etwas.

Darüber hinaus gibt es aber natürlich noch eine ganze Reihe von anderen Dingen, von denen wir uns erwarten, dass sie in den nächsten Monaten und Jahren anders werden. 

Wir erwarten uns mehr Transparenz von den Vereinigten Bühnen Wien. Unter anderem bringen wir deshalb einen Beschlussantrag ein, der dafür Sorge tragen soll, dass der Kulturausschuss entsprechend informiert wird über die Gebarung der Vereinigten Bühnen.

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert, zu veranlassen, dass die Vereinigten Bühnen Wien ab sofort hinsichtlich aller ihrer Geschäftsfälle dem Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft vierteljährlich einen schriftlichen Bericht zur wirtschaftlichen Lage, zur künstlerischen Arbeit und zukünftigen Planung vorzulegen und diesen mit den Mitgliedern des Ausschusses zu diskutieren haben.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn es dem Herrn Stadtrat offensichtlich nicht gelingt, die Vereinigten Bühnen alleine zu kontrollieren, dann werden wir ihm sehr gerne dabei helfen. Wir hoffen, dass dieser Antrag eine Mehrheit findet. Dann werden wir von der Opposition und von den GRÜNEN dafür Sorge tragen, dass im Ausschuss selbst die notwendige Kontrolle stattfinden kann.

Die Vereinigten Bühnen dürfen nicht länger das Sorgenkind der Wiener Kulturpolitik bleiben. Es ist nicht verwunderlich, dass ganz viele Menschen in dieser Stadt uns alle hier häufig darauf ansprechen, und zwar in einem negativen Zusammenhang. Das können wir uns nicht leisten. Angesichts der hohen Subventionen muss sich dort etwas ändern. Der Herr Stadtrat ist dafür zuständig, und entweder er ändert etwas oder er tritt zurück. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dr Wolf. Bitte sehr.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Um der Formalität Genüge zu tun, signalisiere ich die Zustimmung zum vorliegenden Poststück. Wir sind für die Subvention des Ensembletheaters, weil wir glauben, dass das eine richtige und wichtige Entscheidung ist und das Ensembletheater in dieser Höhe, wie vorgesehen, subventioniert werden soll.

Ich nehme aber natürlich zu all dem, was schon gesagt wurde, Stellung, zu den Kontrollamtsberichten – einer über Antrag der ÖVP, einer über Antrag der FPÖ –, die gemeinsam gravierende Mängel, Misswirtschaft, Verschwendung, Rechtswidrigkeiten, mangelnde Kontrolle, massive Strukturprobleme, mangelnde Transparenz, die Verschwendung von Steuermitteln, den Verstoß gegen das Bundesvergabegesetz und zu guter Letzt die Sanierung der Sanierung erhoben haben. 

Diese Kontrollamtsberichte stellen gravierende Missstände fest. Das ist nicht zu akzeptieren, vor allem kann man nicht zur Tagesordnung übergehen. Denn was war die Reaktion jener, die verantwortlich sind dafür? Renate Brauner hat im Kontrollausschuss versucht, die Angelegenheit auszusitzen, im wahrsten Sinn des Wortes, und im Übrigen darauf verwiesen, dass sie nicht verantwortlich sei für die Verträge, die der vormalige Generaldirektor bekommen hat. Ernst Woller, der Kultursprecher der Mehrheitsfraktion, lobt die künstlerischen Leistungen des Theaters an der Wien und stellt im Übrigen lakonisch fest, das Ronacher braucht Zeit. Mehr ist ihm dazu nicht eingefallen. Und Andreas Mailath-Pokorny schweigt und – wir haben es heute in der Fragestunde erlebt – versucht, sich als nicht informiert, nicht wirklich verantwortlich darzustellen. 

Offenbar soll wieder das passieren, was in anderen Fällen passiert: Die politische Verantwortung soll verdunsten. Wir haben das erlebt am Prater-Vorplatz. Grete Laska hat dort die Verantwortung zu tragen für 60 Millionen, die irgendwo unterwegs nicht zweckgemäß und nicht sinnstiftend investiert wurden. Sie hat auch – wir wissen das alles – das Debakel rund um die EURO, die Fußball-Europameisterschaft, zu verantworten, und sie hat auch das Debakel im Hanappi-Stadion, das noch immer nicht abgerechnet ist, zu verantworten. Und dann hat sie beschlossen, Ganztagesoma zu werden, und so soll die politische Verantwortung verdunsten. So wird das nicht gehen. (Beifall bei der ÖVP.) Und wenn sie früher beschlossen hätte, Ganztagesoma zu werden, hätten sich die Wienerinnen und Wiener viel Geld erspart. (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.)

Seit Jahren – und das ist das Ärgerliche – halten Kontrollamt und Rechnungshof gravierende Mängel bei den Vereinigten Bühnen Wiens fest. Die Reaktion des Stadtrates: Keine. Er lässt die Dinge laufen und erfüllt vor allem seine Verpflichtung nicht, die sparsame und wirtschaftliche Verwendung öffentlicher Gelder sicherzustellen. Das wäre seine Aufgabe. 

Dieser Kontrollamtsbericht erfordert Konsequenzen. Immerhin beziehen die Vereinigten Bühnen Wien heuer zirka 37 Millionen EUR, in den vergangenen Jahren zirka 40 Millionen EUR, also in jenen Jahren, mit denen sich das Kontrollamt beschäftigt hat. Das sind 50 Prozent der Subventionen für Theater, Musiktheater und Tanz. 

Und was geschieht mit dem Geld, mit dem Steuerzahlergeld? Die Intendanten bekommen Prämien, die nicht im Dienstvertrag stehen. Der Generaldirektor bekommt neun Monatsgehälter Prämien ohne vertraglich fixierte Kriterien. Das heißt, Kriterien, wonach das bezahlt werden soll, gibt es nicht, sehr wohl aber Bares auf die Hand. Die Musical-Intendantin bekommt Prämien, die selbst für das Kontrollamt nicht nachvollziehbar sind. Sie hat einen Dienstwagen und bekommt Fahrtenersatz bezahlt. Sie verrechnet falsche Sachbezüge, oder es wurden, um es vielleicht juristisch korrekter zu sagen, falsche Sachbezüge verrechnet. Es gibt falsche Kilometergeldabrechnungen. Es gibt falsche Zuseherzahlen, was die Auslastung schönschminken soll. Dann werden die Gehälter um 7,7 Prozent angehoben und liegen damit – das wurde schon gesagt – weit über den Bezügen der übrigen Geschäftsführer der Holding-Betriebe. Warum das alles so ist, wird niemand erklären können. Erfolg kann es nicht gewesen sein. (Beifall bei der ÖVP.)

Das Theater an der Wien – das wird Ernst Woller sicher dann gleich sagen – macht ganz tolle Kunst. Jawohl. Jawohl, es gibt dort tolle Aufführungen, und es gibt toll viel Geld für diese Aufführungen. Pro verkaufter Karte legt die Stadt Wien 213 EUR drauf. Das ist mehr als der Heizkostenzuschuss, den man in Wien beziehen kann. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir diskutieren aber hier nicht über den Geschmack des Herrn Woller, den künstlerischen Geschmack des Herrn Stadtrates, über das, was sich Marie Ringler vorstellt unter Kunst und Kultur oder was ich mir vorstelle, sondern wir diskutieren um Kritik des Kontrollamtes, um Kritik des Rechnungshofes, die endlich Konsequenzen haben muss. (Beifall bei der ÖVP.)

Bei den Festivals im Theater an der Wien, so hat das Kontrollamt festgestellt, decken die Kartenerlöse nicht einmal die Honorare für die KünstlerInnen. Über die Musical-Krise wurde schon viel gesagt, und dass dort jetzt nach Ankündigung des Intendanten Drozda, den ich gleichfalls herzlich begrüße, sogar Arbeitsplatzverlust zu erwarten ist, sagt auch einiges über die Gestionierung der Vereinigten Bühnen Wien. 

Sie legen dem Gemeinderat auch Budgets vor, die überhaupt nicht gelten. Der Gemeinderat beschließt Budgets, und die Vereinigten Bühnen Wien arbeiten nach anderen Budgets. Selbstherrliche Umbuchungen, keine ausreichende Kostenrechnung, keine Dokumentation über die Leistungen von Konsulenten, die aber sehr viel Geld pro Monat bezogen haben, keine korrekten Tantiemenverrechnungen durch ausländische Partner, die Erlöse, die die Vereinigten Bühnen Wien lukrieren, werden im Subventionsantrag nicht ausgewiesen. Ein finanzielles Chaos! Und der Stadtrat schweigt und zahlt – allerdings mit unserem Geld. (Beifall bei der ÖVP.)

Er hätte die Möglichkeit einzugreifen. Bei der Teilprivatisierung der Vereinigten Bühnen Wien 1989 wurde im Syndikatsvertrag ein Mitspracherecht bei wesentlichen künstlerischen und wirtschaftlichen Entscheidungen durch die Gemeinde Wien vertraglich fixiert. Warum handelt der Stadtrat nicht? Warum dürfen die Vereinigten Bühnen tun, was sie wollen? Fragen, die einer Antwort bedürfen. Schweigen, sich wegducken und über anderes reden, wird nicht funktionieren. 

Über die Funktionssanierung des Ronacher wurde bereits gesprochen. Das Ergebnis ist, dass die Sanierung saniert werden muss. Die Umbaukosten wurden schon vor Baubeginn überschritten, die Angebotsmöglichkeiten unterblieben, Mängel blieben, die Finanzierung des Umbaues wurde – es wurde schon gesagt – mit einzeiliger E-Mail angeboten und genehmigt, der Aufsichtsrat wird über die Finanzierungsangebote nicht ausreichend informiert. Alles gravierende Mängel, die nach Konsequenzen verlangen. 

Interessant in dem Zusammenhang ist, dass der Vertreter des Kulturamtes 2007 aus dem Aufsichtsrat ausgeschieden ist und seither nicht ersetzt wurde. Interessiert sich der Stadtrat nicht für das, was in jenem Betrieb passiert, den er mit jährlich zirka 40 Millionen EUR unterstützt hat? 

Weitere unglaubliche Details aus dem Kontrollamtsbericht wird mein Kollege Bernhard Dworak noch hier darlegen. 

Es geht um Konsequenzen, es geht darum, dass endlich aufgeräumt wird in diesem schlecht gemanagten Theaterimperium. Es geht darum, dass Schluss sein muss mit den Dingen, die wir dargestellt haben. Und was ist die Konsequenz, die gezogen wurde bis jetzt? Es wurden die Intendantenverträge vorzeitig verlängert, vor der Zeit verlängert, auf drei Jahre verlängert, ohne jegliche Notwendigkeit und vor allem zu einem Zeitpunkt, als das Desaster bereits bekannt war. Im Kontrollausschuss hat der geschäftsführende Direktor Drozda dazu gemeint, er hat die Verträge verlängert, weil sonst die Gefahr bestanden hätte, dass die Intendanten andere Jobs annehmen. Ich sage dazu: Allerweil, sie hätten es getan! (Beifall bei der ÖVP.)
Andreas Mailath-Pokorny begrüßt die Verlängerung der Verträge in einer Aussendung wegen der Erfolge von Ronacher Mobile sowie der fulminanten und von den Medien gefeierten Premiere von „The Producers". Das ist ungefähr genau in der gleichen Kategorie wie heute sein Auftritt mit der „Süddeutschen Zeitung", dass sogar diese Zeitung über „The Producers" geschrieben hat: „Wenn das das Kriterium ist für die Investition von 37 beziehungsweise 40 Millionen EUR, dann bemitleide ich unsere Kulturpolitik." (Beifall bei der ÖVP.)

Diese über Nacht verlängerten Verträge wurden ohne Ausschreibung verlängert. Es fragt sich, ob hier nicht ein Verstoß gegen das Ausschreibungsgesetz vorliegt, und man kann nur verlangen, dass diese Ausschreibung nachgeholt wird und die Verträge rückabgewickelt werden, dass man zurück an den Start geht und den Versuch unternimmt, die Verträge nach Ausschreibung mit den bestgeeigneten Kandidaten zu besetzen. Möglicherweise ist ein Intendant dann der bestgeeignete, aber es kann nicht sein, dass derartige Dinge in Nacht- und Nebelaktionen gemacht werden. Es ist auch die Frage, ob all jene Vertragskriterien eingearbeitet wurden, die dem Kontrollamt versprochen wurden. Das werden wir noch sehr genau überprüfen. 

Missmanagement, fragwürdige finanzielle Gestionierungen, Rechtswidrigkeiten, Verschwendung von öffentlichen Mitteln, keine Transparenz, mangelnde Kontrolle – das alles führt meine Kollegin Marie Ringler, meinen Kollegen Marco Schreuder, Bernhard Dworak und mich dazu, einen formellen Misstrauensantrag gegen Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny einzubringen. Die Begründung habe ich dargelegt. Es geht darum, dass der Wiener Gemeinderat durch ausdrückliche Entschließung dem amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft Dr Andreas Mailath-Pokorny das Vertrauen versagen möge. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich kann Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren und auch einzelne Mitglieder der Mehrheitsfraktion, nur einladen, diesen Misstrauensantrag zu unterstützen, mit uns zu stimmen. Die Wiener Kulturpolitik verdient Besserung. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Eigentlich wäre es naheliegend, wenn wir heute hier in der Kulturdebatte des Wiener Gemeinderates über einen der größten Erfolge der österreichischen Filmgeschichte sprechen würden, über den Erfolg des österreichischen Films bei den Filmfestspielen in Cannes, wo erstmals ein österreichischer Film mit der Goldenen Palme ausgezeichnet worden ist. Es ist ein Film, der mit Mitteln des Wiener Filmsfonds koproduziert wurde, und das ist nicht das Ergebnis eines Zufalls, sondern einer langfristigen Förderung dieses Künstlers und des österreichischen Films. Also eigentlich wäre es angebracht, über diesen Erfolg zu sprechen bei der heutigen Kulturdebatte. Eigentlich. 

Tatsächlich diskutieren wir heute hier einen Misstrauensantrag gegen jenen Stadtrat, der unter anderem für diesen Filmerfolg verantwortlich ist (Heftiger Widerspruch bei der ÖVP und auch GRin Mag Marie Ringler winkt ab.) und der alles getan hat in den letzten Jahren, um den Film verstärkt zu unterstützen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Manchmal glaube ich, ich bin im falschen Film. (Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP.) Stellen Sie sich folgenden Filmschnitt vor: Da ist der oberste Repräsentant der Kultur- und Filmstadt Wien in Cannes bei der Uraufführung jenes Films, der wenige Tage später mit der Goldenen Palme ausgezeichnet wird, während zwei wenig bedeutende und wenig bekannte Kulturpolitiker in Wien sich in einem Kaffeehaus zusammensetzen und einen Misstrauensantrag gegen genau jenen Repräsentanten der Stadt Wien ankündigen. Ich bin im falschen Film, und ich glaube, dass die Opposition sich das heute noch einmal überlegen hätte können, ob das der passende Zeitpunkt ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Auch wenn Sie es nicht gerne hören: Dieser Stadtrat, den Sie heute abwählen wollen, ist der Verantwortliche für die Erfolgsgeschichte des Films und vieler anderer erfolgreicher Projekte in der Wiener Kulturpolitik. Er ist verantwortlich für die höchste regionale Filmförderung, die es in Europa gibt, er ist verantwortlich dafür, dass diese höchste Filmförderung der Stadt Wien um 4,5 Millionen EUR erhöht worden ist, er ist verantwortlich dafür, dass es einen neuen Fernsehfilmfonds geben wird, und er ist verantwortlich dafür, dass es eine neue Film Commission gibt, die unter anderem noch bessere Produktionsbedingungen für den österreichischen Film bringen wird. 

Sie haben nichts anderes zu tun, als genau zu diesem Zeitpunkt gegen diesen Kulturstadtrat einen Misstrauensantrag zu stellen. Sehr geehrte Damen und Herren, das ist einfach nicht nachvollziehbar, das ist einfach absurd (GR Mag Wolfgang Jung: Das haben Sie bei der Laska auch gesagt! Das ist ein Skandal!), und es ist einfach nur erklärbar durch den beginnenden Wahlkampf, den die FPÖ vom Zaun gebrochen hat und woran sich jetzt die ÖVP und die Grünen beteiligen. Nichts anderes ist die Ursache für diesen politischen Schachzug der beiden Oppositionsparteien. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist tatsächlich einzigartig, wenn die grüne Kultursprecherin sagt, das ist ein ungewöhnlicher Schritt. (GR Mag Wolfgang Jung: Sind Sie gegen das Kontrollamt?) Das ist tatsächlich ein ungewöhnlicher Schritt. Dass zwei Parteien gemeinsam einen Misstrauensantrag einbringen, ist nur erklärbar als Vorausleistung für eine geplante Koalition von ÖVP und Grünen in dieser Stadt. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei ÖVP und GRÜNEN.) Und wenn die FPÖ heute hier sagt, sie wird das unterstützen, dann können wir schon sehen, wir haben sehr klare Verhältnisse: Hier gibt es eine erfolgreiche Wiener Stadtregierung und insbesondere einen erfolgreichen Wiener Kulturstadtrat, auf der anderen Seite gibt es drei Oppositionsparteien, die einen Wahlkampf wollen. Sie sind aber die Einzigen, die diesen Wahlkampf wollen. Glauben Sie mir, die Wienerinnen und Wiener wollen diesen Wahlkampf nicht, die wollen nächstes Jahr wählen. Die Wienerinnen und Wiener fühlen sich belästigt von Ihren Wahlkampfaktivitäten. Und wir wollen diesen Wahlkampf auch nicht (GR Mag Wolfgang Jung: Das glaube ich, dass Sie den nicht wollen!), denn wir führen nicht Wahlkampf, sondern wir arbeiten für diese Stadt. Wir arbeiten für diese Stadt, und wir arbeiten für die Kultur in dieser Stadt. Und daher können wir da in Wirklichkeit nicht mitgehen. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist auch sachlich nicht nachvollziehbar. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Oh ja! Sachlich schon!) Dieser Misstrauensantrag ist sachlich nicht nachvollziehbar. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Es fehlen Millionen!) Die Kontrollamtsberichte werden von uns sehr ernst genommen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wie?) Wir haben tatsächliche viele Konsequenzen gezogen, und wenn Sie alle Teile des Kontrollamtsberichtes lesen würden, dann würden Sie auch sehen, dass in unzähligen Passagen vermerkt ist, dass die Vorschläge aufgegriffen und umgesetzt werden. Das Kontrollamt hat das in seinem Bericht auch anerkannt, und es ist daher besonders absurd, dass gerade jener Kulturstadtrat zum Rücktritt aufgefordert wird, der auf Grund dieser Kontrollamtsberichte bereits in den letzten Jahren Veränderungen durchgesetzt und eine strukturelle und personelle Erneuerung dieses Bereiches eingeleitet hat. 

Der Reformkurs läuft in vielen Bereichen voll. Die Zusammenführung der drei Häuser ist auf sehr gutem Weg, und die neue Geschäftsführung hat bewiesen, dass sie nicht nur neu ist, sondern dass sie auch einen neuen Weg geht: mehr Transparenz, mehr Kostenwahrheit, mehr Gesprächskultur, eine andere Informationspolitik. Der neue Geschäftsführer ist jetzt nicht einmal ein Jahr im Amt, und nach dem, was in diesem einem Jahr schon an positiven Veränderungen passiert ist, muss man einfach sagen, wir müssen dieser neuen Geschäftsführung auch das Vertrauen geben. Wir haben das Vertrauen, und wir werden dieser neuen Geschäftsführung auch die Zeit geben, alles umzusetzen. Es gibt ein neues Leitbild, es gibt Geschäftsberichte, es gibt Auslastungszahlen, es gibt klare Informationen über die Budgetsituation. Der Geschäftsführer war auf Einladung von StR Mailath-Pokorny und von mir als Ausschussvorsitzendem bei uns bei den Kultursprechern. Wir haben hier Diskussionen geführt.

Es nützt nichts, wenn die grüne Kultursprecherin und der schwarze Kultursprecher sagen, ja, wir haben Vertrauen in ihn, aber dann sagen sie, jetzt tauschen wir den Stadtrat aus. Das ist einfach so absurd und so lächerlich und als Wahlkampfaktivität zu verstehen, dass wir einfach sagen müssen: Da hätte es bessere Aktionen gegeben, die Sie vielleicht setzen hätten können. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Na, welche denn?) 

Der Misstrauensantrag ist auch nicht nachvollziehbar, weil es eine sehr ausführliche und sachliche Diskussion dieses Kontrollamtsberichtes im Kontrollausschuss gegeben hat. Da war der Geschäftsführer da, da waren die Beamten da, da waren die Stadträte da. Dort hat es die Diskussion gegeben. Wenn heute dieser Kontrollamtsbericht, der im Kontrollausschuss bereits abgehandelt ist, wieder in den Gemeinderat gebracht wird, dann ist das der Versuch, politisches Kleingeld zu wechseln, und dann ist es der Versuch, eine Koalition zu konstruieren gegen die Wiener Sozialdemokratie. Das ist Ihr politisches Recht, aber man muss zumindest aussprechen, was ist. Es ist der Versuch, eine Koalition zu konstruieren zwischen ÖVP und Grünen, und wenn die FPÖ heute hier unterstützt, dann ist das ein klares Zeichen, wie es weitergehen wird. Und wenn man hört, dass der ÖVP-Obmann in Wien sagt, für ihn ist selbstverständlich die FPÖ als Koalitionspartner nicht tabu, sondern das ist absolut eine Möglichkeit, dann muss man sagen: Hier haben wir klare Verhältnisse, und wir werden uns dieser klaren Auseinandersetzung stellen. Nicht heuer, sondern nächstes Jahr, denn wir werden jetzt arbeiten, wir werden jetzt nicht Wahlkampf führen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun, der Misstrauensantrag ist auch nicht nachvollziehbar, weil die Kulturpolitik in Wien und vor allem die Kulturfinanzierung weltweit einzigartig ist. Wir haben das oft diskutiert. Die ganze Welt schaut nach Wien und schaut, wie wir das machen. Wir sind die einzige Gebietskörperschaft, die laufend steigende Kulturbudgets hat, die laufend neue Projekte umsetzt, und es ist auch einzigartig, dass wir ein neues Opernhaus geschaffen haben. 

Und wenn sich heute hier die grüne Kultursprecherin und der Kultursprecher der ÖVP herstellen und sagen, das ist ja großartig, was im Theater an der Wien geschieht, dann möchte ich Sie daran erinnern, dass Sie heftig dagegen protestiert haben zu dem Zeitpunkt, als wir das hier beschlossen haben. Sie haben immer nur gesagt, diese Umstrukturierung ist ein Fehler, es ist ein Fehler, das Theater an der Wien in ein Opernhaus umzuwidmen. Jetzt sagen Sie, das ist alles okay. Nach wenigen Jahren haben Sie ihre Meinung völlig geändert. Also Sie können uns glauben, wir glauben nicht das, was Sie sagen, denn wenn wir jedes Mal das machen würden, was Sie uns vorschlagen, dann würden das lauter Fehlentscheidungen sein. 

Wir haben ein großartiges neues Opernhaus im Theater an der Wien geschaffen. Wir haben es geschafft, dieses Haus innerhalb von kürzester Zeit zu profilieren, und zwar nicht als zusätzliches, nicht als drittes Opernhaus, sondern eigentlich, was die Qualität und die öffentliche Beachtung betrifft, als erstes Opernhaus in dieser Stadt. 

Und wenn Sie sagen, wir sollen uns dem Wettbewerb mit Salzburg stellen. Ja, den Wettbewerb haben wir letztes Jahr mit dem Opernhaus im Theater an der Wien schon gewonnen. Denn unter uns gesagt: Lesen Sie keine Zeitungen oder gehen Sie nicht ins Theater? Also im Theater sehe ich Sie nie, aber vielleicht gehen Sie nur hin, wenn ich gerade nicht dort bin. Ich bin immer dort, aber vielleicht gehen Sie gerade nicht zur Premiere. Okay, das kann sein. Aber unter uns, Sie könnten zumindest Zeitungen lesen, da ist nämlich zu lesen, dass von den fünf besten Opernaufführungen des Jahres 2008 keine bei den Salzburger Festspielen zu finden war, sondern dreimal im Theater an der Wien. Dieses Match haben wir schon gewonnen, und wir sind hier auf einem sehr, sehr guten Weg. 

Berlin kommt zu uns, lädt den Intendanten Geyer und den Kulturstadtrat ein, um in Berlin zu erläutern, wie wir in Wien das schaffen, ein neues Opernhaus zu gründen, und wie wir es schaffen, dafür auch die zusätzlichen finanziellen Mittel aufzutreiben. Ja, die ganze Welt diskutiert, wie man Opernhäuser schließt, wir haben ein Opernhaus neu eröffnet: mit größtem Erfolg bei der Kritik, mit größtem Erfolg beim Publikum. Wir haben die Abonnementzahlen verdreifacht. Das Haus hat ein großartiges Profil. Es ist das erste Opernhaus in dieser Stadt, und wir brauchen überhaupt keinen Vergleich zu scheuen. 

Das klassische Musical im Raimund Theater läuft nach wie vor gut. Man sagt, das Musical geht nicht. „Rebecca" hatte 507 000 Besucherinnen und Besucher, eine Auslastung von 92 Prozent und geht nächstes Jahr als Eigenproduktion der Vereinigten Bühnen Wien an den Broadway. Sie reden von Flops im Musical-Bereich? Also solche Flops hätten wir gerne. Über 500 000 Besucher, über 90 Prozent Auslastung, und dann geht unsere Produktionen an den Broadway. Solche Flops wollen wir in Zukunft auch weiter produzieren. 
Die Vereinigten Bühnen Wien sind am Musical-Sektor einer der Topplayer weltweit. Wir haben jedes Jahr nach wie vor 500 000 Besucher beim Musical in Wien. Wir haben 1 Million Besucherinnen und Besucher von Musical-Produktionen der Vereinigten Bühnen Wien im Ausland. Die werden derzeit in zwölf Ländern gezeigt, und das auf höchstem künstlerischen Niveau. Die Vereinigten Bühnen Wien spielen Musicals mit eigenem hochqualitativen Orchester in zwei denkmalgeschützten Häusern und mit Anstellung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir machen es nicht so wie andere, die Musical irgendwo auf der grünen Wiese mit Leihpersonal produzieren, sondern wir arbeiten mit angestelltem Personal und sichern daher bei den Vereinigten Bühnen Wien auch über 700 Arbeitsplätze, hochqualitative Arbeitsplätze im künstlerischen und technischen Bereich. 

Die Vereinigten Bühnen Wien sind Musiktheaterproduzent auf höchstem Niveau, und sie machen das jetzt in drei Häusern, in einem Opernhaus und zwei Musical-Häusern. Und wenn über Geld gesprochen wird: Natürlich kostet das viel Geld – das ist gar keine Frage, das haben wir auch gesagt –, man muss aber schon erwähnen, dass die Vereinigten Bühnen Wien zwei Jahre lang 40 Millionen EUR Förderung hatten, heuer 37,3 Millionen EUR Förderung haben. Und wenn es jetzt, manchmal auch entbehrliche, Zurufe über Zeitungen von früheren Intendanten gibt, die uns jetzt sagen, wie gut das alles vor 20 Jahren war, so kann ich mich gut – ich bin der Einzige, der schon 1990 hier im Gemeinderat war – an die Debatten über die Vereinigten Bühnen Wien Anfang der 90er Jahre erinnern. Die Vereinigten Bühnen Wien hatten damals mit zwei Musical-Häusern unter der Intendanz von Peter Weck 33 Millionen EUR Förderung bereits im Jahr 1990 und auch 33 Millionen EUR Förderung im Jahr 1992. 

Nun, auf diesen Zuruf können wir jetzt gerne verzichten, ohne dass wir hier irgendwas schmälern wollen an Leistungen, aber so billig war das damals auch nicht. Wir produzieren derzeit in drei Häusern mit 37,3 Millionen EUR, also nicht nur in zwei Musicalhäusern, sondern auch in einem Opernhaus, und ein Opernhaus ist einfach teuerer als Musical. Das kann jeder, der sich ein bisserl auskennt, gerne nachvollziehen. 

Die Umstrukturierung der Vereinigten Bühnen Wien ist damit ein Teil des Erfolges der Kulturstadt Wien, ist ein Teil des Erfolges der Tourismusstadt Wien und insbesondere auch ein Teil der Stadt Wien, die die Stadt mit der höchsten Lebensqualität weltweit ist. 

Nun, die Verträge der Intendanten wurden deshalb verlängert, weil es einfach im Musiktheater längere Vorlaufzeiten gibt als beispielsweise im Wiener Hafen oder wo immer anders Intendanten eingesetzt werden. Man kann hier auch nicht Äpfel mit Birnen vergleichen. Intendanten in Musik-Business kann man nur mit Intendanten im Musik-Business vergleichen. Da sind wir auf der gleichen Höhe, das stimmt. Aber unter uns gesagt, wir leisten auch zumindest das Gleiche im Opernbereich wie beispielsweise bei den Salzburger Festspielen. Daher ist es logisch, dass auch die Intendantengehälter in derselben Größenordnung liegen. 

Es war verantwortungsbewusst von der neuen Geschäftsleitung, diese Verträge jetzt zu verlängern, denn wer weiß, wie lange im Voraus Opernverträge abgeschlossen werden müssen, der weiß auch, dass eine Intendanz, die bis 2013 geht, eher die Untergrenze und nicht die Obergrenze dessen ist, was sein muss. 

Aber insgesamt ist es ja eher gefährlich, was uns überhaupt vorgeschlagen wird. Wenn Herr GR Wolf uns vorschlägt, wir sollen beispielsweise eine gemeinsame Trägergesellschaft für die Wiener Symphoniker und das Radio-Symphonieorchester bilden, dann muss man ganz ehrlich sagen, das hat einzig und allein einen Nutzen gehabt: Dass der Herr Wolf auch einmal in der Zeitung vorkommt. Aber sonst kenne ich niemanden in der Stadt, der das als eine gescheite Idee findet. Das finden nicht die Wiener Symphoniker, das findet nicht das Radio-Symphonieorchester, das findet auch nicht das Theater an der Wien, das findet nicht der Intendant Geyer, dass das eine gescheite Idee ist. Insbesondere sollten wir als Kulturpolitiker, die auf unser Geld im Kulturbereich schauen, dagegen sein – und sind natürlich auch dagegen –, weil es natürlich ein Schwachsinn ist, jetzt zu sagen, da machen wir eine eigene Gesellschaft und lösen den ORF aus seiner Verantwortung für das Radio-Symphonieorchester, das mit allerhöchster Qualität in den letzten Jahren zum Musikleben dieser Stadt gehört hat, auch zum Theater an der Wien. 

Da sieht man, in Wirklichkeit regiert hier das blanke Unwissen, wenn solche Vorschläge kommen. Daher machen Sie es uns auch wirklich leicht, Ihren Vorschlägen nicht zuzustimmen, insbesondere auch nicht Ihrem Vorschlag, heute den Kulturstadtrat abzuwählen.

Nun zur Funktionssanierung des Ronacher. Es wurde in der Fragestunde schon gesagt, die wesentlichen Ziele wurden erfüllt. Das Ronacher ist erstmals technisch auf jenem Niveau, das man einfach für Musiktheater braucht. Es war eine Funktionssanierung. Vielleicht haben Sie das nie mitbekommen, warum wir Funktionssanierung gesagt haben. Es ging nicht um den Denkmalschutz innen, es ging auch nicht um den Denkmalschutz außen, es ging darum, aus einem Haus, das technisch nichts gekonnt hatte, ein funktionsfähiges Theater zu machen. Anders wäre es sonst nicht möglich, Musiktheater auf heutigem Niveau zu zeigen. 

Die Kosten wurden eingehalten, und die Funktionssanierung war auch alternativlos. Das Ronacher ist eines der traditionsreichsten Häuser dieser Stadt, steht unter Denkmalschutz, ist mitten in der Stadt und gehört der Stadt Wien. Es wäre ja alternativlos gewesen. Hätten wir sagen sollen, was machen wir jetzt mit dem Haus? Sanieren wir es oder sanieren wir es nicht oder machen wir daraus – ich weiß nicht – ein Einkaufszentrum oder ein Fitnesscenter? Ich weiß nicht, was Sie sich vorgestellt hätten. Wir haben uns zum Theater bekannt, wir haben dort ein funktionsfähiges Theater geschaffen, genau um jenes Geld, das vorgegeben war. 

Dass eine Sanierung in einem denkmalgeschützten Haus mitten in der Stadt, mit sehr aktiven Anrainern, wo die Bürgerbeteiligung garantiert war, schwieriger ist, als wenn man irgendwo auf der Platte oder in einem Autobahndreieck ein neues Theater baut, das ist uns schon klar. Daher hat es auch einige Verzögerungen und Schwierigkeiten gegeben. Man kann nicht ein Haus so bauen, dass man sagt, das plane ich jetzt einmal, und dann wird das so gemacht, wie es ist, sondern man muss auf die technischen, auf die baulichen, aber auch auf die Bürgerbeteiligungseinsprüche eingehen. 

Wenn die Opposition sich aber jetzt hierherstellt und sagt, es war alles eine Katastrophe, dann frage ich mich, wo die Vertreter der Oppositionsparteien waren, als wir uns vor der Sanierung das alte Ronacher angeschaut haben. Da waren zwei Oppositionsparteien nicht dabei. Wo waren eigentlich die Oppositionsparteien, als sich der Unterausschuss des Finanzausschusses das umgebaute Ronacher angeschaut hat? Wo war da die ÖVP? Wo war da die FPÖ? Wo sind eigentlich die Vertreter der Opposition, die sich Aufführungen dort anschauen? Ich weiß, dass viele von Ihnen sich gar nicht angeschaut haben, was dort läuft, daher können Sie eigentlich auch schwer mitreden. Und wenn sich heute Oppositionspolitiker hierherstellen und sagen, es ist eine Schande, in welchem Zustand sich das Ronacher präsentiert, dann muss ich ganz ehrlich sagen, sie können nie dort gewesen sein. 

Ich bin oft dort, ich sehe jede Premiere, ich sehe viele andere Aufführungen, ich besuche dort auch die Führungen. Das ist ein funktionsfähiges Haus. Dass in einem Haus immer etwas zu machen ist, stimmt, aber das ist in jeder privaten Wohnung so. Natürlich werden wir dort vielleicht einmal die Innengestaltung verändern müssen. Aber das ist absolut unnotwendig. Dieses Theater hat einen großen Charme und wird daher seine Aufgaben gut wahrnehmen können. 

Ich muss jetzt zum Schluss kommen, weil die Zeit aus ist. Ich hätte zwar noch etwas zu sagen gehabt zum Inhaltlichen, was das Ronacher leistet. Das Ronacher ist jetzt inhaltlich eigentlich auf einem ganz richtigen Weg. Wir wollten dort neues Musiktheater. Das haben sowohl „The Producers" gezeigt, wie das ausschaut, das hat auch „Frühlingserwachen" gezeigt. Es ist eine neue Form von Musiktheater, neues Musical. Es ist halt nicht so wie die alten Musicals, die wir gewohnt waren von früher, und daher muss man dem Ronacher tatsächlich Zeit geben, etwa dafür, dass es sich als Haus wieder positioniert. Dieses Haus war jahrelang zu, war jahrelang in einem technisch schlechten Zustand, war jahrelang auch im Umbau. Dass es sich jetzt in Wirklichkeit erst wieder einführen muss, ist klar, und dass neues Musiktheater in der Form mit gesellschaftlich relevanten Themen wie beispielsweise „Frühlingserwachen" nicht Autobuskolonnen aus ganz Österreich schleppt, ist auch klar. 

Das Ronacher wird sein neues Profil suchen, das Ronacher wird sein neues Profil finden, und es wird auch sein Publikum finden. Wir werden ihm dazu Zeit geben, und der Kulturstadtrat ist gut beraten, wenn er genauso vorgeht, wie er es tut. 

Und wir, sehr geehrte Damen und Herren, sind gut beraten, diesem Misstrauensantrag selbstverständlich nicht zuzustimmen. Wir sind gut beraten, das als das zu entlarven, was es ist, nämlich Wahlkampf pur. Wir werden uns an dem nicht beteiligen. Wir werden weiterarbeiten für diese Stadt, für die Wienerinnen und Wiener und für die heutigen und für die zukünftigen Erfolge der Kulturstadt Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Univ-Prof Dr Eisenstein.

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich werde mich nicht noch einmal zum Kontrollamtsbericht zum Ronacher-Fiasko zum Wort melden, weder jetzt noch später. Die FPÖ-Kritik ist dabei vollinhaltlich bestätigt worden. Gravierende Mängel bei Planung und Ausführung sind bestätigt, und wir hoffen, dass das jetzt alles besser wird in dem Sinn, wie es uns der GR Woller versprochen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Sie drehen die Gebührenschraube laufend nach oben. Die Schulen werden kaputtgespart, das Wohnen in Wien wird immer teurer, die Leute bekommen die Krise immer deutlicher zu spüren, immer mehr geraten in die Armutsfalle. 

Was das alles mit Kultur zu tun hat? Für linke Geschmacklosigkeiten ist immer noch genug Steuergeld da. Sie fördern linke Randgruppen mit einem Minderheitenprogramm, wo diese Künstler nur deshalb überleben können, weil das Füllhorn der Gemeinde Wien über sie ausgeschüttet wird. Aber wie es den Leuten und den Menschen in dieser Stadt wirklich geht, ist Ihnen offensichtlich vollkommen gleichgültig. Hauptsache die Ideologie und die Freundschaft, die politische Freundschaft passt, dann ist alles in Ordnung. 

Muss ich Sie an die Kunsthalle im Museumsquartier erinnern? Ich greife jetzt – er ist leider nicht im Raum – ein Wort des Herrn Dr Wolf auf, wir diskutieren nicht über Geschmack, sondern über den Kontrollamtsbericht. Meine Damen und Herren, ich diskutiere aber über den Geschmack, über den Geschmack, den die SPÖ in dieser Stadt beweist. Die „Porn Identity" – Sie alle wissen, was ich meine –, pure Pornographie, ohne künstlerische Aspekte, aber dafür auf mehreren Bildschirmen. Der Steuerzahler hat dafür tief in die Tasche gegriffen. Der Herr GR Woller weiß das besser als ich und korrigiert mich. 12 Millionen EUR waren in den letzten drei Jahren für die Kunsthalle möglich. Ungefähr in dieser Preislage. 

Die mexikanische Künstlerin Teresa Margolles, Sie alle wissen, wovon ich rede: von der Schändung eines toten Babys, von Vibratorspielen, von missgebildeten Säuglingen. Alles unappetitliche Dinge, die auch menschenverachtend par excellence sind. 

Das alles ist Ihre Kunst- und Kulturpolitik, meine sehr geehrten Damen und Herren. Eine verabscheuungswürdige Tätigkeit, die Sie hier ausüben. Subventionierter Voyeurismus par excellence. 

Ich erinnere an etwas ganz anderes, an Politikagitation, die Sie betreiben. Kurioserweise haben Sie dafür nicht einmal einen Österreicher gefunden. Sie wissen, der Deutsch-Türke Feridun Zaimoglu mit seiner „KanakAttack". Stellen Sie sich vor, dieses Wort hätte ein freiheitlicher Politiker gebraucht und erfunden, was dann über uns an Donnerwetter niedergegangen wäre. Nicht einmal hier haben Sie einen Österreicher gefunden, der etwas Ähnliches zustande gebracht hat. Aber schon in Ordnung. Türkische Fahnen unterschiedlicher Größe verhüllen die Kunsthalle, und das alles finanzieren wir alle auf Befehl der SPÖ. Sie fordern und Sie fördern kulturelle Unterwanderung und Minderheitenprogramme in ganz großem Stil. Das ist alles gegen die Interessen der Wienerinnen und Wiener. 

Soviel nämlich auch als Antwort auf die Worte des Herrn GR Woller, der gemeint hat, wir Freiheitlichen unterstützen diesen Antrag. Ja, was haben Sie denn gedacht, was wir tun, sehr geehrter Herr Gemeinderat? Selbstverständlich unterstützen wir diesen Antrag von der ÖVP und den Grünen. 

Zwei Dinge auch an die Adresse von Herrn GR Woller, der sagte, die FPÖ habe den Wahlkampf vom Zaun gebrochen. Sehr geehrter Herr Gemeinderat, Sie kennen meine Partei lange genug, Sie wissen, dass wir immer im Wahlkampf sind. Seit gut 23 Jahren sind wir ständig und laufend im Wahlkampf. Da kann man nicht sagen, wir haben diesen Wahlkampf vom Zaun gebrochen. 

Und ein Zweites, was wir auch oft von Ihnen, speziell von Herrn GR Woller hören: Ich habe Sie dort nicht gesehen. Ich sehe Sie nicht oder selten oder fast nie dort. Funktioniert denn das Spitzelsystem der SPÖ nicht? Sie erkennen nicht, wann Freiheitliche oder andere oppositionelle Gemeindräte oder Personen des öffentlichen Lebens an Kulturveranstaltungen teilnehmen? Dann sollten Sie dringend, dringend Ihre Methoden überarbeiten, damit Sie ja ein hundertprozentiges, gutes System haben und genau nachweisen können, wer von uns wann wo gewesen ist. Das ist eine Sache, die mir schon lange aufstößt und die ich jetzt endlich hier vorbringen konnte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin auch schon am Schluss, ich werde die Diskussion nicht weiter verzögern. Ja, wir sprechen auch über Grauslichkeiten, über Grauslichkeiten, die uns die SPÖ, die uns die Kulturpolitik der SPÖ-Wien zumutet. Und das ist mit ein Grund, warum wir diesen Misstrauensantrag unterstützen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! 

Auch auf die Gefahr hin, dass ich mich in dem einen oder dem anderen Punkt wiederhole, möchte ich zuerst zum Ronacher-Umbau sprechen. Hier wurde viel Geld für viel zu wenig Leistung investiert. Nur durch Reduzierung des ursprünglichen Umfanges des Umbaues gelang es, die Kosten halbwegs im Griff zu haben, trotzdem wurden 700 000 EUR mehr ausgegeben, abgesehen davon, dass Posten nicht mehr in der Sanierung enthalten sind, die vorher budgetiert waren.

Zweitens möchte ich mich mit den Verträgen, mit dem ausgeschiedenen Geschäftsführer und dem ehemaligen Geschäftsführer beschäftigen. Diese Vereinigten Bühnen Wien sind ein Selbstbedienungsladen. Ich möchte nur an die 23 Gehälter des ausgeschiedenen Geschäftsführers erinnern. Es gibt hier nämlich kein Regulativ für diese Prämienbezüge. 

Schlussendlich zu den Flops im Musical-Betrieb. Es ist heute vieles schon gesagt worden, aber bis jetzt, meine Damen und Herren, sind keinerlei Konsequenzen gezogen worden. Und das ist auch der Grund, warum wir diesen Misstrauensantrag eingebracht haben.

Kommen wir nun zum Punkt Umbau des Ronacher. Es wurde schon gesagt, dass das Ronacher einmal saniert worden ist, nämlich zwischen 1991 und 1993. Nicht einmal zehn Jahre später beschloss man, das Ronacher neben dem Raimund Theater als zweite Musical-Bühne auszubauen. Am 23. September 2004 wurden hier an dieser Stelle 34,1 Millionen EUR, zusätzlich der Finanzierungskosten, 46,8 Millionen EUR beschlossen. Man hat allerdings übersehen, dass man zwischendurch bei der Stadthalle die Halle F gebaut hat. Man hat hier in Wirklichkeit eine weitere Musical-Bühne installiert, und wenn man sich das Konkurrenzverhalten in der Musical-Szene anschaut, dann muss man sagen, ein Musical kannibalisiert das andere. 

Nach Meinung des Kontrollamtes waren alle Schätzgutachten zu optimistisch angelegt, vor allem das zu öffnende Dach der Probebühne ließ sich nicht in den Kosten unterbringen, und es gab keinerlei Valorisierung der geschätzten Baukosten. Zu Beginn der Ausschreibung wurden schon mehr als 2,4 Millionen EUR der geschätzten Baukosten überschritten. 

Es gab eine weitere große Zahl an Kritik. Es gab zum Beispiel ein Unternehmen, das nicht an den Ausschreibungen teilnehmen hätte dürfen, denn es war jenes Unternehmen, das vorher die Vereinigten Bühnen Wien beraten hat. Es hat trotzdem den Auftrag erhalten. Es gab kein ausreichendes Risikomanagement, und auch die Baukosten sind nochmals überschritten worden bei Heizung und Lüftung. Hier wurden mehr als 1,26 Millionen EUR beziehungsweise mehr als 800 000 EUR mehr ausgegeben.

Man lieferte mangelhafte Einreichunterlagen. Die ursprüngliche Projektdauer, die sehr viel mit den Finanzmitteln zu tun hat, wurde viel zu kurz geschätzt, und durch zu schnelles Fertigstellen – auf Wienerisch gesagt, nur durchs Hudeln – wurden Baumängel in Kauf genommen. 

Der Herr Stadtrat hat heute in der Früh gesagt, er hat sich primär darum gekümmert, dass das Budget eingehalten worden ist. Natürlich kann man das argumentieren, aber in Wirklichkeit hat er dadurch Kosten in Kauf genommen, die nachträglich weitaus umfangreicher und maßgeblicher sind. Man hat gepfuscht durch die schlechte Bauausführung, um eben die Kosten halbwegs hinzubekommen. Für das durchnässte Mauerwerk gibt es keine Gewähr, dass der Putz halten wird. Außerdem wurden die Fenster nicht saniert, wie es heute schon angesprochen und diskutiert worden ist.

Ein kleines Schmankerl am Rande. Die Bühnenbeleuchtung, die natürlich ursprünglich in den Sanierungskosten enthalten sein sollte, hat man dem Produktionsbudget der „Producers" zugeschlagen, nämlich 400 000 EUR. 

Das Schlussurteil des Kontrollamtes zum Ronacher-Umbau ist vernichtend, und ich möchte mich hier sehr wohl an meinen Kollegen Woller wenden, der behauptet hat, die Funktionssanierung wurde voll erfüllt. Nein! Das Kontrollamt hat nämlich hier ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Funktionssanierung nicht im vollen Umfang erreicht worden ist. Es wird daher innerhalb kurzer Zeit mit weiteren Sanierungskosten zu rechnen sein. Die Kostenziele wurden eben nur durch massive Einschränkungen des Sanierungsinhalts erreicht.

Und noch ein Thema: So neu, wie das neue Ronacher sein sollte, wird es durchaus nicht sein, denn 1997 hat man schon den „Tanz der Vampire" gespielt, und das will man uns, nämlich den Steuerzahlern, jetzt als neu verkaufen.

Mein zweiter Hauptpunkt betrifft die Verträge des ehemaligen Geschäftsführers beziehungsweise die Verträge und die Vertragsverlängerung der Intendanten. Beginnen wir damit, dass der ehemalige Geschäftsführer sich weigerte, Daten an das Kontrollamt zu übermitteln. Es heißt dort, dass ein Großteil der Fragestellungen die Problematik der Weitergabe von personenbezogenen Daten betrifft und das einen Wettbewerbsnachteil für die Vereinigten Bühnen bedeuten würde. Erst von der neuen Geschäftsführung – und da muss man dem derzeitigen Herrn Geschäftsführer Drozda danken – wurden dann diese Daten bekannt gegeben, naturgemäß mit der Problematik, dass manches nicht mehr rekonstruierbar war. 

Im Kontrollamtsbericht K-1/2008 auf Seite 20 darf ich darauf hinweisen, dass zwischen 2006 und 2007 die Bezüge um 7,7 Prozent gestiegen sind, und diese Steigerung erfolgte hauptsächlich durch Gewährung der Prämien an die Intendanz. Die für die Sparte Musical gewährte Prämie konnte auf Grund einer deutlichen Budgetüberschreitung des Jahres 2006 nicht nachvollzogen werden. 

Kommen wir zu den Punkten, die wir heute teilweise schon gehört haben. Die Bezüge der Intendanzen übertreffen mehr als 80 Prozent die Vergleichswerte der GeschäftsführerInnen des Wien Holding Konzerns. Die Einschau in die Personalkostenstruktur der Vereinigten Bühnen zeigte sogar, dass die durchschnittlichen Personalkosten der DirektorInnen, des so genannten kaufmännischen Leadingteams mit vier Personen, sogar um mehr als 90 Prozent der durchschnittlichen Geschäftsführerkosten des Wien Holding Konzerns entsprechen, wobei es sich hier allerdings um die zweite Führungsebene handelt. 

Es gibt noch eine ganze Reihe von Kritikpunkten. Es ist eine Story des unerträglichen Abkassierens, die wir hier feststellen. Es wurden zum Beispiel Prämien auf Basis 2006 und 2007 ausbezahlt. Natürlich wurden die Gehälter aus dem Jahre 2008 als Basis genommen. Und, das ist auch schon gesagt worden. obwohl Anfang März der Rohkontrollamtsbericht den handelnden Personen, dem Herrn Stadtrat und dem Herrn Geschäftsführer Drozda bekannt war, wurden die Verträge der beiden Intendanten verlängert. Hier fragt man sich, ob diese Verlängerung nicht wirklich strafrechtliche Ausmaße hat.

Die neue Geschäftsführung erhält eine Pensionszusage. Meine Damen und Herren, bei den Wiener Symphonikern haben wir diese Pensionszusage nach langen Mühen abgeschafft. Jetzt scheint es wieder, dass der Geschäftsführer und die Intendanten eine Pensionszusage haben. Wo außer hier in diesem Privilegienstadl gibt es das noch? Wenn es im Beamtengehaltsschema ist, dann wäre das etwas anderes, dann wären aber die Bruttogehälter deutlich geringer. (GR Dr Matthias Tschirf: Die gibt es so ja überhaupt nicht!) Die Pensionszusagen gibt es.

Mit Nebensächlichkeiten wie Anschaffung eines Dienstwagens um 40 000 EUR für die Musikintendantin, die vorher für 11 Monaten 4 000 EUR für Stadtfahrten abgerechnet hat, wobei sie die Stadtfahrten nicht einmal näher deklariert hat, beziehungsweise die Zahlung von monatlich 82,20 EUR für Haushaltszulage, Fahrtenersatz und Kinderzulage möchte ich mich hier nicht beschäftigen.

Die Unterstützung der Musical-Intendantin durch den damaligen Geschäftsführer der Vereinigten Bühnen Wien ist allerdings bemerkenswert. In einem Vertrag vom 15. April 2002 wurde im Zuge seines Ausscheidens, nämlich bis Ende des Jahres, festgelegt, dass er pro Monat noch 9 450 EUR plus Spesen bis Ende 2004 erhalten soll. Dass er zusätzlich sein laufendes Gehalt bis Ende Dezember reduziert um 50 Prozent erhielt und offenbar bis heute noch Tantiemen aus den Auslandsproduktionen erhält, rundet dieses Sittenbild ab.

Bemerkenswert ist ebenso, dass im Prüfungszeitraum des Kontrollamts auch keine Dokumentation über die in den abgeschlossenen Verträgen erbrachten Leistungen vorhanden ist, zumindest konnten diese nicht vorgelegt werden. Das Kontrollamt konnte nicht nachvollziehen, warum Beratertätigkeiten vom ehemaligen Geschäftsführer zugekauft wurden.

Ich möchte abschließend aus dem „NEWS"-Interview mit Peter Weck zitieren: „Weshalb läuft das Musical so schlecht in Wien?“ „Es ist viel dilettiert worden. Es genügt nicht, ein Theater zu managen. Man braucht auch Liebe dazu und muss wissen, warum man etwas spielt. Musical ist nicht, wenn Musik dabei ist. Davon muss man etwas verstehen." Und auf die Frage: „Ist das Musical zum Sterben verurteilt?“ „Nur wenn man die Entwicklung in Wien ansieht. Bei uns toben Geschmacklosigkeit und Einfallslosigkeit. Das Musical ist nur in Wien tot, anderswo lebt es." 

Welche Konsequenzen werden aus diesen vernichtenden Kontrollamtsberichten gezogen? Keine! Die Verträge der Verantwortlichen werden still und heimlich verlängert und zwar, weil nämlich dieser Kontrollamtsbericht bekannt geworden ist und nicht, wie der Herr Stadtrat heute Morgen gesagt hat, weil in Wien das Musical so toll wäre. Deswegen gibt es diesen Misstrauensantrag, wegen all dieser Dinge, die im Kontrollamtsbericht erwähnt werden und weil der Herr Stadtrat es zulässt, dass diese Vereinigten Bühnen Wien ein derartiger Privilegienstadl geworden sind. Sie waren es schon vorher, hat Kollegin Ringler gesagt, aber es ist um keinen Deka weniger geworden. 

Wir sollten hier in Wirklichkeit auf das Geld der Steuerzahler aufpassen und der Herr Stadtrat hat weiter seine 40 Millionen EUR an die Vereinigten Bühnen Wien verschwendet und hat nicht ausreichend kontrolliert, so wie es ihm als Aufgabe gestellt worden ist. Deswegen machen wir diesen Misstrauensantrag. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Baxant. Bitte.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Thematik Vereinigte Bühnen Wien ist heute und in der letzten Zeit schon sehr ausführlich besprochen worden. Ich halte fest: Jawohl, es hat Konsequenzen gegeben und jawohl, es hat Probleme gegeben. Diesen Problemen haben wir uns gestellt. Es hat zum Beispiel die Konsequenzen gegeben, dass es in Zukunft keine Prämienzahlungen mehr geben wird, wenn es die Kriterien nicht erlauben. Der Ronacher-Umbau ist im Kostenrahmen geblieben. Das möchte ich hier festhalten, weil immer wieder suggeriert wird, das ist nicht der Fall. Jawohl, er ist im Kostenrahmen geblieben.

Es wird nicht täglich ein Theater umgebaut beziehungsweise generalsaniert und natürlich kommt es in so einer Lage mit so einer Bausubstanz zu Problemen. Es ist im Kontrollamtsbericht darauf eingegangen worden, dass es hier Probleme gegeben hat. Es hat eine Diskrepanz zwischen der Planung beziehungsweise der nicht eingeplanten Eventualitäten gegeben, die man sich aber sehr wohl vorgestellt hat. Natürlich muss das in Zukunft anders gemacht werden.

Ich möchte festhalten, dass das Ronacher-Theater eine Toplocation ist, in der Topkultur stattfindet und die Menschen nehmen sehr wohl und das Publikum nimmt sehr wohl diese neue Location an. Und ich gebe meinem Kollegen Woller zu 100 Prozent recht, wenn er sagt, das Ronacher-Theater braucht natürlich Zeit und diese Zeit müssen wir dem Ronacher-Theater geben.

Meine Damen und Herren! Dies alles ist der Anlass, sich zu überlegen, wie man in Zukunft mit Generalsanierungen von Theaterbauten umgehen wird, um die richtigen Schlüsse daraus zu ziehen. Aber dies ist sicher nicht der Anlass für eines der schärfsten Waffen der Opposition, nämlich für den Misstrauensantrag gegen den Wiener Kulturstadtrat! (Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung.)
Ich behaupte und ich möchte Sie fragen, und meine Frage geht vor allem an die grüne Fraktion, an meine Kollegin Ringler: Haben Sie sich das wirklich bis zum Ende durchgedacht, diesen Misstrauensantrag? Haben Sie sich durchgedacht, welche Konsequenzen es hätte, wenn wir diesen Kulturstadtrat nicht mehr hätten, wenn es diese Kulturpolitik in dieser Stadt nicht mehr gäbe? (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich behaupte, es handelt sich hierbei um einen Schnellschuss. Jawohl, es ist Wahlkampf, es ist Vorleistung für eine mögliche Koalition. Ich erinnere Sie nur daran, dass Sie diesen Misstrauensantrag mit der FPÖ abstimmen werden, mit einer FPÖ - und der Herr Kollege Eisenstein hat vorhin gemeint, diese FPÖ wird diesen Kulturstadtrat unter anderem deswegen abwählen wollen, weil er sich erlaubt hat, türkische Fahnen in Wien anzubringen. Mit dieser FPÖ wollen Sie unseren Kulturstadtrat heute abwählen! Gratuliere! (Aufregung bei GRin Mag Marie Ringler.)
Weiters ist Ihr Misstrauensantrag höchst unverantwortlich und Sie haben sich anscheinend die gesamte Brandbreite der Konsequenzen nicht überlegt. Wissen Sie überhaupt, was Sie mit diesem Misstrauensantrag alles in Frage stellen? 

Ich möchte ganz kurz einen Überblick über all das geben, was in dieser Stadt abläuft. Wir haben eine Steigerung des Kulturbudgets ab dem Jahr 2001 von 45 Prozent. In einer Zeit, wo weltweit Kulturbudgets zurückgehen und zurückgeschraubt werden, haben wir eine Steigerung von 45 Prozent! Das muss ja anerkannt werden und das fällt ja nicht vom Himmel! Dieses Jahr, heuer, haben wir eine Steigerung des Kulturbudgets um 6 Prozent! Auch das fällt nicht vom Himmel, auch das ist dem Kulturstadtrat zu verdanken. Und ich bitte Sie darum, das auch anzuerkennen.

Das Kulturangebot wird massiv ausgeweitet. Wien bietet täglich mehr als 25 000 Plätze für Musik und Theater. Wien hat 7 Millionen KinobesucherInnen im Jahr bei einer Einwohnerzahl von 1,6 Millionen! Lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen! 7 Millionen MuseumsbesucherInnen im Jahr, 3,5 Millionen TheaterbesucherInnen, 1,5 Millionen FestivalbesucherInnen oder 1 Million KonzertbesucherInnen, das sind insgesamt 20 Millionen Menschen oder 20 Millionen Besuche, die in dieser Stadt absolviert werden! Und ich möchte Ihnen in Klammer nur dazu stellen: 0,5 Millionen im Jahr gehen zu Fußballveranstaltungen. Das alles fällt nicht vom Himmel, das alles ist auch nicht von Gottes Hand gemacht, sondern das alles haben wir unter anderem unserem Kulturstadtrat und seinem Team zu verdanken und ich bitte Sie, auch das anzuerkennen. (Beifall bei der SPÖ.)
Jeder zweite ausländische Medienbericht über Wien betrifft Kunst und Kultur. Die Wiener Kunst‑ und Kulturpolitik sorgt also dafür, dass der Ruf Wiens international weiter steigt und steigt. Auch das fällt nicht vom Himmel. Und 71 Prozent, das heißt über zwei Drittel der Touristinnen und Touristen, die nach Wien kommen, besuchen diese Stadt wegen seines Kulturangebots.

Ich möchte zu einem wichtigen Thema kommen, das heute auch schon angesprochen wurde, nämlich Wien als eine Stadt des Films. Ich glaube, da werden Sie uns allen zustimmen und werden Sie mir zustimmen, wenn ich behaupte, Wien als eine Stadt des Films wurde vor allem konstituiert und haben wir vor allem den Aktivitäten und den Initiativen des Kulturstadtrats Andreas Mailath-Pokorny zu verdanken. Sie haben vorhin darüber gelacht, als mein Kollege Woller gemeint hat, über 30 internationale Kino‑ und Filmtoppreise haben wir natürlich auch der Wiener Filmförderungspolitik und natürlich auch dem Wiener Kulturstadtrat zu verdanken. Ich bitte Sie, auch das anzuerkennen und in Ihre Überlegungen einzubeziehen, wenn Sie sich noch überlegen sollten, diesen Misstrauensantrag wirklich durchzuziehen. Ich sage nur „Die Fälscher“ von Stefan Rusowitzki, „Caché“, beste Regie in Cannes 2005, „Die Klavierspielerin“ auch von Michael Haneke, „Darwin’s Nightmare“, ein sozialkritischer Film, ganz wichtig, „Hundstage“ von Ulrich Seidl. Ich könnte die Liste fortsetzen. 

Wie gesagt, es sind über 30 internationale Toppreise, die dank der Wiener Kultur‑ und Filmförderungspolitik dem Wiener und österreichischen Film zugestanden wurden. Und da dem allen nicht genug ist, gilt es natürlich, nicht nur Filme mit einer Förderung zu unterstützen, sondern auch strukturelle Förderungen zu gewährleisten und ich sage nur: Die Neugründung einer eigenständigen Fernsehfilmförderung, auf die heute auch schon eingegangen wurde, die Neugründung einer Wiener Film Commission, die ganz wichtig ist und eine Erhöhung der bestehenden Einrichtung im Filmbereich um 25 Prozent. Ich sage Ihnen, 16,25 Millionen EUR im Jahr nur für den österreichischen Film sind kein Klacks, sondern sind internationale Topspitze. Danke, Herr Stadtrat! (Beifall bei der SPÖ.)

Selbstverständlich ist es keine Selbstverständlichkeit, dass Kinos wie zum Beispiel das Gartenbaukino oder das Metrokino in dieser Stadt weiter bestehen bleiben. In jeder anderen Stadt wären sie natürlich schon längst dem privatwirtschaftlichen und neoliberalen Denken zum Opfer gefallen. In Wien nicht, weil wir uns dessen bewusst sind, dass wir diese alten Kinosäle brauchen, um natürlich auch in Zukunft unserer Jugend zu zeigen, was Wien kann und was Film kann, nämlich sich einen Film in einem Kino einer großen Kinokette anzusehen beziehungsweise auf der anderen Seite zum Beispiel im Gartenbaukino. Das ist natürlich eine ganz andere Geschichte und ein ganz anderes Erlebnis.

Weiters ist mir Kunst und Kultur für alle wichtig. Kunst und Kultur, die mit Steuergeldern gefördert werden, sollen nicht nur einer Elite vorbehalten sein. Das ist ja auch Ihnen bewusst, dass das in Wien gelebt wird und dass das alles einen Namen hat. Beziehungsweise alle Menschen in Wien, unabhängig von ihrer sozialen Herkunft, unabhängig von ihrem Intellekt, sollen natürlich Zugang zur Kultur und Kunst haben. Die spezifischen Angebote für jugendliche Menschen mit Migrationshintergrund, sozial Benachteiligte, bildungsferne Schichten, Menschen in dezentralen Stadtteilen, ich sage nur „Cash for Culture“, was hier auch schon öfter besprochen wurde oder Aktivitäten wie zum Beispiel der Kulturpass, der mit Ihnen gemeinsam umgesetzt wurde - ist das alles nichts? Ist das alles wert, dass man diesem Kulturstadtrat heute das Misstrauen ausspricht? Oder die KulturlotsInnen, die in Betrieben unterwegs sind, um gemeinsam mit der Gewerkschaft dafür zu sorgen, dass bildungsferne Schichten, dass Arbeiter und Angestellte auch mit einer Kultur in Kontakt treten, die natürlich ihr Leben bereichert. Oder Kunst im öffentlichen Raum. Ich sage einmal, Kunst im öffentlichen Raum ist das Statement für die Konfrontation von Kunst und Bevölkerung auf der anderen Seite, nämlich im Alltag. Kunst und Kultur im Alltag ist etwas ganz Wichtiges und es ist nichts Selbstverständliches. Bei der Kunst im öffentlichen Raum, denke ich, können wir ganz stolz sein.

Als Letztes möchte ich anführen, weil wir in einigen Tagen die Eröffnung absolvieren werden, Kunst und Kultur für alle, das „Wir sind Wien“-Festival in den Bezirken. Die Festivals in den Bezirken wurden auf ganz neue Beine gestellt. Es wurde ein ganz neues Marketinginstrument auf die Beine gestellt und es ist unter anderem natürlich auch dem Kulturstadtrat Andreas Mailath‑Pokorny zu verdanken, dass in Zukunft das Festival in den Bezirken im neuen Glanz erstrahlen wird. Wien ist angesagt. Die „New York Times“, die angesehene internationale Topzeitung, reiht Wien im Jahr 2009 unter den weltweiten Topreisezielen auf Platz 8 ein. Ich glaube, auch das ist nicht vom Himmel gefallen, genauso wenig wie der internationale Topplatz Nummer 1 in der Mercer-Studie. Wir wissen, dass bei der Mercer-Studie natürlich auch kulturpolitische Kriterien als Basis herangezogen werden, um die Städte zu reihen und auch das fällt nicht vom Himmel.

Meine Damen und Herren! Die Wiener Kulturpolitik steht für eine Verbreiterung des Kulturangebots, für eine Vielfalt des Kulturangebots und für eine Durchflutung des gesellschaftlichen Lebens mit Toleranz und Respekt und mit einer Offenheit. Das alles hat einen Namen: Andreas Mailath-Pokorny, Kulturstadtrat von Wien. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren, Sie, die vereinigte Opposition und das Schmankerl ist, GRÜNE gemeinsam mit den Freiheitlichen, wollen das alles in Frage stellen. Wir von der Sozialdemokratischen Fraktion werden das selbstbewusst zu verhindern wissen.

Andreas Mailath-Pokorny als Kulturstadtrat von Wien steht aber nicht nur für eine Topkulturpolitik, die sich international sehen lassen kann und ich wende mich vor allem wieder an die grüne Fraktion, der die Zivilcourage angeblich sehr wichtig ist. Andreas Mailath-Pokorny ist einer der exponiertesten Politiker dieses Landes, der mit der lautesten Stimme aufschreit und aufzeigt, wenn es darum geht, rückwärts gewandten Tendenzen Einhalt zu gebieten. Ich erinnere zum Beispiel an seine vor Kurzem gemachten eindeutigen und klaren Aussagen bezüglich der Vorfälle in Ebensee. Andreas Mailath-Pokorny ist verantwortlich für Aktivitäten, die sich verantwortungsbewusst und aufrichtig mit der Vergangenheitsbewältigung auseinandersetzen. Ich erinnere an Ausstellungen, die nicht leicht durchzusetzen waren, auch politisch und medienpolitisch nicht leicht durchzusetzen waren und es gehört Mut dazu, solche Aktivitäten zu setzen. Ich erinnere zum Beispiel an die Ausstellung „Geheimsache Leben“, die sich mit den homosexuellen Opfern des Nazifaschismus auseinandergesetzt hat oder an die Restitutionsbemühungen des Kulturstadtrats in der Wiener Kulturpolitik. Sie sind nicht nur erfüllt worden, sondern übererfüllt worden. Wir nehmen Restitutions- und Vergangenheitsbewältigung sehr ernst. Das Simon-Wiesenthal-Institut ist mittlerweile auf Schiene. Die Wehrmachtsausstellung vor einigen Jahren, die gegen massive politische und medienpolitische Widerstände durchgesetzt wurde, wurde natürlich mit Unterstützung des Wiener Kulturstadtrats durchgesetzt. Und ich bin ganz stolz darauf, mitteilen zu können, dass bereits eine Deserteurausstellung in Planung ist, eine Ausstellung über die Deserteure im Zweiten Weltkrieg. Auch das ist eine Ausstellung, die sehr wohl für Furore sorgen wird und das Wichtigste ist natürlich, dass darüber der gesamtgesellschaftliche Diskurs geführt wird. Für diesen Diskurs ist unter anderem auch der Wiener Kulturstadtrat verantwortlich in einer Stadt, die niemals vergessen darf und die so viel Verantwortung in der Geschichte auf sich geladen hat. 

Und auch ich möchte noch einmal zu den „Producers“ Stellung nehmen. Natürlich, eine Programmierung in einem neuen Musical-Haus ist immer eine Geschichte, die mit einem gewissen Risiko behaftet ist. Aber ich möchte schon darauf hinweisen, dass es hier darum geht, ein Stück zu zeigen und es ist darum gegangen, ein Stück in einem neuen Theater zu zeigen, das sich mit in einer ganz eigenen Form mit der Vergangenheit dieses Landes auseinandergesetzt hat. „The Producers“ hat sich mit den Verbrechern der nationalsozialistischen Vergangenheit auseinandergesetzt und ich glaube, für diesen Mut gebührt auch all jenen Respekt und Dank, die diesen Mut aufgebracht haben.

Andreas Mailath-Pokorny ist ein aufrechter Antifaschist. Er trägt zur Aufklärung bei und beweist regelmäßig Zivilcourage, wenn es gegen Rassismus, Antisemitismus, Antiislamismus und Homophobie geht. Er ist verantwortlich für die Kultur des Niemals-Vergessens. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Misstrauensantrag stellen Sie sich explizit gegen eine Politik, die in unserer Stadt und in unserem Land für die notwendige geistige Katalysatorfunktion sorgt. Gerade in dieser Stadt mit dieser Vergangenheit ist das wichtig. Gerade jetzt in Zeiten offener Fremdenfeindlichkeit, eines Antisemitismus und eines Antiislamismus ist genau diese Politik notwendig. In Zeiten ... (Beifall bei der SPÖ.) 
Und ich wende mich jetzt wieder explizit an die grüne Fraktion. In Zeiten, wo bei FPÖ-Demonstrationen verlautbart wird, dass es ein Ehrentitel ist, ein Nazi zu sein, in diesen Zeiten ist es höchst notwendig, dass eine Politik der Toleranz, des Respekts und des Niemals-Vergessens gelebt wird. 

Meine Damen und Herren (Beifall bei der SPÖ.), Sie wollen einem Politiker das Misstrauen aussprechen, der an vorderster Front gegen das Ewiggestrige, für Humanismus, kulturelle Offenheit und sozialen Frieden wirkt? Überlegen Sie sich das noch einmal (Aufregung bei der FPÖ.) und Sie werden sehen, wir werden es nicht zulassen, dass Sie diese Politik verhindern, denn wir wissen, dass es für diese Stadt, für die Bevölkerung und im Interesse der Bevölkerung wichtig ist, dass diese Politik weitergeführt wird. 

Ich wende mich persönlich an den Herrn Stadtrat: Sie genießen das Vertrauen des Großteils dieses Hauses, der Kulturschaffenden dieser Stadt und natürlich auch des Publikums. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Kollege Mag Jung gemeldet.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Der Herr Kollege Baxant hat eben eine Beschuldigung erneuert und wider besseren Wissens erhoben. Es gab keine FPÖ-Demonstration. Es war eine Demonstration dieses Bürgerforums und es wurde von keinem Freiheitlichen von uns, sondern von der Frau Schuster, so heißt die Dame, gesagt, die kein FPÖ-Mitglied ist, die aber - und das will ich der ÖVP gar nicht vorwerfen – ÖVP-Mitglied ist und die sich nur geärgert hat, die weiß vor Wut war, weil ihr dauernd aus bestimmten Reihen vorgeworfen wird: Die Nazis, die Nazis, die Nazis ... (Aufregung bei GR Petr Baxant.) Ich brauche die Frau Schuster ja nicht zu verteidigen, aber, Herr Kollege, Sie haben bewusst die Unwahrheit gesagt! Sie sind ein Lügner! (GR Prof Harry Kopietz: Das ist ja unwahrscheinlich! Unwahrscheinlich! – Große Aufregung bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr Kollege Jung, das habe ich jetzt genau gehört. Sie haben bewusst den Ordnungsruf provoziert, Sie kriegen ihn. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Sind Sie aufgewacht?)

Es ist traurig, dass Sie auch noch stolz darauf sind. Gut, nehmen wir es so zur Kenntnis. (Große Aufregung bei SPÖ und FPÖ. – GR Prof Harry Kopietz: Anrainer Strache war dabei!)

Die Debatte zum Gegenstand der Verhandlung ist jetzt geschlossen. Frau Berichterstatterin, bitte

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nach der heftigen Kulturdebatte möchte ich nun zum Geschäftsstück zurückkommen und in Erinnerung rufen, dass wir hier die Förderung des Ensembletheaters beschließen, die von der Theaterjury auch vorgeschlagen wurde und wir sehr stolz darauf sind, dass das Ensembletheater auch nach der Sommerpause mit einer neuen Organisation und neuen Führung weiterarbeiten wird. Diese Subvention betrifft den laufenden Betrieb und das wollte ich abschließend noch zur Abstimmung hinzufügen. - Herzlichen Dank.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die der Postnummer 30 der Tagesordnung die Zustimmung geben können, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Mir liegen zwei Anträge vor und zwar betrifft der erste von der grünen Fraktion das Berichtswesen der Vereinigten Bühnen. In formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die ÖVP, die FPÖ und die GRÜNEN, somit ist der Antrag in der Minderheit geblieben. 

Weiters liegt ein Misstrauensantrag gegen den Herrn StR Dr Mailath-Pokorny vor. - Wer dem Misstrauensantrag Folge leisten möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN fest, somit ist der Antrag in der Minderheit geblieben. (Beifall bei der SPÖ.)

Es gelangt nun die Postnummer 26 zur Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den 9. Bericht über die erfolgte Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen der Museen der Stadt Wien sowie der Wien-Bibliothek im Rathaus. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn StR Dr Mailath-Pokorny, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Baxant!

Um auf die letzte Rede - die Umgruppierung habe ich noch nicht ganz verinnerlicht - sozusagen auch eine Antwort noch einmal von grüner Seite zu geben: Ich habe mir kurz vorher überlegt, ob ich mich zum Wort melde. Ich habe mir gedacht, ich mache es nicht. Bei diesem Akt habe ich mir gedacht - das sage ich jetzt, das passt auch zur Restitution – und in diesem Fall sage ich ganz klar von Seiten der GRÜNEN: Wir sind der Meinung, dass die Restitution in Wien sehr gut funktioniert. Wir sind sehr zufrieden und sehr glücklich über die Restitutionsberichte, die wir vorgelegt bekommen. Ich möchte mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, beim Herrn Mag Wladika, bei den Provenienzforschern und -forscherinnen, bei den Museen bedanken und auch für die großartige Restitution dieser Stadt. Das wäre tatsächlich kein Grund für ein Misstrauen gewesen. 

Der Grund, warum ich mich zum Wort melde, ist - und ich mache es auch ganz kurz -, wir haben im Ausschuss mehrmals darüber gesprochen, was denn nun mit den Kunstwerken, mit den Büchern, mit dem geraubten Kulturgut, das im Besitz der Stadt Wien ist, passiert, mit dem Gut, von dem man weiß, dass es geraubt und enteignet worden ist, wo allerdings sehr oft keine Erben und Erbinnen mehr gefunden werden können. Und es ist auch immer wieder von einer Frist die Rede. Zum Glück, möchte ich sagen, gibt es kein Ende der Forschung und der Suche. Das halten wir auch für richtig, weil Erkenntnisse immer wieder kommen und es ist ja nicht abzusehen, wann es Erkenntnis nicht mehr geben sollte. 

Eine Idee, die wir im Ausschuss eben nur besprochen haben - und deswegen wollte ich das auch einmal hier öffentlich gesagt haben, weil es hier ein Protokoll gibt -, und die wir vorschlagen und ich werde das auch gar nicht beantragen, sondern das ist nur ein Impuls, den ich geben möchte. Vielleicht können wir darüber gemeinsam reden. Ich halte es für eine interessante Idee. Das könnten wir auch gemeinsam mit anderen Bundesländern, vor allem mit dem Bund machen: Wie wäre es, wenn man die Kunstwerke, die Kunstgegenstände, für die man keine Erbinnen und Erben mehr findet, auf Reisen schickt nach dem Motto „Erben gesucht“? Wie wäre es, wenn man dort in Los Angeles, in New York, in London, in Tel Aviv, in Sydney, beispielsweise auch in Wien diese Kunstwerke wirklich bewusst zeigt und sagt: „Wir, die Stadt Wien oder wir, die Republik Österreich, haben diese Kunstwerke, dieses Kulturgut in unseren Sammlungen. Wir sollten sie nicht haben, weil es geraubt worden ist und wir wollen es denjenigen wieder zurückgeben, denen es ursprünglich gehört hat.“ Eine Idee, die ich einfach hier präsentieren möchte und über die ich gern diskutiert haben möchte. Ich hoffe, es wäre sehr schön, wenn das gelingen würde. - Vielen Dank.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächste am Wort ist Frau GRin Schinner.

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Lassen Sie mich auch ein paar Sätze zu dem vorgelegten Restitutionsbericht sagen. Ich kann eigentlich viel von dem, was gerade auch mein Vorredner in seiner Einleitung gesagt hat, nur auch unterstreichen und sozusagen noch einmal hervorheben, wie unglaublich verantwortungsvoll und sensibel die Stadt Wien mit ihrer historischen Vergangenheit umgeht. Ich glaube, dass man in diesem Zusammenhang noch einmal ganz explizit sagen sollte, dass es keine Selbstverständlichkeit ist und hier die Stadt Wien wirklich eine Vorreiterrolle einnimmt, dass sie sich aktiv auch auf die Suche der Erben macht und dass sie hier Impulse setzt, die in den letzten Jahren ganz eindeutig zu einer lückenlosen, transparenten und sehr, sehr zügigen Abwicklung geführt hat und in diesem Zusammenhang das Museum der Stadt Wien und die Wien-Bibliothek einfach großartige Arbeit geleistet haben, hier sehr, sehr kontinuierlich dieser Arbeit nachgehen und das Ganze in Zahlen gegossen hat, das, so denke ich, diesen Punkt auch sehr greifbar macht und auf eine sehr spürbare Ebene herunterholt. 

Ich habe mir das herausgesucht: Seit 2001 wurden in den Sammlungen der Stadt Wien 69 000 fragliche Erwerbungen untersucht und davon wurden 5 300 tatsächlich an Rechtsnachfolger restituiert. Ich glaube, das sind sehr, sehr große Zahlen und ich denke, da wird auch spürbar und begreifbar, wie viel Arbeit, wie viel Suche, wie viel Recherche hier tagtäglich von den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen geleistet wird. Ich denke, auch das bedarf eines eigenen Wortes und eines Dankes in diese Richtung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vielleicht noch zwei Punkte, die auch diesen Umgang mit Restitution der Stadt Wien, finde ich, sehr greifbar machen. Einerseits, wenn man sich den Rückkauf der Sammlung Strauss-Meiszner im Jahre 2001 ansieht, der für das kulturelle Erbe der Stadt Wien einfach besonders war und was, glaube ich, ein sehr, sehr wichtiger Schritt war. Das Zweite, das, finde ich, sehr schön zeigt, mit welcher Sensibilität umgegangen wird, ist der Fall „Pappenheims Tod“, wo man außerhalb des Restitutionsgesetzes diesen an die Rechtsnachfolger übergeben hat. Hier hat man, finde ich, ein sehr, sehr schönes Beispiel dafür geliefert, wie erfolgreiche Restitutionspolitik in einer Stadt geschehen soll und geschieht. 

So kann ich abschließend eigentlich nur sagen: Ich bin davon überzeugt und kann aus meinem Beobachten und Erleben sagen, dass ich denke, dass die Restitutionshaltung der Stadt Wien eine extrem proaktive ist und ich glaube, darauf kommt es ja an. Wenn man sich auch die Internetdatenbank ansieht, mit der ja eigentlich schon auf einer sehr aktiven Ebene zu den Menschen hin gearbeitet wird, die unglaubliche internationale und auch nationale Vernetzung, wo man versucht, aktiv wirklich jeden Erben oder Rechtsnachfolger zu finden, dann glaube ich, dass das schon sehr, sehr stark auch in diese Richtung geht und kaum aktiver sein könnte, wie es hier passiert. Und auch die Ausstellung „Talking objects“, die im MAK stattgefunden hat, finde ich einen ganz konkreter Schritt in die Richtung, wie sie jetzt auch mein Vorredner schon angezeigt hat, die zeigt, dass wir uns ganz genau auf diesem Weg befinden und eigentlich wirklich Schritt für Schritt hier eine Art und Weise leben, die eigentlich aktiver nicht mehr sein könnte. Das zeigt auch, dass der vorliegende Bericht ja bereits im Gemeinderatsausschuss einstimmig beschlossen wurde. 

So freut es mich, last but not least, hier wirklich noch einmal dem Wien Museum und der Wien Bibliothek aufs Herzlichste zu danken und zu dieser unglaublichen Arbeit, zu diesem unglaublichen Einsatz zu gratulieren und unserem Restitutionsbeauftragten, den Mitarbeitern und allen Beteiligten, denn so eine Arbeit fällt nicht vom Himmel und muss tagtäglich vollbracht werden, hier wirklich ein Kompliment auszusprechen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik. Bitte. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Seit fast zehn Jahren oder zehn Jahre gibt es jetzt die Restitutionsberichte und man sieht, wie dringend notwendig es war, hier in diesem Zusammenhang auch Berichte zu verfassen und sich auch den Gräueln und Verbrechen, wie sie Nationalsozialisten auch in Wien angerichtet haben, zu stellen und das aufzuarbeiten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang über eine weitere Aufarbeitungsschiene sprechen, nämlich über die Dauerausstellung im Otto-Wagner-Spital. Die Dauerausstellung wurde ja erst letztes Jahr als Dauerausstellung eröffnet. Es hat vorher schon eine Ausstellung, ein Provisorium im Otto-Wagner-Spital gegeben, die sich mit den Verbrechen an Kindern, an Frauen, an Menschen mit Behinderungen im Otto-Wagner-Spital, bekannt auch unter „Spiegelgrund“, beschäftigt hat. Und diese Ausstellung ist eine sehr, sehr wichtige. Denn wenn man auch die Debatten in der letzten Zeit beobachtet, so sieht man, dass es nicht genug an Aufklärung darüber geben kann, was in dieser Zeit passiert ist, auch was in Wien passiert ist. Die Ausstellung „Der Krieg gegen die Minderwertigen“ ist ein sehr, sehr wichtiger Beitrag dazu. Leider sind die Öffnungszeiten, nämlich werktags von 10 bis 17 Uhr, so gelegt, dass sich gerade Berufstätige diese Ausstellung nicht anschauen können und genau hier gibt es aber einen Bedarf. Wir glauben, dass man sich überlegen sollte und auch die Finanzierung dafür sicherstellen sollte, dass die Ausstellung zumindest an einem Tag am Wochenende ebenfalls geöffnet ist. Es würde sich dazu der Samstag anbieten. Am Samstag finden auch die Führungen in der neu renovierten Otto-Wagner-Kirche am Steinhof statt. Das heißt, dieser Tag würde sich dazu eignen, die Ausstellung zumindest auch am Samstag Nachmittag, wenn schon nicht den ganzen Samstag zu öffnen. Ich halte es für mehr als notwendig, die Ausstellung noch mehreren Menschen zu öffnen und ihnen den Besuch zu ermöglichen. Es ist ein sehr, sehr wichtiger Beitrag und eine sehr, sehr interessante Ausstellung. Ich kann sie nur weiter empfehlen. Ich war jetzt mittlerweile schon fünf Mal oben und habe Führungen gemacht. Das Interesse ist sehr, sehr groß. Ich glaube, wir sollten den Wienerinnen und Wienern noch mehr die Möglichkeit geben, diese Ausstellung zu besuchen. Ich stelle deshalb den Beschlussantrag: 

„Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich für die Erweiterung der Öffnungszeiten der Dauerausstellung im Otto-Wagner-Spital aus und beauftragt die Frau Stadträtin für Gesundheit und Soziales sowie den Herrn Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, die Öffnung der Ausstellung am Samstag zu ermöglichen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an die beiden Ausschüsse.“ - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, indem ich mich auch herzlich bei all denen bedanke, die am Zustandekommen dieses Restitutionsberichts mitgewirkt haben, bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Museums, des Archivs und allen voran auch beim Herrn Dr Wladika, der hier ist, bitte ich um Zustimmung für dieses Geschäftsstück. Danke sehr.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters folgen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Mir liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN vor betreffend Erweiterung der Öffnungszeiten der Dauerausstellung im Otto-Wagner-Spital. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales und den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft verlangt. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest. 

Wir kommen nun zur Postnummer 29 der Tagesordnung. Hier liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Sie betrifft den Abschluss einer 4-Jahresvereinbarung mit dem Verein Die Showinisten – Theater für satirische Revue - Neues Volkstheater. - Wer dem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN gegen die Freiheitlichen mehrstimmig so beschlossen. 

Die Postnummer 27 gelangt ebenfalls nunmehr zur Abstimmung (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: 37!), 37; Entschuldigung. Die Postnummer 37, sie betrifft eine Subvention an die Grazer Autorinnen Autorenversammlung. - Wer hier der Postnummer 37 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ebenso die ÖVP, SPÖ und GRÜNE gegen die Stimmen der Freiheitlichen Partei. 

Die Postnummer 38 betrifft eine Subvention an die Forschungs- und Dokumentationsstelle für neuere österreichische Literatur. Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Gleiches Stimmverhalten ÖVP, SPÖ und GRÜNE, mehrstimmig so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 41 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Orchester Wien Akademie GmbH. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Troch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Zur vorliegenden Post ersuche ich um Zustimmung!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Wolf, bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir werden dem vorliegenden Poststück zustimmen und die Orchestersubvention mitbeschließen. Lassen Sie mich aber bei dieser Gelegenheit kurz auf unseren Vorschlag der Neuorganisation der Wiener Orchesterszene zurückkommen und die Worte von Ernst Woller aufgreifen, der den Plan, den wir vorgelegt haben, hartnäckig nicht zur Kenntnis nimmt, um nicht zu sagen, nicht versteht. 

Es haben sehr wohl wesentliche Kulturmanager der betroffenen Institutionen diesem Plan zugestimmt, unter anderem Ö1 Chef Alfred Treiber. Es ist also unrichtig, dass das abgelehnt wurde und dieser Plan nur gemacht wurde, damit ich in der Zeitung stehe. Das Bissel, das ich in der Zeitung stehe, kann ich mir im Bedarfsfall auch selbst schreiben. 

Im Übrigen geht es darum, dass die Strukturprobleme der Wiener Symphoniker gelöst werden müssen. Das ist ein nachhaltiges Problem der Kultur- und Subventionspolitik dieser Stadt und gleichzeitig unser Vorschlag, der zumindest geprüft werden sollte, wonach eine ausgelagerte Betriebsgesellschaft unter anderem auch das Management des Radio-Symphonieorchesters übernehmen könnte und nicht, wie fälschlich dargestellt, dass hier die Orchester fusioniert werden, sondern es soll darum gehen, hier eine gemeinsame Betriebsgesellschaft zu gründen, die beide Orchester professionell vermarktet. Dass das nicht ganz so abwegig sein kann, liegt vielleicht auch darin begründet, dass entsprechende Überlegungen auch im Präsidium der Symphoniker, wie ich höre, angestellt wurden. Ich bringe daher einen Beschlussantrag ein: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge ein umfassendes Strukturkonzept für die Wiener Symphoniker entwickeln, das eine nachhaltige Sicherung dieses Orchesters gewährleistet, um auch in Zukunft den notwendigen Subventionsbedarf durch die Stadt Wien gewährleisten zu können in Verbindung mit der vorgeschlagenen Ausgliederung dieser gemeinsamen Betriebsgesellschaft. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft verlangt.“ - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In der Tat, die Wiener Symphoniker sind ein Orchester von ausgezeichnetem internationalen Rang. Sie sind auch zweifelsohne ein Herzstück der Wiener Kulturpolitik und der Stadt Wien. Gerade aus diesem Grund halte ich die hier in dem Antrag der ÖVP geäußerten Vorschläge nicht nur für seicht, sondern diese Vorschläge sind unausgegoren und unausgereift. In diesem Sinn kann ich einfach nicht vorschlagen oder nicht unterstützen, dass man diesen Antrag hier annimmt. 

Wenn eine eigene Betriebsgesellschaft zwischen dem Radio-Symphonieorchester, dem RSO, und den Wiener Symphonikern in den Raum gestellt wird, dann ist zu sagen, dass es sich hier auch um zwei Orchester mit sehr testiertem eigenen Charakter, eigener Entwicklung, Geschichte und Programm handelt, das mit einer Fusionierungstendenz einfach nicht gelöst werden kann. Auch nicht mit einer gemeinsamen Betriebsgesellschaft, die ein erster Schritt zu einer Fusionierung wäre. Das verdienen beide Orchester zweifelsohne nicht. 

Aber gerade wir als Wiener Politiker sollten uns Sorgen machen, dass der ORF aus seinem dezidierten Kulturauftrag nicht einfach entlassen und freigespielt wird. Das kann nicht Aufgabe der Wiener Politiker und Politikerinnen sein. Das heißt auch, der ORF wird sich, wenn man das RSO hier schon einbringt, Gedanken über seinen Kulturauftrag machen müssen, den er mit den Gebühren der Zuseher zu erfüllen hat. Daher wollen wir es dem ORF auch nicht zu einfach machen, sondern der ORF muss, was die Zukunft des RSO betrifft, entsprechende Schritte setzen. 

Ein Hereinnehmen in eine eigene Betriebsgesellschaft mit den Symphonikern halte ich weder für das eine Orchester noch für das andere schon gar nicht für ausreichend, aber auch zum jetzigen Zeitpunkt nicht für gut. Daher bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück, aber nicht zum Antrag. - Danke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 41 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. 

Hier liegt ein Antrag der ÖVP zu diesem Akt vor: Lösung struktureller Probleme der Wiener Symphoniker. Wer dem Antrag der ÖVP zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und GRÜNEN und hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 43 der Tagesordnung zur Abstimmung. Sie betrifft eine Subvention an die Vienna Film Commission GmbH. Wir kommen gleich zur Abstimmung. Keine Wortmeldung liegt vor.

Wer der Postnummer 43 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Bei der Postnummer 44 erfolgt ebenso nur mehr die Abstimmung. Sie betrifft den Abschluss einer 4-Jahresvereinbarung mit dem Verein Superamas zur Förderung von Kunstprojekten. Wer diesem Antrag die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen Partei. 

Es gelangt nun die Postnummer 46 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Stadtforum Wien. Wer dieser Postnummer zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ gegen GRÜNE und FPÖ.

Die nächste Post ist die Postnummer 54 der Tagesordnung. Sie kommt nur mehr zur Abstimmung, es ist keine Wortmeldung mehr vorliegend. Sie betrifft den Abschluss eines Baurechtseinschränkungsvertrages und eines Baurechtsbestellungsvertrages für Grundstücke im 19. Bezirk, KatG Oberdöbling. - Wer dieser Postnummer 54 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ, gegen die Stimmen von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN. 

Jetzt schlage ich vor, die Berichterstattung – na ja, es könnte sich ausgehen, es ist zehn vor vier, nur zu Ihrer Information - und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 2, 3, 4, 5 und 6 der Tagesordnung, sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR Bacher-Lagler, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. Ich mache Sie nur darauf aufmerksam, nach neun Minuten müssen wir unterbrechen, dann kommen wir zur Dringlichen Anfrage.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich werde versuchen, meine Ausführungen in die neun Minuten hineinzupressen. Vorweg gesagt, meine Damen und Herren, wir werden dem heute vorliegenden Poststück zustimmen. Nichtsdestotrotz möchte ich einige Worte generell zur Integration sagen. Das heißt, ich werde heute meine Rede dazu nutzen, darauf aufmerksam zu machen, was in dieser Stadt noch immer falsch läuft. 

Ich war letzte Woche gemeinsam mit der Kollegin von den GRÜNEN Alev Korun, die ja auch hier im Gemeinderat gesessen ist, bei einer sehr großen internationalen Konferenz zu Integration und Migration und ich habe, ehrlich gesagt, die Kollegin von den Roten, Nurten Yilmaz, vermisst. Ich hätte sie auch sehr gerne dort gesehen, weil da über sehr, sehr wichtige und essenzielle Sachen zum Thema Integration von Migranten in Europa gesprochen worden ist. Und da könnte sich die Stadt Wien ein Stück von dem Kuchen abschneiden, weil sie sich immer als Vorreiter gibt und sagt, unsere Integrationspolitik wird von der ganzen Welt kopiert. Dass es nicht so ist, davon konnte ich mich bei der Konferenz letzte Woche überzeugen und ich hätte mir gewünscht, dass Sie auch dabei gewesen wären und es auch fest genossen hätten, sehr geehrte Frau Kollegin Yilmaz. Wie gesagt, ich bedaure es sehr und ich bedauere es auch, dass ich bei dieser Konferenz zur Kenntnis nehmen musste, dass dank der SPÖ, die in dieser Stadt Integration jahrelang vernachlässigt hat und damit den Nährboden für die FPÖ aufbereitet hat, diese das polemisiert und unser Ansehen, das Ansehen Österreichs und das Ansehen von Wien in der ganzen Welt schlecht gemacht hat. Das musste ich dort leider feststellen und es hat mir tief im Herzen weh getan. 

Wie ich auch während der Diskussion um die Dammstraße gesehen habe, gibt sich die SPÖ gern als Feuerlöscher, obwohl sie eigentlich der Brandstifter ist. (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.) Denn eine Integrationspolitik, die diesen Namen verdient, findet in dieser Stadt sicherlich nicht statt. Das muss ich schon unterstreichen. Damit wird Konfliktherden ja auch Raum gegeben, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Stattdessen beziehungsweise statt da entgegen zu steuern, fährt man mit einer fahrlässigen Laisser-faire-Politik fort. Dabei sollte Wien aus den Vorausfällen der Vergangenheit gelernt haben. Athen und Paris sollten uns in bester Erinnerung sein. Wien ist leider auch dank der SPÖ auf dem besten Weg der Abwärtsspirale. Keiner scheint zu wissen, wohin der Weg führt. Eine Antwort ist man auch von Seiten der SPÖ jedenfalls noch schuldig. Einzig der rechte Flügel der Parteienlandschaft profitiert von solch einer Scheuklappenpolitik.

Solange die SPÖ nicht willens ist, Politik für die Menschen dieser Stadt zu machen, für Menschen mit und ohne Migrationshintergrund und nachhaltig wirkende Entscheidungen zu treffen sowie Reformvorschläge zu realisieren, selbst wenn sie von der ÖVP und von der Opposition kommen, wird die Integrationspolitik in dieser Stadt in Zukunft auch eine traurige sein. Die zuletzt erfolgte Law-and-order-Politik der SPÖ ist jedenfalls wenig glaubwürdig und deutet viel eher darauf hin, dass demnächst Wahlen stattfinden werden. 

Wir, die ÖVP-Wien, hingegen weisen seit Jahren auch darauf hin, dass Integration nur dann funktionieren kann, wenn sich alle an die Spielregeln halten. So lange hat man den Bewohnern dieser Stadt Sand in die Augen gestreut und versucht, eine andere Realität vorzugaukeln. In Wien droht eine Zweiklassengesellschaft. Doch statt gegenzusteuern, feiert man sich selbst. Ehrlich gesagt, der Zustand der SPÖ erinnert hier langsam aber doch an die Titanic. 

Ich darf da vielleicht auch noch einige Beispiele ausführen, die mir bei dieser Konferenz von Experten dann auch für Österreich und Wien vorgesetzt worden sind, vor allem im Wohnbereich. Ein funktionierender Stadtentwicklungsplan oder Masterplan in diesem Sinne existiert anscheinend in dieser Stadt nicht, weil anders kann ich mir nicht erklären, warum diese großen Probleme mit den Ballungen, vor allem auch im Gemeindebau und auch diese ganzen Konflikte wie Dammstraße et cetera dermaßen in der Öffentlichkeit diskutiert werden. Hier sind einige Knackpunkte, die Sie nicht in Angriff genommen haben und hier kann eines Tages die Lunte zu brennen beginnen, die dann zur Explosion führt. Wenn man jetzt nicht aufpasst, ist es dann sicher irgendwann zu spät. 

Dementsprechend müssen auch die für Präventionszwecke allumfassenden Maßnahmen gesetzt werden. Um diesem Aspekt auch Rechnung zu tragen, ist die Erarbeitung eines für Wien günstigen umfassenden Integrationsplans, den wir ja schon lange fordern, ganz wichtig. Ich möchte aber auch nicht verschweigen, ehrlich gesagt, dass aus den Reihen der SPÖ durchaus auch positive Signale ab und zu zu vernehmen sind. Aber leider geht das alles viel zu langsam. Heute wurde ja die Zuwanderungskommission auch mit unserem Klubobmann präsentiert. Wir werden uns da gerne einbringen und wir haben uns auch in der Vergangenheit da gerne eingebracht und wir versuchen ja auch in den Ausschüssen, so konstruktiv wie möglich zu sein, weil wir das Thema sicherlich nicht polarisieren möchten. Aber es ist demotivierend, wenn man merkt, dass von der anderen Seite, von der Stadtregierungsseite, die wichtigen und richtigen Maßnahmen nicht gesetzt werden.

Lassen Sie mich vielleicht auch vom letzten Ausschuss ein Beispiel geben. Seit Beginn meiner Gemeinderatstätigkeit versuche ich, nicht nur die bekannten Themen wie den Wohnbereich beziehungsweise Integrationsthemen wie Sprache et cetera zur Sprache zu bringen, sondern auch andere Themen, die in der Öffentlichkeit wenig Platz finden, sprich Zwangsverheiratungen, Ehrenmorde, auch Drogenprobleme bei Migrantenkindern. Versuche, da Forderungen zu stellen und Maßnahmen zu erarbeiten, sind natürlich auch an die Stadt Wien gerichtet, dass sie auch da was machen soll, aber leider mit wenig Erfolg. Eine dieser Forderungen ist ein Suchtpräventionsprogramm mit Menschen mit Migrationshintergrund beziehungsweise für Jugendliche, die nicht Deutsch als Muttersprache haben. Ich habe mich da eineinhalb Jahre ehrenamtlich in diesem Bereich gemeinsam mit dem kriminalpolizeilichen Präventionsdienst eingebracht und habe gesehen, dass in diesem Bereich in dieser Stadt absolut nichts gemacht wird. Ich habe auch dementsprechend Anträge und Anfragen mit meiner Fraktion formuliert, mit dem Ergebnis null. Ich habe erneut eine Anfrage gestellt. Ich habe auch eine Pressekonferenz gemacht, wo sich dann etliche Betroffene und Eltern bei mir gemeldet haben, die nicht einmal gewusst haben, an wen sie sich wenden sollen, sprich, dass sie einmal auch in ihrer Muttersprache da Unterstützung bekommen. Auch da ist die Bilanz sehr traurig. Ich habe da erfahren müssen, dass die Stadt Wien Integration wirklich nicht ernst nimmt. Auch die Beantwortung war, meiner Meinung nach, katastrophal, weil es unterm Strich geheißen hat: Eine Studie, die wir dazu gefordert haben, ist nicht nötig, das Problem gibt es quasi für Sie nicht, existiert nicht und deswegen brauchen Sie es auch nicht zu machen. Sie haben dann noch in Ihren Ausführungen gesagt: Ja, Migranten sind eh schon benachteiligt und wenn man quasi nochmals eine Präventionsmaßnahme oder eine Tätigkeit in diesem Bereich setzen würde, dann würden sie nochmals benachteiligt sein. Ich denke, dass der Drogenkoordinator in dieser Stadt keine Ahnung hat, was sich da draußen abspielt, was sich da für Schicksale abspielen und dass uns allen das gesellschaftspolitisch eines Tages einmal auf den Kopf fallen wird. 

Es geht mir sicher nicht um Polemik. Als jemand mit Migrationshintergrund, die alle Integrationsinstanzen selbst inhaliert hat, geht es mir um Maßnahmen, die sinnvoll sind, die unsere Zukunft betreffen und auch die Zukunft unserer Kinder betreffend. Deswegen verwundert es mich, dass diese Stadt sich blind gibt und ihre Vogel-Strauß-Politik fortsetzt.

Aber das ist ja nicht nur in diesem Bereich, meine sehr geehrten Damen und Herren. Nehmen wir auch das Zwangsheiratsthema her. Da haben wir jahrelang eine Studie gefordert. Eine Minute ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ich muss Sie leider jetzt ... Sie haben noch elf Minuten Rest. Aber ich muss jetzt unterbrechen. Sie können sich nach der Dringlichen Anfrage gerne wieder melden. Ich habe es vorher angekündigt, ja, okay. 
GRin Mag Sirvan Ekici (fortsetzend): Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. Ich unterbreche jetzt die Sitzung für die Dringliche Anfrage. 

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von GRin Mag Maria Vassilakou eingebrachte an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Stadt Wien stellt alle Subventionen für FPÖ-Propaganda ein“ vom Fragesteller, in dem Fall von der Fragestellerin, mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet.

Auf Verlangen der Antragstellerin hat vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. Ich bitte daher den Schriftführer um Verlesung dieser Dringlichen Anfrage.

Der Kollege Mahdalik hätte gerne eine Ablöse gehabt. (Allgemeine Heiterkeit. - GR Dr Herbert Madejski: Das glaube ich auch!) Eine Minute müssen Sie noch lesen und dann kommt der Antrag. Um 16 Uhr ist Ablöse der Schriftführer. Wir sind jetzt um eine Minute zu früh. (GR Dr Herbert Madejski: Dann fangen wir um 16 Uhr an! - StR Norbert Walter, MAS: Es ist bereits 16 Uhr. – Allgemeine Aufregung.) Ich wollte pünktlich sein. Jetzt ist es 16 Uhr.

Schriftführer GR Anton Mahdalik: Ich wollte schon anfangen. Die erste Zeile könnte ich vorlesen: Die unterzeichneten GemeinderätInnen stellen daher gemäß § 16 WStV iVm § 36 der Geschäftsordnung des Gemeinderates folgende Dringliche Anfrage: ... - Jetzt hätte ich gerne die Ablöse.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich weiß nicht, wer nach Ihnen drankommt. - Kommt schon. - Bitte.

Schriftführerin GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Dringliche Anfrage:

1) Die FPÖ-Parteizeitung „Neue Freie Zeitung“ erhält immer wieder Inserate über den Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien. 

Wieso wird eine Zeitung, die fremdenfeindliche und fremdenangstschürende Politik der FPÖ bewirbt, durch die Stadt Wien gefördert?

Wie hoch war das Anzeigenvolumen in Euro in der „NFZ“ durch Inserate der Stadt Wien in den Jahren 2005, 2006, 2007, 2008 und 2009?

Sind Sie sich bewusst, welche Publikation seitens der Stadt Wien hier gefördert wird?

Finden Sie persönlich die „NFZ“ förderungswürdig und werden Sie weiterhin dafür eintreten, dass die „NFZ“ Inserate und damit Geld vom PID erhält?

Wie viel Geld wird die „NFZ“ von der Stadt Wien im Jahr 2009 erhalten?

2) Publikationen der FPÖ werden in der Vergangenheit immer wieder mit Inseraten der Gemeinde Wien finanziell unterstützt. Erst Anträge und Anfragen der Grünen haben dazu geführt, dass die SPÖ ihre Linie geändert hat und zugesagt hat, Inserate bei FPÖ-Blättern wie „Wir Wiener“ einzustellen.

Wie hoch waren die Subventionen für das FPÖ-Propagandablatt „Wir Wiener“ in den Jahren 2005, 2006, 2007, 2008 und 2009?

Wann und zu welchem Preis ist das letzte Inserat durch die Gemeinde Wien - PID in dem FPÖ-Blatt „Wir Wiener“ geschaltet worden?

Die Linie der FPÖ war in Diskussionen im Gemeinderat immer: „Es kommt nur auf die Verbreitung an. Unsere Inserate sind keine Subventionen, sondern Informationen.“ Mit dieser inhaltslosen und unpolitischen Haltung kann jedes Inserat in jedem noch so hetzerischen Blatt gerechtfertigt werden. Wir Grüne halten diese Position für falsch.

Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Inseratenpolitik des PID dahin gehend geändert wird, dass Zeitungen und Zeitschriften, die Fremdenangst schüren und fremdenfeindliche Ressentiments bedienende Politik unterstützen, keine Inserate der Gemeinde Wien erhalten werden?

3) Das Cajetan-Felder-Institut erhält mit Unterstützung von SPÖ, ÖVP und FPÖ jährlich Subventionen seitens der Gemeinde Wien.

Wie hoch waren die Subventionen für das Cajetan-Felder-Institut durch die Stadt Wien in den Jahren 2005, 2006, 2007, 2008 und 2009?

Wieso wird das Cajetan-Felder-Institut durch die Stadt Wien gefördert?

Informieren Sie sich persönlich über die Aktivitäten des Cajetan-Felder-Institutes? Falls ja, welche Aktivitäten des Cajetan-Felder-Institutes finden Sie besonders förderungswürdig? Falls nein, halten Sie persönlich das Cajetan-Felder-Institut für förderungswürdig und werden Sie weiterhin dafür eintreten, dass das Cajetan-Felder-Institut von der Gemeinde Wien subventioniert wird?

4) Der Ring Freiheitlicher Jugend - RFJ erhält wegen der Unterstützung von SPÖ, ÖVP und FPÖ jährlich Subventionen seitens der Gemeinde Wien.

Wie hoch war die Subvention für den RFJ durch die Stadt Wien in den Jahren 2005, 2006, 2007, 2008 und 2009?

Wieso wird der RFJ, der ganz offen die fremdenfeindliche Politik der FPÖ bewirbt, durch die Stadt Wien gefördert?

Informieren Sie, Herr Bürgermeister, sich persönlich über die Aktivitäten des RFJ? Falls ja, welche Aktivitäten des RFJ finden Sie besonders förderungswürdig? Falls nein, finden Sie persönlich den RFJ für förderungswürdig und werden Sie weiterhin dafür eintreten, dass der RFJ von der Gemeinde Wien subventioniert wird?

Gemäß § 37 der Geschäftsordnung des Gemeinderates wird beantragt, dass die Anfrage verlesen und mündlich begründet werden kann und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor.

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich Frau GRin Mag Vassilakou das Wort.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Verehrte Damen und Herren!

Zum demokratischen Grundkonsens Wiens und auch Österreichs, auf den wir alle sehr stolz sind und für den frühere Generationen gekämpft haben, manchmal auch unter Gefahr und Einsatz ihres eigenen Lebens, gehören unter anderem Werte wie der Dialog, das friedliche Zusammenleben zwischen allen Menschen in Wien, die Solidarität und die Hilfsbereitschaft denjenigen gegenüber, die Unterstützung brauchen, der Schutz und der Respekt für Minderheiten, die Trennung, in diesem Fall würde ich nicht nur sagen, von Staat und Religion, sondern ganz besonders die Trennung von Politik und Religion - es ist bisher weitestgehend unvorstellbar im Rahmen dieses Grundkonsenses, dass wir unsere Politik mit irgendwelchen religiösen Symbolen in der Hand oder irgendwelchen Fahnen wedelnd machen (GR Mag Johann Gudenus, MAIS, anspielend auf den Umstand, dass die meisten der grünen Gemeinderätinnen und Gemeinderäte nunmehr T-Shirts mit der Aufschrift „Eure Schande heißt Martin Graf" tragen: Und T-Shirts!) - der Versuch sicherzustellen, dass es niemals wieder zu Gräueltaten kommt, wie man sie aus der österreichischen Geschichte kennt, daher das strikte Verbot jeder Form von nationalsozialistischer Wiederbetätigung und hier insbesondere auch das Verbot, die Gräueltaten aus der Nazi-Vergangenheit zu leugnen und last but not least eine besondere Sensibilität im Umgang mit dem jüdischen Volk und im Umgang mit dem Staat Israel. Ich bin davon überzeugt, und nicht nur ich sehe es so, sondern zigtausende Menschen in Österreich sehen es so, dass ein Land mit einer vorbelasteten Geschichte selbstverständlich zwar dort kritisieren darf, wo es etwas zu kritisieren gibt, aber selbst diese Kritik mit besonderem Respekt und einer besonderen Sensibilität im Umgang, wie gesagt, anbringen sollte.

Wir alle wissen, dass es in diesem Haus auf jeden Fall drei politische Kräfte gibt, die sich innerhalb dieses Grundkonsenses bewegen, die diesen achten und diesen auch hochhalten. Wir wissen auch, dass wir zunehmend mit einem Problem konfrontiert werden, nicht nur hier in Wien, sondern insgesamt in der politischen Landschaft Österreichs, weil es eine politische Kraft gibt, die auch in diesem Haus vertreten ist und die sich bewusst, wiederholt und bedauerlicherweise in letzter Zeit zunehmend nicht nur abseits dieses Grundkonsenses stellt, sondern wiederholt und ebenfalls vermehrt Handlungen setzt, von denen ich mich allmählich frage, ob sie nicht bewusst gesetzt werden, um diesen Grundkonsens in die Luft zu sprengen.

Ich halte es für eine Verantwortung, die wir, die wir in diesem Haus sitzen, zu tragen haben, dem einen Riegel vorzuschieben und ganz klar abzugrenzen, nicht nur durch Worte, sondern auch durch Taten, und ganz klar aufzuzeigen, dass wir mit dieser Art von Politik nicht nur nichts anfangen können, sondern auch alles tun werden, was im Rahmen unserer Möglichkeiten liegt, um das hintanzuhalten!

Wovon spreche ich? Ich möchte jetzt ganz konkret ein paar Beispiele aus der letzten Zeit bringen, einfach nur, damit sozusagen jedem und jeder von uns wieder in der Erinnerung aufgefrischt wird, was sich in Wien alles zugetragen hat, nicht zuletzt in diesem Wahlkampf in den letzten Wochen. Wir haben es also mit einer Kraft zu tun, die frei von jedem Skrupel nicht nur seit Jahr und Tag gegen Zuwanderer hetzt, gegen andere Nationen hetzt, gegen andere Völker, gegen andere Länder, gegen andere Religionen hetzt, sondern neuerdings auch - und das ist eine neue Komponente - offen beginnt, gegen Minderheiten zu hetzen, sie zu stigmatisieren und das Leben, das für manche Minderheiten ohnehin schon sehr schwer ist, noch viel schlimmer zu machen. 

Wenn Sie ein Beispiel haben möchten, bitte sehr, die „Neue Freie Zeitung" titelt in einem Beitrag: „Kampf der Zigeunerkriminalität". Ich gehe davon aus, dass jeder und jede, der und die in diesem Haus sitzen, weiß, wenn man von „Zigeunerkriminalität" spricht, ist es beleidigend, abschätzig und es stigmatisiert. Jeder Mensch, der sich in Österreich als zivilisiert und aufrechten Demokrat bezeichnen möchte, nimmt bewusst Abstand von solchen Ausdrücken einer sehr verfolgten Minderheit gegenüber, die noch dazu in der dunklen Vergangenheit mit Folter und Tod konfrontiert war. 

Übrigens findet sich in der „Neuen Freien Zeitung" in derselben Ausgabe ein paar Seiten weiter folgendes Inserat: „Wien hat das Mehr". Ich finde es toll, dass Wien das Mehr hat, und zwar mit h und nicht mit doppel-e, aber nichtsdestotrotz finde ich es grundfalsch, es innerhalb dieses Blattes hinauszuposaunen. Ich glaube einfach, dass diese zwei Dinge nicht zusammengehen. Diese zwei Dinge können nicht zusammengehen. Ich kann mir nicht vorstellen, wie es die Stadt Wien auf sich nimmt, mit Inseraten, die wir schalten, schlussendlich mitzufinanzieren, dass solche Publikationen entstehen und weiterverbreitet werden können. Für mich wäre es das Mindeste, dass wir, bevor wir Inserate in diversen Zeitungen und Blättern schalten, überprüfen, welche Blattlinie dieses Blatt verfolgt, welche Zwecke damit verfolgt und welche Resultate auf diese Art und Weise erreicht werden. 

Ich gebe ein weiteres Beispiel. Wir wissen, dass wir es mit einer Kraft zu tun haben, die zunehmend von Rechtsradikalen und Neonazi-Kräften unterwandert wird. (GR Mag Dietbert Kowarik: Was Sie alles wissen!) Wir wissen es deshalb, weil wir das wiederholt bei Veranstaltungen und Demonstrationen gehabt haben, zu denen die FPÖ aufgerufen hat. Wir haben das vor einem Jahr im 20. Bezirk gehabt. Dazu gibt es ausreichendes Fotomaterial. Einmal mehr, ich habe es Ihnen in der Früh gesagt, ich wiederhole es jetzt, jeder hat es gesehen. Diese Fotos können Sie jederzeit, wenn es Sie interessiert, auch bei uns einsehen. Nur, Sie haben es nicht gesehen und haben es bis zum heutigen Tag nicht für wert befunden, sich davon zu distanzieren und dafür zu sorgen, dass solche Kräfte bei Veranstaltungen von Ihnen nicht auftauchen beziehungsweise aufgefordert werden, diese sofort zu verlassen. 

Sie wissen auch, und das sage nicht ich, sondern das sagt das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, dass der Ring Freiheitlicher Jugend ebenfalls zunehmend von Neonazis unterwandert wird. Das gibt es Schwarz auf Weiß. Man weiß, dass hier rechtsradikale Kräfte ebenfalls Unterschlupf finden. Man weiß auch, dass das Ganze in der Zwischenzeit Früchte trägt, da auch der RFJ sozusagen dazu übergegangen ist, sich beispielsweise auf die Meinungsfreiheit - unter Anführungszeichen - zu berufen und dafür zu plädieren, dass das Leugnungsverbot bei Gräueltaten aus der nationalsozialistischen Vergangenheit aufgehoben wird.

Sie haben also in diesem Zusammenhang ein Problem, das Sie nicht kennen möchten, das Sie nicht zur Kenntnis nehmen möchten, von dem Sie sich keinesfalls distanzieren und wo auch nichts getan wird, um es in irgendeiner Art und Weise anzugehen und zu lösen, wie ich es von jeder demokratischen Kraft in diesem Haus erwartet hätte.

Ein drittes Beispiel aus der letzten Zeit, aus der jüngsten Vergangenheit: Inserate gegen den EU-Beitritt Israels. Ich glaube, es spricht Bände und ich werde es auch dabei belassen, dass die Zeitung „Kurier" sich geweigert hat, ein derartiges Inserat abzudrucken, mit der Begründung, dass es zu weit geht, dass eine empfindliche Schmerzgrenze überschritten wird. Jede Schmerzgrenze, jeder Wert, der in diesem Grundkonsens enthalten ist, wird angetastet und es wird versucht, das Ganze ein Stückchen weiterzuschieben. 

Es handelt sich um eine Fraktion, die noch dazu immer wieder von Mandatarinnen und Mandataren vertreten ist, die Probleme mit dem Gedächtnis und mit dem Geschichtsverständnis haben. Ich rufe in Erinnerung, dass sich Herr Bundesrat Gudenus nicht ganz sicher war, ob es Gaskammern gegeben hat oder nicht. Ich rufe in Erinnerung, dass wir vor relativ kurzer Zeit einen dritten Nationalratspräsidenten erhalten haben, den Herrn Graf, der nicht nur Mitglied einer zeitweise verbotenen Burschenschaft war, wo wir davor gewarnt haben, was das eigentlich bedeutet, jemand, der sich in diesem Umfeld bewegt, der in früheren Jahren bei Veranstaltungen auch Saalschutz gegeben hat, wo Rechtsextremisten ihre Ansichten zum Besten gegeben haben, in so ein hohes Amt der Republik zu heben. Es ist passiert, teilweise sogar mit den Stimmen der Sozialdemokratie. Das muss man an dieser Stelle mit großem Bedauern sagen. Was haben wir danach gehabt? Was haben wir danach erlebt? Binnen kürzester Zeit wurde dann bekannt, dass die Mitarbeiter aus seinem Büro bei rechtsextremen Versandhäusern eindeutiges Material bestellen. (GR Mag Dietbert Kowarik: Wir sind hier im Wiener Gemeinderat!)

Wir haben es zuletzt auch mit einem allerletzten Phänomen aus den letzten Wochen zu tun, auf das ich kurz zu sprechen kommen möchte. Zu Rassismus, zu Hetze, zu antisemitischen Inseraten, zur Leugnung von Straftaten aus der NS-Vergangenheit gesellt sich nämlich sozusagen noch etwas Neues dazu, nämlich Politik mit dem Kreuz in der Hand. Das heißt, auch bestimmte neue Formen des religiösen Fanatismus, wenn Sie so möchten, die wir eigentlich bisher noch nicht in der Republik hatten. Denn so lange ich mich erinnern kann, ist mir nicht bewusst, dass irgendeine Partei in Österreich mit dem Christentum als Vorwand Hetze in einem Wahlkampf betrieben hat. (GRin Henriette Frank: Sie verstehen das nicht!) Eines möchte ich Ihnen schon sagen, verehrte KollegInnen, ich verstehe sehr viel und ich verstehe einiges sehr gut, aber ich finde es absolut unangebracht und vermessen, auch Menschen gegenüber, die sehr religiös sind und für die das Kreuz sehr viel bedeutet, es auf diese Art und Weise einfach zu missbrauchen, damit bei Veranstaltungen zu wacheln, es als Vorwand zu nehmen, um gegen andere zu hetzen und auf diese Art und Weise alle Prinzipien mit Füßen zu treten, für die das Christentum eigentlich stünde. Aber das soll nicht mein Problem sein, das soll Ihr Problem sein. Das sollen Sie mit sich selbst und auch mit denjenigen, deren religiöse Gefühle Sie auf diese Art und Weise verletzt haben, ausmachen. Was ich jedenfalls nicht möchte, ist, dass eine Kultur mit unserer indirekten Unterstützung in dieser Stadt Einzug hält, in der mit religiösen Vorwänden neuerdings Hetze betrieben wird, Menschen ausgegrenzt werden, Minderheiten ausgegrenzt werden, der soziale Frieden in Frage gestellt wird, Gräueltaten aus der Nazi-Vergangenheit in Frage gestellt werden, wo Menschen, die sich in diesem Umfeld bewegen, hohe Ämter bekleiden und wo wir von Wahlkampf zu Wahlkampf nicht mehr wissen, womit wir noch rechnen können.

Damit komme ich zu dem Teil, der für mich sozusagen der spannendere in der heutigen Debatte ist und den Sinn dessen macht, warum wir diese dringliche Initiative ergriffen haben. 

Wir alle wissen, dass der Wiener Wahlkampf uns bevorsteht. Es wird ein Wahlkampf sein, der sehr wichtig ist, wie alle politischen Kommentatorinnen und Kommentatoren einschätzen. Es wird ein Wahlkampf sein, in dem sämtliche politischen Kräfte versuchen werden, ihr Bestes zu tun, um das bestmögliche Ergebnis zu erreichen. Es wird ein Wahlkampf sein, der auch für die Bundespolitik von immenser Bedeutung sein wird. Es ist also ein Wahlkampf, der mehrere Monate lang dauern wird und der mit großem und hohem Aufwand betrieben wird, sowohl finanzieller Natur als auch natürlich mit breiter medialer Aufmerksamkeit. Die Anzeichen, wie sich alles gestalten wird, wie wir sie aus dem aktuellen EU-Wahlkampf erlebt haben, lassen befürchten, dass es teilweise ziemlich gruselig wird. Ich verwende bewusst dieses Wort, weil es einem wirklich zeitweise gruseln kann im wahrsten Sinne des Wortes. Es kommt einem wirklich das Grauen, wenn sogar das allerletzte Tabu, das wir in diesem Land gekannt haben, nämlich die Sensibilität im Umgang mit Israel und dem Judentum gegenüber mit Füßen getreten wird. Das heißt, wir können noch einiges erwarten und darauf gefasst sein. 

Der Herr Bürgermeister und sonstige namhafte Vertreterinnen und Vertreter der SPÖ, zum Beispiel ihre Bundesgeschäftsführerin, Frau Rudas, werden nicht müde zu wiederholen, dass die SPÖ das Bollwerk gegen diese Art von Politik wäre, dass diese Art von Politik in dieser Stadt keinen Platz hat und dass man entschieden gegen Rechtsradikalismus, gegen Faschismus, gegen Rassismus auftreten und kämpfen wird. Sehr geehrter Herr Bürgermeister, wenn das der Fall ist, dann bin ich sehr dafür, dass wir nicht bei Worten bleiben. Weil in den Worten sind wir alle stark, niemand von uns ist auf den Mund gefallen, sonst wären wir alle nicht Politiker und Politikerinnen geworden. Aber den Worten müssten Taten folgen. Eine sehr simple Tat, die wir heute ergreifen können, ist sicherzustellen, dass solche und ähnliche Politiken nicht verbreitet werden mit indirekter Unterstützung und Finanzierung seitens der Stadt. Denn wir alle wissen, wenn wir Inserate in solchen Blättern schalten, dann tragen wir dazu bei, dass diese Blätter produziert werden und größere Verbreitung finden können. Ich, einmal mehr, finde es untragbar, dass es solche Publikationen gibt, wo die Rede von der „Zigeunerkriminalität" ist, um einmal mehr ein konkretes Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit zu bringen, und dass daneben die Stadt Wien inseriert. Sie haben die Möglichkeit, dem Antrag der GRÜNEN zuzustimmen, und ich hoffe auch, dass er ihre Zustimmung finden wird, um damit sicherzustellen, dass solche Politiken einmal mehr nicht mit Unterstützung und unter Finanzierung der Stadt Wien verbreitet werden und dass weder die „Neue Freie Zeitung" noch sonst irgendwelche Publikationen und Blätter der FPÖ direkt oder indirekt seitens der Stadt unterstützt und mitfinanziert werden. 

Ein Zweites, was wir tun können, wenn wir bereit sind zu handeln, wie gesagt, mit Taten und nicht nur mit Worten, ist sicherzustellen, dass der RFJ, der tatsächlich - erkundigen Sie sich, das DÖW kommt zu einer eindeutigen Expertise - unterwandert worden ist und schlussendlich leider den Boden bietet, um rechtsextremen Umtrieben in dieser Stadt sozusagen Tür und Tor zu öffnen, nicht mit finanziellen Mitteln seitens der Stadt unterstützt wird. Es gibt die Möglichkeit, hier keine Subvention zu gewähren. Diesen Antrag bringe ich ebenfalls ein und gehe davon aus, dass er die Unterstützung der SPÖ finden wird. 

Ich möchte einmal mehr mit den Worten abschließen, dass wir sehr wohl eine Verantwortung haben und eine Verantwortung zu tragen haben. Ich glaube nicht, dass wir dieser Verantwortung gerecht werden, wenn wir auf der einen Seite lauthals jeden Eklat, jeden neuen Tabubruch verurteilen und auf der anderen Seite zur Kenntnis nehmen, dass jene Infrastrukturen, die es braucht, um diese Art Politik zu betreiben, von uns mitfinanziert, mitunterstützt und daher indirekt mitgetragen werden. Ich gehe davon aus, wenn die SPÖ ihre Glaubwürdigkeit als Bollwerk gegen diese Art von Politik, wie sie sich so gern selbst bezeichnet, behalten will, werden Sie ganz einfach das tun, was zu tun ist, nämlich die Hand heben und unsere zwei Anträge unterstützen. 

Dasselbe gilt, meine Damen und Herren, auch für die ÖVP. Ich finde es auf der politischen Ebene schlimm genug, dass Sie sich nicht in ausreichender Art und Weise abgrenzen. Ich finde es schlimm genug, dass Sie zu den Vorkommnissen der letzten Woche und sogar ziemlich lange auch zu den Israel-feindlichen Inseraten geschwiegen haben. Ich finde es ziemlich schlimm, dass ständig damit spekuliert wird, genau mit dieser FPÖ, genau mit diesen Kräften, genau mit dem Herrn Strache zusammenzuarbeiten, um in dieser Stadt in der Zukunft gemeinsam Politik zu machen. Ich finde es schlimm genug, dass Sie nicht ausschließen, nach den nächsten Wien-Wahlen mit solchen Kräften zusammenarbeiten zu können und zu wollen. Aber das Mindeste, was Sie machen können, das Mindeste, was Ihnen heute freisteht, ist ebenfalls die Hand zu heben, um sicherzustellen, dass die Stadt Wien auf diese Art und Weise solche Aktivitäten ganz sicher nicht unterstützt. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. - Bitte 

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Vorsitzende! Meine verehrten Damen und Herren! Frau Klubvorsitzende! 

Lassen Sie mich, bevor ich in der für Ort und Zeit gebührenden Kürze Ihre Fragen beantworte, ein paar Vorbemerkungen machen:

Jawohl, es gibt einen demokratischen Grundkonsens der Zweiten Republik - das steht außer jedem Zweifel -, der entstanden ist aus dem Geist der Lagerstraße, der entstanden ist aus dem Geist des antinazistischen Widerstandes, egal, aus welcher politischen Gruppierung er gekommen ist. Das ist zweifelsohne jener Geist, von dem wir sagen, es darf keine politischen Kräfte mehr in diesem Land geben, die Demokratie, Rechtsstaat, das Zusammenleben der Menschen ohne Hass, ohne aufeinander gehetzt zu werden, in Frage stellen. Wir sind mit Sicherheit eine Gesellschaft, die Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und das Ablehnen von Minderheiten einfach nicht dulden will. Es hat unserer Stadt in diesen vielen Jahrzehnten sehr gut getan, dass sie hier miteinander gelebt haben. Es gibt in dieser Stadt mit gutem Grund keine brennenden Tempel, keine brennenden Moscheen, keine brennenden Kirchen, keine brennenden Asylantenheime. Im Gegenteil, wir werden in der Welt etwa dafür bewundert, dass es gelungen ist, die großen Religionsgemeinschaften zu einer gemeinsamen Erklärung zu den Ereignissen von „9/11“ zu bekommen, wo ganz klar Terrorismus und Extremismus in jeglicher Form und aus welcher Richtung immer abgelehnt werden. Das gilt es auch zu erhalten. 

Ich darf Ihnen, Frau Klubvorsitzende, versichern, dass ich alles in meiner Macht Stehende tun, all meine Kraft einsetzen will, aber das versichere ich natürlich in erster Linie den Wienerinnen und Wienern, dass in dieser Stadt jener Grundkonsens erhalten wird, der uns zu diesem friedvollen Miteinander, zu Wohlstand - ungerecht verteilt, aber Wohlstand - in dieser Stadt geführt hat. Ich bedaure es zutiefst, dass insbesondere in diesem Verständnis, bei aller Rechtfertigung politischer Auseinandersetzung, bei aller demokratischen Legimitation von Kritik, bei all dem, was wir zweifelsohne auch an Meinungsverschiedenheiten auszutragen haben, die Grenzen in Richtung eines Gegeneinanderausspielens von Bevölkerungsteilen einfach in Frage gestellt werden. Es hat Grenzüberschreitungen in klarer Form gegeben, obwohl ich mich noch sehr gut daran erinnern kann - die Zeit liegt nicht so weit zurück -, dass wir uns hier eigentlich versprochen hatten, diese Grenzüberschreitungen der Demokratie und des Zusammenlebens nicht zu begehren. 

Ich sage hier in aller Offenheit, dass ich mich dazu bekenne, aber nicht auf ein Spiel einlassen will, wer der bessere Demokrat und wer der bessere Antifaschist ist. Es tut mir leid, dazu bin ich zu alt, dazu ist meine Biographie zu klar. Ich halte das auch für zu kindisch, um das ganz offen zu sagen. Wir haben als Demokraten in diesem Land und in dieser Stadt dafür zu sorgen, dass wir jenen demokratischen Weg, den wir seit dem April 1945 in dieser Stadt gemeinsam gehen, nicht verlassen. Ich sage das hier in aller Deutlichkeit an all jene, die meinen, dass ein Weg, wie er in der jüngeren Zeit gegangen worden ist, wo man Menschen gegeneinander aufgehetzt hat, einer ist, den man auch fortsetzen kann, gerade in kommenden Wahlauseinandersetzungen, die es gibt, insbesondere im Wiener Gemeinderatswahlkampf, um das klar zu sagen. Wenn wir uns wechselseitig mit Hass und Respektlosigkeit begegnen, in der Gesellschaft, aber ebenso in der Società Politica, also in der politischen Gesellschaft, dann werden wir das ernten, was wir hier säen. Ob das zu einer Verbesserung der Situation unserer Stadt, zu einer Verbesserung der Situation unserer Bevölkerung, zu einem stärkeren Zusammenhalt der Gesellschaft führt, wage ich ernsthaft zu bezweifeln. 

Ich appelliere heute, füge aber gleichzeitig hinzu, ich werde auch persönlich und unter persönlichem Einsatz dafür sorgen, dass wir in dieser Stadt einen Weg fortsetzen können, der zu jener Situation geführt hat, in der Wien heute steht, als eine Stadt, die weltweit bewundert wird, als eine Stadt des Friedens, als eine Stadt des Zusammenlebens, als eine Stadt der Prosperität und des Wohlstandes. Dies ist alternativlos, aus meiner Sicht heraus gesehen. Ich kann daher nur all jene warnen, die meinen, dass man diesen Weg verlassen müsste. Nochmals, bei Anerkennung aller Meinungsverschiedenheiten, die es gibt, ich stimme ausdrücklich einer Auffassung zu, dass, da muss man nicht dazu übergehen und sagen, irgendwann muss das einmal zu Ende sein, es sich in unserer Verantwortung befindet, dass wir mit bestimmten Ereignissen besonders sensibel umgehen. 

Ich bin kein Anhänger der Kollektivschuld, aber ich bin ein Anhänger der Kollektivverantwortung und die haben wir hier zweifelsohne wahrzunehmen und daher besondere Sensibilität an den Tag zu legen, was die Frage des Antisemitismus betrifft. Ich bin selbstverständlich nicht der Auffassung, dass eine politische Kritik an der Politik Israels per Definition antisemitisch ist, so wie ich der Auffassung bin, dass das Existenzrecht Israels korrespondiert mit dem Existenzrecht der Palästinenser. Aber all dies sind Diskussionen, die wir auf respektvollem Niveau zu führen haben und die wir letztendlich auch so auszutragen haben, dass sie sich weder antisemitisch noch antiarabisch oder in Form einer Argumentation gegen die Religion des Judentums oder gegen die Muslime darstellt. Ich bin davon überzeugt, so wie ich dies auch gerade am vergangenen Feiertag gehört habe, dass tatsächlich bekennendes Christentums etwas damit zu tun hat, dass man sich mit der Not der Menschen, mit der Hilfe für notleidende Menschen und nicht mit Ausgrenzung des anderen oder mit entsprechender Verachtung beschäftigt und nicht jemand anderem Respektlosigkeit entgegenbringt. Ich denke, es ist daher wichtig, dass Demokraten aus allen politischen Lagern, die sich als Demokraten auch verstehen, sich zu diesem Grundkonsens bekennen und darauf verzichten, jenes politische Kleingeld, vielleicht sind auch größere Münzen dabei, das mag sein, zu schlagen, denn der Preis ist hoch. Der Preis, den wir dafür zahlen, können uns unsere Großeltern, unsere Großväter, vielleicht auch vereinzelt unsere Väter, entsprechend erzählen. 

Ich appelliere und bitte daher heute von dieser Stelle aus, dass wir diesen Grundkonsens nicht verlassen und wir uns daran halten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber, Frau Klubvorsitzende, ich führe, und wir alle sollten dies tun, diese Auseinandersetzung politisch und nicht administrativ. Ich denke, dass wir nicht gut beraten sind, wenn wir sagen, die Stadt Wien - nicht eine Partei - vergibt ihre Inserate nach dem Gutdünken der Blattlinie. Im Gegenteil, ich denke, dass es ganz gut und richtig ist, wenn man beispielsweise Inserate, die sich positiv, im Detail, mag sein, kritisch, das ist demokratische Normalität, mit Europa auseinandersetzen, in jenen Blättern, wo man vielfach anderes liest, inseriert. Ich denke, das macht Sinn. Ich denke, es macht Sinn, in Blättern zu inserieren, die sich nicht besonders sorgfältig im respektvollen Umgang miteinander darstellen, um genau diesen Respekt einzufordern. Ich glaube, es macht Sinn, sich gerade dort zu präsentieren und diese Informationen zu geben, wo all jene Maßnahmen, die wir in so großer Fülle setzen, um etwa das Sprachenproblem und sohin das Kommunikationsproblem zu lösen, abgelehnt und verächtlich gemacht werden. Ich denke, dass es durchaus seinen Sinn hat, sich auf diese Art und Weise als Stadt mit jenen Punkten auseinanderzusetzen, die notwendig sind. 

Es ist nicht ganz ernst gemeint, wenn man meint, dass eine tatsächliche Unterstützung eines Blattes sohin eine Existenzsicherung eines Blattes darstellt. Das war mit Sicherheit eine überzogene Formulierung, denn es kann niemand ernsthaft glauben, dass beispielsweise große Blätter wie „Kurier" oder „Kronen Zeitung" von den Inseraten der Stadt Wien ihre Existenz ableiten. Das gilt auch für kleinere Blätter entsprechend. Frau Klubvorsitzende, ich glaube, Sie würden auch heftige Kritik an mir üben, wenn die Stadt Wien tatsächlich so vorgehen würde und Inserate nur an Blätter vergibt, die ihr genehm sind. Denn da würde ich Ihre Kritik dann entsprechend teilen. 

Ich sage daher noch einmal, ich führe mit großer Leidenschaft und großem Engagement diese Auseinandersetzung um Demokratie und Freiheit in diesem Land. Aber ich führe sie mit Sicherheit politisch, denn das ist die einzige Form, wo wir am Ende des Tages in der Tat auch Erfolge erzielen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

In diesem Sinne, sehr geehrte Frau Klubvorsitzende, darf ich Ihre Fragen nach Ihren Punkten hin beantworten oder dies zumindest versuchen und konzentriere mich dabei auf jene Fragen, die in der Tat etwas mit der Stadt Wien und der Verwaltung zu tun haben:

Zu Punkt 1: Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien veranlasst im Laufe eines Kalenderjahres rund 2 000 Einschaltungen in zirka 450 verschiedenen Publikationen, wobei Partei- beziehungsweise parteinahe Produkte nicht davon ausgenommen sind. Ich möchte ausdrücklich festhalten, dass es sich bei allen derartigen Aktivitäten um Informationsweitergabe und nicht um Förderungen oder Subventionen handelt, denn die grundsätzliche Intention einer Einschaltung ist, die Angebote und Serviceeinrichtungen des Magistrats der Stadt Wien den Leserinnen und Lesern der betreffenden Publikation näher zu bringen und umfangreich über das Leistungsangebot der Stadt Wien zu informieren. Ich darf daran erinnern, dass sich die Kommunikationsarbeit der Stadt Wien an alle Wienerinnen und Wiener richtet und daher mit dem Ziel, möglichst die gesamte Wiener Bevölkerung zu erreichen, umgesetzt wurde. 

Im Übrigen, zu Ihrer konkreten Frage, wurden für die „Neue Freie Zeitung" im Jahr 2008 24 entsprechende Insertionen beauftragt. Für das Jahr 2009 habe ich die Zahlen noch nicht vorliegen.

Zu Punkt 2: Im fraglichen Zeitraum, somit in den letzten vier Jahren, wurden in der Publikation „Wir Wiener" keine Einschaltungen vorgenommen, da der Herausgeber keine gesicherten Daten über die Auflage und den Vertrieb machen konnte. Ich kann daher Ihre Frage nicht beantworten.

Zu Punkt 3: Das Cajetan-Felder-Institut erhielt seit dem Jahr 2007 für seine Vereinstätigkeit, das Veranstaltungsprogramm, den Aufbau einer Bibliothek und die Vergabe von Stipendien an junge Wissenschafterinnen und Wissenschafter zum Thema Liberalismus jährlich Förderungen in der Höhe von 30 000 EUR. 

Die Stadt Wien unterstützt Institutionen und Projekte mit unterschiedlichen weltanschaulichen und inhaltlichen Zielsetzungen. Sie nimmt auf die Ausrichtung und Gestaltung der Themen und der Zielsetzungen jedoch bewusst keinen Einfluss. Die Stadt Wien tut dies als offene und pluralistische Stadt und gibt so den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit zu offenen und oft auch kontroversiellen Diskussionen. 

Der Verein übermittelt gemeinsam mit den Abrechnungen der Jahresförderung einen Tätigkeitsbericht über seine Arbeit und Broschüren, die die Ergebnisse der Vortragsveranstaltungen dokumentieren. Während des Jahres werden Einladungen zu den einzelnen Veranstaltungen übermittelt. 

Im Jahr 2008 wurden unter anderem folgende Veranstaltungen durchgeführt: „Die Wirtschaft floriert, wer sind die Gewinner?", unter anderem mit der Wirtschaftskammerpräsidentin Brigitte Jank, „Klimawandel - was tun?", unter anderem mit Frau Univ-Prof Dr Helga Kromp-Kolb und Herrn Direktor Univ-Prof Dr Bernd Lötsch, und „Fit sein vom Kleinkind bis ins hohe Alter - Wunschtraum oder Möglichkeit?", mit Herrn Prof Hademar Bankhofer und Herrn Univ-Prof Dr Norbert Bachl. Am 27. April 2009 fand die Veranstaltung „Die Donau - Walzernostalgie und Stadt-Entwicklungsfaktor", unter anderem mit Herrn DDr Roland Schrems und Herrn Ing Richard Lugner statt. 

Zu Punkt 4: Wie alle Wiener Kinder- und Jugendorganisationen, die Mitglied der Bundesjugendvertretung sind, erhält auch der Ring Freiheitlicher Jugend eine Basissubvention von der Stadt, legitimiert durch eben diese Mitgliedschaft im Dachverband, der wiederum vom Ministerium für Wirtschaft und Arbeit - das ist der alte Begriff - finanziell unterstützt wird. 

Gemäß seinen Statuten lautet der Vereinszweck unter anderem: „Der Verein ist gemeinnützig und bezweckt die Vertretung der Anliegen und Interessen der Jugendlichen gegenüber den politischen und gesellschaftlichen Entscheidungsträgern und ‑trägerinnen auf Bundesebene sowie im internationalen Bereich." 

Der Ring Freiheitlicher Jugendlicher ist Mitglied dieses Dachverbandes und erhielt in den Jahren 2005 bis 2009 jeweils eine Basissubvention in der Höhe von 16 585 EUR. 

Ich möchte allerdings darauf hinweisen, dass natürlich auch ich die Publikationen des DÖW und auch andere Publikationen lese, nachdem ich dessen mächtig bin. Sollte es nun in der Tat erhärtete Hinweise darauf geben, dass verschiedene Feststellungen öffentlicher Art richtig sind, dann wird es um mehr als lediglich um die Frage der Subventionsstreichung der Stadt gehen, sondern selbstverständlich auch um die Frage der Mitgliedschaft im Österreichischen Bundesjugendring und selbstverständlich auch um die Fragestellung dessen, inwiefern Aktivitäten nicht in der Tat unter das Verbotsgesetz fallen. So gesehen hat dies weitreichendere Konsequenzen, sollte sich dies nun in der Tat bewahrheiten. Sollte es keine Mitgliedschaft im Bundesjugendring mehr geben, gibt es selbstverständlich auch keine Subvention mehr seitens der Stadt Wien. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage.

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich zitiere zu Beginn nicht einen Grünen, sondern einen Sozialdemokraten, für den die SPÖ gerade Wahlkampf führt, nämlich Herbert Bösch, Sozialdemokrat aus Vorarlberg, EU-Abgeordneter, und wenn ich es richtig habe, auf Platz sieben der EU-Liste gereiht. Herbert Bösch hat in einem Interview mit dem ORF, auf die Frage, ob nicht die eigene Partei, die SPÖ, versucht, mit einem Antiausländerkurs Stimmen von der FPÖ zurückzugewinnen oder ob die SPÖ nicht Angst vor der FPÖ im Sinne von Stimmenverlieren in diesem Bereich hat, ob sie hier nicht die Linie der FPÖ kopiert, gesagt: „Ja, seit vielen Jahren." Das sagte Herr Bösch. „Wir dürfen nicht mit den Wölfen heulen. Mit einem Antiausländerkurs der FPÖ kann ich nicht mit, weil das ein falscher Kurs ist. Früher waren es die Juden, heute sind es die Ausländer oder Asylanten." - So sagt das Herr Bösch. Was er insgesamt sagt und was ich sehr wichtig finde: „Wenn die Linke sich nach rechts bewegt, dann bewegt die Rechte sich nach rechts außen und die Mitte auch nach rechts außen." - Genau das ist das, was in diesem Land jetzt passiert. 

Ich bin vom Statement des Bürgermeisters enttäuscht. Das war genau diese Mischung der sozialdemokratischen Politik, die wir anprangern. Nämlich am Anfang eine Rede, bei der man durchaus applaudieren könnte, schöne Worte, und beim Handeln dann genau das, was uns nicht passt. Dann ist es fertig. „Wir sind gegen Antisemitismus und gegen Rassismus und für friedliches Zusammenleben und deswegen geben wir dem RFJ, um den es hier geht." - Das passt nicht zusammen. Das passt nur zusammen, wenn man verzweifelt versucht, den Spagat von Wählern und Wählerinnen, die tatsächlich Antifaschisten und Antifaschistinnen sind, hin zu denen, die die „Kronen Zeitung" lesen und die FPÖ-Politik gutheißen, macht. Ich sage Ihnen gleich, das wird die SPÖ auf Dauer zerreißen. Entweder finden Sie zurück zu dem ersten Teil der Rede und lassen dem auch Politik und Taten folgen oder Sie landen tatsächlich leider im Fahrwasser der Freiheitlichen Partei, weil das hoffen die schon die ganze Zeit. Ich hoffe das nicht. 

In Wirklichkeit haben wir jetzt einen Wahlkampf laufen, wo sehr viele Leute eine Weile lang bei Plakaten von der FPÖ gesagt haben: „Na ja, wieder so ein ausländerfeindliches Plakat. So ist es halt." Daran hat man sich teilweise gewöhnt. Es war fast schon Normalzustand. Man wartet eigentlich darauf, welches der Plakate es jetzt sein wird und welchen Blödsinn Sie diesmal draufschreiben werden. Es ist Normalzustand in diesem Land geworden. Die Aussagen von Herrn Strache sind die Kopien von früher. Auch das ist leider seit 20 Jahren Normalzustand in diesem Land. Aber jetzt ist es auf einmal ein bisschen viel geworden und das spüren die Leute. Deswegen reagieren auch viele. Das war halt ein bisschen viel auf einmal. Ebensee, Paintball-Spiele von irgendwelchen Jugendlichen bei einer Gedenkfeier, dazu noch die Verharmlosung von der Innenministerin, der Frau Fekter. Das war ein bisschen viel, kombiniert mit einem EU-Wahlkampf, wo plötzlich aus dem Nichts ein Veto gegen einen Israel-Beitritt auftaucht. Was soll das sein außer blanker Antisemitismus? Nachdem niemand darüber redet, was ist das sonst außer dem Bedienen von Antisemitismus in diesem Land, in dieser Stadt? Natürlich ist es nichts anderes und das wissen auch die Parteistrategien.

Plus der Martin Graf, der vorher gewählt worden ist, wo sich jeder Sozialdemokrat herumdrückt. Die haben noch einen Vorteil, weil in etwa wenigstens die Hälfte der SPÖ-Riege im Nationalrat den Graf nicht gewählt hat. Bei der ÖVP gibt es meiner Information nach zwei Personen, die sich gegen den Vorschlag von Karlheinz Kopf ausgesprochen und nicht für Martin Graf gestimmt haben. Aber die Schande dieser Republik, und deswegen tragen auch viele meiner Kollegen und Kolleginnen dieses T-Shirt, das ich auch trage: „Eure Schande heißt Martin Graf." Da gibt es Tumulte, wenn man das im Nationalrat sagt. Aber die Wahrheit ist, das mit dem Usus kann man sich aufzeichnen, weil das stimmt nämlich nicht. Wenn der Usus wäre, dass der dritte immer automatisch gewählt werden müsste, müssten ja immer ähnliche Stimmverhalten sein. Der Martin Graf hat aber mehr Stimmen als alle seiner Vorgänger und Vorgängerinnen aus der FPÖ und von den Grünen gehabt. (Beifall von GR Mag Johann Gudenus, MAIS.) Das freut die FPÖ. Einen Teil dieser Stimmen hat er von der Sozialdemokratie gekriegt. Bis heute gibt es keine Entschuldigung von irgendjemandem, der zugestimmt hat, sondern es gibt genau das, was wir heute bei der Rede des Bürgermeisters gehört haben, nämlich „Usus", „notwendig", „kann man nicht anders". 

Am 8. Mai 2009 haben die Grünen eine Kranzniederlegung beim Morzinplatz gemacht, der Tag der bedingungslosen Kapitulation von Nazi-Deutschland/Österreich. An dem Tag trauern andere. Wir feiern den Tag als Befreiungstag. Von der IKG, der Israelitischen Kultusgemeinde, war der Herr Fastenbauer, der Generalsekretär, da und hat eine sehr mutige, eine sehr scharfe Rede gehalten und diesen Grundkonsens in Frage gestellt, nämlich, wer die Opfer in diesem Land sind und wer die Täter sind und wer wie viel Aufmerksamkeit bekommt. Er hat eine Geschichte erzählt, die ich sehr bezeichnend für dieses Land gefunden haben. In einem kleinen Dorf am Land wurde eine Tafel angebracht und er wurde eingeladen, darüber zu reden, was man auf die Tafel schreibt, wo man sie hinhängt, wie man das Ganze begeht, eine Tafel für umgebrachte Juden und Jüdinnen aus der Ortschaft. Die Tafel hätte aufgehängt werden sollen, als er das erste Mal hingefahren ist. Links eine Tafel für die Täter und Gefallenen vom Ersten Weltkrieg, rechts eine Tafel vom Zweiten Weltkrieg, jeweils nur Gedenken an die Soldaten und in die Mitte wollte man eine Tafel mit den Opfern des Zweiten Weltkrieges hängen. Sagt der Herr Fastenbauer: „Das ist irgendwie ein Umgang mit Geschichte, das hätte ich lieber gerne anders." Das war dann auch kein Problem und der Bürgermeister dieses Dorfs und der Gemeinderat haben sich darauf geeinigt, einen anderen Platz zu finden. Der Bürgermeister sitzt auch im Nationalrat. Der Herr Fastenbauer hat gesagt, das sei ein engagierter Bürgermeister, der in dieser Frage eindeutig glaubwürdig ist. Er hat aber natürlich mitgestimmt bei der Martin-Graf-Abstimmung. Jetzt fragt der Herr Fastenbauer den Herrn Bürgermeister: „Wie haben Sie denn da gestimmt? Weil nach allem, was ich von Ihnen höre, müssen sie am Schluss eindeutig gegen den Graf gestimmt haben." Die Antwort war genau das Österreichische, was wir seit Jahrzehnten haben - Sie wissen jetzt auch, wie die Geschichte ausgeht: „Sie wissen eh, die Partei hat gesagt, man muss tun, es ist Usus und am Schluss kommt der Martin Graf heraus." 

Das ist der Usus, den es in diesem Land zu ändern gilt. Genau darum geht es. Es geht nicht darum, uns gegenseitig zu sagen, wir sind alle Antifaschisten, wir sind alle gegen Rassismus, wir sind alle Antifaschistinnen und so weiter und so fort. Darum geht es nicht, sondern es geht darum, tatsächlich Politik in Handlung umzusetzen.

Am letzten Wochenende schon wieder, ich weiß nicht, ob das überhaupt schon alle mitbekommen haben. Wieder eine Feier in Oberösterreich, angemeldet als Geburtstagsfeier, endet in einem Eklat, weil die Leute mit Hakenkreuzbinden kommen und irgendetwas feiern, was auch immer das war. Der Wirt ist entsetzt, das dauert ein bisschen, weil die sind ja nicht so hineinmarschiert. Die Polizei wird gerufen, die machen sich einen Spaß daraus, wollen brav mitfeiern und sagen, Oberösterreicher sind lustige Leute. Das finde ich keine besonders witzige Angelegenheit. Die Gäste konnten nicht mehr befragt werden, weil die einen sind einfach abgehauen, feig verschwunden, und die anderen waren so angetrunken, dass sie nicht mehr des Sprechens mächtig waren. Solche Feiern finden statt. Das hat man jetzt jede Woche irgendwo. Mir reicht das! Für das Klima ist eine Partei zuständig und für ein anderes Klima wären alle anderen zuständig. Dann müssen aber alle anderen auch eine Spur mutiger sein, weil mir reicht es langsam. Mir reicht es eigentlich nicht langsam, mir reicht es eh schon lang! Aber es reicht ganz vielen Leuten jetzt. Ariel Muzicant hat das auch im ORF gesagt: „Die Wurschtigkeit gegenüber Rechtsextremismus hat den Nährboden für die Vorfälle bereitet. Da ist die gesamte Gesellschaft und vor allem die Politik gefragt, die seit Jahrzehnten diese Verharmlosung gefördert hat." Auch er nimmt dann in seinem Interview den Martin Graf als Beweis hinein.

Ich möchte nicht dem einzelnen Sozialdemokraten und der einzelnen Sozialdemokratin die antifaschistische Gesinnung absprechen, die auch von Bgm Häupl hier gekommen ist, aber eine gewisse Mutlosigkeit müssen sich ein paar schon unterstellen lassen. Es tut mir leid. Wünschen würde ich mir, dass man sagt, um diese FPÖ ist ein Cordon sanitaire zu legen und das heißt etwas. Es heißt in der Folge unter anderem, kein Geld für rechtsradikale Politik, kein Geld für Zeitungen, die genau das fördern, kein Geld für Vereinigungen, die nichts anderes machen, als diese FPÖ-Politik auf die Straße zu übersetzen. Warum sollen die ein Geld kriegen? Warum kriegen das Haus der Heimat, die „NFZ" und früher „Wir Wiener" einen Haufen Geld? Es war sehr elegant bei der Fragestellung, „Wir Wiener" haben die letzten vier Jahre kein Inserat bekommen. Diese Diskussion haben wir hier geführt. Die haben nämlich vorher schon Inserate gekriegt, bevor die GRÜNEN das hier zum Thema gemacht haben. Marie Ringler und Martin Margulies haben hier gefragt, was mit den Förderungen ist, warum die Inserate bekommen, und plötzlich sind die Inserate dort verschwunden. Leider ist das Geld nur umgeleitet worden in ein anderes Inserat. Leider hat die FPÖ nachher gleichviel Geld bekommen. Das ist natürlich auch ein Blödsinn. Dann schalten Sie gleich die Inserate in „Wir Wiener", wenn Sie es nicht ernst meinen.

Ein Cordon sanitaire ist eigentlich ein Begriff aus der Landwirtschaft, er hat etwas mit Seuchenbekämpfung zu tun, hat etwas damit zu tun, wenn ein Gebiet noch nicht verseucht ist, dass man rundherum genau das legt. In der Politik kommt der Begriff aus Frankreich wegen Le Pen. Das werden die meisten in diesem Haus wissen. Diesen Cordon sanitaire hat die ÖVP zuerst verlassen mit der Bundesregierungsteilnahme der Freiheitlichen und später vom BZÖ. Aber das ist Schnee von gestern, es rentiert sich gar nicht, die Vorwürfe von damals immer wieder zu wiederholen. Was machen Sie heute und morgen? - Das ist schon die Frage. Meiner Meinung nach war das alles furchtbar und ich könnte auch eine Stunde lang darüber reden, aber jetzt sage ich einmal großzügig, Schwamm drüber. Was macht die ÖVP heute und morgen? Heute hofiert sie den HC Strache. Das ist erbärmlich! Wegen eines Wahlergebnisses, weil man Angst hat, weil man nicht weiß, wie es geht, ob man vielleicht gewinnt oder nicht gewinnt. Da kann man doch nicht sagen, man lässt sich vom Herrn Strache zum Bürgermeister wählen! Das ist ja unglaublich! Das ist die neue Linie, die offensichtlich von der Bundespartei ausgegeben, vom Herrn Hahn nachgekaut und von der Wiener ÖVP nicht von sich gewiesen wird. Da kommt keiner heraus, nein, das kommt überhaupt nicht in Frage! 

Nächstes Jahr ist eines sicher, der Herr Strache wird nicht nur nicht Bürgermeister, sondern er wird überhaupt nicht in das Haus kommen und es wird auch keine Funktionen über die hinaus, die sie vom Wähler und von der Wählerin bekommen, geben. Sie sitzen hier, ein paar mehr, ein paar weniger, was auch immer, fertig, und zu sagen haben Sie nichts. Wieso kann man das da nicht zu dritt machen? Das verstehe ich nicht! Die Einzigen, die etwas anderes wollen, sitzen genau da, machen Ihnen einen Gefallen und Sie wissen das. Das halte ich für eine unanständige Politik, weil ich weiß, dass Sie das nicht wollen! Das glaube ich. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich würde Ihnen nicht unterstellen, dass Sie die Ideologie teilen, aber ich würde mir wünschen, dass Sie das politische Handeln danach ausrichten, auch auf die Gefahr hin, dass man vielleicht das eine oder andere Prozent verliert. Wir werden die FPÖ nicht in den Griff kriegen, wenn immer wieder alle mit denen kuscheln. Damit kriegen wir sie nicht in den Griff. Die Freiheitliche Partei bekommen wir in den Griff, wenn wir sie aus unserer politischen Beurteilung aussperren. (GR Dr Wolfgang Aigner: Sie reden die ganze Zeit über die FPÖ! Das ist die beste Werbung für die FPÖ!)
Zum Ring Freiheitlicher Jugend: Es war ganz lieb vom Herrn Bürgermeister, am Ende zu sagen: „falls sich die Beweise erhärten". Also Beweise gibt es genug, diese Aussagen, ich weiß nicht, wer sich daran erinnern kann. Der Chef des RFJ in der Steiermark hat gemeint, man möge im Stadtpark Schafe aussetzen, damit sich die türkischen Jugendlichen an ihnen vergehen können. Viel tiefer geht es nicht mehr! Etwas viel Grauslicheres habe ich in den letzten Jahren nicht gehört! Die Pickerln, die sie gemacht haben, mit „Zuwanderung gefährdet Ihre Gesundheit!" und ähnliches. Der Ring Freiheitlicher Jugend ist längst dessen überführt, was er ist und mit wem er sich abgibt. Das ist nicht nur eine Vermischung mit dem neonazistischen Rat, sondern das ist fast schon personenident. Da braucht es keinen neuen Beweis. In der Steiermark funktioniert das auch. Loben wir wieder einmal ein anderes Bundesland. In der Steiermark kriegt der RFJ kein Geld mehr. Fertig, aus, das geht. Ich weiß nicht, worauf der Herr Häupl oder die Wiener SPÖ warten, um genau das auch zu tun!

Keinen Euro für den RFJ. Dazu gibt es heute einen Antrag. Sie müssen sich einmal vorstellen, Sie werden von Ihrer Fraktion gezwungen, nicht aufzuzeigen! Sie stimmen nachher ab, dass der RFJ Geld kriegt! Am liebsten würde ich Ihnen jede Postille von denen nach Hause schicken, damit Sie wissen, was Sie da mitfinanzieren! Das ist erbärmlich, es tut mir leid! Der Ring Freiheitlicher Jugend ist längst überführt, da gibt es überhaupt keine Diskussion! Selbstverständlich kein Geld! Jetzt könnten wir eine ganze Serie von Sozialdemokraten aufzählen, die das auch so sehen. Ich nehme nur einen, den Obmann des Vereines Gedenkdienst, Florian Weninger, der dem RFJ rechtsextreme Kontakte nachsagt. Er sagt, die Stimmungsmache des RFJ gegen gesellschaftliche Randgruppen genügt, um ihm keine Subvention mehr zu geben. Es sagen serienweise die Sozialistischen Jugenden quer über das Bundesgebiet. Und hier im Saal sitzen 55 Gemeinderäte und Gemeinderätinnen der Sozialdemokratie, wenn dann die Bank voll ist, und müssen zustimmen, dass der RFJ Geld kriegt. Ich würde mir zumindest in dem Moment - im Nationalrat machen das manche Leute - eine kurze Pause gönnen und eventuell einen anderen Raum aufsuchen. 

Kein Platz auch für Inserate! Wir haben das gesehen, Sie können das, weil bei „Wir Wiener" haben Sie es geschafft. Die haben kein Inserat mehr bekommen. Die „NFZ" braucht auch keines. So zu tun, als ob die von vielen Inseraten leben - nehmen Sie einmal ein Blatt in die Hand und blättern Sie es durch! Wissen Sie, wer Inserate in dieser freiheitlichen Zeitung schaltet? - Die Stadt Wien und die „Kronen Zeitung". Punkt, aus, fertig. Da müssen Sie ziemlich viele in die Hand nehmen, ich habe in den letzten Ausgaben kein anderes gefunden. Die Stadt Wien und die „Kronen Zeitung" finanzieren die „NFZ". Auf Gegengeschäftsbasis, schätze ich einmal bei der „Kronen Zeitung", da wird kein Geld fließen. Das heißt, die einzigen, die ein Inserat schalten und Geld überweisen, sind Sie, die Sozialdemokratie via die Stadt Wien, und auch das tut Ihnen in Wirklichkeit weh! 

Lassen Sie sich doch nicht so weh tun! Machen Sie das, was Ihnen Ihr Gehirn sagt, was Ihnen Ihr Bauch sagt und nicht das, was man Ihnen vorgesagt hat. Stimmen Sie mit dem grünen Antrag, auf dass viele zehntausend Euro das nächste Jahr und das laufende Jahr nicht dem RFJ zugute kommen und nicht der „NFZ“ zugute kommen. Kein Euro für die Politik von Hasspredigern, kein Euro für die Politik von – das Zitat kommt auch nicht von mir - Goebbels-Karikaturen, kein Geld für antisemitische, für rassistische, für ausländerfeindliche Politik in dieser Stadt. Sie haben das in der Hand und lassen Sie die GRÜNEN mit diesem Anliegen nicht allein!

Das ist ja unglaublich. Mir wird ja schlecht, wenn ich das alles sehe und ich glaube, einem ganzen Haufen von Ihnen auch. Und mir geht es auch nicht darum, dass da ein grüner Antrag durchgeht. Ich ziehe ihn zurück, wenn ihn jemand von Ihnen einbringt, das ist ja überhaupt kein Problem. Da machen wir halt einen SPÖ-Antrag daraus. Das ist nicht das Problem. Aber es ist zu wenig, vorne schöne Worte zu haben und hinten denen das Geld hinein zu schieben. Das ist ja unsäglich. 

Ich hoffe, dass die Anträge der GRÜNEN heute trotzdem noch eine Mehrheit finden. Vielleicht schieben Sie die ÖVP und die GRÜNEN – die gehen alle hinaus, das geht auch noch für eine Mehrheit oder fast alle, wenn sie nicht dürfen. Ich weiß nicht, wie die ÖVP in dieser Frage abstimmen darf. Wenn alle frei abstimmen dürften, wären wahrscheinlich zumindest einige mit den GRÜNEN einer Meinung. Das allein würde mich schon freuen: Kein Geld für den RFJ, diese Politik lehnen wir ab. Kein Geld für die „NFZ“, die ausschließlich Politik der FPÖ propagiert. Auch das lehnen wir ab. Das ist kein Beitrag für ein friedliches Zusammensein. Die FPÖ hat kein Interesse, dass wir alle friedlich zusammenleben können. Was die machen, ist Hass predigen. Sie wissen das. Machen Sie was dazu! Reden Sie nicht mit uns darüber, tun Sie etwas, stimmen Sie den Anträgen der GRÜNEN zu! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn ich jetzt Ihren Worten gelauscht habe, so muss ich Ihnen ehrlich sagen, Sie haben eine Strache-Phobie, aber das ist heilbar, glauben Sie es mir! Ich werde Ihnen ... (Heiterkeit bei der FPÖ. - Aufregung bei StR David Ellensohn.) Ja! Ja! Und jetzt möchte ich einmal zu Ihnen kommen, genau zu Ihrer Fraktion der GRÜNEN, die ja die guten Menschen sind, die Freunde Israels, die Freunde der Juden.

Haben Sie sich überhaupt schon einmal in Ihrer Partei umgeschaut, Herr Ellensohn? Haben Sie sich umgeschaut? Die Frau Vassilakou, die Superfrau, die geht ja schon, wenn ich jetzt was sage, die ist ja nicht einmal mehr hier. Aber glauben Sie es mir, ich werde Ihnen jetzt einiges von Ihrer Fraktion sagen, weil Sie immer so gut zu den Juden sind, so gut zu Israel.

Es gibt natürlich auch die Frau Lunacek, die werden Sie ja kennen, das ist Ihre Spitzenkandidatin. Und wissen Sie auch, was die Frau Abgeordnete Lunacek gesagt hat? (GR Mag Rüdiger Maresch: Was wird das?) Na, ich werde es Ihnen gleich sagen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was wird das? Eine Märchenstunde?) Gleich werden Sie es erfahren und ich hoffe, Sie werden auch noch andere Worte als Märchenstunde finden. Von Karl Seitzer möchte ich Ihnen etwas zitieren: „Österreichs Grüne unter Antisemitismusverdacht. Kann man in einem Land wie Österreich einseitige antizionistische Veranstaltungen durchführen und Boykott von israelischen Produkten fordern, ohne dass man von der falschen Seite Zuspruch erhält? Man möchte meinen, dass dieses Problem auch Ulrike Lunacek, der außenpolitischen Sprecherin der Grünen in Österreich, hätte klar sein sollen." 

Also was hat Sie gefordert, die Frau Lunacek, bei der Veranstaltung? Kauft keine israelischen Waren! (StR David Ellensohn: Das hat sie nicht gefordert!) Ja, dann lesen Sie! Sehen Sie, genau das ist Ihre Politik: Was nicht sein darf, darf nicht sein. Sie geben hier ... (StR David Ellensohn: Das hat sie nicht gesagt!) Ja dann lesen Sie es, bitte!

Aber weiter (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie hat das nicht gesagt!): Doch wie schon berichtet, lud sie im August zwei prononcierte Antizionisten zu einer Diskussion über den Krieg im Heiligen Land nach Wien. Gekommen war nur Felicia Langer, die einen langen Vortrag halten durfte und unter anderem Jürgen Möllemann bestätigte, nicht antisemitisch gehandelt zu haben, als er Ariel Sharon und nicht Friedmann für Antisemitismus in Deutschland verantwortlich machte. Das war dann zuviel für einige Zuhörer und die Veranstaltung musste unterbrochen werden. Man hatte den Grünen vorgeschlagen, einen anderen Diskutanten einzuladen. Doch Ulrike Lunacek war es wichtig, ihre Vorurteile gegen Israel bestätigt zu haben, meine Damen und Herren!

Und wissen Sie, Frau Klubobfrau, das hatten wir schon einmal, das haben wir schon einmal gehabt. (StR David Ellensohn: Das hat sie ja nirgends gesagt!) Das haben wir schon einmal gehabt und Sie wissen ganz genau von den GRÜNEN, wo das hingeführt hat, meine Damen und Herren! Sie wissen ... (Aufregung bei den GRÜNEN.) Dann verklagen Sie diesen Herrn Pfeiffer und tun Sie jetzt nicht wieder so, das haben Sie wieder nicht gesagt oder nicht gewusst. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das hat sie auch nicht gesagt!) Ja, ich weiß, das sind Ihre Leute, Ihre Spitzenkandidatin, meine Damen und Herren, Ihre Spitzenkandidatin Frau Lunacek!

Da möchte ich einmal einige Worte auch von Ihnen, Frau Klubobfrau, hören. Kommen Sie dann heraus und sagen Sie einmal, was die Frau Lunacek alles über Israel gesagt hat! Und da bleiben wir nicht nur bei der Frau Lunacek, meine Damen und Herren. Aber vielleicht können Sie das heute einmal klarstellen, was die Frau Lunacek gesagt hat. Ja, ich ...(Aufregung bei StR David Ellensohn. - GRin Mag Maria Vassilakou: Was hat sie gesagt?) Zuhören, zuhören ist ganz wichtig für Sie!

Doch Ulrike Lunacek hat ihr unsensibles Handeln nicht geschadet und bei der letzten Parteikonferenz der Grünen wurde sie sogar noch an die dritte Stelle der Bundeswahlliste gewählt. Und heute ist Sie Spitzenkandidatin für Europa. (StR David Ellensohn: Eine einzige Berichtigung!) Ich kann Ihnen nur eines sagen: Genau solche Freunde braucht Israel, glauben Sie es mir, genau solche Freunde!

Aber noch etwas, meine Damen und Herren. Da gibt es ja nicht nur die Frau Lunacek, da gibt es ja noch die Frau Abg Jerusalem. Die kann sich ja dann gleich zum Wort melden, wenn das auch nicht stimmt. Zum Beispiel richteten im Dezember 2001 – ich zitiere auch hier – einige linksextremistische Gruppen einen Brief an das offizielle Organ der Israelitischen Kultusgemeinde IKG Wien, der auch von der grünen Abg Susanne Jerusalem unterzeichnet war. In diesem Brief wird der IKG vorgeworfen, sie hätte jedwede Kritik an Israel als antisemitisch gebrandmarkt, nur weil diese Zeitschrift einen Bericht über eine Palästina-Demo publizierte und einiges sachlich kritisierte. Es ist – und das steht drinnen – zu befürchten, schrieben die Unterzeichner, dass die Vorgangsweise dieser Publikation anstatt Antisemitismus zu verhindern im Gegenteil dazu beiträgt, die Herausbildung eines unbefangenen und vorurteilslosen Umgangs der österreichischen Bevölkerung mit dem Judentum und den jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu erschweren. Da kann man nur mit den Worten antworten: Das ist eine der größten Chuzpe, die Sie haben. Glauben Sie mir das.

Aber nicht genug dessen. Ein Grüner hat gehen müssen, den haben Sie hinausgeschmissen. Das war zum Beispiel der Herr Wilfried Bader, Leiter der grünen Bildungswerkstatt Grübi. Die Bundesvorsitzende der Grübi, Daniela Graf, erklärte, Bader habe ein vereinsschädigendes Verhalten an den Tag gelegt und eine Statutenverletzung begangen. „In unserem Statut steht, dass wir die grünen Grundwerte zu beachten haben, zum Beispiel den Grundwert der Gewaltfreiheit.“ Das sollten Sie sich überhaupt einmal genau durchlesen, ob Sie auch genau danach leben. „Es entspricht nicht den grünen Grundsätzen, in den Irak zu fahren und Tarek Aziz, der einem mörderischen Regime angehört, die Hand zu schütteln.“ Richtig. Und „Ich brauche“, und jetzt kommt es, „auch den Satz nicht, dass er nicht dafür ist, die Israelis ins Meer zu schmeißen. Wir sind auch davon überzeugt, dass es keinerlei Legitimierung der palästinensischen Selbstmordattentate gibt, bei allem Verständnis für die schwierige Lage und die Kritik, die die Regierung Sharon so traf.“ Also, den haben Sie hinausgeschmissen. Warum? Weil er die Selbstmordattentate verurteilt hat und weil er gesagt hat, man kann nicht sagen, man schmeißt die Juden ins Meer. Das ist die grüne Fraktion, meine Damen und Herren. So sind Sie, Sie wollen es nicht sehen!

Ich bin schon beim Schluss und möchte zu Ebensee einige Worte sagen. Da möchte ich den Herrn Daniel Simon, das ist der Präsident des französischen Mauthausen-Komitees, zitieren, der gesagt hat, stellt man ihm die Frage, was jetzt tun mit den jungen Verantwortlichen dieser Vorfälle, ist er ziemlich kategorisch. „Als ich gehört habe, dass zwei in Haft sind, habe ich zu meinen Mitreisenden gesagt, ich denke nicht, dass Gefängnis da helfen kann, Gefängnis bei dieser Art von Einstellung, welche derartige Taten möglich macht. Hingegen kenne ich nicht viele, die über längere Zeit bei Erzählungen von Überlebenden der Lager unsensibel bleiben oder gegenüber einer echten Pädagogik zu diesem Thema. Das ist eine langfristige Arbeit, die man früh beginnen muss. Aber wenn man ernsthaft diese Art von unverantwortlichen Entgleisungen bekämpfen will, ist das sicher wirksamer als Gefängnis!“

Und ich hoffe, Frau Vassilakou, Sie werden einiges zur Frau Lunacek zu sagen haben und der Herr Ellensohn auch. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Mir liegt eine tatsächliche Berichtigung von StR Ellensohn, nehme ich an, vor.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist nicht wahnsinnig wichtig, weil dann hätte das vorher wichtig sein müssen. Dieses Dokument, diese Zitate, die da bei meinem Vorredner durch die Gegend geschwirrt sind, findet man sofort. Nur, es ist natürlich genau das, was man vermuten kann: Es ist kein einziges Zitat dabei. Ulrike Lunacek hat das alles nicht gesagt. Sie hat eine Veranstaltung moderiert und was immer da gesagt wurde - ich sitze auch manchmal auf einem Podium und bin nicht für alles verantwortlich, was links und rechts von mir gesagt wird. Ich bin schon auf einem Podium gesessen, wo FPÖler auch oben gesessen sind (Aufregung bei der FPÖ.) und ich übernehme dafür sicher keine Verantwortung. Kein einziges ... Die tatsächliche Berichtigung. (Weitere große Aufregung bei der FPÖ.) Wir sind hier nicht am Fußballplatz, ruhig! (Aufregung bei GR Mag Johann Gudenus, MAIS.) Das verstehe ich nicht. Die FPÖ hat doch unser Land, außer dass sie ruhig ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Kollege Ellensohn, möchten Sie zur tatsächlichen Berichtigung kommen, bitte.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Die tatsächliche Berichtigung. Aber diese Stimmung hier macht es ein bisschen schwierig durchzukommen. Ich möchte nicht schreien, ist ja nicht nötig.

Tatsächliche Berichtigung: Kein einziges hier der Ulrike Lunacek zugeordnetes Zitat ist von Ulrike Lunacek, sondern es handelt sich um einen Text, in dem geschrieben wird - es sind nicht einmal Anführungszeichen drinnen, es wird nicht einmal geschrieben, dass sie das gesagt hat. Es ist leider, ich glaube, es ist PISA-opfermäßig, Lesen und Verstehen ist nicht das Gleiche und in dem Fall hat es nicht funktioniert. Sie können es ja gerne noch einmal versuchen. Kein einziges Ulrike Lunacek zugeordnetes Zitat ist richtig. Vielmehr ist richtig, dass sie nichts davon gesagt hat und der Vorredner im Wesentlichen Quark gesprochen hat. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur nächsten Wortmeldung. Ich ersuche Herrn GR Dr Ulm, aufs Podium zu kommen.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Dringliche der GRÜNEN gibt auch mir Gelegenheit, einige klare Worte zu den Vorfällen von Ebensee sagen zu können. Ich glaube, dass es absolut notwendig ist, hier klare politische Stellungnahmen abzugeben, dass die Vorfälle in Ebensee in keiner Weise gering gesprochen oder toleriert werden dürfen, sondern im Gegenteil, dass sie auf das Schärfste zu verurteilen sind, ebenso wie Extremismus und Antisemitismus zu verurteilen sind und alles daran zu setzen ist, um diese einzudämmen. Ich glaube, es gibt einen ganz breiten Konsens, was die Vorfälle in Ebensee betrifft, dass Verharmlosung und Glorifizierung des Nazi-Regimes mit aller Entschiedenheit entgegengetreten werden muss. In dieser Art und Weise hat sich auch die Innenministerin Maria Fekter geäußert und andere prominente ÖVP-Persönlichkeiten wie Ernst Strasser, Othmar Karas und Ursula Plassnik. Und ich freue mich, dass ich heute Gelegenheit hatte, das auch im Wiener Gemeinderat sagen zu können.

In Richtung FPÖ muss man sicher klar festhalten, dass das, was dort passiert ist, weit über Lausbubenstreiche hinausgeht und dass ein Wegschauen und Verharmlosen solcher Aktivitäten sicherlich nicht akzeptabel ist und ein völlig falsches Signal darstellt.

Aber nun zum Thema der Dringlichen Anfrage. Die ÖVP hat zur Frage der Inserierung in parteinahen Medien und zur finanziellen Förderung von Instituten und Parteijugendorganisationen immer eine klare Haltung vertreten. Inserate der Stadt Wien dürfen keine Belohnung, wofür auch immer, sein, aber auch keine Bestrafung für ein bestimmtes Verhalten. Inserate sind im Hinblick auf die Zielgruppe der Medien zu schalten oder eben auch nicht. Die Tatsache, dass die Stadt Wien Inserate in zahlreichen Medien schaltet, darf keinerlei Beeinflussung der Berichterstattung des Mediums zum Ziel haben. Ebenso sollte es auch mit der Nichtberücksichtigung von Medien mit Einschaltungen der Stadt Wien sein.

Lassen Sie mich aber jetzt doch auch noch ein paar persönliche Worte zu den GRÜNEN sagen. Ich darf Ihnen sagen, dass Sie mit Ihrer Kritik an der FPÖ für mich nicht glaubwürdig sind. Das hat mehrere Gründe. Ein Grund liegt einmal darin, dass Sie in Ihrer Diktion alles andere als friedfertig und harmonisch argumentieren. Ich wäre vorsichtig mit Ausdrücken wie „Quark“ oder „Es ist ja alles überhaupt nicht wichtig, was man von einer gewissen Seite hört.“ Das ist auch kein besonderer Ausdruck einer Dialogfähigkeit, wenn schon aus der Wortwahl alleine hervorgeht, dass man sich mit dem politisch Andersdenkenden nicht wirklich auseinandersetzen will. Sie werden so wie ich der Meinung sein, dass der Zweck nicht die Mittel heiligt. In Ihrem Verhalten merke ich allerdings sehr wenig davon. Sie lieben eigentlich mindestens so wie die FPÖ die Provokation und die Polarisierung. Sie sind nicht sehr zimperlich, wenn es darum geht, andere zu kritisieren und Sie sind auch sehr gut im Aufbauen von Feindbildern. Zu einem respektvollen Umgang trägt das sicherlich nicht bei.

Ein weiterer Grund, warum ich Ihre Kritik an der FPÖ nicht für sehr glaubwürdig erachte, ist, dass Sie diese Kritik in vordergründiger Weise üben, weil Sie von diesem Reiben am politischen Gegner sich selbst die größten politischen Vorteile versprechen. Sie wollen sich als jene Partei darstellen, die am meisten gegen die FPÖ ist, weil Sie sich davon die meisten Wählerstimmen erhoffen. (StR David Ellensohn: Das ist falsch!)
Und, Herr StR Ellensohn, Sie sprechen von einem Cordon sanitaire, den Sie um die FPÖ legen wollen, haben aber sowohl in Personalfragen als auch in Sachfragen überhaupt keine Probleme, mit der FPÖ zu koalieren. Sie haben mit der FPÖ im ORF koaliert, als es darum gegangen ist, Alexander Wrabetz zum neuen Generaldirektor zu machen. Sie haben in der Frage der Abschaffung der Studienbeiträge koaliert. Sie haben dort einen Verhandlungspartner akzeptiert, der heute auf Ihrem T-Shirt prangt, nämlich Dr Martin Graf. Sie haben überhaupt nichts dabei gefunden, mit ihm zu verhandeln und mit ihm die Abschaffung der Studienbeiträge herbeizuführen und Sie sagen, man muss den Usus ändern und wählen selbst Dr Martin Graf zum Vorsitzenden des Bankenuntersuchungsausschusses! (Beifall bei der ÖVP.)

Es waren die grünen Ausschussmitglieder Mag Werner Kogler und Mag Bruno Rossmann, die Dr Martin Graf zum Vorsitzenden des Bankenuntersuchungsausschusses gewählt haben. (StR David Ellensohn: Falsch! Falsch!) Na ja, dann werden Sie (StR David Ellensohn: Einmal ja, einmal nein!) das berichtigen. Gut. 

Also Sie haben zumindest ein Mal Dr Martin Graf zum Vorsitzenden des Bankenuntersuchungsausschusses gewählt. Immerhin, da sind Sie nicht nur eine Sachkoalition mit der FPÖ eingegangen, sondern haben auch in einer Personalentscheidung mit und für die FPÖ gestimmt und sogar für jene Person, die nun auf Ihrem T‑Shirt prangt.

Ich sage Ihnen in aller Deutlichkeit: Die von Ihnen zitierten Berührungsängste zu faschistischen Ideologien werden offenbar nicht abgebaut, wenn Dr Martin Graf von den GRÜNEN zum Untersuchungsausschussvorsitzenden gewählt wird. Das ist eine Scheinheiligkeit und eine Selbstgerechtigkeit, die Sie hier an den Tag legen! (Beifall bei der ÖVP.)

Aber es ist noch unerhörter, wenn Sie Vertretern der SPÖ oder der ÖVP vorwerfen, Berührungsängste zu faschistischen Ideologien abzubauen. Sie müssten sogar vor sich selbst jedes Recht verloren haben, sich als moralisches Gewissen zu präsentieren, spätestens zu dem Zeitpunkt, als Sie Dr Martin Graf zum Vorsitzenden für den Bankenuntersuchungsausschuss gewählt haben! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. Ich erteile es ihr.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte mich zu Beginn meiner Wortmeldung doch für die sehr sachliche, differenzierte und zurückhaltende Wortmeldung der Kollegin Vassilakou bedanken. Das überrascht jetzt vielleicht, aber nach dem Lesen dieser Dringlichen Anfrage, insbesondere der Begründung, hätte ich mir etwas anderes erwartet. Ich bin sehr dankbar, dass es so nicht gekommen ist, weil mich beim Lesen dieser Begründung vor allem ein Absatz wirklich sehr gestört hat und ich würde sagen, fast sogar verletzt hat, nämlich jener, wo die grüne Fraktion der Sozialdemokratie in diesem Haus Sachen unterstellt, dass sie den Boden dafür bereitet, dass in Ebensee und Mauthausen diese Vorkommnisse passieren konnten.

Das will ich auf das Schärfste für mich und für meine ganze Sozialdemokratische Fraktion hier, aber auch im Nationalrat und für die SPÖ in Österreich zurückweisen, dass dies sicher nicht auf Grundlage sozialdemokratischer Politik passiert ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Ganz im Gegenteil, die SPÖ ist eine ganz klar antifaschistische Partei. Die SPÖ ist eine Partei, die sich jeden Tag in vielen, vielen Initiativen, Projekten und durch ihre Funktionäre und ihre Mitglieder ganz persönlich gegen Rassismus und Faschismus äußert und auch Initiativen setzt und Projekte macht und die es als ihr vordringliches Ziel auch im Sinne von Niemals-vergessen sieht, in diesem Bereich tätig zu sein und nicht in Vergessenheit geraten zu lassen, was an Gräueltaten in der jüngsten Vergangenheit in diesem Land passiert ist. 

Die Frage ist allerdings und die Diskussion hat es gezeigt, dass bei allem Konsens, zu dem sich die SPÖ ganz klar immer wieder deklariert und wir haben diesen gemeinsamen Konsens mit all den Werten, die auch Klubobfrau Vassilakou hier aufgezählt hat, ob es die Solidarität war oder die Hilfsbereitschaft, der Schutz von Minderheiten, die ganz klare Trennung von Politik und Staat und auch vom Religionenstaat, bei all diesem Bekenntnis sieht man doch, dass die Diskussion eine ist, die differenzierter zu betrachten ist, die kein Schwarz und Weiß ist, kein Ja oder Nein, sondern eine ist, die auch - und gerade die Wortmeldung vom Kollegen Ulm auch, was das Abstimmungsverhalten von grünen Kolleginnen und Kollegen immer wieder betrifft zeigt das - differenziert zu führen ist. 

Die SPÖ hat eine ganz klare Haltung und die Stadt Wien ist und gerade hier wird uns ja immer vorgeworfen, dass SPÖ und Stadt Wien eins ist und dasselbe ist – nein, es ist nicht dasselbe und das beweist sich auch anhand solcher Inseratschaltungen oder anderer Förderungen. Die Stadt Wien muss einen anderen Weg gehen. Die Stadt Wien kann nicht einen Weg der Ausgrenzung gehen, wenn auch die Stadt Wien sich klar von bestimmten politischen Inhalten abgrenzt, wie es natürlich gerade in einem ganz rechten Randbereich der Freiheitlichen immer wieder vorkommt. Es gibt hier auch, und das ist ja belegt, Verurteilungen von FPÖ-Mandataren, die zum Beispiel - und das kann man leugnen oder sich nicht mehr ganz sicher sein, das ist ja nicht etwas, das man wegdiskutieren muss. Davon grenzen wir uns und davon grenzt sich mit Sicherheit auch die Stadt Wien klar ab und davon, so hoffe ich, grenzen sich auch demokratisch gewählte Mandatarinnen und Mandatare der FPÖ in diesem Haus ab. Es wäre schön, hier auch einmal eine klare Stellungnahme zu bekommen.

Die Frage der Vielfalt in dieser Stadt betrifft auch, dass ich das einmal so sage, habe ich fast nicht geglaubt, das Zulassen von politischen Meinungen wie es Wählerinnen und Wähler der FPÖ haben. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Stadt Wien und ich kann mir auch nicht vorstellen, dass die SPÖ den Dialog mit freiheitlichen Wählern einschränkt oder den Dialog mit freiheitlichen Wählern nicht mehr führt, weil ich auch nicht der Meinung bin, Herr StR Ellensohn, dass alle freiheitlichen Wähler faschistisch sind. (Aufregung bei StR David Ellensohn.) Lesen Sie das Wortprotokoll nach: Sie haben uns den Rat gegeben, mit diesem Spagat, wie Sie es nennen, aufzuhören, weil wir mit den freiheitlichen Wählern, die faschistisch sind, nichts gewinnen können. Vielleicht haben Sie es anders gemeint, dann sagen Sie es ... (StR David Ellensohn: Ein Teil! Ein Teil!) Also nicht mit allen, sondern nur mit einem Teil. Ja, das glaube ich, dass es mit einem Teil der freiheitlichen Wähler nicht zustande kommt, aber dass der größere Teil der freiheitlichen Wähler, das wissen wir auch, gerade bei den Jungen wissen wir das, nicht FPÖ wählen, weil sie diesem faschistischen Gedankengut nachhängen, sondern dass das viele, viele Gründe hat. Jetzt ist nicht der richtige Zeitpunkt, das auszuführen.

Die Stadt Wien muss daher auf Dialog setzen und tut das, indem sie auch Inserate schaltet, wobei wir aus dieser Diskussion sehr gerne eine Anregung mitnehmen. Wir sollten uns wahrlich überlegen, ob das Inserat „Wien hat das Mehr“ mit Schaltungen in einer Zeitung so wie es die Freiheitlichen hier haben, wirklich das ideale Inserat ist. Ich glaube das nämlich nicht. Wir sollten uns überlegen, ob die Stadt Wien nicht besser beraten ist, wenn sie in diesen Zeitungen Inserate mit der Integrationspolitik und Zuwandererkommission der Stadt Wien macht. (GR Dr Herbert Madejski: Können wir machen! – GR Mag Wolfgang Jung: Haben wir ja schon!) Haben wir schon, sehr gut. Das ist nämlich der wahre Dialog mit euren Wählerinnen und Wählern, auch zu sehen, dass es eine andere Form von Politik in dieser Stadt gibt. 

Ich glaube auch, und da bin ich derselben Meinung, dass der Wahlkampf, der auf uns zukommt, ein nicht sehr schöner wird, ein inhaltlich wahrscheinlich sehr grauslicher wird. Auch wenn ich von dieser Stelle hier gerne den Appell an die Freiheitliche Partei richte, bei allem Verständnis für Wahlkampfrhetorik auf ein paar Slogans zu verzichten, nämlich auf jene Slogans zu verzichten, die in besonderem Maße aufhetzend sind und das sind sie, die in besonderem Maße bestimmte Religionen diskriminieren, die in besonderem Maße bestimmte Bevölkerungsgruppen in dieser Stadt diskriminieren, und auf einen sachlichen Weg zurückfindet. Das würde uns nicht nur nach der Wahl soziale Unruhen ersparen, weil ich dieselbigen befürchte, sondern auch im Wahlkampf eine vielleicht einmal inhaltlich sachliche Diskussion ermöglichen. Die sollten wir vor allem in Wahlzeiten führen, um den Wählerinnen und Wählern die Möglichkeit zu geben, eine inhaltliche fundierte Entscheidung treffen zu können.

Ich bin überzeugt, dass die Demokratie, der Dialog am Ende immer siegt. Ich bin davon überzeugt, dass Ausgrenzung und kein Dialog dazu führt, dass wir soziale Unruhen in diesem Land haben. Ich bin als Demokratin davon überzeugt, dass wir mit unserer und vor allem auch mit der Ausrichtung der Stadt Wien hier dazu beitragen, dass wir in einer friedlichen, guten, sozialen miteinander lebenden Stadt weiter existieren können. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir haben heute einen sehr überlegenden, vorsichtig formulierenden Bürgermeister gehört, von dem ich sagen muss, ich bin nicht in allem seiner Meinung. Aber ich muss auch als Angehöriger einer anderen Partei sagen: Es war eine Rede, die man sich anhören konnte, auch die letzte Rede von der Kollegin Novak. Ich hoffe, sie wird keinen Schaden davontragen. (Heiterkeit bei GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Beruhigen Sie sich Herr Kollege, ich komme eh zu Ihnen. Da gibt es dann bei der ganzen Geschichte leider weniger zu lachen. 

Sie tragen da heute diese schönen Gruftileiberln, wie sie der Schwarze Block trägt, mit dem Ihre Leute ... (Aufregung bei den GRÜNEN.) Ja, der Schwarze Block, mit dem Ihre Leute draußen gerne Hand in Hand und eingehängt auftreten. Diese Knaben, und wenn Sie wollen, zeige ich Ihnen diese Fotos nachher auch gerne aus der Nähe, mit Kapuzen, vermummt, Häubchen auf, eine schwarze Variante des Ku-Klux-Klan, treten hier auf und werden von Ihnen unterstützt. Sie distanzieren sich nicht. Sie gehen Hand in Hand mit diesen Leuten, die dann nachher oder auch während dieser Zeit Steine schmeißen, die auf die Politiker und auf andere Leute einprügeln - Sie können es sich in YouTube anschauen und das nicht ableugnen -, die Rauchbomben werfen und die durchaus bereit sind, Gewalt auszuüben. Es gab ja auch Verletzte und dies nicht zum ersten Mal. 

Ihre Klubobfrau - sie hat sich mittlerweile verflüchtigt, es ist ihr anscheinend unangenehm geworden - hat vorhin gesagt, es gilt hier als grüner Grundsatz das friedliche Zusammensein der Menschen. Das ist ihr Grundsatz und es darf Gewalt nicht gefördert werden. Das Ernst-Kirchweger-Haus, die „Pankahyttn“, wo diese Leute zum Teil daheim sind, genießen Ihre Unterstützung und Sie können nicht sagen, dass Sie nichts davon gewusst haben. Sie hätten bloß beim ersten Besuch - es sind sicher einige von Ihnen vorbei gegangen, bei der „Pankahyttn“ vorbei gegangen, wo das Plakat draußen hing „Und jedem, der da immer redet von Vergessen, wer da immer redet von Verzeihen, dem schlagen wir die Schädel mit schweren Eisenhämmern ein.“ Dort haben sie es geschrieben, nachher haben sie Steine geworfen und anderes! Denken Sie daran, wenn Sie anderen Leuten Vorwürfe machen! 

Sie haben sich darüber aufgeregt, dass Mitarbeiter von Martin Graf im Alter von 16 Jahren Leiberln bestellt haben, auf denen draufgestanden ist „Mir stinken die Linken“. Das ist zwar kein besonders großartiger Ausspruch, aber bei 16-jährigen Buben, auch bei älteren, sehe ich da kein Verbrechen. Sie aber, von denen man glauben sollte, dass Sie doch etwas reifer sind und etwas mehr überlegen, ziehen hier gegen jemanden los, den Sie selber in verschiedenen Bereichen gewählt haben. Vielleicht waren bei der Wahl des Präsidenten Martin Graf sogar ein paar Grüne dabei. Sie haben ja bei der vorletzten Arbeiterkammerwahl in Ihrem Klub auch Mitarbeiter gehabt, die freiheitlich gewählt haben. Na sehen Sie. Also vielleicht war da auch ein Grüner dabei, der den Martin Graf gewählt hat. (Aufregung bei StR David Ellensohn.) Sie können es nicht sicher ableugnen. Nein, darum geht es aber auch nicht. Es geht um ganz was anderes, dass Sie hier jemanden gezielt diffamieren, ohne ihm wirklich etwas Ernsthaftes vorwerfen zu können, was ihn für sein Amt unbrauchbar machen würde. Sie rennen da mit „Ihre Schande heißt Martin Graf“ herum. Ich sage Ihnen eines: Ich bin stolz darauf, ein Freund Martin Grafs zu sein. Und wenn Sie ihn diffamieren, dass er in einer Burschenschaft war, auch ich bin stolz darauf, Waffenstudent zu sein. Das nächste Mal können Sie sich ruhig ein Leiberl umhängen, auf dem draufsteht: „Ihre Schande heißt Wolfgang Jung.“ Sie haben es offenbar ohnehin nur gebraucht vom Nationalratsklub übernommen, weil Sie sich keine neuen Leiberl leisten konnten. (Aufregung bei den GRÜNEN.) 

Es geht hier darum, dass Sie versuchen wollen - und das ist der ganze Zweck Ihrer heutigen Aufregung -, von Ihren internen Problemen abzulenken und sich profilieren wollen, an der Spitze der Kollege Ellensohn, der mit hochroten Bäckchen überall herumgelaufen ist und versucht hat, irgendwelche Widerstandsgeschichten zu organisieren. Es hat ja nicht funktioniert, was Sie da hinbringen wollten! Sie haben weder genügend Leute gehabt noch haben Sie ... (StR David Ellensohn: Gegendemonstration!) Ja, Ihnen ging es darum, Herr Kollege Ellensohn ... (StR David Ellensohn: Gegendemonstration!) Ja, Gegendemonstranten, Herr Kollege Ellensohn. Sie haben eine Demonstration angemeldet. Die Polizei hat sie offenbar für gefährlich gehalten und hat sie abgesagt. (StR David Ellensohn: Sie hat Sie für gefährlich gehalten!) Nein, das hat sie nicht, die Polizei. Sie hat uns nur den Weg freigemacht gegen Ihre Menschenkettlein, die Sie zu organisieren versucht haben, Herr Kollege. Ihre Menschenkettlein, die überhaupt nichts bewirkt haben (StR David Ellensohn: Die Polizei hat Sie für gefährlich gehalten!), die Ihnen vielleicht bei den eigenen Linken ein bissel was im Kampf um Ihr Leiberl nützen. Da rennen Sie nämlich um ein anderes Leiberl und das werden wir sehen, ob Sie das das nächste Mal noch bekommen werden, weil bei den Wählern haben Sie eh kein Leiberl mehr. Das einmal zur Leiberldiskussion klar gesagt, Herr Kollege Ellensohn. 

Und dann gehen Sie mit solchen Leuten in einer Reihe - Sie waren bei uns bei der Demonstration dort. Ich kann mich erinnern. Ich war vor nicht allzu langer Zeit bei der Eröffnungsveranstaltung Ihrer Grünen für den Wahlkampf. Ich habe es heute schon einmal angesprochen. Da bin ich am Kaffeehaustisch gesessen und dann, weil ich aufgestanden bin und mir das von einer Säule aus angeschaut habe, hat mich ein Mitarbeiter Ihres Klubs angeflogen, ich störe die Veranstaltung. Ich habe nicht ein Wort gesagt! Sie waren bei uns und niemand hat Sie deswegen schief angeredet. Ich habe Sie begrüßt und habe gesagt: „Aha, Ihre Demonstration ist abgesagt und ich freue mich, vielleicht wollen Sie bei uns mitdemonstrieren.“ Das haben Sie dann nicht gemacht. Sie sind immer vorausgelaufen und haben versucht, das zu verhindern. Und das, bitte, muss man auch dazusagen: Wir haben eine ordentlich angemeldete Demonstration gemacht. Sie haben sich polizeiwidrig und gesetzeswidrig dagegen gestellt unter anderem in der Hoffnung auf Ihren Schutz als Mandatar und das halte ich auch nicht für in Ordnung. Das ist einfach die Situation. Und was läuft denn da? Sie leben dauernd und Sie wärmen dauernd ewiggestrige Sachen auf, statt sich mit der Gegenwart zu beschäftigen und das gibt Ihnen der Wähler auch zurück. Die Probleme der Gegenwart sind nicht die Vergangenheitsbewältigung. (Aufregung bei StRin Dr Monika Vana und StR David Ellensohn.) Die Probleme sind heute die soziale Gerechtigkeit, die Managergehälter, die Kassenproblematik, die Arbeitslosen, die Kriminalität durch Gewalt im öffentlichen Raum und die explodierende Integrationsproblematik. (StR David Ellensohn: Sie schützen ja die Superreichen!) Na also bitte, da habe ich schon bessere Witze gehört, Herr Kollege! 

Der Herr Bürgermeister hat heute gesagt, in Wien - wie hat er gesagt? - gibt es keine brennenden Tempel. Wir warnen vor Entwicklungen immer schon im Voraus, weil wir vieles vorhersehen können. Sie nehmen es nicht ernst und wenn man warnt - und das ist die große Gefahr dabei -, kommen Sie immer mit dem Totschlagargument des Faschismus. 

In Wien gibt es keine brennenden Tempel, hat Häupl gesagt, aber gestern wurde in einem Tempel geschossen. Gestern wurden in einem Tempel Leute umgebracht und Leute in einem Ausmaß schwer verletzt, wie wir es in Österreich noch nicht erlebt haben. Und ich sage Ihnen, es wird nicht das letzte Mal sein. Das hat auch damit zu tun, dass man alle Warner unkritisch einfach mit dem Faschismusargument niederfahren will. 

Da kommt auch heute Ihre Geschichte mit den Oberösterreichern. Werden wir einmal sehen, was bei der ganzen Geschichte rauskommt. Wir haben es bei Ebensee gesehen. Ich sage nicht, dass die Roten Falken was dafür können oder die Kinderfreunde, bei denen einige von diesen Leuten waren. Das kann in dem Sinne niemand beeinflussen. Aber das Erste war natürlich: Es sind Rechtsradikale, sie haben ein Netzwerk, und so weiter, die 14-jährigen Lausbuben. Die Tat kann man - soweit man so was als Tat bezeichnen kann, es ist wahrscheinlich aus dem Ganzen heraus einfach entstanden - nicht dulden und nicht für richtig halten. Die Verhältnismäßigkeit, dass die jetzt noch eingesperrt sind - darüber haben wir heute schon von jemand anderem aus berufenem Mund etwas gehört. Aber sofort war es natürlich die FPÖ, die dahinter steht, und jetzt ist genau die gleiche Geschichte. Das haben wir doch in der Vergangenheit laufend gehabt. 

Dann waren es diese Vorfälle mit der Auschwitz-Fahrt einer Wiener Schule. Na ja, das ist sofort, auch von der Frau Rudas übrigens, gesagt worden und in die Nähe der FPÖ gerückt worden. Sie hat gesagt, die haben alle Strache-Bilder zu Hause hängen und so ähnlich. Es waren ein Russe, ein Perser und ein Pole. So schaut’s dann immer wieder aus, wenn man näher hinschaut. Ich bin sicher, die Ebensee-Geschichte wird auch nicht ganz so sein, wie Sie sie uns heute gebracht haben. Das ist ein Faktum. (StR David Ellensohn: Was wählen die?) Bitte? (StR David Ellensohn: Was wählen die?) Wer? Das weiß ich ja nicht. Im Gegensatz zu Ihnen weiß ich nicht, was die Leute gewählt haben. Sie haben allerdings bei Ihren Mitarbeitern selber festgestellt, wer es war. Ich frage mich, wie Sie da draufgekommen sind und was das mit dem Wahlgeheimnis zu tun gehabt hat. Dann wird losgegangen (Aufregung bei den GRÜNEN.) und hier wird ganz gezielt mit den Medien gearbeitet. Ich muss sagen, es gibt schon Vorfälle, die einen nachdenklich machen, wie unterschiedlich Bewertungen angelegt werden. Sie haben sich über die Beschädigung von diesem Che Guevara-Kopf aufgeregt, gut. Es ist nicht in Ordnung, so was zu tun. Beim Siegfried-Kopf, einem Totendenkmal aus dem Ersten Weltkrieg, hat man eher begeisterte Zurufe aus Ihrem Lager gehört. In Ebensee kam der große Schrei „Störung der Totenruhe“ in einem Stollen, wo übrigens niemand begraben ist. Ja bitte, bei der Nowotny-Gedenkfeier am Zentralfriedhof war keine Rede von Störung der Totenruhe, auch nicht bei der Frau Präsidentin Prammer. 

Und hier ist ein anderer Punkt, der schon bedenklich ist, das ist nämlich die Meinungsmache. Ich lese Ihnen aus einem Mail vom ORF an die Frau Präsidentin Prammer vor: „Liebe Barbara! Robert Wiesner mit dem ‚Report’ plant für nächsten Dienstag einen Beitrag zu Ebensee, Sora-Studie, Rechtsruck und so weiter und er hätte dich gerne dabei. Er möchte die Debatte klarerweise weiterdrehen“ - klarerweise weiterdrehen! - „sprich, du solltest etwas sagen, das über das Bisherige hinausgeht.“ Da schreibt einer der Frau Parlamentspräsidentin, einer der höchsten Repräsentanten dieses Staates, vor, was sie eigentlich sagen soll. Hier läuft die Meinungsmache einer bestimmten Journalistenloge. (Aufregung bei der SPÖ.) Etwas Überraschendes sollte sie sagen: Dass sie Kritik übt, besorgt sei. Man sagt ihr genau, was sie zu sagen hat: Mehr politische Bildung fordern, es sei okay, ich mache dich ...“Ich mache dich“ - der macht die Parlamentspräsidentin! Ist dieser Reporter in der Frage kompetent? Ja, wo sind wir denn, meine Damen und Herren, in diesem Staat. „Wir sollten etwas anbieten, was die Sache auf den Punkt bringt, etwas Geniales halt.“ So schaut es aus. So schreibt man in Österreich der Frau Parlamentspräsidentin vor, was sie zu sagen hat und sie hat sich leider auch ein bissel in diese Richtung hin verhalten. Das ist Faktum in diesem Land. 

Jetzt kommen wir zu den nächsten Fakten. Sie haben sich darüber aufgeregt, dass ein Inserat über den Türkeibeitritt geschalten wurde - dass der angestrebt wird, darüber ist ja mittlerweile kein Zweifel - und die Warnung gegen den Beitritt Israels. Dass Israel in einer Konfliktzone liegt, die höchst sensibel ist, darüber sind wir uns alle im Klaren. Dass wir diese Konfliktzone zwar durch UN und so weiter zu entschärfen versuchen, ist, glaube ich, auch Konsens. Ich nehme an, wir wollen es ja auch nicht in die Europäische Union hinein nehmen. Und jetzt haben Sie sich aufgeregt, das wäre an den Haaren herbeigezogen. Ich lese Ihnen die Stellungnahme vor, ein Bericht der Deutschen Botschaft aus Tel Aviv über den Amtsantritt des damals neuen EU-Botschafters Ramiro Cibrian Uzal in Israel, also nicht von einem, der nicht kompetent wäre, etwas zu sagen. „Er überraschte gestern. Der Beitritt hängt nur von Israel ab. Es gibt in der Union sogar diejenigen, die über die Möglichkeit sprechen, dass sich Israel dem Euroblock anschließt.“ Er stellt aber klar: „Dafür wird man schmerzliche Zugeständnisse machen müssen.“ Der Beitritt hängt nur von Israel ab und es gibt eine ganze Reihe israelischer Politiker, die diesen Beitritt auch bereits angesprochen haben. Es sprengt den Zeitrahmen, um hier auf das Ganze einzugehen. Da ist keine Rede davon, dass irgendetwas an den Haaren herbeigezogen wurde, dass irgendetwas unwahr war. Strache hat nichts anderes gesagt als: „Wir wollen uns nicht noch einen zusätzlichen Konflikt in die EU herein holen.“ So schaut es in Wirklichkeit aus. Und dann fallen aber beim Kanzlerinterview Worte wie „Volksverräter“ und so weiter, die, wenn einer von uns sie gebraucht hätte, dann wahrscheinlich als Nazi-Jargon bezeichnet worden wären. 

Es gibt auch höchst interessante Stellungnahmen von Kirchenmännern wie vom Herrn Fürnsinn, der Strache sogar vorwirft, „über Leichen gehen zu wollen“. Das ist ein starkes Stück, ein derartiger Vorwurf, von einem Kirchenmann ohnehin, aber auch von jedem anderen. Daher sollte er sich zuerst überlegen, was in der Bibel steht mit dem ersten Stein und mit dem Balken im eigenen Auge und dem Splitter im anderen. Und dieser gleiche Herr Fürnsinn hat sich woanders nicht kreuzschützerisch betätigt, sondern war bei der Ferkelei vom Herrn Nitsch dabei, wo ein Kreuz besudelt wurde. Da lässt es sich schon überlegen, wie echt so etwas gemeint ist. Und der Herr Faymann stellt sich mit dem gleichen Herrn Fürnsinn auf ein Foto für „NEWS“ zusammen, obwohl er, das ist schon eine Zeit lang her, beim Papstbesuch heftig gegen die Kirche aufgetreten ist. Aber man sucht sich halt die Verbündeten, wie man sie braucht. 

Ähnlich ist die Situation hier in der Moscheedebatte gewesen, wo man den Bürgern von Seiten des Bezirksvorstehers vorher etwas anderes versprochen hat. 

Ich sage noch einmal etwas, was ich heute schon angesprochen habe, weil mir diese Frau leid tut, die da als Nicht-Politikerin in eine Geschichte hineingerutscht ist, für die sie an sich nichts kann, weil sie nicht gewohnt ist, mit Worten so sorgsam umzugehen und weil es viele Politiker gibt, die mit den Worten anscheinend auch nicht sehr sorgsam umgehen. Diese Frau Schuster ist neben mir gegangen und war einfach wirklich über diese Leute erschüttert, neben denen Sie, Herr Ellensohn, gelaufen sind. Ich kann Ihnen die Fotos nachher auch noch zur Genüge zeigen, wo Sie mit den Kapuzenmännern herumlaufen, eingehängt, aus den Bereichen, wo nachher die Steine geflogen sind, Herr Ellensohn. Und weil Sie von uns immer das Distanzieren verlangen: Es wäre sehr schön von Ihnen, wenn Sie da jetzt heraus kommen würden und sagen: Okay, wir haben zwar eine legale Demonstration gestört und ich halte es vielleicht nicht für legal, aber für notwendig, aber ich distanziere mich von diesem Gelichter, das Steine wirft, andere verletzt und gewalttätig angreift. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Tun Sie das, kommen Sie heraus und tun Sie es! Dann können wir auch auf einer anderen Ebene weitersprechen, Herr Kollege Ellensohn. (Beifall bei der FPÖ.)
So lange Sie, und das geht auch an die SPÖ, nicht daraus lernen und auch nicht lernen, die Ängste der Bürger, die dort in diesem Bereich bestehen, ernst zu nehmen, so lange wird das eintreten, dass „NEWS“, das übrigens sehr schön geschrieben hat und auch das haben Sie dieses Mal nicht zur Kenntnis genommen - im „NEWS“ steht ausdrücklich dabei, dass es diesmal keine Glatzen mit Springerstiefeln gab, also keine Rechtsradikalen oder was Sie als solche bezeichnen. Das „NEWS“ schreibt sehr schön: „Wir wählen rechts, bei den Jugendlichen, wir wählen rechts.“ (Aufregung bei den GRÜNEN.) Das werden Sie in zwei Wochen erleben und Sie werden es auch später noch erleben, wenn Sie nicht dazulernen. Das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich habe mir ursprünglich gedacht, ich werde es ganz kurz machen. Nach den jetzigen Ausführungen meiner Vorredner und Vorrednerinnen wird es etwas länger werden. 

Wir beginnen beim Herrn Jung, weil die entscheidende Frage in der Auseinandersetzung mit einer politischen Entwicklung, mit dem Rechtsextremismus, ist letztendlich nicht, was die FPÖ im Nachhinein schönredet, sondern was sie mit ihren unterschiedlichen Aussagen, Plakaten, et cetera bezweckt. Es ist ein typisches Sender–Empfänger-Problem, auf das man es im Nachhinein gerne reduzieren kann. Aber wenn die FPÖ plakatiert „Abendland in Christenhand“ oder wie Wahlkämpfe davor „Islam statt Daham“ oder „Gegen den EU-Beitritt von Türkei und Israel“, dann bezweckt die Freiheitlich Partei etwas damit. Wenn es gegen Israel geht, das Schüren antisemitischer Ressentiments, bei „Islam statt Daham“ das Schüren antiislamischer Ressentiments, generell, in vielen Punkten das Schüren von Ausländerfeindlichkeit - das ist das, was die FPÖ in den letzten Jahren bewusst geschürt hat. 

In diesem Punkt irrt meines Erachtens Bgm Häupl, dass es irgendetwas Aufklärerisches an sich hat und irgendetwas bringt, in rechten oder rechtsradikalen Publikationen - und die „Neue Freie Zeitung“ würde ich als rechtsradikale Publikation bezeichnen - zu inserieren. Das bringt nichts für den Dialog. Das wissen Sie genauso gut wie ich. Und Sie wissen auch, dass es diese Inserate bei der FPÖ unter anderem nur deshalb gibt, um zu rechtfertigen, was wir als Grüne schon lange kritisieren, dass wir das als eine versteckte Parteienförderung betrachten. Aber darüber will ich heute nicht reden. Es bringt nur nichts, in einem rechtsextremen Blattl das Wiener Gesundheitssystem mit „Wien hat das Mehr“ zu inserieren, das in jeder Tageszeitung passiert ist, das auf Plakaten passiert ist, wo kein Mensch daran vorbei gehen kann. 

Wenn man den Kampf gegen den Rechtsextremismus ernst meint, dann beginnt es selbstverständlich auch bei den Finanzen. In diesem Sinne ist mir das auch ganz wichtig, weil rechtsextreme Tendenzen nicht vom Himmel fallen, sondern sie entwickeln sich. Insofern, Kollege Ulm, finde ich es schon sehr bedauerlich, dass Sie es in einer ganzen Rede geschafft haben, sich mit den GRÜNEN auseinanderzusetzen, aber kein einziges Wort zur Freiheitlichen Partei gesagt haben! (Aufregung bei GR David Lasar.) Es ist anscheinend Ihre Linie, die Ihr Wiener Stadtparteiobmann Hahn vorgibt, es sich mit der FPÖ gut zu stehen. Das ist Ihre Linie, ich verstehe Sie nicht. Es ist bei diesem rechten Rand auch für Sie nichts zu holen und wann immer Sie sich anbiedern, werden Sie an uns verlieren. Und ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Es geht nicht immer nur um Wählerstimmen. Es geht darum, ein gesellschaftliches Klima zu schaffen, das Rechtsextremismus, Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus, Antiislamismus, das alles ächtet. Es geht um ein Klima der Toleranz und der Offenheit. Und da passt einfach der Spruch „Kein Fußbreit den Faschisten und wehret den Anfängern“, denn das, was jetzt passiert, ist letztendlich auch die Konsequenz des zum Teil, sagen wir einmal, schlampigen Umgangs der Politik und der politisch Verantwortlichen auch in den letzten 20 Jahren mit dem Phänomen des Rechtsextremismus. 

Jetzt habe ich in den letzten 10 Jahren erfreut zur Kenntnis genommen, dass gerade die Wiener SPÖ tatsächlich auch oft mit uns gemeinsam, unseren Anträgen folgend, aber auch eigenständig immer gegen neonazistische Tendenzen, gegen Faschismus aufgetreten ist. Aber mir ist es nur wichtig, darauf hinzuweisen, so war es nicht immer in der SPÖ und so ist es bis heute nicht überall in der österreichischen Sozialdemokratie und die Zeiten eines Kery, eines Wagner sind noch nicht so lange vorbei. Es ist auch noch nicht so lange vorbei, dass Gerichtspsychiater Gross noch anerkannt und Würdenträger der Stadt Wien war. Das hat sich alles in den letzten paar Jahren geändert, aber es bedarf mehr. Es bedarf meines Erachtens tatsächlich mehr und insofern war ich ein bissel überrascht, dass meine Vorrednerin von der Sozialdemokratie gemeint hat, sie war über den Absatz betroffen, wo man der SPÖ was unterstellt. Wir lesen es Ihnen gerne vor, es wurde nichts unterstellt, sondern es steht in der Begründung geschrieben: „Wenn die SPÖ und die Stadt Wien in diesem Kontext Förderungen an Publikationen der FPÖ vergibt, in denen bewusst faschistische und fremdenfeindliche Ressentiments sowie Fremdenangst geführt werden, ist das nicht nur aus demokratiepolitischer Sicht unerträglich, sondern trägt auch zur Förderung eines gesellschaftlichen Klimas bei, in dem Vorfälle wie jener in Ebensee und in Mauthausen keine Seltenheit sein werden.“

Ich hoffe, das unterschreibt jeder und jede von Ihnen, dass wir eben genau nicht dieses Klima fördern wollen. Und da gehört es dazu, gewisse Sachen nicht als Lausbubenstreiche abzutun, nicht immer wieder abzutun, nicht immer wieder sofort zu verzeihen und wieder zu wählen und wieder gut zu sein, et cetera und an die Versöhnung zu appellieren, wenn permanent im Endeffekt von der Freiheitlichen Partei auch getestet wird: Wie weit können wir gehen? Wie gesagt, die Geschichte war von der „ordentlichen Beschäftigungspolitik“ über das „Jetzt erst recht“ und es ist mir der Waldheim-Wahlkampf eingefallen, der ebenfalls mit diesen Ressentiments gespielt hat, über Ariel Muzicant „Dreck am Stecken“ oder über den Umgang mit den Ortstafeln in Kärnten oder über einen Stopp der Überfremdungsplakate, immer wieder laviert sich dann die Politik durch. Warum jetzt viel zu viele junge Menschen FPÖ wählen - ich sage das ganz bewusst -, hat sicher auch in einer Protesthaltung seinen Ursprung, dass wahrgenommen wird, das politische Establishment, das provoziere ich am meisten mit FPÖ Wählen und mit rechtsradikalen Sprüchen, weil sich dieses politische Establishment sowieso immer nur anpasst und nie irgendetwas wirklich unternimmt und im Zweifelsfall alles relativiert. Und das ist in den letzten Jahren passiert. Es ist passiert. Wenn rechtsextreme Übergriffe gewesen sind - kurz große Aufregung und dann war es vorbei. Die jetzt 20-Jährigen haben gelernt, dass die Politik eines Haiders Normalität und akzeptiert ist, weil es in den letzten 20 Jahren keinen Cordon sanitaire um die Rechtsextremen in Österreich gegeben hat. Und das ist wichtig, dass Sie es begreifen. Es ist auch wichtig, dass es die ÖVP begreift. 

Wir werden dem Phänomen Rechtsextremismus mit keiner Verordnung beikommen können. Wir werden dem Phänomen Rechtsextremismus vielleicht dann beikommen können, wenn es uns gelingt, die zugrunde liegenden Ursachen von Fremdenfeindlichkeit, von Ausländerfeindlichkeit, Islamophobie, von Antisemitismus zu bekämpfen. Das hat in vielen Fällen soziale Ursachen. Da geht es um die Überwindung von Armut, da geht es um die Schaffung von Arbeitsplätzen und viele, viele andere Punkte mehr. Aber dazu muss man endlich aufhören zu relativieren. 

Jetzt bin ich nicht derjenige, der sagt, dass die Täter von Ebensee eingesperrt gehören. Um das geht es gar nicht. Aber es sind keine Lausbubenstreiche! Hören Sie damit auf, dass rechtsextreme Übergriffe Lausbubenstreiche sind - direkt an die FPÖ. Hören Sie damit auf und versuchen Sie – nein, es hat ja überhaupt keinen Sinn. Jetzt bin ich selber in die eigene Falle gegangen und habe geglaubt, man kann bei der FPÖ an irgendetwas appellieren. Ich glaube es vielleicht bei der ÖVP. Ich kenne bei der ÖVP die eine oder andere Abgeordnete, den einen oder den anderen Abgeordneten und viele in der Sozialdemokratie, wo ich glaube, dass eine klare Abgrenzung zum Rechtsextremismus auf fruchtbaren Boden fällt. 

In diesem Sinne hoffe ich sehr, dass Sie unseren Anträgen heute zustimmen werden. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste und vorläufig Letzte von der Rednerliste hat sich Frau GRin Mag Straubinger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte gerne zu Beginn grundsätzlich festhalten, dass ich mich hier jetzt sicherlich nicht hinstelle und in irgendeiner Form anfangen möchte, die Politik der FPÖ zu verteidigen. Die Politik der FPÖ verkörpert so ziemlich alles, was ich mir nicht von Politik erwarte, eine Politik, die Vorurteile schürt, eine Politik, die Menschen gegeneinander ausspielt, eine Politik, die nicht konstruktiv, sondern destruktiv ist, die nicht das Miteinander zu fördern versucht, sondern das Gegeneinander, weil es nicht um die Sache geht, sondern um Stimmenmaximierung, möglicherweise auch um Ideologie. In dieses Eck lasse ich mich nicht drängen und wird sich auch die Sozialdemokratie nicht drängen lassen. Ich glaube, wir beweisen immer wieder und jeden Tag aufs Neue, dass wir das verurteilen, dass wir uns dagegen stellen. Das ist in vielen Publikationen und Aussendungen nachzulesen und es ist nachzuhören.

Wenn der Herr GR Margulies sagt, es geht darum, ein gesellschaftliches Klima zu schaffen, das sich gegen Rechtsextremismus und gegen Fremdenfeindlichkeit wendet, dann sagen wir: Ja. Aber die Frage ist: Wie erreicht man ein solches Klima? Die FPÖ ist eine gewählte Partei, die im Nationalrat als gewählte Partei sitzt, die in den Landtagen sitzt, sie sitzt auch hier in Wien im Landtag und Gemeinderat und bekommt deshalb eine Parteienförderung und bekommt deshalb Klubförderung. Das ist so in einer Demokratie, die Meinungsvielfalt zulässt. Das ist ein Zeichen von Demokratie und sie lässt Meinungsvielfalt auch dann zu, wenn sie ihrer eigenen Meinung widerspricht.

Diese Politiker sind es, die im Nationalrat sitzen und vor allem in den Landtagen und im Gemeinderat sitzen und die Aussagen tätigen, die Vorurteile sind, die wir kritisieren, und die Wahlkampagnen fahren, die wir kritisieren. Damit müssen wir uns politisch auseinandersetzen und nicht auf einer administrativen finanziellen Ebene, sondern auf einer politischen Ebene. Das tun wir alle miteinander und das tut vor allem die SPÖ auch laufend.

Bezüglich des dritten Punktes, der noch nicht so im Detail angeschaut worden ist, aber in dieser Dringlichen Anfrage erwähnt worden ist, das Cajetan Felder-Institut: Also man kann der FPÖ viel vorwerfen, aber das Cajetan Felder-Institut ist ein Institut, das eher das Harmloseste ist, das man ihr vorwerfen kann, wo es Diskussionsveranstaltungen gibt zum Thema Klimawandel, Fußball-EM und Gender Mainstreaming, wo - der Bürgermeister hat es erwähnt - Prohaska oder auch die Madeleine Petrovic Diskutanten waren. Diese Subvention, die kann man noch am wenigsten vorwerfen. Das ist eine kleine Förderung inmitten von tausenden Förderungen im Wissenschaftsbereich. Alleine in der MA 7 sind es über 10 Millionen EUR, die an diverseste Projekte vergeben werden, sehr unterschiedliche Förderungen, unter anderem zum Beispiel auch an das Sir-Peter-Ustinov-Institut zur Bekämpfung von Vorurteilen. Das ist übrigens ein Institut, wo die FPÖ der Subvention nicht zugestimmt hat, ebenso wie die FPÖ allen Subventionen von Vereinen und Institutionen, die ein kritisches Licht auf sie werfen könnten, nicht zustimmt und auch allen Förderungen von Vereinen und Institutionen, die sich mit der kritischen Aufarbeitung der Vergangenheit oder auch mit der jüdischen Kultur beschäftigen, nicht zugestimmt hat.

Und wenn der Herr GR Eisenstein sich heute hier hinstellt – im Zuge der letzten Debatte war das, glaube ich, zum Thema Misstrauensantrag gegen den Kulturstadtrat – und sagt, er möchte schon die Frage des Geschmacks hier in die Waagschale werfen, und wenn er davon spricht, dass Kulturförderung eine Minderheitenförderung ist, dann muss ich Ihnen sagen, wir sehen es nicht so. Also wir sehen das nicht so, dass wir Förderungen und vor allem auch nicht Kulturförderungen danach beurteilen, aber auch nicht Förderungen in anderen Politikbereichen. Es geht, wie gesagt, um die politische Auseinandersetzung und nicht um eine Machtausübung in dieser Form.

Ich möchte Ihnen aber schon noch etwas mit auf den Weg geben, denn ich habe mir in Vorbereitung dieser Debatte auch noch einmal genau angeschaut, was das Cajetan-Felder-Institut denn wirklich macht und wer Cajetan Felder war. Wie vielleicht viele, aber doch nicht alle, wissen, war Cajetan Felder Wiener Bürgermeister, ein liberaler Politiker in der Hochblüte des Liberalismus in Österreich. Im Parlament waren die Liberalen damals so um 1860 eine wesentliche und eine bestimmende Kraft. Die Liberalen haben – die FPÖ könnte jetzt ruhig zuhören – damals mitgewirkt an der Emanzipation der Juden, an Konfessionsfreiheit, an der Trennung von Kirche und Staat, und sie haben geholfen, das auch durchzusetzen. 

Sozusagen im Untertitel vom Cajetan-Felder-Institut steht „Verein zur Förderung einer liberalen Kommunalpolitik", und ich denke, es wäre gut für Sie, sehr gut für die Stadt, und es wäre gut für uns alle, wenn Sie diesen Untertitel Ihres Instituts auch ernst nehmen würden und etwas mehr Liberalität als Maßstab für sich selbst anlegen würden und nicht nur bei den anderen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir können aber gleich die beiden von den GRÜNEN eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen. Beide sind zur sofortigen Abstimmung beantragt.

Der erste Antrag betrifft keine Subvention für den Ring Freiheitlicher Jugend. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Der hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, da nur von den GRÜNEN unterstützt.

Der zweite Antrag der GRÜNEN betrifft keine Inserate der Gemeinde Wien für die „Neue Freie Zeitung“. Wer unterstützt diesen Antrag? – Das ist nur von den GRÜNEN unterstützt und hat keine ausreichende Mehrheit gefunden.

Wir kommen jetzt wieder zurück zur ursprünglichen Tagesordnung. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 2, 3, 4, 5, und 6 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine – zusammenzuziehen, die Abstimmung aber getrennt durchzuführen.

Gibt es einen Einwand? – Gibt es nicht.

Ich ersehe, Herr GR Bacher-Lagler, dass sich soeben die GRin Mag Ekici hat streichen lassen. Somit können wir die Poststücke gleich abstimmen. Wer von den Damen und Herren ist für das Poststück Nummer 2? – Das ist einstimmig so beschlossen. (GRin Veronika Matiasek: Nicht einstimmig! Die FPÖ ist dagegen!) 

Darf ich noch einmal um ein deutliches Handzeichen zu Postnummer 2 bitten. Oder um kein deutliches Handzeichen. – Das ist, gegen die Freiheitlichen, mehrstimmig so beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 3. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, so beschlossen.

Postnummer 4. Wer bitte ist dafür? – Das ist mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, beschlossen.

Postnummer 5. – Gleiches Abstimmungsverhalten. Mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, beschlossen.

Und schließlich noch die Postnummer 6. – Gleiches Abstimmungsverhalten. Mit großer Mehrheit, gegen die Freiheitlichen, beschlossen.

Auch bei der Postnummer 49 der Tagesordnung, sie betrifft die Errichtung und den Betrieb der „Infobox" Hauptbahnhof Wien, gibt es keine Wortmeldung. Wir können auch hier gleich zur Abstimmung kommen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die ÖVP, so beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 50 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein Plandokument im 22. Bezirk. Frau GRin Schrödl leitet bitte ein.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Dr Madejski hat sich zu Wort gemeldet. Bitte schön.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden diesem Aktenstück nicht zustimmen, weil wir an sich dagegen sind, dass hier Kindereinrichtungen oder Ähnliches eigentlich nur so wegrationalisiert oder weggewidmet werden. Daher werden diesem Aktenstück nicht zustimmen, aber wir werden das Aktenstück wie vereinbart zum Anlass nehmen, nochmals ganz kurz –schon auf Grund der fortgeschrittenen Tageszeit und weil wir heute auch schon darüber diskutiert haben – über das islamische Zentrum in der Dammstraße zu diskutieren, und ich werde dann auch einige Anträge dazu einbringen.

Ich möchte die Rede dritteln. Erstens: Wie kam es überhaupt dazu, dass jetzt plötzlich zum Beispiel die SPÖ für dieses islamische Zentrum ist? Zweitens: Was wird dort überhaupt gebaut, was geschieht dort überhaupt? Und drittens: Wer ist eigentlich der Betreiber? Schauen wir ein bisschen hinter die Kulissen, wen man sich da in Wien einhandelt.

Meine Damen und Herren! Im „Wiener Blatt" – Sie kennen das alle – haben vor einiger Zeit der ehemalige Herr Bezirksvorsteher, aber auch die Bezirksvertretung einstimmig gegen die Errichtung eines solchen Zentrums in der Dammstraße 37 gestimmt. Da steht stolz hier auf der Titelseite „Nein zum islamischen Zentrum. 2 500 Unterschriften hat eine Bürgerinitiative gegen die Errichtung eines islamischen Zentrums in der Dammstraße 37 mit Unterstützung der SPÖ-Brigittenau innerhalb kürzester Zeit sammeln können." Es wird dann auch darauf eingegangen, warum das hier nicht gewünscht wird. 

Das Ganze fand dann ein legistisches Ende insofern, dass alle damals im Bezirk vertretenen Parteien, auch die GRÜNEN, SPÖ, FPÖ und ÖVP, einen diesbezüglichen Antrag eingebracht haben und sich dieser Antrag damit beschäftigte, warum dieses Zentrum oder dieser Bau – egal, wie man es bezeichnen will – nicht in diesem Gebiet errichten werden soll. Am Schluss dieses Antrages steht – ich möchte nur einen Satz zitieren: „Würde das Projekt verwirklicht werden, seien Konflikte mit den Anrainern vorprogrammiert und vermeidbare unnötige Spannungen zwischen einer Religionsgemeinschaft und benachbarten Bürgerinnen und Bürgern zu befürchten." (GR Erich Valentin: Wann war das? Verraten Sie das Datum! Wann war das? Sagen Sie das! Ich höre nicht, wann das war!)

Dieser Antrag wurde damals einstimmig angenommen. In der Zwischenzeit hat sich einiges geändert. Es ist zwar nichts Wesentliches mehr geändert worden, aber die SPÖ hat sich in den letzten Jahren, insbesondere in den letzten Monaten, inhaltlich doch ein bisschen von dieser Variante des Nichtbauens getrennt und ist halt jetzt Feuer und Flamme dafür, dass man das dort errichtet. Ob das jetzt um vier oder fünf Meter höher, breiter oder nicht breiter ist, ob der Gehsteig breiter ist oder nicht breiter ist, ob drei Parkplätze oder eine Garage mit fünf Garagenplätzen mehr gebaut wird oder nicht, das sind ja alles Peanuts, meine Damen und Herren, entscheidend ist, dass es dort gebaut wird. Und das ist mit Ihrer Unterstützung so.

Das Gleiche haben wir ja auch in Meidling. Ich war sogar bei der Eröffnung dieses Zentrums vor zwei Jahren dabei. In Meidling betreibt der gleiche Verein in der Reschgasse ebenfalls so ein Zentrum. Es ist noch nicht fertig, es ist noch im Bau. Das wird alles eingereicht unter „betriebliches Gebäude", und zwar alles von der ATIB. Ich gehe dann auf diesen Verein noch ein bisschen näher ein. 

Übrigens hat der Vorsitzende dieses Vereines am 15. Mai im „Kurier" – das war nach der Demonstration am 14. Mai – in einem Interview behauptet – das ist eine glatte Unwahrheit –, dass der Verein überhaupt von niemandem gefördert wird, er wird nur von Spenden erhalten und lebt von Spenden. Das kann man sehr leicht widerlegen, indem man sich die Grundbuchsauszüge dieser Häuser, die ATIB in Wien hat, näher ansieht. Natürlich keine Rede davon, dass das rechtlich der ATIB an sich gehört. Es ist aber alles mit Pfandrechten von türkischen Banken beziehungsweise von türkischen Kulturvereinen belegt. Ob das dann die richtige Entscheidung ist? Kollege Al-Rawi nicht nervös werden, du kommst eh noch daran. Oder? (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Es geht um was anderes!) Ach so.

Meine Damen und Herren! Wir werden daher aus diesem ... (GR Erich Valentin: Was hat das mit dem Aktenstück zu tun?) Es ist ausgemacht, dass wir hier darüber diskutieren können. – Neben Geschäften, Wohnungen, Versammlungsräumlichkeiten wird dort natürlich auch ein so genanntes multikulturelles Gesellschaftszentrum, Versammlungszentrum, was auch immer, gebaut, und natürlich wird es wie in allen anderen diesen Gebäuden – wir kennen ja in Wien sehr, sehr viele, jeder weiß es – auch einen Gebetsraum geben. Ob man das jetzt als Moschee in dem Sinne bezeichnet – Minarette wird es dort keine geben, selbstverständlich nicht – oder auch nicht, es ist ein Versammlungsraum genau wie in allen anderen diesen Gebäuden. Nach der Bauordnung dürfte er in Wirklichkeit wahrscheinlich gar nicht errichtet werden, darauf möchte ich aber gar nicht näher eingehen. Schauen Sie sich selbst die Bauordnung § 106a an. Da geht es nämlich darum, was Gebäude mit Aufenthaltsräumen und so weiter alles haben müssten, und dann schauen Sie sich die jetzt schon existierenden Gebäude von ATIB an, was die tatsächlich haben.

Meine Damen und Herren! Daher bringen wir einen Beschlussantrag ein, und zwar der Dr Eisenstein, Klubobmann DDr Schock, die Frau Henriette Frank, der Herr David Lasar und meine Wenigkeit. Ich werde ihn jetzt nicht komplett vorlesen. Es geht im Großen und Ganzen darum, dass die Wiener Bauordnung eine Sonderwidmung für publikumsintensive Veranstaltungsstätten einführen soll. Man muss hier Überlegungen einbeziehen, weil uns das in Zukunft wahrscheinlich noch einige Male in Wien bevorstehen wird, dass ATIB das eine oder andere Gebäude kaufen wird, sanieren wird und hier ein islamisches Zentrum errichten will. 

Ich ersuche, diesen Beschlussantrag, für den wir die sofortige Abstimmung beantragen, dann abzustimmen, und ich ersuche Sie, dem auch zuzustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bevor der Herr Dr Madejski sicher noch sehr wertvolle Ausführungen hat: Da ich als Dritter Vorsitzender ja nicht in der Präsidiale bin, habe ich mich jetzt kurzgeschlossen, wie die Vorgangsweise war, und ich höre zu meinem Erstaunen, Dr Madejski, dass das nicht so vereinbart war, dass Sie jetzt nur über den 20. Bezirk sprechen. Ich bitte daher, das wirklich in der gebotenen Kürze abzuhandeln, vor allem die Anträge. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe schon über die Donaustadt und Meidling gesprochen! – GR Erich Valentin: Ja, vielleicht in einem Halbsatz!) Aber vorher nicht.
GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Selbstverständlich. Zum zweiten Beschlussantrag. Da wird in der Dammstraße ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es geht um Flächenwidmungen, und das ist ein entscheidender Punkt. Bauordnung und Flächenwidmung sind an sich untrennbar miteinander verbunden, ohne das eine wird es das andere nicht geben. Das wissen alle, die seit über 20 Jahren in diesem Haus sitzen, auch der Kollege Valentin oder der Al-Rawi. 

Es wird natürlich in der Dammstraße kein Minarett geben, das ist mir eh klar, das hat auch niemand behauptet. Nur um in Zukunft auszuschließen, dass vielleicht in zwei, drei, fünf Jahren irgendjemand auf die Idee käme, aus gestalterischen oder auch aus anderen Gründen hier in Wien neben ein anderes Gebetshaus ein Minarett zu bauen, stellen wir auch hier einen Beschlussantrag, das Maßnahmen gesetzt werden, damit die Bauordnung alles ausschöpft, um die Errichtung von Minaretten, die der Baustruktur Wiens nicht entsprechen, also hauptsächlich im innerstädtischen Bereich, zu verhindern. Ich bitte auch hier um sofortige Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ)

Ich wollte mich noch mit dem Verein ATIB beschäftigen, ich sehe jedoch ein, ich bin offensichtlich falsch informiert worden von der Präsidiale. Aber wir werden sicher noch die Möglichkeit und die Gelegenheit dazu haben.

Gestatten Sie mir noch, einen dritten Antrag einzubringen, für den ich ebenfalls um sofortige Abstimmung ersuche. Und zwar geht es auch hier wieder um Demonstrationen wie bei der Dammstraße und wie bei vielen Flächenwidmungen, wie etwa auch am Hackenberg. Das hängt ja immer wieder mit Demonstrationen zusammen. 

Es hat sich ja eingebürgert bei uns in Wien – ein Satz noch –, dass vor allem Geschäftsstraßen, insbesondere die Mariahilfer Straße, immer wieder an Samstagnachmittagen zur Hauptverkehrszeit blockiert werden von Demonstrationen. Jeder soll demonstrieren können in Wien für was er will, gegen was er will, aber nicht unbedingt in wirklich großen Geschäftsstraßen, die in wirtschaftliche Mitleidenschaft gezogen werden. Es gäbe Parlament, Rathausplatz, Ballhausplatz und andere Plätze. Daher beantragen wir: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass Demonstrationen in Wien künftig nicht mehr in Geschäftsstraßen stattfinden und dahin gehende Genehmigungen von den zuständigen Stellen des Innenministeriums daher auch nicht mehr erteilt werden." 

Wie gesagt, es gibt viele andere Möglichkeiten, aber nicht unbedingt dort, wo die Käufer hingehen wollen. In Wirklichkeit gehen sie dann in die SCS, und dann regen sich alle wieder auf, wieso die Kaufkraft nach Niederösterreich abwandert. Das hat auch alles mit Flächenwidmung, mit Demonstrationen zu tun, und ich ersuche um sofortige Abstimmung. 

Dem Akt werden wir, wie gesagt, sicherlich nicht zustimmen. Da bin ich informiert worden von unserem Kollegen Mahdalik, der sich ja das alles auch vor Ort angesehen hat beziehungsweise dort auch wohnt und alles bestens weiß, aber ich habe es übernommen, diese Anträge hier einzubringen. Ich habe mir das ebenfalls kurz angeschaut. Es ist nicht möglich, Kinderbetreuungseinrichtungen so mit einem Federstrich wegzubekommen. Daher werden wir dem Akt und dieser Flächenwidmung nicht zustimmen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit, obwohl es in der Präsidiale offensichtlich nicht so vereinbart war, und hoffe jetzt trotzdem auch auf Ihre Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Aigner hat sich zu Wort gemeldet. Bitte schön.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden dem Akt, der Postnummer 50 die Zustimmung erteilen. 

Ein kurzer Satz zu den freiheitlichen Anträgen zum Formellen. Es ist schon sehr befremdlich, wenn man während laufender Sitzung ständig Anträge auf den Tisch gelegt bekommt. (Beifall bei der ÖVP.) Das ermöglicht nämlich nicht, sich intern eine Meinung zu bilden und auch darüber zu diskutieren. 

Ich würde Sie wirklich ersuchen, anders vorzugehen, es sei denn, es ginge Ihnen nur darum, dass Sie sagen können, Sie sind irgendwo die Einzigen. Dann haben Sie nämlich kein sachliches Anliegen, sondern dann geht es nur darum, hier irgendwelche Anträge einzubringen und sie abstimmen und sich niederstimmen zu lassen. 

Uns hingegen geht es um die Sache, und wir glauben auch, dass die Flächenwidmung ergänzungsbedürftig ist, nicht im Sinne einer Lex Dammstraße, sondern überhaupt. Es geht um die Frage, ob es sinnvolle Instrumentarien gibt, wie man so große Zentren, welcher Provenienz auch immer sie sein mögen, flächenwidmungsmäßig berücksichtigen kann, wo auch die Anrainer entsprechend eingebunden werden. Die Vorarlberger haben hier ein Modell entwickelt, und wir werden uns das im Detail anschauen und werden auch hier in den Gemeinderat oder in den Landtag entsprechende Initiativen einbringen. 

Das Gleiche gilt für die Frage der Demonstrationen. Das Demonstrationsrecht ist irgendwie zu heikel, um einfach hier einen Antrag hinzuwerfen. Das Anliegen ist berechtigt, aber die Vorgangsweise ist so, dass man hier eigentlich so nicht diskutieren kann. 

Insofern verstehen Sie auch unsere Ablehnung. So kann man mit solch wichtigen Dingen nicht umgehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum Akt. Es geht hier um das Gebiet des so genannten „Kagraner Laberls" östlich vom alten Ortskern Kagran. Auf der einen Seite Kleingartengebiet, auf der anderen Seite Reihenhäuser und sonst teilweise brachliegendes Bauland, das hier eigens aufgeschlossen werden soll. Es gibt einen Grünstreifen entlang der noch nicht ausgebauten Straßen. Dieser soll als Fuß- und Radweg mit Zufahrtsmöglichkeiten für Einsatzfahrzeuge ausgebaut werden. Die Erschließung der Bauplätze wird vom Villaweg aus erfolgen. Derzeit ist keine größere Wohnbebauung in diesem Gebiet geplant. Daher gibt es momentan noch keinen Bedarf an Kinderbetreuungseinrichtungen.

Und zur FPÖ. Eine „publikumswirksame Veranstaltungsstätte" ist hier jedenfalls nicht geplant. Ich verstehe auch nicht, wieso wir das hier diskutieren. Es gab erst im Jänner eine Änderung der Bauordnung, und soweit mir bekannt ist, waren StR Herzog von der FPÖ und auch die Kollegin Frank in diesen Arbeitskreis eingebunden, und damals gab es offensichtlich nicht die Ansicht, dass hier Änderungen der Bauordnung erfolgen sollen.

Zum vorliegenden Akt ersuche ich noch einmal um Ihre Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 50 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit der SPÖ und ÖVP so beschlossen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und mit den GRÜNEN.) Also dafür gestimmt haben die SPÖ, die Grünen und die ÖVP. Die Freiheitlichen haben dagegen gestimmt.

Sie können jetzt die drei Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen. Für alle ist die sofortige Abstimmung beantragt. 

Der Antrag Nummer 12 betrifft die Sonderwidmung im Rahmen der Bauordnung für Wien für publikumsintensive Veranstaltungsstätten. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das wird nur von den Freiheitlichen unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Antrag 13 betrifft Maßnahmen, um die Errichtung von Mineretten zu verhindern. Wer ist für diesen Antrag? – Ebenfalls nur von der Freiheitlichen unterstützt. Das ist nicht die notwendige Mehrheit.

Der Antrag 14 betrifft Demonstrationen auf der Mariahilfer Straße. Wer dafür ist, den bitte ich um Zeichen der Zustimmung. – Das ist von den Freiheitlichen unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Es gelangt die Postnummer 51 der Tagesordnung zu Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7698 im 22. Bezirk. Ich sehe, hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können daher die Post gleich abstimmen. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig, gegen Grüne, so beschlossen. 

Postnummer 52 der Tagesordnung kommt zur Verhandlung. Es geht ebenfalls um ein Plandokument im 22. Bezirk. Frau GRin Schrödl wird einleiten. 

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Mag Lachkovics hat sich gemeldet. Bitte schön

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir stimmen diesem Akt Postnummer 52 zu, denn diese Änderung des Flächenwidmungsplanes bedeutet eine Verbesserung in Bezug auf die Nahversorgung für dieses Wohngebiet an der Donaufelder Straße. Es ist zu erwarten, dass es nach der Neubebauung in diesem Gebiet verschiedene Einkaufsmöglichkeiten dort gibt. Im Moment lässt die Nahversorgung in diesem Wohngebiet sehr zu wünschen übrig, und deswegen begrüßen wir diese Flächenumwidmung. 

Wir hoffen, dass ähnliche Projekte auch bei anderen Stadterweiterungsgebieten ermöglicht werden können, zum Beispiel bei der Liegenschaft des ehemaligen OMV-Geländes an der Gerasdorfer Straße 151, und deswegen wollen wir die Gelegenheit ergreifen, einen diesbezüglichen Antrag dazu einzubringen, denn derzeit läuft das Umwidmungsverfahren für diese Liegenschaft. Es sollen dort in Zukunft 800 Wohnungen entstehen, das bedeutet ungefähr 2 500 neue BewohnerInnen. Bei Umfragen bei den AnrainerInnen haben wir festgestellt, dass es bereits jetzt großen Bedarf an Nahversorgungseinrichtungen gibt, und wenn dann noch 2 500 neue Bewohner und Bewohnerinnen hinzukommen, kann sich das nur noch verschärfen. Das heißt, diese Bebauung des ehemaligen OMV-Geländes jetzt bietet die Möglichkeit, Defizite, die jetzt schon vorhanden sind, ein wenig auszugleichen. 

Ich möchte nur ganz kurz erwähnen: Vor Kurzem war ich in Tübingen und habe mir dort die so genannte „Stadt der kurzen Wege" angesehen und auch die Geschichte dieses Stadtteiles erklären lassen. Da hat sich herausgestellt, dass dort bereits bei der Ausschreibung der Bauträgerwettbewerbe dafür Sorge getragen wurde, dass dort die Nahversorgung funktioniert, und zwar nicht nur Einkaufsmöglichkeiten für den täglichen Gebrauch, sondern auch andere Gewerbe und Dienstleistungen. Da sollten wir uns in Wien das vielleicht ansehen, um herauszufinden, was wir in Wien davon umsetzen könnten. 

Grundlage für ein Nahversorgungskonzept im ehemaligen OMV-Gelände sollte natürlich eine Bedarfserhebung sein, und zwar eine Bedarfserhebung im gesamten Einzugsgebiet der Gerasdorfer Straße zwischen Brünner Straße, Illgasse und Grenzweg, um herauszufinden, was an Nahversorgungseinrichtungen fehlt und was noch zusätzlich ergänzt werden muss, wenn 2 500 neue BewohnerInnen dort einziehen. 

Daher stellen wir den Antrag an die Amtsf StRe Schicker und Ludwig, eine solche Bedarfserhebung durchführen zu lassen. - In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages sowohl an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr als auch an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen und Wohnbau und Stadterneuerung. 

Ich hoffe, wir können uns ein Beispiel an der „Stadt der kurzen Wege" nehmen, und ich hoffe auf Ihre Zustimmung. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem dieser Akt ja im Ausschuss einstimmig beschlossen wurde, möchte ich nur noch einmal kurz darauf hinweisen, dass es sich hier um hochwertiges Wohngebiet, primär der Westnet beziehungsweise die Internationalen Schule, handelt, das in Kürze auch durch die Straßenbahnlinie 26 an die beiden U-Bahn-Linien U1 und U6 angebunden wird. 

Wie auch bereits erwähnt, gibt es eine ausgezeichnete Nahversorgung, und ich bitte daher um Zustimmung zum gegenständlichen Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! 

Wer für die Postnummer 52 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir können gleich den von den Grünen eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag abstimmen. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung an die zuständigen Ausschüsse beantragt. - Wer für die Zuweisung dieses Antrages betreffend Wohnbebauung Gerasdorfer Straße an beide Ausschüsse ist, den bitte ich um Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 18.27 Uhr.)

